Google 


Uber dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|http: //books.google.comldurchsuchen. 


Digitized by Google 


u Bee Te = = ee ee ieee eke z ea 
ee Se Re Denn m; eee ST SD DSA mn oe i Te a a . 


Digitized by Google 


_ BEITRÄGE ZUR LANDES- UND VOLKESKUNDE VON ELSASS-LOTHRINGEN | 
UND DEN ANGRENZENDEN GEBIETEN. XLVII. 


— m > a aa I maaa 


DIE 

PLÄNE EINER WIEDERGEWINNUNG 

ELSASS-LOTHRINGENS IN DEN 
JAHREN 1814 UND 1815. 


VON 


A 
Yiu oon ‘PORNLA lig 
are re) 


STRASSBURG 
J. H. ED. HEITZ (HEITZ & MUNDEL) 
1944 


Vertac von J. H. ED. HEITZ (HEITZ & MUNDEL). 


BEITRAGE ZUR LANDES- UND VOLKESKUNDE 


von Elsass-Lothringen und den angrenzenden Gebieten. 
Band I. 


1. Die deutsch-franzisische Sprachgrenze in Lothringen von 
Const. This. 34 S. mit 1 Karte (1 : 300.000). 1 50 

2. Ein andechtig geistliche Badenfahrt des hochgelehrten 
Herren Thomas Murner. 66 5. Neudruck mit Erläutergn. insbe- 
sondere über das altdeutsche Badewesen v. Prof. Dr. E. Martin. XXII 
u. 44 S. mit ¢ Zinkätzungen nach dem Original. — 

3. Die Alamannenschlacht vor Strassburg 357 n. Chr. von 
_Archivdirektor Dr. W. Wiegand. db S. mit einer Karte und einer Weg- 
skizze. 1 

4. Lenz, Goethe und Cleophe Fibich von Strassburg. Ein urkund- 
licher Kommentar zu Goethes Dichtung und Wahrheit mit einem Porträt 
Aramintas in farbigem Lichtdruck und ihrem Faksimile aus dem Lenz- 


Stammbuch von Dr. Joh. Froitzheim. % S. 9250 

5. Die deutsch-französische Sprachgrenze im Elsass von Dr. 

Const. This. 48 S. mit Tabelle, Karte und 8 Zinkätzungen. 1 50 
Band II. 


6. Strassburg im französischen Kriege 1552 von Dr. A. Hol- 
laender. 68 S. 1 50 

7. Zu Strassburgs Sturm- und Drangperiode 1770-1776 von 
Dr. Joh. Froitzheim. 88 S. 

8. Geschichte des heiligen Forstes bei Hagenau im Elsass. 
Nach den Quellen bearbeitet von C. E. Ney, Kais. Oberförster. I. Teil 
von 1065—1045. 114 S. 

9. Rechts- und Wirtschafts-Verfassung des Abtölgebieien 
Maursmünster während des Mittelalters von Dr. Aug. 
Hertzog. 115 S. 

10. Goethe und Heinrich Leopold Wagner. Ein Wort der Kritik 


an unsere Goctheforscher von Dr. Joh. Froitzheim. 68S. 1 50 
Band III, 
11. Die Armagnakan im Elsass von Dr. H. Witte. 158 S. 2 50 


12. Geschichte des heiligen Forstes bei Hagenau im Elsass. 
Nach den Quellen bearbeitet von C. E. Ney, Kais. Oberförster. Il. Teil 
von 1648—1791. 158 S. 2 50 
13. General Kleber. Ein Lebensbild von Friedrich Teicher, Konig. 
bayr. Hauptmann. 48 S. 1 20 
14. Das staatsrechtliche Verhältnis des Herzogtums Loth- 
ringen zum Deutschen Reiche seit dem Jahre 1542 yon 
Dr. Siegfried Fitte. Mit 1 Karte und Stammtafel. 102 S. 250 
15. Deutsche und Keltoromanen in Lothringen nach der Völ=- 
kerwanderung. Dic Entstehung des deutschen Sprachgebietes von 
Dr. Hans N. Witte. Mit 1 Karte. 100 S. 2 50 


Band IV. 


16. Der letzte Puller von Hohenburg. Ein Beitrag zur politischen 
und Sittengeschichte des Elsasses und der Schweiz im 15. Jahrhundert, 
sowie zur Gencalogie des Geschlechts der Piller von Dr. H. Witte. 
IV u. 143 S. i 2 50 

17. Eine Strassburger Legende. Ein Beitrag zu den Beziehungen 
ser nun zu Frankreich im 16. Jahrhundert von Dr. A. Mae 
28 as 

18. Der lateinische Dichter Johannes Fabricius Montanus (aus 
Bergheim im Elsass) 1527—1566. Selbstbiographie in Prosa und Versen 
nebst einigen Gedichten von ihm, verdeutscht von Theodor Vul- 
pinus. 29 S. — 80 


BEITRAGE ZUR LANDES- UND VOLKESKUNDE VON ELSASS-LOTHRINGEN 
UND DEN ANGRENZENDEN GEBIETEN. XLVII. 


an 


DIE 
PLANE EINER WIEDERGEWINNUNG © 
ELSASS-LOTHRINGENS IN DEN 
JAHREN 1814 UND 1815. 


VON 


ROBERT BRENDEL 


STRASSBURG 
J. H. ED. HEITZ (HEITZ & MUNDEL) 
1914 


D D fal 
4322, 
no. 7 -YS 


VORWORT. 


Die Anregung zu vorliegender Arbeit empfing ich 
von meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Professor Dr. 
Wiegand, dem ich dafür wie für die stetige Hilfe und 
den Rat bei Anfertigung derselben tiefen Dank schulde. 

Die Darstellung beruht zum Teil auf bereits ge- 
druckten Quellen, die ich durch Benutzung der Archive 
von Wien, Berlin, München, Stuttgart und Hannover 
nachprüfen und korrigieren konnte, zum Teil wie die 
Abschnitte über die österreichische, besonders aber die 
bayrische, wiirttembergische und badische Politik auf un- 
bekanniem archivalischen Material. Leider war es mir 
nicht möglich, die bisher noch sehr unklare Haltung 
Badens während der Friedensverhandlung 1814 und 1815 
vollkommen zu erhellen, da mir das Karlsruher Archiv 
nicht zugänglich war. 

Bei der Auffindung der fraglichen Akten unter- 
stützten mich in besonders liebenswiirdiger Weise die 
K. K. Archivverwaltung in Wien unter ihrem Direktor 
Herrn Hofrat von Karolyi, der mir die stets hilfsbereite 
Kraft des Herrn K. K. Staatsvizearchivars Roderich 
Gooß zur Verfügung stellte, sowie die würtiembergische 
Archivverwaltung in Stuttgart, deren Beamter Herr 
Archivrat Dr. Wintterlin mir in freundlichster und libe- 
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ralster Weise entgegenkam. Auch der bereitwilligen Hilfe 
des Herrn Archivdirektors Dr. Bruno Krusch und Herrn 
Dr. Peters vom Geh. Staatsarchiv in Hannover und der 
Beamten des Geh. Staatsarchivs in München möchte 
ich hier gedenken. In Straßburg selbst half mir -mit 
Ratschlägen und Hinweisen bei der Aufsuchung der Flug- 
schriften und Zeitungen aus dem Elsaß Herr Oberbiblio- 
 thekar Prof. Dr. Marckwald von der Universitäts- und. 
Landesbibliothek. 

Allen diesen Herren möchte ich meinen ergebensten 
Dank auch an dieser Sielle aussprechen. 


Straßburg i. Els., im Dezember 1913. 


Robert Brendel. 
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EINLEITUNG. 


§ 1. Frühere Bestrebungen zur Rückgewinnung 
des Elsaß. 


Die Zeit der Befreiungskriege ist in mehr als einer Hin- 
sicht eine Epoche der nationalen Wiedergeburt und des Sich- 
besinnens auf eigene Kräfte und Werte. Im Volke glühte 
damals nicht allein das schmerzdurchbebte Bewußtsein jüngst 
erlittener Schmach und Vergewaltigung, in ihm wurden auch 
Erinnerungen an scheinbar längst vergessene Unbill früherer 
Zeiten, das Verlangen, sie endlich zu sühnen, wach. So be- 
sannen sich damals deutsche Patrioten auf das dem Reich ent- 
rissene Grenzland Elsaß-Lothringen und versuchten es zurück- 
zugewinnen. Diese Bemühungen sollen in meiner Untersuchung 
geschildert werden. Einleitend aber sei in großen Zügen dar- 
gelegt, wie solche Anstrengungen seit der Ännexion der Länder 
durch Frankreich immer wieder gemacht wurden. Auf die 
äußerst komplizierte und durch die zahlreiche Kontroversliteratur 
noch verworrener gewordene Frage der Abtretung des Elsaß 
im Westfälischen Frieden kann ich hier nicht eingehen Ich 
muß mich vielmehr auf die für die Weiterentwickelung der 
Beziehungen Frankreichs zu Deutschland entscheidenden Punkte 
beschränken. Vor allem sei betont, daß Frankreich im West- 
fälischen Frieden nur den Gesamtbesitz des Hauses Oester- 
reich im Elsaß beansprucht und erhalten hat, d. h. die öster- 
reichische Landgrafschaft OberelsaB, die aus habsburgischen 
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Territorien und gewissen österreichischen Rechten über 
einige Reichsstände bestand, dann die österreichische Land- 
vogtei über die zehn Reichsstädte und schließlich die nicht- 
österreichische Landgrafschaft Unterelsaß, die aber seit dem 
14. Jahrhundert kein territorialer Begriff mehr sondern nur 
ein «Titel und zwei jeden realen Wertes bare Ehrenrechte» 
war1l, Dieser objektive Tatbestand aber ist durch einige Un- 
klarheiten infolge der Schuld der Kaiserlichen Gesandten 
verdunkelt worden. Vor allen Dingen trug der eigentlich 
Straßburg zukommende Titel «Landgrafschaft Unterelsaß», den 
Trautmannsdorff? in die Bestimmungen aufnahm, hiezu bei. 
Späteren Interpretatoren wurde durch ihn die Möglichkeit ge- 
geben, auf Grund dieser schwer definierbaren Bezeichnung 
ähnliche Hoheitsrechte über elsässische Reichsstände im Unter- 
elsa geltend zu machen, wie sie in dem Begriff Landgraf- 
schaft Oberelsaß enthalten waren. 

Ferner ließen die Kaiserlichen Gesandien im Friedens- 
instrument eine Klausel stehen, die hinter der Forderung, daß 
die Reichsstände in ihren Freiheiten und ihrer Unmittelbarkeit 
zu belassen seien, stand und betonte, daß durch diese «Ver- 
pflichtung das dem König abgetretene Souveränitätsrecht keine 
EinbuBe erhalten solle»3. Selbstverständlich konnte das als 
eine Einschränkung und, wenn man so interpretieren wollte, 
sogar als eine Aufhebung des Vorgesagten gelten. Von ent- 
scheidender Bedeutung für die Beurteilung der Reunionen aber 
ist es, daB die Franzosen bei Abschluß dieser Bedingungen 
nicht im Unklaren über den wahren Sinn und Inhalt der Be- 


1 Und zwar die: die unterelsässischen Landtage zu berufen 
und zu leiten, und die mit altem Gut der ehemaligen Landgrafschaft 
ausgestatteten Vasallen zu belehnen, wobei das erstere sogar von 
der Landvogtei Hagenau bestritten wurde. Siehe Overmann, Die 
Abtretung des Elsaß an Frankreich, Zeitschr. für Geschichte des 
Oberrheins. N. F. 19, S. 111. 

2 Kaiserl. Bevollmächtigter. 

3 Overmann, Zeitschr. für’ Geschichte des Oberrheins N. F. 19. 
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griffe waren!, daß sie schon damals die Auslegbarkeit der 
Artikel erkannten und bereits damals der französische Unter- 
händler Servien seiner Regierung andeutete, man könne die 
Friedensartikel in ihrer Unbestimmtheit evtl. anders, zu Gunsten 
Frankreichs, interpretieren. Und in der Tat begannen auch 
bald Versuche der französischen Regierung, ihre Macht über 
die objektiv gesteckten Grenzen auszudehnen, und in dem ` 
1672 mit Holland ausbrechenden Krieg nahmen sie sogar ge- 
waltsame Formen an. 1674 wurde auch das Reich in diesen 
Kampf hineingezogen, und jetzt treten zum ersten Mal politisch 
bedeutungsvolle Bemühungen zutage, die elsässischen Gebiete 
zurückzugewinnen. In den Friedensverhandlungen, die 1675 
begannen, suchten die Kaiserlichen Gesandten endlich Klarheit 
in die Stellung der elsässischen Reichsstände zu bringen, da 
diese sich fortwährend infolge der Zweideutigkeit der West- 
falischen Friedensartikel von den Franzosen belästigt sahen. 
Allerdings entbehrte damals die Kaiserliche Politik in dieser 
Frage der nötigeh Energie. Sie war allzusehr von hahsbur- 
gischen Sonderinteressen erfüllt, und so konnte der Kaiser den 
Vorschlag eines Austausches von Schlettstadt gegen Freiburg 
im Breisgau machen, ja sogar für diese habsburgische Besitzung 
die Souveränität über die zehn Reichsstädte anbieten?. Erst 
als dieses Enigegenkommen keinerlei Erfolg hatte, beharrten 
die Kaiserlichen Gesandten auf der Forderung eines Schieds- 
gerichts zur Erhellung der elsässischen Rechte. Da die Franzosen 
sich nicht darauf einlieBen, wurde schließlich das Kaiserliche 


1 Diese Interpretation hat Overmann in oben genanntem Auf- 
satz überzeugend entwickelt und mit französischen Schriftstücken 
belegt, wie der Denkschrift Serviens vom 24. August wo es heißt: 
«Was die Abtretung des Elsaß betrifft, so kann man zu Recht nur 
das beanspruchen, was bisher dem Hause Oesterreich gehört hat, 
das ja keine Oberhoheit über die elsässischen Reichsstände besessen 
hat.» Der größte Teil des Unterelsaß war reichsunmittelbar. Bd. 20 
der genannten Zeitschr. S. 123. _ 

2 Legrelle, S. 425. 
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Verlangen als Protest neben der Nymweger Friedensurkunde 
von 1678 veröffentlicht. Der Erfolg dieses Vertrags zeigte sich 
bald. Im selben Jahre wurde in Metz die erste Reunions- 
kammer eröffnet, der bald andere in Breisach, Tournai und 
Besancon folgten. Sie hatten den Zweck festzustellen, was 
alles jemals zu dem in den Friedensschlüssen an Frankreich 
gekommenen Besitz gehört hatte. Alle diese Territorien 
oder Rechte sollten dann wieder mit Frankreich «reuniert» 
werden. Auf Grund dieser Untersuchungen wurde das ganze 
Elsaß für französischen Besitz erklärt. Selbst auf die reichs- 
unmittelbare Ritterschaft im Unterelsaß erstreckten sich 
die Ansprüche Frankreichs. 1681 fiel auch Straßburg dieser 
Politik zum Opfer. Reich und Kaiser suchten den Reunions- 
bestrebungen der französischen Krone energisch entgegen- 
zuwirken. Persönlich bemühte sich Kaiser Leopold I. bei 
dem Gesandten Frankreichs in Wien, Marquis de Vitry, 
um eine Einstellung der Reunionen!, mußte aber von diesem 
zurückgewiesen, eine außerordentliche Gesandtschaft unter Graf 
Mansfeld an Ludwig XIV. senden ?. Den Anstrengungen dieser 
gelang es endlich, wenigstens die Einberufung eines Kongresses 
nach Frankfurt zu erwirken, auf welchem alle Bestimmungen 
des Nymweger Friedensschlusses klargelegt werden sollten. 
Die dann von Frankreich in Frankfurt vorgelegten Bedingungen 
offenbarten aber bald den Geist, in welchem Ludwig zu ver- 
handeln gedachte. Er wollte keine Abtretung bewilligen. Die 
Verwahrungen der Reichsstände, wenigstens die Bestimmungen 
des Westfälischen und Nymwegischen Friedens zu befolgen, 
konnten nichts daran ändern. Und auch die von den drei 
Kollegien des Reichstags gegen die im September eingereichte 
französische Note, welche Straßburg verlangte 3, ausgesprochene 
energische Zurückweisung fruchtete nichts weiter, als daß die 


1 Pachner von Egestorff, II. Teil, S. 303. 

2 Auerbach, S. 213. 

3 Pachner von Egestorff, II. Teil, S. 398. Schreiben vom 28. 
September 1682. 
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Verhandlungen abgebrochen wurden. Ernstere Gefahren wurden 
diesmal immerhin noch vermieden. Aber trotzdem hatten die 
in Regensburg neuangeknüpften Besprechungen wenig Erfolg, 
lahmte doch der 4682 ausbrechende Türkenkrieg die Tat- 
kraft des Kaisers und der Stande vollkommen. So muBten 
diese sich 1684 zu dem Waffenstillstandsvertrag von Regens- 
burg verstehen, wonach während der Dauer dieses Waffen- 
stillstands (20 Jahre) alle bis zum 1. August 1681 von 
den Franzosen gemachten Erwerbungen bei ihnen verbleiben 
sollten, auch das erst später eroberte Straßburg. Die Ver- 
handlungen über die Exekution der ausgemachten Bedingungen 
zogen sich bis ins Jahr 1688 hin, bis zu dem von Ludwig XIV. 
von neuem vom Zaun gebrochenen pfälzischen Raubkrieg, der 
1697 durch den Frieden von Ryswik ein für das Deutsche 
Reich schmachvolles Ende fand. 

Kaiser und Stände hatten hierbei wieder mit Zähigkeit 
besonders um die elsässischen Rechte gerungen. Hartnäckige 
Känpfe wurden in den Verhandlungen vor allem um die 
Rückgabe Straßburgs geführt. Im Juli 1696 legte Frankreich 
ein Ullimatum vor, das die Abtretung Straßburgs forderte und 
dafür dem Reiche Freiburg und Breisach bot. In standhafter 
Weise lehnten die Gesandten dieses Verlangen ab und suchten 
auch weitere Rechte im Elsaß zurückzuerzwingen. Das Inter- 
esse an diesen Verhandlungen war im Reich ein allgemeines. 
Kurfürst Friedrich III. von Brandenburg verwandte sich mit 
einer längeren Denkschrift für die Rückerwerbung Straßburgs 1. 
Die schwäbische Kreisversammlung bat in diesem Sinne den 
Kaiser und den Reichskonvent um tatkräftiges Ausharren, und 
auch sonst äußerte sich die öffentliche Meinung hierzu 3. 


1 Denkschrift Friedrich III. an Leopold I. herausgegeben 1877 
von Ebrard. 

2 Die Erklärung der Kreisversammlung als Beilage zu einer 
Schrift von J. M. Freund, röm. kaiserl. Majestät und des hl. röm. 
Reiche äußerstes Interesse der beeden Festungen und Reichsschlüssel 
Luxemburg und Straßburg. Straßburg Universität- u. Landesbibliothek. 
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Schließlich aber siegte doch die Unbeugsamkeit der französi- 
schen Diplomaten, so daß Kurfürsten und Fürsten selbst die 
Annahme des Straßburger Artikels empfahlen. Die Kaiserlichen 
Gesandten arbeiteten nun eine Antwort aus, die wenigstens 
dem Verfall des festgesetzten Termintags zuvorkommen sollte, 
im wesentlichen dem Inhalt nach aber doch auf der Weigerung 
einer Abtretung Straßburgs bestand. Der Erfolg war dement- 
sprechend. Die Franzosen verschärften ihre Forderungen und 
sprachen überhaupt nicht mehr von Straßburg. So wurde mit 
dem Frieden von Ryswik das Elsaß endgültig verloren. Die 
Versuche der Deutschen waren, wenn auch nicht begeisterte 
Anstrengungen, so doch hartnäckige Bemühungen gewesen, 
die ihr gutes Teil dazu beitrugen, daß auch im 18. Jahr- 
hundert im deutschen Volk der Wunsch nie ganz starb, die 
alten Länder Frankreich wieder zu entreißen. Wie lebhaft 
das Reich und seine Stände diesem Gedanken nachhingen, be- 
weist wohl am besten der Umstand, daß Leopolds I. Nachfolger, 
Josef I. sich in seiner Wahlkapitulation verpflichten mußte, 
Straßburg und die zehn Reichsstädte dem Reiche zurückzu- 
erobern !. 

Es war daher auch selbstverständlich, daß die deutschen 
Reichsfürsten und der Kaiser in den Friedensverhandlungen 
des spanischen Erbfolgekrieges sogleich wieder alle Kräfte zur 
Erfüllung dieser Wünsche anspannten. Auf Kunde von den 
zwischen den Holländern und Franzosen angeknüpften Unter- 
handlungen hatte der Kaiser sofort in Wien eine «Deputation» 
berufen, die unter Beisein des Prinzen Eugen beschloß, die 
alte Grenze des Reiches wiederherzustellen, oder wenigstens 
Straßburg und das Elsaß mit Metz, Toul und Verdun zurück- 
zuverlangen. Im Haag vertrat Prinz Eugen diese Wünsche 
energisch ‘aber erfolglos. Der französische Bevollmächtigte Torcy 
legte dem Kaiserlichen Gesandten Ende Mai 1711 Präliminarien 


1 Vom Jahre 1690. Er erneuerte sie 1705 durch Revers. Siehe 
J. Chr. Lünig, I. Bd., S. 810ff. 
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vor, die nur die lothringischen Bistümer zugestanden, im 
übrigen auf den Abmachungen des Westfälischen Friedens be- — 
harrten. Die gerade damals häufig eingereichten Gutachten 
der Reichsstande über die deutschen Forderungen! und die 
Noten Eugens und Sinzendorffs gegen das wenig aufrichtige 
Benehmen der verbündeten Engländer und Holländer hatten 
nur den Erfolg, daß die Holländer indirekt mit Aufgabe Straß- 
burgs und der elsässischen Hoheitsrechte drohten. Zu dieser 
Haltung der Alliierten kam dann noch hinzu, daß auch Josef I. 
immer mehr sich von den elsässischen Plänen zurückzog. Er 
war im Laufe der Ereignisse in politische Gedankenkreise 
hineingeraten, die rein habsburgische Interessen in sich 
schlossen. Er sah nicht mehr die Erwerbung des Elsaß als so 
dringend an, denn es war für ihn durchaus «kein Ersatz für 
ein entfremdetes Sizilien®. 41712 wurden die Verhandlungen 
von Gertruidenburg nach Utrecht verlegt, wo dann kaum noch 
die Rede von den elsässischen Rückerwerbungen war. Auch 
die Unterhandlungen, die zum Frieden von Rastatt 1714 führten, 
waren fruchtlos, allzusehr von habsburgischen Gesichtspunkten 
aus geleitet, wenn auch Prinz Eugen hier noch einmal die 
Zurückgabe Straßburgs zu erreichen suchte. Neben den Ver- 
handlungen um die elsässischen Rechte hatte man mit Eifer 
die Restitution Lothringens vor allem von seiten seines Herzogs 
Kar! betrieben. Waren alle Bemühungen sonst auch vergeblich 
gewesen, das wurde doch erreicht, daß Frankreich Lothringen 
räumte. Nach dem polnischen Thronfolgekrieg aber mußte 
der Herzog es an Ludwigs XV. Schwiegervater Stanislaus Les- 
cinsky abtreten, und nach dessen Tod 1766 fiel es wieder 
Frankreich zu. 

Die letzte Periode vor den Freiheitskriegen, in der noch. 
einmal die Frage des Elsaß im Reich diskutiert wurde, war 


1 Pachner, III. Bd., S. 368 und S. 397. 


3 Noorden, I. Bd., III. Teil, S. 670, Josef I. an Sinzendorff vom 
18, Juni 1710. 
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die Zeit der französischen Revolution. Die durchgreifenden, 
inneren Umwälzungen in der Verwaltung des französischen 
Staates mußten zu einer Auseinandersetzung zwischen den 
elsässischen Reichsständen und der französischen Regierung 
führen 1. Im Laufe der Zeit waren die Verhältnisse zwischen 
beiden etwas unklar geworden oder doch wenigstens so, daß 
bei aller äußeren Unterwerfung der Reichsstände unter die 
französische Oberhoheit, sie sich gewisse Rechte in den sog. 
«lettres patentes» gewahrt hatten, auf Grund derer deutsche 
Reichsfürsten auf dem rechten Rheinufer noch Ansprüche 
auf sie machen konnten. 

So waren im Anfang des 18. Jahrhunderts noch Deutsch- 
Ordensland, Pfalz-Zweibriickisches Gebiet in Rappoltstein, 
Litzelstein, Selz, die Grafschaft Hanau-Lichtenberg, die 
Hessen-Darmstadt gehörte, Horburg-Reichenweier unter der 
herzoglichen Linie von Württemberg, kleinere Gebiete des 
Bischofs von Speyer, der Linie Baden-Durlach, im Besitz deut- 
scher Reichsstände gewesen. Im Laufe dieses Jahrhunderts 
aber hatten die deutschen Fürsten, mit Ausnahme des Deutsch- 
Ordens, des Markgrafen von Baden für Beinheim, der Leiningen 
und Hohenlohe, die Souveränität der französischen Krone über 
ihre Aemter anerkannt und zwar größtenteils durch Vertrag.. 
Hierfür hatten sie offene Briefe, eben die «lettres patentes», 
als Bestätigung ihrer Rechte erhalten. Demgemäß sah man 
auch auf deutscher Seite die elsässischen Reichsständeimmer noch 
als Reichsglieder an, und Frankreich tat nichts, diese Meinung 
zu widerlegen. Es forderte nicht einmal eine förmliche Lehns- 
huldigung. — Ganz unberührt von diesen Verhältnissen blieb 
die territoriale Organisation der katholischen Kirche im Elsaß. 
Es gab nach wie vor vier Bischöfe : Straßburg, Basel, Speyer 
und Metz und den Erzbischof von Besancon. Mainz übte immer 
noch seine Metropolitanrechte über Straßburg und Speyer aus. 


1 Ludwig, Die deutschen Reichsstände im Elsaß 1898. Auf dieser 
Schrift beruht vor allem die Darstellung des Folgenden. 
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So lagen die Verhältnisse, als der Erlaß der Augustdekrete 
von 1789, welche die Seigneurie aufhoben, und der weitere Aus- 
bau dieser sowie die neue Kirchenverfassung die elsässischen 
Gebiete der Reichsstände bedrohten. Das war das Zeichen zum 
Widerstand gegen den Anspruch der französischen Regierung, 
ihre Verordnungen auch in diesen Teilen des Elsaß durchzuführen. 
Im einzelnen das zu verfolgen ist hier nicht am Platze. 
Ganz summarisch sei gesagt, daß vor allem Bischof August 
(von Limburg-Stirum) von Speyer sich der elsässischen Sache 
annahm, und daß Kardinal Rohan von Straßburg sie vor den 
Reichstag brachte, der den Kaiser Leopold II. zum Erlaß eines 
Schreibens an Ludwig XVI. vermochte. Die Antwort Frank- 
reichs wies die Einmischung des Reiches zurück und sagte 
nur Verhandlungen mit einzelnen interessierten Reichsfürsten 
über eine angemessene Entschädigung für den Verlust ihrer 
Rechte zu. Mit diesem Bescheid aber begnügte sich der 
Reichstag keineswegs, obwohl Kurbraunschweig durchaus richtig 
auf die offene Anerkennung der französischen Souveränität 
seitens der Mehrzahl der Reichsfürsten hinwies. 

War man im großen und ganzen auch einig über die 
Verwerfung der französischen Antwort, so schwankten die An- 
sichten über die zu unternehmenden Schritte außerordentlich. 
Mainz, Speyer, Straßburg und Ludwig IX. von Hessen-Darm- 
stadt wollten eine Restitution der alten Rechte und eine Zu- 
rückweisung jeglicher Entschädigung, während Württemberg 
entweder das eine oder das andere wünschte. Am weitesten 
ging der Kurfürst von Köln, als Hoch- und Deutschmeister. 
Er verlangte die Wiedergeltendmachung der Rechte des Reichs 
auf das Elsaß und die Aufhebung der Bestimmungen aller 
Friedensschlüsse. Oesterreich selbst war ganz ablehnend oder 
doch jedenfalls lau und unbestimmt in seiner Haltung. Nur 
zögernd ratifizierte Leopold II. ein Reichsgutachten (vom 6. 
Aug. 1791), das die Aufrechterhaltung der Westfälischen 
Friedensartikel und die Aufhebung der französischen Souve- 
ranitat über die oben genannten Gebiete forderte, indem er 
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aber die Form des ziemlich scharf abgefaßten Schriftstücks 
bedeutend milderte. Indes sollte der Reichstag nicht lange 
diese Haltung bewahren können, denn am 20. April 1792 er- 
folgte die Kriegserklärung Frankreichs an Leopold II, und 
wenn auch noch Entschädigungsverhandlungen gepflogen wurden, 
so können wir sie nicht als eigentliche Versuche, das Elsaß 
wiederzugewinnen, ansehen. 

In Zeiten deutscher Schwäche und Zerrissenheit waren 
die Grenzprovinzen dem Reiche verloren gegangen, aber in den 
Zeiten der politischen Ohnmacht des heiligen römischen Reichs 
deutscher Nation bis zu seiner Sterbestunde waren doch die 
Wünsche nach dem entrissenen Gut nie ganz stumm geworden. 
Sie hatten sich bei allen günstigen Gelegenheiten, wenn auch 
nicht gerade flammend und begeistert, so doch mit einer ge- 
wissen Hartnäckigkeit geäußert. So lag die erneute Anstrengung, 
die nach den Siegen der Freiheitskriege einsetzte, im Laufe 
der geschichtlichen Entwickelung und war gewissermaßen 
eine historische Notwendigkeit. Es sind keine neuen unbe- 
kannten Stimmen, die sich jetzt hören lassen, sondern 
längst vernommene, nur stillgewordene, die bloß auf ein 
Zeichen warteten, das sie zu neuem Leben wecken sollte, zu 
einem Leben, das inmitten des nationalen Aufschwungs und 
des schwellenden Siegesgefühls ewige Dauer zu verheißen 
schien, das trotzdem aber wieder fruchtlos verwelken sollte. 
Wer war Schuld an diesem Welken? Lag sie im eigenen 
deutschen Wesen, das noch die Spuren jener unfreien, klein- 
lichen Zeit trug, oder waren wieder übermächtige Gegner am 
Werke? — Dies zu untersuchen, die deutschen Annexions- 
bestrebungen in den Jahren 1814 und 1815 klar zu legen, die 
Aufnahme, die sie bei den europäischen Mächten fanden, die 
Hindernisse, die sich ihnen in den Weg legten aufzudecken, 
soll im Folgenden versucht werden. 


/ 


ERSTES KAPITEL. 


Die Annexionsbestrebungen in den Verhand- 
lungen bis zum ersten Pariser Frieden vom 
30. Mai 1814. 


§2. Die Vorverhandlungen in Frankfurt, Lan-- 
gres, Troyes und Chatillon. 


Als nach der Katastrophe von 1812 die europäischen 
Staaten, vor allem Preußen und Rußland, sich erhoben hatten, 
um Napoleons Herrschaft abzuschütteln, da war durch das 
ganze deutsche Volk ein begeistertes Gefühl der Opferwilligkeit 
geströmt, das die an sich nicht starken Kräfte zu Taten von unge- 
ahnter Wucht befahigte. Durch die Anstrengungen der im 
Jahre 1813 sich verbündenden Mächte, Oesterreich, Preußen 
und Rußland zwang man Napoleon zum Rückzug aus Deutsch- 
land. In der Schlacht bei Leipzig hatte sich sein Geschick 
erfüllt. Durch sie büßte er nicht nur seinen Feldherrnruhm 
ein, den er hätte wiedergewinnen können und im Feldzug 
von 1814 auch wiedergewann, er verlor vor allem seine Ver- 
bündeten in Deutschland. Während des Kampfes waren Sachsen 
und Württemberger zu den Alliierten übergegangen und nach 
der Schlacht auch die Bayern, so daß im November, nachdem 
Baden dem Beispiel der andern Süddeutschen gefolgt war, alle 
Glieder des Rheinbunds sich auch vertragsmäßig an die dem 
zurückziehenden Kaiser nachfolgenden Verbündeten angeschlossen 
hatten. 

Schon gleich nach dem Sieg bei Leipzig waren unter den 
Mächten Gedanken über einen eventuell zu schließenden 
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Frieden aufgetaucht. Besonders der österreichische Staatskanzler 
Metternich hatte sich schon am 29. Oktober in Meiningen mit 
dem russischen Zaren und dem englischen Bevollmächtigten 
Lord Aberdeen über die Grundlagen, die man den künftigen 
Friedensverhandlungen unterlegen wolle, ausgesprochen, und 
hatte dabei von den «natürlichen» Grenzen Frankreichs d. h. 
dem Rhein, den Alpen und den Pyrenäen geredet!. Im No- 
vember hatten sich dann Diplomaten und Generale der Ver- 
bündeten in Frankfurt versammelt, um sowohl über die weitere 
Fortführung des Krieges, wie über die etwaige Einleitung von 
Friedensverhandlungen zu beraten. Als Zwischenträger für 
diese hatte man den französischen Gesandten in Weimar, Baron 
St. Aignan gewählt. Anfang November (8.) wurde in einer 
Konferenz eine Antwort auf die von Napoleon angebotene Er- 
öffnung von Friedensunterhandlungen dahin formuliert, daß man 
als Basis des künftigen Friedens die «natürlichen Grenzen» fest- 
setzte, sowie den Verzicht Napoleons auf alle Art von Herr- 
schaft in Italien, Spanien und Deutschland forderte, wobei 
England die Zusicherung der freien Handelsschiffahrt machte. 
Bei diesen Verhandlungen war vor allem Metternich die trei- 
bende Kraft. Man darf aber seine Stellungnahme nicht etwa 
so verstehen, wie das meistens geschieht, daß er unter allen 
Umständen schon jetzt den Frieden habe durchsetzen wollen, 
und daß er dafür sugar die Fortsetzung der kriegerischen Ope- 
rationen aufgehalten habe. Er war vielmehr vollkommen von 
der Notwendigkeit ihrer Fortführung durchdrungen, und vertrat 
nur eine Politik der Mäßigung, wie er sie schon seit Napoleons 
Feldzug gegen Rußland führte ?. 


1 Fournier, S. 8. 

2 Fournier hat das überzeugend aus dem Briefwechsel Metter- 
nichs mit Houdelist nachgewiesen. Belege sind dafür Fournier, An- 
hang S. 244, Gentz-Klinkowström, S. 123 und 124. In einem Brief 
an Caulaincourt schreibt Metternich: «Les questions deviendront 
problématiques pour le monde civilisé, mais l’Empereur Napoléon 
ne fera pas la paix.» 
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Die Vorlage der Friedensbasis bei Napoleon fand nicht den 
von den Mächten gewünschten Anklang. Napoleon ließ durch 
Maret ausweichende, unbestimmte Antwort geben. So wurde 
dann das schon früher! in Aussicht genommene Frankfurter 
Manifest? am 4. Dezember veröffentlicht, das «kraftlos ohne 
Geist und Leben», wenn auch nicht ausdrücklich die natür- 
lichen Grenzen wieder nannte, so immerhin F rankreich «eine 
Ausdehnung seines Gebietes» verhieß, «wie es niemals unter 
seinen Königen gehabt habe». Zu ungefähr derselben Zeit 
hatte Napoleon seinen Minister Caulaincourt beauftragt4, die 
Vorschläge der Verbündeten doch nicht ganz von der Hand zu 
weisen, sondern ihnen entgegenkommend zu schreiben. Für 
Metternich war dies naturgemäß sehr willkommen. Er sah die 
Antwort Napoleons schon als endgültige Annahme der Frie- 
densvorschlage an5. Aber Napoleon hatte eine Bedingung 
gestellt, welche den Gang der Verhandlungen außerordentlich ` 
erschweren mußte; er verlangte, daß England zu gleichen 
Opfern bereit sein müsse, wie er, Englands Sorge drehte sich 
damals um Holland, das es von Napoleon losreißen wollte, um 
sich in diesem Staate eine Stütze für seine Festlandspolitik zu 
schaffen 6. Dementsprechend war England gesonnen, nur auf 
Grund genügender Zugeständnisse nach dieser Richtung hin 
mit Frankreich Frieden zu schließen. Seinem EinfluB war es 
zu danken, daß im Frankfurter Manifest die «natürlichen 
Grenzen» nicht mehr genannt wurden’. Bei dieser Sachlage 
konnte man jetzt auf Napoleons Anerbieten nicht eingehen, 
ohne die Zustimmung der leitenden englischen Männer zu be- 


1 Fournier, S. 8. 

2 Fain, S. 283. 

8 Oncken, Histor. Taschenb. 1883, 6. F., S. 38. Urteil Aberdeens 
uber das Manifest. 

4 Fain, S. 59 und 60. 

5 Fournier, Anhang, S. 244. Brief an Houdelist vom 5. De- 
zember 1813. 

6 Oncken, Histor. Taschenb. 6. F. 2., S. 25. 

1 Ebenda, S. 37 und 38. 


== 14 — 


sitzen. Zu diesem Zwecke wurde der russische Diplomat Pozzo 
di Borgo nach London gesandt, um zugleich auch einen mit 
größeren Vollmachten versehenen Vertreter von der englischen 
Regierung zu erbitten. Napoleon aber wurde fürs erste auf 
die Rückkunft Pozzo di Borgos vertréstet !. n 

Während all dieser Verhandlungen hatte Preußen eine ver- 
hältnismäßig passive Rolle gespielt. Sein leitender Minister, 
der Graf Hardenberg war in seinem Benehmen hierbei durchaus 
nicht eindeutig. In seinem Innern nannte er die von Metternich 
gemachten Vorschläge «tolles Zeug»%, aber ihm fehlte die 
Energie, dieses tolle Zeug bei Seite zu schieben. Er führte 
vielmehr eine Politik des Laisser faire laisser aller. So hatte 
er in der Konferenz am 8. November gefehlt und Nesselrode, 
den russischen Diplomaten für sich sprechen lassen’. In dieser 
Vertrauensseligkeit und Zaghaftigkeit wurde er durch den König 
bestärkt, der den Rheinübergang verabscheute und «lieber mit 
gekreuzten Armen am Rhein stehen geblieben wäre*». So 
dachte auch der General Knesebeck, der als militärischer Be- 
rater des Königs einigen Einfluß auf ibn hatte, aber durch die 
Patrioten der schlesischen Armee, vor allem von ihrem Gene- 
ralstabschef Gneisenau bekämpft wurde5. Dieser drang unter- 
stützt von dem Oesterreicher Radetzki® auf den Einmarsch 
in Frankreich. | 

Ehe wir den weiteren Fortgang der militärischen und 
diplomatischen Verhandlungen verfolgen, müssen wir auf unsere 
spezielle Frage eingehen. Es handelt sich dabei vorläufig nur 
um einige kurze Bemerkungen. In den Grundzügen waren 
die Gebietsforderungen der Verbündeten an die Franzosen 


1 Durch einen Brief Metternichs an Caulaincourt vom 10. De- 
zember. l 

2 Fournier, Anhang, Hardenbergs Tagebuch 9. November. 

3 Fain, S. 51. 

4 Fournier, Anhang, S. 360. Notiz zum 12. Dezember 1813. 

5 Pertz-Dellbrück, III. Bd. S. 527 ff. 

6 Radetzky, Denkschriften S. 231 ff. 
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deutlich genug fixiert. Von offiziellen Anträgen auf Abtretung 
des Elsaß war hier nicht die Rede. Es fragt sich nur, wurden 
schon in Frankfurt Stimmen laut, welche die Vogesengrenze 
forderten? Nach dem vorliegenden Material kann man nicht 
mit Sicherheit darauf antworten. Daß die Diplomaten sich 
nicht dafür verwandt haben, steht wohl fest, wenigstens fehlt 
jeder Beleg dafür. Daß aber Männer wie Gneisenau schon da- 
mals in Frankfurt versucht haben, ihren Wünschen, die sie 
später scharf und klar ausgesprochen haben, Geltung zu ver- 
schaffen, scheint mir nicht unwahrscheinlich. Besonders, wenn 
man bedenkt, daß schon früher Stein auf die Vogesengrenze 
hingewiesen und im selben Jahre Ernst Moritz Arndt, der 
Gneisenau nahe stand, seine Schrift über den Rhein! veröffent- 
licht hatte, und daß sich sonst auch schon Stimmen in der 
Oeffentlichkeit hören ließen, die das Elsaß forderten?. Wenn 
sich aber Fernerstehende schon Gedanken über die Zugehörig- 
keit des Elsaß zu Deutschland und über die «natürlichen 
Grenzen» machten, so ist es wohl nicht zu kühn anzunehmen, 
daß Gneisenau schon damals für eine weitere Grenze einge- 
treten ist, wenn auch nur im Gespräch mit den Diplomaten 
seines Staates. Wir wissen zudem ja gut, wie Gneisenau über 
die natürlichen Grenzen dachte. «Einen vorteilhaften Frieden, 
schreibt er, meinen sie (die Diplomaten), werde man ihm ab- 
listen, die Pyrenäen, Alpen und den Rhein zur Grenze, das 
nennen sie einen vorteilhaften Frieden 8». Vielleicht dürfen 
wir bei den andern Führern der schlesischen Armee ähnliche 
Gedanken voraussetzen, aber bisher fehlt uns jeder Beleg dafür. 

Auf eine Frage noch müssen wir hier gleich eingehen. 
Roloff leitet die russische Politik dieser Tage von dem Bestreben 


l «Der Rhein, Deutschlands Strom nicht Deutschlands Grenze» 
siehe Kap. 3. 

2 So die deutschen Blätter in einem Aufsatz über die natür- 
lichen Grenzen vom 29. Dezember 1813. Deutsche Blätter 2. Bandes 
3. Stück, Nr. 57, außerdem Näheres Kap. 3. 

3 Pertz-Dellbrück, III. Bd. S. 569—70. 
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ab, sich in Galizien auszubreiten, also auch den österreichischen 
Besitz dort zu gewinnen und Oesterreich dafür das Elsaß zu 
geben 1. Das habe Metternich veranlaßt, Frankreich möglichst 
zu schonen, da er auf keinen Fall eine Machtvergrößerung 
Rußlands besonders im Osten ertragen wollte. Roloff hat darin 
Recht, daß er den Gegensatz Oesterreichs und Rußlands darauf 
zurückführt, daß Rußland in Polen sich zu vergrößern trachtete. 
Aber es fehlt jeder Beweis dafür, daß schon in Frankfurt 
Kaiser Alexander das ElsaB als Entschädigung für Oesterreich 
in Aussicht genommen habe, hatten doch Alexander und 
Metternich im Oktober (27.) in einem Privatgespräch in Mei- 
ningen die «natürlichen Grenzen» festgelegt?, die am 29. Ok- 
tober noch einmal mit Aberdeen vereinbart wurden. Es ist 
vielmehr zu vermuten, daß erst bei dem raschen Vordringen 
nach Frankreich hinein der russische Kaiser auf diesen Ge- 
danken gekommen ist. Jedenfalls besitzen wir das erste Zeug- 
nis solcher Pläne erst vom 30. Januar 1814 in einem Briefe 
des hannoverschen Vertreters, des Graf Münsters an den Prinz- 
regenten von England’ Das war aber erst in Langres, wo 
die Dinge wesentlich anders lagen als in Frankfurt.- 

Nach Langres kamen die Verbündeten Ende Januar. Sie 
befolgten bei diesem Vorrücken den Schwarzenbergschen Feld- 
zugsplan, der das Plateau von Langres als Endziel der mili- 
- tärischen Operationen festgesetzt hatte. Hier wurde nun die 
eben charakterisierte Politik RuBlands für Metternich maßge- 
bend, indem er hier insofern seine Haltung wechselte, als er 
ganz zu den Friedensfreunden überging. Schon seit Jahren 
übte die polnische Frage auf die Politik Alexanders einen großen 
Einfluß aus, aber jetzt im Kriege mit Napoleon schien dem 


1 Roloff, Berliner Dissertation 1891, S. 7 und 10. 

2 Gentz-Klinkowström, S. 770. 

8 Bailleu, Die Memoiren Metternichs. Histor. Zeitschr. Bd. 44, 
8. 265, Anm. 1. 

4 Schon im November von Radetzky vorgeschlagen. Anfang 
Dezember (4.) von Schwarzenberg eingebracht. 
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Zaren ein besonders günstiger Zeitpunkt gekommen, seine alten 
Wünsche wieder vorzubringen. Er erhoffte und erstrebte mit 
allen Kräften den Sturz Napoleons, der der mächtigste Gegner 
einer Vereinigung Polens mit Rußland war. Er hatte sich vor 
allem der Freundschaft des Königs von Preußen versichert, _ 
indem er ihm Sachsen versprochen hatte, falls Preußen nicht 
gegen seine polnischen Pläne auftreten würde!. Metternichs 
Besorgnis vor dieser russischen Ausdehnungspolitik mußte 
immer größer werden, da die Pläne Alexanders sich bald nicht 
mehr mit dem außerösterreichischen polnischen Besitz begnügten, . 
sondern auch das österreichische Galizien mit in ihren Kreis 
einbezogen, wofür Oesterreich eine angemessene Entschädigung 
erhalten sollte. Gerade jetzt im Januar 1814 wurden Projekte, 
Galizien gegen das Elsaß umzutauschen bei den Diplomaten 
bekannt, Pläne, die den österreichischen Staatskanzler aufs 
Höchste erregt haben müssen, da Oesterreich mit der Gewin- 
nung des Elsaß gleichsam einen Wachtposten für Deutschland 
übernommen haben würde, der dem österreichischen Staate 
sehr unwillkommen sein mußte. Seine Politik war schon lange 
der deutschen entfremdet. Seine Interessen drehten sich vor 
allem um Oberitalien, Polen und den Orient, also um Gebiete, 
in denen- es Alexander zu schwächen gedachte. Was sollte das 
habsburgische Reich mit einer Grenzprovinz im Westen Deutsch- 
lands? Die Vorteile, die daraus resultierten, waren rein idealer 
Art, die Nachteile aber so handgreiflich, daß der kühle Rechner 
Metternich diese für schwererwiegend hielt, oder besser gesagt, 
daß er diese überhaupt nur erkannte. Außerdem mögen noch 
die Absichten Alexanders, die damals bekannt wurden, Napoleon 
zu stürzen und an seine Stelle den schwedischen Kronprinzen 
zu setzen, gegen den Metternich einen tiefen Groll hegte, den 
Staatskanzler erschreckt haben. Jedenfalls suchte er Ende 
Januar, die Friedensverhandlungen möglichst zu fördern. 


1 Ueber diese polnische Frage unterrichtet der Aufsatz von 
Fournier: Zur Geschichte der polnischen Frage 1814/15. Mitteilungen 
des Instituts für österreichische Geschichtsforschung 20. 
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In: diesem Sinne sprach er sich am 27. Januar 1814 in 
einer Denkschrift aus 1. An den Frankfurter Grenzbestimmungen 
konnte er allerdings nicht mehr festhalten, Er gestand Modi- 
fikationen an der Rhein- und Alpengrenze zu, die die Kabi- 
nette sofort zu bestimmen hätten. Diese Aenderung in seinen 
Forderungen war mit durch die Ankunft des englischen Ver- 
treters Castlereagh, eines «kontinentaler Verhältnisse unkundigen 
Lords» bewirkt. Wahrscheinlich hat Metternich, der schlaue 
Menschenkenner, gleich Castlereagh durchschaut und ist, um 
ihn zu gewinnen, vom Standpunkt der völligen Integrität Frank- 
reichs zurückgetreten 8. Gewiß ist dabei Hardenberg mitbe- 
stimmend gewesen, der in Basel in einer längeren Denkschrift 
die Rheinlande von Mainz bis zur holländischen Grenze gefor- 
dert hatte. 

Auch Alexander hatte in Basel daran gedacht, den engli- 
schen Minister für sich zu gewinnen®, hatte aber davon ab- 
stehen müssen, da dessen Ankunft sich verzögerte, während 
er selber rastlos weitertrieb. So war Castlereagh dem Zaren 
entfremdet worden und unter Metternichts Einfluß geraten. 
Viel trug hierzu bei, daß Alexander durch Steins Vermittelung 
den Einflüsterungen der Generale der schlesischen Armee, be- 
sonders Gneisenaus immer mehr Gehör lieh 5 und mit seinem 
unaufhaltsamen Vorwärtsdrängen die Friedensabsichten Metter- 
nichs, Castlereaghs und ihrer Anhänger durchkreuzte. Diese 


1 Sbornik, S. 349—55. Hier ist sie aber fälschlich, wie aus 
Vergleichung mit dem Original im Geh. Staatsarchiv in Wien her- 
vorging vom 26. Januar datiert. Kaiser Franz schrieb dazu, Metter- 
nich möge betonen: «que je n’entends pas sacrifier des avantages 
suffisans et certains à des efforts problématiques dans leurs résultats.» 

2 Ebenda. 

3 So muß man das Verhältnis Metternichs zu Castlereagh ver- 
stehen, entgegen Oncken: Histor. Taschenbuch 1885, 6. F.4, wie es 
R. Trapp in seiner Schrift: «Kriegführung und Diplomatie der Ver- 
bündeten»> zuletzt überzeugend nachgewiesen hat. 

4 Castlereagh, 9. Bd., S. 149. 

5 Pertz, Gneisenau, 4. Bd., S. 166. Brief Steins an Gneisenau 
vom 24. Januar 1814. 
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widerstrebenden Tendenzen fanden schließlich einen vorläufigen 
Abschluß durch die am 29. Januar stattfindende Ministerkon- 
ferenz, in der die Wiederaufnahme der Friedensverhandlungen 
in einem Kongreß zu Chatillon! beschlossen und als Grundlage 
die Grenze Frankreichs von 1792 festgelegt wurde. 

Von entscheidender Bedeutung für diesen Beschluß war 
eine Denkschrift Alexanders? gewesen, in der auch Pläne an- 
gedeutet waren, die wir wohl mit den galizischen identifizieren 
dürfen. Im Zusammenhang damit scheint hier in Langres zum 
ersten Mal die Abtretung des Elsaß erwogen worden zu sein, 
wie das nicht nur ein Brief Münsters an den Prinzregenten 5 
beweist, sondern auch eine Notiz von Gentz: «Vielleicht — 
denn die Meinungen über diesen Punkt waren noch geteilt — 
wird man sogar auf der Zurückgabe des Elsaß bestehen» 4. 
Aus den Ergebnissen der Konferenz aber können wir entnehmen, 
daB der Gedanke nicht sehr energisch vertreten worden ist 
und für die nächste Zeit fallen gelassen wurde. Man war 
schon mit dem am 5. Februar eröffneten Kongreß zu Chatillon 
allzusehr beschäftigt. 

Auf die Einzelheiten dieses einzugehen, muß ich mir ver- 
sagen, da auf ihm unsere Frage nicht. unmittelbar berührt 
wurde, Ich kann vielmehr nur eine ganz allgemeine Charak- 
teristik seines Verlaufes und seiner Tendenzen geben 5. — Die 


1 Chatillon war schon am 14. Januar in einem Antwortschreiben 
Metternichs an Caulaincourt als Ort für etwaige Verhandlungen in 
Aussicht genommen worden. 

2 Sbornik, 31. Bd., S. 355—59. 

8 Brief Münsters an den Prinzregenten vom 30. Januar 1814: 
«Le motiv principal de toutes ces discordances c'est que la Russie 
ne Se prononce pas jusqu’à quel point elle veut étendre ses limites 
en Pologne. L’Autriche la soupgonne qu’elle formente les troubles 
en Galicie, qu’elle vis & retablir le royaume en Pologne en faveur 
de l'Empereur Alexandre; et que c'est pour cette raison qu'elle 
désirerait donner l'Alsace à l’Autriche.> 

4 Gentz-Klinkowström, S. 283. 

5 Näheres über den Kongreß bei Fournier, Der Kongreß von 
Chatillon 1900. 
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Verhandlungen wurden beeinflußt einerseits durch die wenig 
ernsten Bemühungen der russischen Diplomaten, andererseits 
durch die aufschiebende Politik Napoleons, der seinern Bevoll- 
mächtigten nie eine bestimmte Instruktion gab, da er immer 
noch durch Erfolge im Felde auch Einfluß auf die diplomatischen 
Verhandlungen gewinnen zu können glaubte. So zeigtdenn auch 
die Politik jener Tage ein äußerst verwickeltes Ineinandergreifen 
diplomatischer Verhandlungen und militärischer Operationen. 

Während in Chatillon die ersten Sitzungen abgehalten 
wurden, suchten im Hauptquartier zu Troyes Metternich, Har- 
denberg und ihre Monarchen den Zaren, der nach Paris rücken 
wollte, für einen Frieden geneigt zu stimmen. Man war be- 
sonders auf österreichischer Seite von den Gefahren einer Erobe- 
rungspolitik tief durchdrungen. In Chatillon schilderte der 
österreichische Bevollmächtigte Stadion Castlereagh in einer 
Unterredung diese Gefahren !. Er führte genau Oesterreichs 
Ansichten über etwaige Erwerbungen aus: «Wolle man dabei 
bleiben, daß Oesterreich und Preußen auf den Stand von 1805 
zurückgeführt werden sollen, und Rußland eine seinen An- 
strengungen enisprechende Gebietserweiterung erlange, dann 
könne man das auf sehr einfachen Grundlagen regeln. Oder 
wolle man ein Eroberungs- und Vergrößerungssystem vertreten ? 
Dann wird das Arrangement sehr zweifelhaft und schwierig 
werden. Man müßte dann dasselbe Prinzip für alle drei Groß- 
mächte anwenden, und Oesterreich trete seine Rechte -auf die 
Niederlande, auf alle verlorenen Provinzen ab; und es käme 
dann noch die große Entschädigung für die Teile Galiziens 
dazu, die Rußland in Besitz nehmen würde». Dabei zeigte 
Stadion auf den südlichen Teil von Schwaben als das ge- 
eignetste Entschädigungsobjekt. Zugleich betonte er aber auch 
die Notwendigkeit von Abtretungen Preußens an Oesterreich 
in Sachsen, der Lausitz und in Schlesien, im Falle daß 
Preußen Sachsen beanspruche, 


1 Fournier, S. 106. 
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Diese Unterredung ist, wie Fournier richtig bemerkt!, 
darum so wichtig, weil hier zum ersten Mal in der Korres- 
pondenz zwischen Stadion und Metternich von dem Tausch 
Galiziens gesprochen wird. Für uns hat sie Wert, weil sie 
deutlich zeigt, daß dieser Tauschplan auf Oesterreich nur als 
Abschreckungsmittel vor einer Eroberungspolitik wirkte, und 
daß dabei von seiner Seite das Elsaß überhaupt gar nicht als 
Entschädigung in Aussicht genommen wurde, sondern nur 
Teile des südlichen Schwabens 23. Wir finden darin unsere 
frühere Annahme bestätigt, daß Oesterreich in keinerlei Weise 
darauf bedacht war, die französische Grenzprovinz für sich zu 
gewinnen. Ob es daran dachte, Elsaß einem anderen deutschen 
Staate anzugliedern, wissen wir nicht, halten es aber für sehr 
unwahrscheinlich, zumal diese ganze Unterredung die Tendenz 
der österreichischen Politik offenbart, Rußlands Eroberungs- 
pläne zu bekämpfen und Frankreich nicht unnütz zu schwächen. 
Dieser Gegensatz Oesterreichs und Rußlands oder weiter ge- 
faBt der Friedensfreunde und Alexanders sollte sich in der 
Folge immer mehr verstärken. Hardenberg unterstützt durch 
Ancillon, Scholler und Knesebeck äußerte sich für eine Friedens- 
politik mit den Grenzen Frankreichs von 1789 als Grundlage 
und suchte persönlich bei Kaiser Alexander dafür zu wirken. 
Aber der russische’Zar beharrte auf seinem Plan nach Paris 
zu ziehen, und wollte nichts von dem französischen Vor- 
schlag eines Waffenstillstands wissen, bis er nach einer 
in einer Geheimkonvention zwischen Metternich und Har- 
denberg vereinbarten Abmachung, daß man den seit Mitte 
Februar unterbrochenen Kongreß zu Chatillon wieder be- 
schicken und als Grundlage die Grenze von 1792 annehmen 


wolle, wenigstens zur Wiedereröffnung der Verhandlungen sich 
bequemte. 


1 Fournier, S. 107, Anm. 1. 
2 Wahrscheinlich des Breisgaus. 
3 Oncken, Histor. Taschenbuch 1886, S. 17 ff. 
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Inzwischen war Blücher nach dem Siege bei Larothiére 
am 1. Februar innerhalb fünf Tagen vom 10. Februar ab in 
vier Treffen geschlagen worden. Diese Nachrichten riefen 
naturgemäß im ewig zaudernden Hauptquartier eine Panik 
hervor. Andererseits bewirkten diese Erfolge, daß Napoleon 
am 18. Februar einen ihm von Schwarzenberg gemachten 
Waffenstillstandsantrag zurückwies, den Kronprinzen von Würt- 
temberg bei Monterau zum Rückzug zwang, und daß Coulain- 
court in Chatillon die Entscheidung von Tag zu Tag hinaus- 
“schob. Im Hauptquartier aber entstand ein heftiger Konflikt, 
als Schwarzenberg den Rückzug der Armee anordnete. Ale- 
xander drohte, mit den Preußen allein vorrücken zu wollen. 
Sein Plan aber wurde in Bar sur Aube am 25. Februar äbge- 
lehnt, und er mußte sich fügen. 

In dieser Zeit war es auch, da der Hauptförderer der 
Polen, Fürst Czartoryski, im Hauptquartier ankam, und die 
Besorgnisse Metternichs wegen Galizien neue Nahrung bekamen. 
Münster schreibt in diesen Tagen !, «daß Oesterreich Rußland 
lieber den Krieg erklären, als Galizien abtreten würde. Die 
Furcht, daB man es zwingen würde, das ElsaB für diese Pro- 
vinz zu nehmen, ist der Hauptgrund für Oesterreichs Vor- 
schlag, daß man niemals von Frankreich Abtretungen über die 
in Chatillon verlangten hinaus beanspruchen dürfe». Es scheinen 
demnach in Bar sur Aube die Diplomaten besonders lebhaft 
über den elsässischen Tauschplan diskutiert zu haben, und die 
Uneinigkeit zwischen Oesterreich und Rußland muß hier be- 
sonders scharf zutage getreten sein*. Wie stark die Be- 
fürchtungen Oesterreichs und seine Opposition gegen die russi- 
schen Pläne gewesen sind, beweist der Umstand, daß Alexander 
sich genötigt sah, in der polnischen Frage nachzugeben, indem 


1 Münster an den Prinzregenten vom 23. Februar in der histor. 
Zeitschr. Bd. 44, S. 265, Anm. 1 und bei Fournier, Anhang S. 302. 

2 Münster schreibt vom 25. Februar: «il est évident que la 
jalousie des deux cours impériales commence à se manifester d’une 
manière allarmante.» Bei Fournier, Anhang S. 302. 
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er nur das westliche Galizien, das Oesterreich nicht gehörte, 
beanspruchte!. Damit fiel selbstverständlich auch der elsässische 
Entschädigungsplan fort, denn an dem Elsaß allein hatten 
weder Rußland noch Oesterreich ein besonderes Interesse. 
Dieser beiden Mächte aber als Stützen beraubt, hatte der Plan 
einer Annexion keine praktische Lebensmöglichkeit mehr, denn, 
wie wir.schon bemerkten, war auch der Vertreter der preußi- 
schen Politik durchaus kein. energischer Befürworter patriotischer 
Wünsche. Er hatte sich bei dem Konflikt mit dem Zaren 
immer als Vermittler gegeben, der lieber zu große Ansprüche 
aufgab, als daß er einen Konflikt heraufbeschworen hätte. Bei 
diesen Vermittlungsversuchen war er meist dem geschickten 
Metternich gefolgt. | 

Der Kongreß von Chatillon aber führte infolge Napoleons 
Zaudern zu keinem Resultat. Am 18. März wurde er abgebrochen. 
So waren die endlosen, unwürdigen, von den Mithandelnden selbst 
als «komödienhaft» empfundenen Verhandlungen endlich beendet 
und der Weg frei für die Fortführung des Feldzuges. 
| Während dieser verwickelten Vorgänge hatte also der 
elsässische Annexionsplan, wie wir gesehen haben, eine gewisse 
Rolle gespielt. Allerdings war er nicht um seiner selbst willen 
verfolgt worden, sondern hatte nur zur Förderung von Ruß- 
lands Interessen gedient, die von Oesterreich bekämpft wurden. 
Hierin lag von vornherein seine Aussichtslosigkeit, denn Oester- 
reich war gezwungen, auch ihm entgegenzutreten. Daß die 
maßgebende deutsche Macht aber die Hauptgegnerin des 
Annexionsplans war, das wurde ihm vor allem unheilvoll, 
waren doch diese Rückerwerbungsbestrebungen eine deutsche 
Angelegenheit, die der Unterstützung aller Deutschen bedurfte, 
um verwirklicht werden zu können. | 


I Münster an den Prinzregenten 25. Februar: «Je suis heureux 
de pouvoir ajouter que l’empereur Alexandre a enfin donné une 
réponse suffisante sur la Pologne en ce qu'il ne demande que la 
Galicie occidentale qui n’appartient pas à l’Autriche.» Histor. Zeitschr. 
Bd, 44, S. 265. 
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§ 3. Der erste Pariser Friede vom 30. Mai 1814. 


Nach Abschluß des Kongresses von Chatillon, dem Befehl 
Schwarzenbergs zum Vorrücken, dem Siege bei Arcis sur Aube 
über Napoleon am 21. März und der Vereinigung Blüchers mit 
der Hauptarmee marschierten die Verbündeten ungehindert 
gegen die französische Hauptstadt. Am 30. März fand der 
letzte Kampf vor den Mauern vor Paris statt, in das die Ver- 
bündeten mit Kaiser Alexander an der Spitze am 31. einzogen, 
begrüßt und bejubelt als Befreier Frankreichs. Auf des Zaren 
widerspruchsvollen, leicht bestimmbaren Charakter übte dieser 
Empfang eine tiefe Wirkung aus. Noch am selben Tage erließ 
er eine Proklamation, die aus großmütiger Siegerlaune ent- 
sprungen, die Integrität des alten Frankreichs zu respektieren 
versprach, so wie dasselbe unter seinen gesetzmäßigen Königen 
bestanden hatte. Sie betonte mit Emphase, daß die alliierten 
Mächte Frankreich zum Glück Europas groß und stark erhalten 
würden. Nach diesen VerheiBungen erfolgte im Laufe des 
Aprils die Absetzung Napoleons und die schon am 20. März 
beschlossene Erhebung der Bourbonen auf den Thron Frankreichs. 

Mit der neuen Regierung aber bahnten sich bald Friedens- 
verhandlungen an, für welche die Abmachungen von Langres 
und Troyes, die Festsetzung der Grenze von 1792, als Basis 
dienten, obwohl Versuche gemacht wurden, für Deutschland 
günstigere Bedingungen zu erlangen. Leider liegen diese Be- 
mühungen noch sehr im Dunklen. Das Quellenmaterial läßt 
uns hier meist im Stich. So viel wir aber sehen, charakteri- 
siert diese Verhandlungen am besten eine Aeußerung Gneise- 
naus, der am 28. April an Clausewitz schrieb: «Ohne Irr- 
tümer geht es nicht ab. Immerhin! Aber von dem Treiben 
der Diplomaten und von ihrer Sucht, Schwierigkeiten zu 
machen und Argwohn zu erregen, fürchte ich alles. Jeder 
sieht den Beuteanteil des andern mit Scheelsucht an1.» Schon 


1 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 246. 
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von den Verhandlungen in Frankfurt und noch mehr in Langres 
hatte er mit gleichem Recht dasselbe sagen können. Die Be- 
weise schonender Milde aber gegen das endlich unterworfene 
Frankreich übertrafen noch die Erwartungen selbst der Freunde 
Frankreichs. Sie begannen mit der Proklamation Alexanders 
und wurden durch den Waffenstillstand vom 23. April gekrönt, 
in dern die Räumung des französischen Gebiets bewilligt wurde, 
wahrend die Franzosen ihrerseits sich verpflichteten, die noch 
besetzten Festungen jenseits der alten Grenzen zu verlassen. 

Wie war unsere Frage inzwischen bei den Diplomaten be- 
handelt worden? In Langres und Troyes war sie ein Zank- 
apfel zwischen Rußland und Oesterreich gewesen. Die preußi- 
schen Diplomaten hatten sich nicht damit beschäftigt, wie 
wir aus dem sonstigen Verhalten Hardenbergs schlossen. Seine 
Politik ist vor allem eine preußische gewesen. Das kommt 
auch in seiner Stellung zu den territorialen Fragen zum Aus- 
druck. Wir müssen diese etwas genauer umschreiben, da 
hierdurch auch sein Standpunkt zu den Annexionsbestrebungen 
etwas klarer beleuchtet wird. — Er folgte bei seinen Plänen 
über eine Gebietserwerbung und Verteilung vor allem dem 
Grundsatz, Preußen bei der territorialen Neugestaltung in an- 
gemessener Weise für seine Anstrengungen und Opfer zu ent- 
schädigen, und dabei womöglich nicht direkt an Frankreich 
grenzen zu lassen. Am liebsten hätte er eine Vergrößerung 
Preußens durch hannoversches Land gesehen. Schon im Fe- 
bruar trat er Münster mit einem darauf hinzielenden Ansinnen 
entgegen!, Daneben erwog der Staatskanzler den Austausch 


1 Die Grenze Hannovers, berichtet Münster darüber, soll (nach 
dem Vorschlag Hardenbergs) von der nördlichen Grenze des Cle- 
vischen, wo dieses an Holland stößt rechts des Rheins an, über die. 
Stadt Miinster weglaufend, Lingen und Teklenburg abschneiden, 
auf Versmoult in einer geraden Linie durch das Mindensche und 
Ravensbergische gehen. Außer diesen Provinzen, deren Teile uns 
nach einer natürlichen Grenze zufallen sollen, würde uns Preußen 
noch Ostfriesland abtreten. Wir sollen ferner die Länder erhalten, 
die oberhalb dieser Linie im ehemaligen Münsterschen liegen und 
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von Braunschweig-Lineburg bis zur Weser gegen Land am 
Rhein und der belgischen Grenze!. Es sind dies Privatwünsche 
Hardenbergs gewesen, denen die Genehmigung Friedrich 
Wilhelms III. fehlte. Der König war, wie Hardenberg selber 
zu Münster sagte, «der Abtretung alter preußischer Pro- 
vinzen sehr abgeneigt»s. So kam man über diese Frage 
nicht zur Klarheit, und «es ward alles auf künftige gegen- 
seitige Konvenienz verspart» 3. i 

Mit Eifer setzte sich dann Hardenberg für die Erwerbung 
Sachsens ein, dessen König ein Herzogtum Münster-Paderborn 
erhalten sollte4. Dieser Plan wie auch vor allem die Einver- 
leibung von Mainz scheinen ihn hauptsächlich beschäftigt zu 
haben. Um Mainz besonders mußte er hartnäckig kämpfen, 
da die Bayern diesen Platz zu nehmen wünschten, und dabei 
nicht nur von Oesterreich, sondern auch von England kräftig 
unterstützt wurden5. Auch Luxemburg lag in den Plänen 


deren Fürsten bereits bei Frankreich sind. Es ist bereits die Rede 
davon gewesen, Oldenburg durch Tausch zu versetzen. Der Kanzler 
hält Rußland für diesen Plan geneigt; eine Idee, die mit den 
früheren Aeußerungen des Herzogs von Oldenburg nicht überein- 
stimmt. Man verlangt preufischerseits von uns die Abtretung des 
Lauenburgischen rechts der Elbe, um Dänemark für schwedisch 
Pommern zu entschädigen oder um dieselbe selbst zu behalten, 
Auf der Abtretung eines Landstriches, der das preußische Eichsfeld 
von Duderstadt ab mit dem Paderbornischen bei Beveningen ver- 
einigen sollte, wurde sehr bestanden. Hierdurch würde Münden und 
der ganze obere Teil der Weser für Hannover verloren gehen. Im 
Geheimen Staatsarchiv Hannover in der Korrespondenz Münster mit 
dem Prinzregenten, bezeichnet als «Notatum Langres den 3. Februar 
1814», in deutscher Sprache geschrieben. 

1 Oncken, Zeitalter der Revolution, II. Bd. 8. 267. Brief Münsters 
an den Prinzregenten, 13. Februar 1814. 

2 Notatum Münsters vom 3. Februar. 

3 Ebenda. 

4 Ebenda. 

5 Notatum Münsters: «Englands Wunsch ist, daß Hottand in 
Belgien einen Zuwachs erhalte, der vom Meere ab, der alten nieder- 
ländischen Grenze, etwa bis nach Dinau folge, dann die Maas herab- 
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Hardenbergs, doch war er gesonnen auf dieses zu Gunsten 
von Mainz zu verzichten, das ihm doch als Festung eine be- 
sonders große Bedeutung fiir die preußischen Erwerbungen am 
Rhein zu haben schien. 

In Paris formulierte der Staatskanzler am genauesten seine 
Forderungen in einer im April (29.) verfaBten Denkschrift!, 
die von der Abneigung Hardenbergs Zeugnis ablegt, Preußen 
direkt an Frankreich grenzen zu lassen. Er forderte hierin 
zwar den Rhein mit einem Gebiet auf beiden Ufern von Mainz 
bis Wesel für Preußen, aber zwischen dierem Gebiet und 
Frankreich wollte er Nassau Land zuweisen. Wir sehen also 
den preußischen Staatskanzler mit den verschiedensten Projekten 
beschäftigt. Alle dokumentieren sie klar sein Bestreben, 
Preußen eine angemessene Landentschädigung zu verschaffen. 
Niemals aber hören wir bei diesen Plänen etwas vom Elsaß, 
immer halten sich seine Wünsche in den Grenzen, die durch die 
Politik Metternichs und Castlereaghs gesteckt waren. Er 
äußerte selbst einmal, «daß man den Krieg führe, um Frank- 
reich in seine richtigen Grenzen zurückzuführen, und um der 
Gefahr ein Ende zu machen, mit der seine allzu überwiegende 
Macht das übrige Europa bedrohe. Wenn es in seine alten 
Grenzen, die es vor der Revolution hatte, zurückkehre, habe 
man ohne Zweifel alles erreicht, was zu diesem Ende nötig 
sei.» Er fühlte sich wohl auch durch den Grundsatz gebunden, 


laufe, Namur, Lüttich, Maestricht und Jülich einschlieBe und von 
da auf Köln stoße, welche Stadt mit an Holland kommen sollte. — 
Unterhalb dieser Linie solle Preußen Belgien erhalten nebst Luxem- 
burg. Diese Linie würde bis Mainz gehen. Die Stadt Mainz 
selbst bestimmt Lord Castlereagh für Bayern. 
Preußen besteht aber darauf und will ohne selbige, lieber auf 
Luxemburg Verzicht leisten, weil Mainz in der Defensionslinie 
Preußens liegen würde. | 

1 Oncken, Zeitalter, II. Bd., S. 842. «Plan pour l’arrangement 
futur de l’Europe.» | 

3 Auszug aus einer Denkschrift Hardenbergs, mitgeteilt von 
Metternich in einem Bericht an Stadion vom 13. Februar 1814. Ge- 
heimes Staatsarchiv Wien. 
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daß «Oesterreich im Süden und Preußen im Norden die Her- 
stellung der politischen Verhältnisse überlassen bleiben solle», 
wie König Friedrich Wilhelm diesen nachdrücklich betonte, 
als der Kronprinz von Württemberg seine Unterstützung gegen 
die österreichischen Bestrebungen, das Breisgau wieder zu 
gewinnen, erbat. Hardenberg verfolgte eben preußische Inter- 
essen und keine deutschen. Er war hier seinem ganzen 
Wesen nach anders geartet als Stein. Hardenberg blieb selbst 
bei seinen Bemühungen um die deutschen Angelegenheiten vor 
allem Preuße, während Stein gerade bei allem Betonen der 
Notwendigkeit der Erstarkung Preußens vor allem Deutscher 
war. Damit ist nicht gesagt, daß Hardenberg die deutschen 
Interessen vernachlässigt habe, es ist damit nur die Verschie- 
denheit seines Standpunktes von dem Steins hervorgehoben 
` worden, die zum Teil erklärt, weshalb Hardenberg im Gegen- 
satz zu Gneisenau gar nicht die Forderung auf Wiedererwerbung 
des Elsaß stellte. 

Bisher sahen wir, daß Hardenberg nicht für größere Ab- 
tretungen Frankreichs eintrat. Nach Treitschke! aber soll er 
Straßburg und Landau verlangt haben. Auf welche Dokumente 
Treitschke hier seine Behauptung stützt, gibt er nicht an. 
Wie dem auch sein mag, jedenfalls hatte der Staatskanzler 
keinen Erfolg damit, wenn er den Antrag tatsächlich einbrachte. 
Im ganzen genommen machen mir Hardenbergs Bemühungen 
um eine bessere Grenze für Deutschland nicht den Eindruck 
-des standhaften Willens, wie ihn Treitschke zeichnen möchte. 
Mir scheinen seine Anstrengungen 1814 ausschließlich doch 
den Interessen Preußens gegolten zu haben, wobei ihn sicher- 
lich die ganzen Umstände und die Haltung der Verbündeten 
Mächte zu dieser Politik zwangen. 


1 Treitschke, I. Bd., S. 559. Ich selbst konnte nichts näheres 
darüber feststellen, da mir im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin, wie 
es scheint, doch nicht alle einschlägigen Akten zur Verfügung ge- 
stellt wurden. Vor allem durfte ich das Tagebuch Hardenbergs 
nicht einsehen. 


i 
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Wie verhielt sich nun der zweite Vertreter Preußens bei 
den Verhandlungen, Humboldt? Von ihm wissen wir noch 
weniger als von Hardenberg. Er ist allgemein bekannt, als ein 
ruhiger aber entschiedener Verfechter der deutschen Interessen, 
der bei Metternich in einem ähnlichen Rufe stand wie der 
«Jakobiner» Stein. Wir wissen von ihm wohl, daß er die 
Elsaß-Lothringischen Forderungen gebilligt hat!, ob er sie aber 
offiziell vertreten, ist bei seinem Charakter nicht ohne weiteres 
zu sagen. Er war eine ‘klarsehende skeptisehe Natur, die sich’ 
niemals Illusionen hingab, sich nicht fir eine Idee leiden- 
schaftlich entflammen konnte. Er war, wie Görres sagte, 
ckalt und klar wie die Dezembersonne». Aus dieser Veranla- 
gung heraus pflegte er, das Erreichbare mit Energie und Kon- 
sequenz zu erstreben, statt sich um das Unmögtiche zu be- 
mühen. Er war einer der wenigen, die aus dem allgemeinen 
Großmutsschwindel zu retten suchten, was zu retten war. Er 
war es, der den Franzosen entgegentrat, als sie sogar Forde- 
rungen für ihre Ostgrenze stellten?2. Er rettete für Deutsch- © 
land Kaiserslautern’ und zwang Metternich und Nesselrode das 
Versprechen ab, keine weiteren Abtretungen mehr zu bewilligen. 
So war Wilhelm von Humboldt durch die Ungunst der Ver- 
haltnisse gezwungen, eine vor allem defensive Haltung einzu- 
nehmen. Aber er hatte vielleicht mehr erreicht, ware ihm 
Hardenberg tatkraftiger zu Hilfe gekommen 4. 

Einen hervorragenden Anteil an den Verhandlungen über 
die elsässische Annexion nahmen die preußischen Generale. 


1 «Meiner Meinung nach müßte man den ganzen Rhein bis 
Basel, also außer dem linken Rheinufer, auch einen Teil von Elsaß 
fordern und nach Umständen darauf bestehen. Ganz unmöglich ist 
es nicht, daß man es tut. Die Sachen sind noch im Werden. Sich 
mit dem bloßen, nackten Rhein begnügen dafür ist niemand.» Brief- 
wechsel W. v. Humboldts mit Caroline hrgb. von A. v. Sydow, 
Bd. IV., S. 215. Freiburg i. B., 12. Januar 1814. 

2 Bruno Gebhardt, S. 51. 

3 Ebenda und Treitschke, I. Bd., S. 561. 

4 Gebhardt, S. 51. 
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War ihr Einfluß auch auf die Entschließungen selbst nicht - 
von entscheidender Bedeutung, so dürfen wir ihn doch nicht 
als wertlos einfach beiseite schieben. Vor allem Gneisenaus | 
Bemühungen sind nicht etwa als unmaßgebliche Aeußerungen 
und Wünsche eines Privatmannes anzusehen. Seine Pläne 
konnten, zumal wenn es gelang, Hardenberg für sie zu gewinnen, - 
sich geltend machen. Auch stand er beim König in einem 
gewissen einflußreichen Ansehen i. Er war unermüdlich tätig . 
in Paris den durch die Diplomaten ganz verfahrenen Karren 
wieder in das rechte Geleis zu bringen. Stosch schildert 
uns Gneisenaus Tätigkeit folgendermaßen : «Ich sah ihn damals 
in Paris des Morgens auf einige Minuten und nur selten beim 
Mittagstisch, da er gern die Gelegenheit benutzte beim Staats- 
kanzler, Stein etc. mit den Diplomaten zu speisen und seinen 
Einfluß geltend zu machen» ?. So etwa dürfen wir uns auch 
seine Art des Wirkens für die Erwerbung des Elsaß denken. 
In Briefen, Gesprächen, beim Essen, bei Spaziergängen usw. 
suchte er die Diplomaten zu überzeugen und auf seine Seite 
zu ziehen. Bei allen diesen Bemühungen trieb ihn vor allem 
seine glühende Vaterlandsliebe wie auch sein Haß gegen Napo- 
leon. Sein leidenschaftliches Gefühl, seine gerade offene Natur 
verschmähte die krummen Schleichwege, die Ranke, mit denen 
die Diplomaten ihre Absichten umspannen. Er pflegte gerade- 
heraus seine Ansichten zu sagen, klaren Blickes die Dinge an- 
zuschauen, sich ein eigenes, unbefangenes verständnisvolles 
Urteil zu bilden, das eben seiner logischen Klarheit wegen 
zumeist mit den verschwommenen, von Selbstsucht diktierten 
Schlüssen der Diplomaten aus. Metternichs Schule nicht über- 
einstimmte’, Zudem waren Gneisenau all die Erwägungen 


1 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 228. Brief v. Thieles an Gneisenau 
vom 3. März 1814. 
2 Ebenda, S. 230. : 
$ Wie er über sie dachte, hat er oft geäußert, besonders in 
einem Brief an Boyen vom 4. Januar 1814: «In männlicher Sprache 
redet Ihre Proklamation zu den Völkern, die sich von dem fremden 
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ängstlicher Naturen, wie Schwarzenberg z. B. eine war, un- 
verständlich. Für ihn galt es vor allem, das Vaterland zu 
rächen für die furchtbaren Jahre der Schmach, Verachtung und 
Bedrückung, es zugleich auch zu schützen vor neuen etwaigen 
Gelüsten des französischen Volkes. Dafür aber war die Nieder- 
werfung und Schwächung Frankreichs logischer Weise das 
richtige und einzige Mittel. Unablässig drängte er in Hardenbérg 
in diesem Sinne!. Mit seiner ganzen frischen Energie, die bis 
zuletzt ihr Ziel vor Augen behielt und verfolgte, setzte er sich 
persönlich für die Wünsche der deutschen Patrioten ein, deren 
Stimmen gerade im schlesischen Hauptquartier so stark er- 
schallten und bei Gneisenau einen klingenden Widerhall fan- 
den. Er hatte schon früher die Wege gewiesen, die man in 
einem Frieden mit Frankreich beschreiten müsse. Gewiß 
hatte er dabei schmerzlich den Umstand empfunden, daß er 
nicht im Hauptquartier den Verhandlungen persönlich beiwohnen 
konnte, gerade in der Zeit, da sich so schwerwiegende Dinge ab- 
spielten, wie die Verhandlungen zu Langres, Chatillon und Troyes. 
Trotz dieser Entfernung vom Schauplatz der diplomatischen Er- 
eignisse suchte er durch häufiges Mahnen, durch Berufung für 
die Vaterlandsliebe, durch Anführung von logischen, militärischen 
Gründen, Einfluß auf die Entscheidungen zu gewinnen. 


—— 
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Joch befreien sollen, die unsere spricht dagegen ganz ziichtig und 
jungfräulich. Gewärtigen sie indessen immer die Klagen der er- 
schrockenen Diplomaten, denen Sie die Last aufgebürdet haben, 
eine solche Proklamation bei den künftigen Friedensverhandlungen 
zu vertreten. Solche Schmahungen ausgestoßen zu haben, die die 
Aussöhnung noch mehr erschweren! Ich habe diese Diplomaten bei 
meinem Aufenthalt in Frankfurt und bei den Verhandlungen mit 
Ihnen abermals kennen gelernt. Wenn die Generale sie nicht fort- 
reißen, so machen sie das albernste Zeug. Nach Paris zu gehen und 
dort den Frieden, wie sie ihn. haben müssen, vorzuschreiben, ist 
ihnen rasende Verwegenheit.» Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 146. 

1 Am 14. Februar 1814 schreibt er ihm z. B.: «Es ist also 
gar kein Grund vorhanden, schwach in den Unterhandlungen zu 
werden, sondern ich muß fortan raten, die Dinge aufs Aeußerste 
zu treiben, damit wir künftighin dauerhafte Ruhe genießen.» 
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Gneisenau hatte stets mit Entschiedenheit den Sturz Napo- 
leons und die Einsetzung des alten Königshauses verlangt. Eng ` 
damit verband sich bei ihm die Forderung der Abtretung ge- 
wisser Landesteile an Deutschland, wie er am 10. März an 
den Staatskanzler schreibt: «Es ist mir außer allem Zweifel, 
daß wir Napoleon vom Throne stürzen können, wenn wir 
wollen. Unsere Armee ist mit den detachierten Truppen über 
430000 Mann stark. Wir allein könnten dem Krieg ein Ende 
machen. Wenn indessen die Meinungen der Regenten, Mini- 
ster und Generale noch in solcher Zwietracht sind, als 14 Tage 
früher, so muß ich zum Frieden raten, aber zu einem Frieden, 
der Frankreich alle gemachten Eroberungen abnehme, selbst 
Elsaß-Lothringen, worein Napoleon bei unserem jetzigen Vor- 
rücken einwilligen wird!.» Gneisenau hält also den Sturz 
Napoleons für möglich, will aber im Notfall darauf ver- 
zichten, zu Gunsten eines Friedens, der die alten Reichslande 
wieder von Frankreich trennt. Hier hören wir aus Gneisenaus 
Munde selber seine Forderung: Abtretung ElsaB-Lothringens. 
Nachdem was wir von Gneisenau wissen, war sie eigentlich 
selbstverstandlich. Daß wir erst aus dem März 1814 eine 
Aeußerung Gneisenaus über die alten deutschen Provinzen 
besitzen, daraus dürfen wir nicht schließen, daß er nicht schon 
vorber ihre Erwerbung ins Auge gefaßt hat. 

Gneisenau war indes nicht der Mann, Diplomaten wie 
Metternich und den in seinen Spuren wandelnden anderen 
Vertretern der Mächte erfolgreich entgegenzutreten. Schon 
Ende April sah er die Unmöglichkeit seiner Bemühungen ein: 
«Aber wie weit waren diese meine Entwürfe von dem, was 
unsere Diplomaten bereits bewilligt hatten ?.» So erkannte er, 
was die Staatsmänner wollten, und worauf sie sich geeinigt 
hatten, und doch kämpfte er mit unverrückbarer Energie für 
seine und des Vaterlands Wünsche. GewiB ist dies unabwandel- 


ı Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 205. 
2 Ebenda, S. 246. 
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bare Festhalten an hohen berechtigten Forderungen, dieser 
Kampf gegen Scheelsucht und kleinliche Interessenwirtschaft 
zu bewundern, aber Gneisenau kämpfte mit unmöglichen Plänen 
und Mitteln und zwar noch in einer Zeit, da man schon längst 
die Grenzen Frankreichs festgelegt hatte. 

Am 15. Mai unterbreitete er Hardenberg folgenden Vor- 
schlag: «Wenn es möglich wäre, Belgien gegen Elsaß einzu- 
tauschen, so ist Deutschland, besonders das mittlere und süd- 
liche gegen einen Angriff Frankreichs sichergestellt. Ohne 
diesen Tausch kann die Festungslinie am Rhein stets in der 
linken Flanke umgangen werden, sowie wir im letzten Feld- 
zuge die rechte Flanke der feindlichen Festungslinie umgingen. 
Aus diesem Tausch geht ein politischer Vorteil hervor, nämlich 
deutsche Fürsten durch das Elsaß abzufinden, und den Anteil 
Preußens zu vergrößern und uns bis an die Maas auszudehnen 1». 
Also Abtretung des Elsaß an Deutschland und Verzicht auf das 
ursprünglich geforderte Belgien, das war damals Gneisenaus 
Gedanke. Wenn man es liest, klingt es so klar und einleuch- 
tend und selbstverständlich, daß man wohl begreift, wie Gnei- 
senau später so ungehalten darüber sein konnte, daß er nicht 
durchdrang. Ganz resigniert schreibt er am 28. August an 
Ernst Moritz Arndt aus Eilsen: «Gern würde ich nach Wien 
gehen, wenn ich hoffen dürfte, daß meine Stimme gehört 
würde. Aber ich würde so wenig durchdringen, als es in 
Paris geschehen ist. Ich würde von den fremden und selbst 
den eigenen Diplomaten nicht gehört werden». Ueber Harden- 
berg aber äußert er sich: «Der Staatskanzler hört mich zwar 
an und scheint überzeugt von dem, was ich behaupte, aber nie 
habe ich erlebt, daß er meinen Ratschlägen gefolgt hätte. Was 
soll ich also dort machen ? So habe ich geraten, lieber halb 
Belgien Frankreich zu lassen, als den Elsaß. Man wollte davon 
nichts hören, man entschuldigte sich mit England und wirklich 
würde dieses gegen eine solche Vertauschung sich durchaus 

1 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 254 und 55. 
B. 3 
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widersetzt haben!». Mit diesen letzten Worten aber offen- 
bart Gneisenau auch, daß seine scheinbar so klaren und logi- 
schen Forderungen im Grunde genommen doch nur die gewiß 
aufrichtig gemeinten aber sehr undiplomatischen Wünsche 
eines allzu leidenschaftlichen Patrioten waren. Es waren die 
Wünsche einer durchaus nicht selbstsüchtigen, abernaiven Vater- 
landsliebe, die so fest an ihr gutes Recht glaubt, daß sie die An- 
sprüche anderer, die diesem zuwider laufen, ja es ganz vernichten 
können, nicht versteht, oder doch jedenfalls gar nicht sieht. Denn 
hätte Gneisenau in vollem Umfange die Situation in Paris erkannt, 
so hätte er von vornherein sehen müssen, daß ein Tausch von 
Belgien gegen das Elsaß unmöglich war. Englands Politik 
war, wie wir zeigten®, vor allem auf die Wiederherstellung 
Hollands und die Gewinnung Belgiens für dieses gerichtet. 
Daß bei dem allgemein bekannten Verhältnis zwischen England 
und Oesterreich eine Bevorzugung Preußens oder auch nur anderer 
deutscher Staaten auf Rechnung Hollands ausgeschlossen war, 
hätte sich Gneisenau von vornherein sagen können und müssen. 
Es war ein Kampf gegen Windmühlenflügel, diese Anstrengung 
für Realisierung seines Tauschplanes. Damit soll seinem Ver- 
dienst und seinem hervorragenden Anteil an den Bemühungen 
um die Rückgewinnung des Elsaß keinerlei Abbruch geschehen. 
Es soll nur konstatiert werden, daß er etwas unmögliches 
wollte. Sein Vorschlag war vielleicht der einzige Weg, der 
ihm gangbar schien. Denn das sagte er sich wohl, daß bei 
der Stimmung der Diplomaten eine Forderung von Belgien und 
Elsaß zugleich abgewiesen werden würde. So versuchte er es 
wenigstens, das Elsaß zu retten. Wie tief ihm sein Mißerfolg 
ging, bezeugt am besten sein Brief vom 12. August 1814, in 
dem er schreibt: «So wurde ihr (der französischen Nation) das 
Deutschland stets bedrohende Elsaß gelassen, und alle Festungen, 
die in unbewachter Zeit von Ludwig XIV. auf deutschem 


1 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 280. 
25. S. 18. 
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durch seine Zerrissenheit und Spaltungen ohnedies auf eine 
schwache Verteidigung beschränktes Reich wie das deutsche 
muß demnach seinen Erbfeind im Besitz aller der Mittel lassen, 
die zu dem Zweck vorbereitet sind, unsere Unterjochung syste- 
matisch durchzuführen 1». 

Wen aber hatte Gneisenau bei diesen Anstrengungen zur 
Seite? Wer hat ihn unterstützt? In den Frankfurter Ver- 
handlungen wie auch späterhin war noch der preußische Mili- 
tärbevollmächtigte General Knesebeck hervorgetreten. Wie ver- 
hielt er sich zu der Frage der Erwerbung des Elsaß, war er 
ein Gesinnungsgenosse Gneisenaus? Knesebeck war in den 
bisherigen Verhandlungen zu Frankfurt, Langres und Troyes 
ein Anhänger der Politik der Vorsicht und des Maßhaltens, 
wie man im österreichischen Hauptquartier sagte, gewesen. 
In der Frage der Gebietsabtretung war er schon bald auf ein 
Mindestmaß zurückgegangen. Er hatte in Freiburg am 7. Ja- 
nuar eine Denkschrift eingereicht, in welcher er erklärte: «Da 
man also hingesprochen hat, daß Frankreich größer als unter 
den Königen sein, der Rhein einen Teil seiner Grenze aus- 
machen solle, so bleibe der Rhein Grenze von Basel bis Lan- 
dau®2.» Das bedeutete ein Aufgeben des Elsaß. Später freilich 
erweiterte er in Paris seine Forderungen und verlangte die 
alte deutsche freie Reichsstadt Straßburg. Das war wenig ge- 
nug, aber immerhin bei der Ungunst der ganzen diplomatischen 
Lage doch wenigstens etwas, was mehr Aussicht auf Erfolg 
hatte, als die Rückforderung des gesamten Elsaß. Damit be- 
gnügten sich sogar Manner wie Stein® und ihm wird niemand 
Müßigkeit oder gar Gleichgültigkeit zuschreiben können, ihm, 
der rastlos tätig in Gemeinschaft mit Gneisenau Kaiser Ale- 
xander für die deutsche Frage zu erwärmen suchte und selbst 


1 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 279. 
3 Treitschke, I. Bd., S. 583. 
3 Lehmann, IIL Bd., S. 375 und Treitschke, I. Bd., S. 559 ff. 
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seine ganze Kraft den deutschen Angelegenheiten widmete. — 
Schon im November 1812 hatte Stein, immer vor allem von 
Ideen, die Deutschland in seiner Gesamtheit betrafen, er- 
füllt, eine Denkschrift über die «Teilung Deutschlands unter 
Oesterreich und Preußen» geschrieben !. Mit Entschiedenheit 
hatte er schon hierin betont, daß «Deutschlands Grenzen 
die Maas, das Luxemburgische, die Mosel, die Vogesen und 
die Schweiz sein müßten. Der Lauf des Rheins als Grenze, 
meinte er, würde Deutschland des Gebrauchs dieses großen 
Flusses berauben, in welchen sich die Ströme des Südens er- 
gießen, und ließe Mainz in Feindes Land, welches ein An- 
griffspunkt ist.» Die Vogesengrenze und damit das Elsaß ver- 
langt Stein hiernach für Deutschland. 1814 aber hören wir 
nichts mehr von diesem Wunsch, alle Zeugrisse schweigen 
über Steins Stellung zu den Rückerwerbungsbemühungen. Er 
soll neben Landau auch Straßburg verlangt haben 2, vielleicht 
ist das der einzig bezeugte Rest von weitergehenden Wünschen. 
Wir erhalten im allgemeinen den Eindruck, als hätten Stein 
und auch Gneisenau bald die Erfolglosigkeit ihrer Anstreng- 
ungen eingesehen. So beschränkten sie sich und widmeten 
ihre Kräfte dem Nächstliegenden. Vielleicht hätten sie ihre 
Stimmen lauter und anspruchsvoller erhoben, hätten sie sich 
von mehreren Seiten unterstützt gesehen, hätte hinter ihnen 
der Wille des ganzen Volkes gestanden. Daß dies aber nicht 
der Fall war, wird sich nachher zeigen. So stand Gneisenau 
fast allein mit seinen Freunden. Da fand er in dem König 
eines kleinen deutschen Staates, in Württembergs Herrscher 
einen energischen Beistand. 

Friedrich von Württemberg hätte seine Wünsche vielleicht 
wirksamer geltend machen können, wäre er zusammen mit 
Preußen gegangen, hätte er sich vertrauensvoll an dieses ge- 
wandt. Der württembergische König aber war, obwohl ein 
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I Pertz, Stein, III. Bd., S. 202 ff. 
2 Pertz, Stein, IV. Bd., S. 18ff. und Treitschke, I. Bd., S. 159. 
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arger Napoleonhasser, doch nur darauf in ernstlicher Sorge 
bedacht, seine Souveränität zu wahren und zugleich als selbst- 
süchtiger Geschäftsmann sein Land zu vergrößern. In Preußen | 
vermutete er einen Gegner seiner Wünsche, besonders weil 
von dorther die deutschen Einheitsgedanken laut wurden, die 
seinem fürstlichen Dasein hätten ein Ende bereiten können. 
In der Instruktion!, die Friedrich seinem außerordentlichen 
Gesandten im Hauptquartier, dem Grafen Heinrich Levin von 
Wintzingerode nach Paris mitgab, kommt seine Politik mil 
ihren Triebfedern und Hemmungen zum klaren Ausdruck. 
Vor allem fürchtete Friedrich die «Nebenabsichten» des Wiener 
Hofes und seines Staatskanzlers, dessen «unbegrenzte Habsucht» 
sein egerechtes Mißtrauen hervorrufen mußte». «Es ist, schreibt 
er, von der größten Wichtigkeit, daß das Gegengewicht Ruß- 
lands dahin henutzt werde, wenigstens die selbstsüchtigen Ab- 
sichten Bayerns, welche von Oesterreich unterstützt werden, 
zu vereiteln.» Diese Befürchtung erfüllte ihn vor allem und 
bestimmte seine Schritte. Er hegte ebenso wie Baden Oester- 
reich gegenüber die Furcht, dieses könnte wieder die alten 
habsburgischen Besitzungen im Breisgau zurückverlangen?. So 
groß war dieses Mißtrauen gegen Oesterreich, daß er Wintzin- 
gerode eingestand, «er sei nur ungern und nur der Macht 
weichend in die Koalition eingetreten, denn er habe den Erfolg 
davon vorausgesehen, seitdem Oesterreich aufgenommen worden 
sei, und man diesem stets hinterhaltigen Kabinett einen so 
ausgesprochenen Einfluß eingeräumt habe’». Da es aber nun 
einmal geschehen sei, «müsse man bis zum Ende dabei bleiben 
und durch alle möglichen Mittel versuchen, die politische Exi- 


1 Instruktion H. L. des Grafen von Wintzingerode bei der 
ihm übertragenen Sendung an des Kaisers von Rußland Majestät. 
Staatsarchiv Stuttgart. 

2 Friedrich an Wintzingerode 1. März 1814 und Wintzingerode 
an Friedrich, 20. April 1814: «Je sais cependant que l’Autriche parle 
entr’autre de ravoir le Brisgaw ; que la Bade prétend le conserver.» 

8 Friedrich an Wintzingerode 1. März 1814. 
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stenz Württembergs zu retten, die Oesterreich ohne Rücksicht 
vernichten werde, um sich für die Rückerwerbung seiner 
alten Verluste zu schonen» !, womit Friedrich den Breisgau 
meinte. Dieser tiefeingewurzelte Argwohn veranlaßte, wie ge- 
sagt, seinen engen Anschluß an Rußland, von dem Friedrich 
bis zum Mai 1814 hin eine bestimmte Unterstützung seiner 
Ansprüche erwartete. Er hielt es «für die einzige Stütze aller 
Mächte zweiten Grades. Rußland allein würde keine gefähr- 
liche Hintergedanken gegen diese hegen. Es kann sich weder 
. auf ihre Kosten zu vergrößern trachten, noch suchen sich von 
neuem mit dem Mantel Karl des Großen zu umkleiden, oder 
das Schwert Karls V, zu zücken?. Es kann bei seiner 
räumlichen Entfernung nur den Nachbarn Frankreichs wohl- 
wollen. Es liegt nicht in seinem Interesse, Bayern, Württern- 
berg oder Baden zu verletzen und ihnen Besitzungen für irgend 
einen Erzherzog zu nehmen 3 » Diese Anschauungen Friedrichs 
waren keineswegs aus der Luft gegriffene Kombinationen, 
sondern sie waren durch das Verhalten Alexanders Württem- 
berg gegenüber gerechtfertigt. — Seiner Instruktion gemäß 
wirkte Wintzingerode unablässig bei den russischen Diplomaten 
für die Wünsche seines Herrn. Er hatte mit ihnen bei Ale- 
xander eine sehr gnädige Aufnahme gefunden. Anfang März 
machte er den Zaren «auf die Notwendigkeit aufmerksam, im 
Süden Deutschlands einen starken Grenzwall gegen Frankreich 
zu bilden, um wenigstens dem ersten Angriff widerstehen zu 
können» 4. Alexander «ging vollkommen auf diesen Gedanken 
ein und entwickelte selbst die Dringlichkeit der Forderung, 
die Staaten Süddeutschlands in den Stand zu setzen, den Feind 


1 Friedrich an Wintzingerode 1. März 1814. 

2 Anspielungen auf die Ideen des Tugendbundes, der deutschen 
Einheitsbestrebungen und der habsburgischen Plane. 

8 Friedrich an Wintzingerode, 5. Februdr 1814. Stuttgart Staats- 
archiv. . 

4 Wintzingerode an Friedrich Chaumont, 6. Marz 1814. Stutt- 
gart Staatsarchiv. 
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so lange aufhalten zu können, bis Preußen, Rußland usw. 
ihnen zu Hilfe kommen könnten», «und er versicherte 
Wintzingerode seine Sorge, Friedrichs Zukunft zu sichern»1. 

Die Wünsche des württembergischen Königs aber waren, 
wie diese Unterredung andeutete, darauf gerichtet, sein Land 
zu sichern, es zu stärken. Wie er sich diese Sicherung dachte, 
die Aufrichtung einer schützenden Grenzwehr vorstellte, dafür 
gab er seinem Gesandten genaue Richtlinien 3. «Auf dem 
Boden Frankreichs muß man eine solche Grenzwehr aufrichten 
gegen Frankreich selbst. Eine solche Wehr wird nicht ge- 
bildet durch einen Strom, der leicht an jedem Punkt über- 
schritten werden kann, sondern einzig und allein durch einen 
Gebirgswall (Vogesen) des defiles defendus par tous les secours 
de lart et par une grande diminution de force dans la Masse 
des armées françaises qui peuvent seules garantir la durée de 
la paix, dangereuse si elle n’est pas solide.» Friedrich will 
also das Elsaß yon Frankreich trennen. — Im einzelnen seine 
Stellung zu den Annexionsplinen zu erkennen, ist nicht ganz 
leicht. Das Eine sehen wir ohne weiteres aus den Akten, daB 
. er vor allem die Rückerwerbung Mémpelgards’ erstrebte und 
wohl erst in zweiter Linie die des ganzen Elsa8. Bei der 
engen Verbindung beider Pläne müssen wir genauer auf die 
Versuche Württembergs um die Gewinnung Mömpelgards ein- 
gehen. Wintzingerode bediente sich dabei vor allem des russi- 
schen Diplomaten von Anstett. Es gelang ihm, diesen für die 
württembergischen Gedanken zu gewinnen. Von Vorteil wurde 
ibm besonders der Umstand, daß Anstett der Zarin Mutter 


ı Ebenda. 

2 Pfister, S. 86. 

8 Mömpelgard fiel 1395 an Württemberg durch Erbfolge. In 
Mömpelgard wurden dann eigene Linien gestiftet, bis nach Streitig- 
keiten zwischen der natürlichen Nachkommenschaft des letzten Her- 
zogs von Württemberg-Mömpelgard dieses 1747 wieder an die 
Herzöge von Württemberg kam. 1793 wurde die Grafschaft von den 
Franzosen genommen und 1801 im Frieden von Luneville abge- 
treten. s. Wolf, Die unmittelbaren Teile etc. 
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nahe stand, und daß diese in Mömpelgard geboren war. Be- 
reits Ende März versicherte Anstett Wintzingerode seiner ener- 
gischen Hülfe und «gebrauchte alle Mittel, um von dem Ansehen, 
das er genoß, Nutzen zu ziehen. Er beharrte dabei der russischen 
Kaiserfamilie gegenüber bei dem Verlangen, daß Mömpelgard 
mit einem beträchtlichen Umkreis unter die Herrschaft Fried- 
richs kommen müssesi. Wie tatkräftig er Wintzingerode 
unterstützte, ersieht man daraus, daB er sogar ein Memoire 
über diesen Gegenstand dem Zaren überreichte. «Er wies 
hierin vor allen Dingen auf den Ruhm hin, der daraus für 
- den Kaiser entstehen würde, diese Wiege seines Hauses Frank- 
reich zu entreiBen?.» Der Erfolg dieser Denkschrift scheint 
allerdings kein großer gewesen zu sein, stand ja auch Anstett 
in einem gewissen Gegensatz zu Nesselrode, der Metternichs 
Einflüssen sehr zugänglich war. — Wintzingerode selbst wollte 
eine Denkschrift über diesen Gegenstand ausarbeiten lassen, 
die die Rechte entwickeln sollte, welche Friedrich auf Mömpel- 
gard geltend machen konnte, «gemäß dem Prinzip, daß Frank- 
reich in seine Grenze von 1792 zurückkehren sollte und gemäß 
dem Umstand, daß Mömpelgard erst 1796 abgetreten, nicht 
mehr Frankreich gehöre» 8. 

Hatte Friedrich seinen Gesandten vor Oesterreichs und be- 
sonders Metternichs Politik gewarnt, so war er doch schlau 
genug, dessen Unterstützung für seine Pläne zu erbitten. Er 
ließ durch Wintzingerode auch bei Metternich energisch die 
Notwendigkeit der Festigung der deutschen Grenze besonders 
gegen die Schweiz hin betonen. Interessant ist es dabei zu 
sehen, wie Friedrich Metternich beurteilte, mit welchem Mittel 
er ihn zu fangen suchte. Nachdem er seinen Bevollmächtigten 


1 Wintzingerode an Friedrich, 24. März 1814. Staatsarchiv 
Stuttgart. 

2 Wintzingerode an Friedrich, 14. Mai 1814. Staatsarchiv 
Stuttgart. 

8 Wintzingerode an Friedrich, 14. März 1814: «Je ferai en at- 
tendant rédiger par Mr. Boigeol un mémoire sur cet objet.» Staats- 
archiv Stuttgart. 
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instruiert hatte, was er zu erlangen suchen sollte, schrieb er 
ihm am 26. April, als er schon einen Teil seiner Pläne auf- 
gegeben hatte, er sollte versuchen, den Fürsten Metternich zu 
überzeugen, daß Württemberg Sicherheiten haben müsse. «Ich 
verhehle mir keineswegs die Schwierigkeiten, fuhr er fort, den 
schlechten Willen, die eigennützigen Gesichtspunkte, die Ge- 
schicklichkeit und den absoluten Mangel an Freimut des Herrn 
von Metternich zu besiegen, aber es scheint mir doch unmög- 
lich, daß er sich durch selbstsüchtige Interessen bewogen 
weigern könnte, die Vorteile seines Hofes zu erkennen, und 
dann schieben Sie Ochsenhausen vor, was einigen Eindruck 
machen wird. Ueber die Art und Weise verständigen Sie sich 
mit dem Kronprinzen 1.» Mit Ochsenhausen aber hat es 
folgende Bewandtnis: Ochsenhausen war eine Abtei östlich von 
Biberach, die 1803 säkularisiert und als Fürstentum dem Grafen 
Metternich gegeben worden war. 1806 wurde dieses der 
württembergischen Qberhoheit unterworfen. Friedrich bot 
jetzt Metternich die Oberhoheit für Oesterreich an und wollte 
damit den Staatskanzler gleichsam bestechen. Es wurde auch 
tatsächlich längere Zeit darüber hin und her beraten, ohne 
daß man zu einem Ende kam. Ebenso erfolglos wie diese Be- 
mühungen Wintzingerodes bei Anstett und Metternich verliefen 
auch die Anstrengungen des Kronprinzen Wilhelm. Dieser 
suchte seine Absichten vor allem durch ein Zusammengehen 
der süddeutschen Staaten zu erreichen. MiBtraute er im Grunde 
der bayrischen Politik, so sah er doch einen Anschluß Württem- 
bergs an Bayern als eine Notwendigkeit an, «um mit verein- 
barten Kräften nach dem allgemeinen Zweck, eine verhältnis- 
mäßige Vergrößerung zu erhalten und Oesterreich zur Nach- 
giebigkeit zu zwingen»?. Er verfolgte dabei Pläne, die auch 


1 Friedrich an Wintzingerode, Ludwigsburg, den 26. April 1814. 
Staatsarchiv Stuttgart. 

3 Baron von Lindens Tagebuch vom Friedenskongreß in Paris 
1814. Bericht einer Unterredung Lindens mit dem Kronprinzen vom 
28. Mai 1814, Staatsarchiv Stuttgart. 


— 2 — 


König Friedrich gern verwirklicht gesehen hätte: einen süd- 
deutschen Bund unter Kaiser Alexanders Protektorat zu gründen!.- 
Der Kronprinz verhandelte, wie es scheint, sogar mit dem 
bayrischen Feldmarschall Fürsten Wrede darüber. Jedenfalls 
einigte er sich mit diesem wenigstens über die bayerischen 
Forderungen auf württembergisches Gebiet. Am 5. Mai be- 
richtet der Bevollmächtigte Bayerns, Baron von Verger an den 
bayrischen Ministerpräsidenten Montgelas, «daß der Kronprinz 
von Württemberg mit dem Marschall einig inbetreff der Grenz- 
regelungen zu sein scheine, und er bereit sei, über Prälimina- 
rien zwischen beiden Staaten übereinzukommen»2. Näheres 
hierüber aber wissen wir nicht, fehlt doch in der Korrespon- 
denz Wredens mit Montgelas jede Andeutung darauf. 

Waren die württembergischen Bemühungen besonders auf 
Mömpelgard gerichtet, so ist klar, daB das nur ein Teil der 
Wünsche des Königs war. Friedrich träumte davon, seinen 
Staat auf ungefähr zwei Millionen Einwohner zu bringen, ihn 
auf die gleiche Größe wie Bayern zu heben. Welche Gebiete 
aber sollten dieses bewirken? Kommt dafür das Elsaß in Be- 
tracht? Es scheint schwer diese Frage zu beantworten, hatte 
doch Friedrich seinem Gesandten eingeschärft, Baden zu 
schonen’. Aber aus diesem Dilemna hilft uns des Königs 
praktischer Geschäftsgeist. Er faßte die Schonung Badens nicht 
als Unantastbarkeit seines ursprünglichen Besitztums auf, son-. 
dern er verpflichtete sich damit nur, für entsprechende Ent- 
schädigungen des an Land geschmälerten Großherzogtums sich 
zu verwenden. Sein Plan richtete sich auf den Breisgau. Er 
wollte damit von Württemberg aus eine Verbindung nach 
Mömpelgard schaffen. Als Bindeglied zwischen beiden Gebieten 
sollte das Bistum Basel dienen 4. Ob Friedrich dann an eine 


1 Friedrichan Wintzingerode, 1. März 1814. StaatsarchivStuttgart, 

3 Verger an Montgelas, Paris 5. Mai 1814. Staatsarchiv München. 

3 Instruktion Friedrichs. Staatsarchiv Stuttgart. 

4 Wintzingerode an Friedrich, 20. April 1814. Bericht einer 
Unterredung mit Nesselrode. Staatsarchiv Stuttgart. 
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Eutschädigung Badens im Elsaß dachte, ist nicht nachzuweisen. 
Vielleicht hat Friedrich auch an größere Erwerbungen im Elsaß 
für sein Land gedacht. Denn Wintzingerode spricht "einmal 
von einer «Verpflanzung» Badens nach dem Großherzogtum 
Berg und nach Westfalen und empfiehlt diese Maßregel, da 
sie «ein leichtes Mittel bieten würde, die Hoffnungen zu er- 
füllen, welche Alexander Friedrich habe schöpfen lassen auf eine 
Entschädigung für dessen Mühen und auf Vergrößerung seines 
Hauses, um eine Grenzwehr gegen Frankreich von seiten des 
Elsaß zu bilden, und um Oesterreich und Bayern einigen 
Widerstand leisten zu können»!. 

Sichere Anhaltspunkte für diese Vergrößerungspolitik Würt- 
tembergs geben uns erst einige Projekte 2, die der König nach 
dem FriedensschlußB Wintzingerode übersandte, als dieser eine 
außerordentliche Gesandtschaft beim Zaren übernahm. Er 
sollte damit den Fragen der territorialen Entschädigung und 
Ausgestaltung Württembergs auf dem Wiener Kongreß vor- 
arbeiten. In diesen Projekten tritt uns Friedrichs ganze Maß- 
losigkeit entgegen, verlangte er doch in einem Entwurfe das 
ganze Großherzogtum Baden mit 850 000 Einwohner, die Hohen- 
zollernschen Enklaven in Württemberg, das Bistum Basel, den 
südlichen Teil der jenseitigen Rheinpfalz und Mömpelgard. 
Baden wollte er in diesem Fall mit Pfalz-Zweibrücken, der 
nördlichen Hälfte der linksrheinischen Rheinpfalz, mit Jülich, 
Erbach, dem Fürstentum Aschaffenburg und kleineren Gebieten 
entschädigen3. 

Aus alledem empfangen wir den Eindruck, daß Württem- 
berg die elsässischen Pläne nur, soweit sie mit seinem Inter- 


1 Wintzingerode an Friedrich Chaumont, 5. März 1814. Stutt- 
gart Staatsarchiv. 

2 Mission des Grafen Wintzingerode nach Petersburg. August 
1814 bis Mai 1815. 3. Projekte über «Länderzuteilung an Württem- 
berg, Baden und Hessen-Darmstadt», um es auf 21/, Millionen Seelen 
zu bringen. Stuttgart Staatsarchiv. 

8 Im 1. Projekt. 
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esse zusammenstimmten, unterstützte. Sein Bestreben zielte 
vor allem auf die Gewinnung des Breisgaus und Mömpelgards, 
das es auch nach dem Frieden nicht aufgab, obwohl Wintzin- 
gerode seinem Herrn schon am 16. Mai schrieb, daß Mömpel- 
gard in der Zahl der Abtretungen enthalten sei, die man 
Frankreich machen werde!. Die Anstrengungen Württem- 
bergs mußten erfolglos sein, verschmähte doch Friedrich jedes 
Nachgeben und hielt an seinen fast ausschweifenden Phanta- 
sien bis zum letzten Augenblick fest, ohne Konzessionen zu 
machen. Alexander hatte schon fim April zu Wintzingerode 
gesagt?, «es sei schwierig, Württemberg auf das gleiche Niveau 
zu bringen wie Bayern», und Nesselrode hatte energisch be- 
tont8, «daß der Großherzog von Baden», der Alexander nahe- 
stand, «inständig gerade um Erhaltung des Breisgaus für 
sein Land bitte». Friedrich aber scheinen diese Vergrößerungs- 
wünsche mit geradezu dämonischer Macht gefesselt zu haben. 
Mitte Mai ist er aufs höchste darüber erregt, «daß er der Narr 
der schönen Redensarten und der Beweise der Großmut und 
Hochherzigkeit Rußlands5» geworden sei, und einige Monate 
später beauftragt er Wintzingerode trotzdem mit einer neuen 
Mission beim Zaren. — So versanken die elsässischen Annexions- 
pläne in einer Flut anderer Projekte. 


1 Wintzingerode an Friedrich, 16. Mai 1814. Staatsarchiv 
Stuttgart. 

2 Wintzingerode an Friedrich, 20. April 1814. Staatsarchiv 
Stuttgart. 

3 Ebenda. 

4 Ueber das Urteil Alexanders über Friedrich scheint man in 
diplomatischen Kreisen nicht besonders günstig gedacht zu haben. 
Der bayrische Gesandte Verger schrieb sogar an Montgelas, Möm- 
pelgard bleibe bei Frankreich, «weil Alexander glaube, dadurch das 
Los seiner Einwohner, die er seiner Mutter wegen schütze, besser 
zu gestalten, als wenn er das Fürstentum Friedrich zurückgegeben 
hätte.» Verger an Montgelas, 5. Mai 1814. Staatsarchiv München. 

5 Friedrich an Wintzingrode, Stuttgart 15. Mai 1814. Staats- 
archiv Stuttgart. 
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Dasselbe Bild einer rein partikularistischen, nur eigene 
Interessen berücksichtigenden Politik bietet uns das Verhalten 
Bayerns während der Verhandlungen. Wie bei Württemberg 
war auch bei Bayern die Furcht vor Oesterreich die Triebfeder 
seines Handelns, erhob doch das habsburgische Reich An- 
sprüche auf Tirol, Salzburg und Vorarlberg. Die Lösung dieser 
für sein Gebiet kritischen Frage beschäftigte Bayerns leitende 
Staatsmänner und seinen König vor allem. 

Es ist ein seltsam niederdrückender Eindruck, den diese 
Politik auf den Historiker ausüben muß. Statt der Begeiste- 
rung und Opferwilligkeit, die man jenen Zeiten nachzurühmen 
pflegt, klingen uns hier trockene, eigennützige Rechenexempel 
entgegen, die mit ebensoviel Beharrlichkeit wie schlauer Findig- 
keit alle Vorteile ausklügeln und gegeneinander abwägen. So 
ist es nicht verwunderlich, daB auch Bayern die Annexion des 
Elsaß ins Auge faßte, konnte es doch mit diesem Gebiet die 
Staaten, von denen es Land abzunehmen gedachte, entschädi- 
gen. Daß dabei nicht nur Lebensinteressen entscheidend ge- 
wesen sind, also zwingende Gründe, seine Grenzen zur größeren 
Sicherheit abzurunden oder Entschädigungen für verlorene 
Landstriche zu fordern, beweisen am besten die Projekte, die 
im Ministerium des Aeußeren schon im Januar 1814 ausge- 
arbeitet wurden, und die in sechs Fassungen bis zum April 
hin alle Möglichkeiten von Gebietsvertauschungen erwägen. 
Uns interessieren vor allem die Pläne betreffend die Forderung 
und Verwendung des Elsaß, die in einem Projekt vom Januar 
18141 niedergelegt sind. Es erörtert die Annexionspläne von 
dem Standpunkt aus, «daß man Tirol und Salzburg nebst Vor- 
arlberg an Oesterreich abtreten müsse», wobei «Frankreich 
auf Elsaß und das linke Rheinufer Verzicht leiste». Bayern 
begnügte sich hierbei keineswegs mit einer Entschädigung für 
die abgetretenen Territorien, sondern es dachte zugleich an 


1 Projekt zur Ausgleichung und Entschädigung. Januar 1814. 
Staatsarchiv München. 
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eine Vergrößerung von über eine Million Einwohner!. Diese 
Vermehrung sollte durch Erwerb von wirttembergischem Ge- 
biet in Höhe von ungefähr 113 Quadratmeilen mit 400 000 
Seelen, von badischem Land mit 250000 Einwohnern, von 
französischem Land, nämlich von Mainz und Speyer, von 
nassauischem, hessen-darmstädtischen und schließlich durch 
Erwerb des Großherzogtums Würzburg erreicht werden?. Die 
Entschädigungen für diese Abtretungen sollten diese Staaten 
eben zum Teil im Elsaß finden. Württemberg sollte dabei 
das oberrheinische Departement erhalten. Baden, das außer an 
Bayern auch an Württemberg über 300 000 Einwohner meist 
im Süden abtreten sollte®, dachte man mit dem Departement 
des Rheins, der Mosel, der Saar, des Niederrheins und Donners- 


1 Von 3 428 593 Seelen auf 4 534 224, während es Württemberg 
nur um ca. 250 000 zu vergrößern dachte, Baden nur um 90 000, 
während Nassau, Hessen-Darmstadt und Hessen-Kassel noch schlechter 
wegkamen. 

2 Württemberg sollte abtreten: Heilbronn, Oberamt Neckars- 
Ulm, Weinsberg, Biberach, Echingen, Wiepensteig, Saulgau, Ried- 
lingen, Kreis Altdorf, Elwangen und Oberamt Gemünd. Baden: 
Bruchsal, Bretten, Gehrsheim, den Neckarkreis, Odenwalderkreis, 
Märsburg, Heiligenberg, Ueberlingen, Herdwangen, Pfullendorf. 
Nassau: Mainzisches Amt Höchst, Kassel und Königstein, Ep- 
stein und Rödelheim. Hessen-Darmstadt: das Fürstentum 
Starkenburg. — Wie Bayern dabei vorging, ersieht man aus dem 
Nachsatz zu diesem Projekt, wo esheißt: «da in dieser Berechnung, 
wie erst später bemerkt wurde, die im Jahre 1810 an Württemberg 
zedierten Gebietsteile nicht mit angesetzt sind, so ist noch nachzu- 
fügen, eine Vergrößerung von 52 Quadratmeilen mit 155 000 Seelen, 
wogegen Württemberg um ebenso viel an Flächeninhalt und Be- 
völkerung weniger erhält.» Gegen die Logik dieses Satzes ist aller- 
dings nichts einzuwenden, — nur daß Württemberg ebenso logisch 
für einen Verlust eine Entschädigung beanspruchen konnte! Darüber 
machte sich aber Bayern keine Skrupeln. | 

8 Baden sollte an Württemberg abtreten: den Donaukreis, den 
Dreisamkreis, den Wiesenkreis, Teile des Seekreises wie Konstanz, 
Petershausen, Bohlingen, Möskirch und Engen. Im ganzen 323 449 
Seelen. 
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bergs mit den Distrikten von Zweibrücken und Kaiserslautern 
abzufinden. Danach sollte das Elsaß also zur Hälfte an Würt- 
temberg und zur Hälfte an Baden fallen. Ernstlich hat sich 
Bayern um diesen Plan keineswegs bemüht. Schon im Februar 
wurde im Ministerium ein zweites Projekt ausgearbeitet «auf 
der Voraussetzung, daß Tirol, Salzburg und Vorarlberg an 
Oesterreich abgetreten werden müßten und über das Elsaß 
nicht zu disponieren wäre»i. Bedeutete dieser Plan auch 
noch keineswegs an und für sich ein Ausschalten des ersten, 
so beleuchtet er doch die Politik Bayerns, die den einen Ge- 
danken ebensogut erwog wie den andern, da das ihre Interessen 
forderten und sie schon sah, daß ein energisches Eintreten für 
die Erwerbung des Elsaß nur unnötige Mühen verursachen 
würde, ohne entsprechende Vorteile zu bringen. 


Dieselbe praktische Auffassung, die durchaus alle idealeren, 
umfassenderen Gesichtspunkte vermissen läßt, atmet auch eine 
bayrische Denkschrift, die über unsern Gegenstand geschrieben 
wurde3. Der Verfasser ist ein Major Baur aus dem bayrischen 
Generalstab. Ob er das Memoire im Auftrage des Ministeriums 
verfaßte, damit es den Diplomaten der anderen Staaten als 
offizielle Denkschrift überreicht werde, oder ob er es nur aus 
eigener Initiative schrieb, um die Aufmerksamkeit der bayrischen 
Regierung auf das Elsaß zu lenken, wissen wir nicht. Immer- 
hin ist es als Beweis wichtig, daß man sich in bayrischen 
Kreisen, die der Regierung nahe standen, näher mit den 
Annexionsplänen befaßte. Die Denkschrift soll die Frage be- 


ı 5. Projekt vom Februar 1814. Staatsarchiv München. 

2 «Welches ist die echte und natürliche Grenze zwischen 
Deutschland und Frankreich? — Eine militärische Betrachtung von 
v. Baur, Major im Generalstab.» Umfang 42!j, Aktenseite. Die 
Datierung war nicht zu ermitteln, doch fand sich die Denkschrift 
in den Akten des königl. bayrischen Ministeriums des Aeußeren be- 
treffend Arrondierung Bayerns. Fasc, 1813/14. Auch dem Inhalt nach 
kann man auf Anfang 1814 Ende 1813 schließen. 
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antworten: «Welches ist die echte Grenze zwischen Deutsch- 
land und Frankreich». In eingehendster Weise werden vor 
allem die praktisch strategischen Gründe, die für die Vogesen- 
grenze sprechen, erörtert. Die ganze Grenze Deutschlands, 
den Rhein entlang vergleicht Baur mit einem Stierkopf, «dessen 
Hörner Schweiz und Holland sind, die Stirn selbst durch den 
Rhein dargestellt wird: In jedem Fall wird dem Kriegskenner 
sowohl als dem gewöhnlichen Verstande in dieser Vergleichung 
das Bild der angreifenden Stärke erkennbar sein». Wegen 
dieser Offensivkraft der Rheingrenze dürfe man sie nicht als 
Frankreichs natürliche Grenze bezeichnen. Was heißt denn 
natürliche Grenzen, solche doch, die von der Natur gegeben 
sind. «Flüsse aber, seien von ihr, meint Baur, nicht als 
Schneidelinien, sondern als Verbindungslinien der Völker gesetzt.» 
Die Gleichheit der Sprache, der Gebräuche, der Sitten zu 
beiden Seiten eines Flusses beweisen das. Ebro, Po und Donau 
seien nie Grenzen gewesen. «Wer soll im Besitz der Ueber- 
gangspunkte, wer im Besitz der Inseln sein, wer im Besitz 
des Talwegs und des Stromstrichs? Tausendfache Streitig- 
keiten erheben sich da.» Das Fließende kann nie eine feste 
Grenze sein. «Gebirge müssen eine solche bilden. Wie die 
Pyrenäen, Alpen und Karpaten feste Grenzen sind, so bilden 
auch die wahre Grenze von Frankreich und Deutschland die 
Vogesen und der Ardennenwald.» «Sollten wir das große Werk 
der Befreiung angefangen haben, um es nur halb zu vollenden, 
sollten wir nach wenigen Jahren aufs neue die Beute eines 
unermüdlichen und rachegierigen Feindes werden ?» 

Lange blieben aber die Bayern, wenn sie das Verlangen 
nach dem Elsaß überhaupt offiziell vertreten haben, nicht auf 
diesen Forderungen stehen. Allem Anschein nach sind schon 
Mitte Januar diese Pläne nicht mehr ernstlich erwogen worden, 
schreibt doch Montgelas am 16. an Wrede über die Absichten 
der Mächte in bezug. auf die zu stellenden Forderungen und 
erwähnt das Elsaß überhaupt nicht. Dabei ist er der Ansicht, 
«daß man den Frieden als schon weit gediehen betrachten 
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könnep!. Im übrigen bestätigen die Akten diese Auffassung 
auch. Man stritt unermüdlich um den Besitz Tirols, für das 
man alle möglichen Entschädigungen in Aussicht nahm, ohne 
jemals mehr das Elsaß zu erwähnen. Bayern dachte bei diesem 
Hin- und Herwägen der Vorteile bereits im Februar an die 
Erwerbung von linksrheinischem Gebiet. Es erwog die Besitz- 
nabme von Gebieten der Pfalz wie des Arrondissements von 
Saarbrücken, wie auch rechtsrheinischer Teile der badischen 
Pfalz als Verbindung zu Würzburg und Aschaffenburg, wofür 
Baden das Saardepartement ohne Saarbrücken nebst den 
ganzen Rhein- und Moseldepartements und Arrondissements 
von Malmedy, St. Hubert und Marche? (im Sambre et Meuse- 
departement) erhalten sollte. Von diesen Wünschen auf die 
rechtsrheinische Pfalz ging Bayern im laufe der Verhandlungen 
zurück und stellte Forderungen auf den Distrikt Simmern, den 
Donnersberg Departement (ohne Zweibrücken) und die Distrikte 
von Weißenburg und Landau’. Diese Wünsche auf Teile der 
Pfalz erweiterten sich dann im Mai, wie es scheint, auf die 
ganze linksrheinische Pfalz und Zweibrücken“. Besonders 
eifrig scheint Kronprinz Ludwig von Bayern die Erwerbung 
der Pfalz unterstützt zu haben5. Von den näheren Plänen 
hierüber wissen wir aber nicht viel. In der mir vorgelegten 
Korrespondenz der bayrischen Diplomaten ist nur wenig die 
Rede davon. Sie sprechen viel von Entschädigungen in Würz- 
burg, Aschaffenburg, Fulda, Hanau, Württemberg, Baden und 


1 Montgelas an Wrede vom 16. Januar 1814 mit Unterschrift 
König Max Josefs. Staatsarchiv München. 

2 5. Projekt vom Februar 1814. 

3 6. und 7. Projekt vom 28. und 29. April 1814. 

4 Wintzingerode an Friedrich, 14. Mai 1814. <J’apprends que 
la Bavière doit avoir formellement r&tlamer le Palatinat et le Duché 
de Deux-Ponts.> Staatsarchiv Stuttgart. 

5 Wintzingerode an Friedrich, 19. Mai 1814. «Le Prince Royal 
de Bavière négocie vivement pour ravoir le Palatinat qui lui offrait 
un établissement semblable & celui qu’il perdra avec Salzbourg et 
le Tyrol.» Staatsarchiv Stuttgart. l 

B. 4 
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Darmstadt, aber niemals eingehender von der Pfalz. Dieses 
Gewirr von Plänen fand eine vorläufige Klärung durch einen 
mit Oesterreich am 3. Juni geschlossenen Vertrag, indem 
Bayern Tirol und Vorarlberg abtrat, wofür es Würzburg und 
Aschaffenburg erhielt!. Gegen größere Versprechungen von 
linksrheinischem Gebiet, sollte es auch Salzburg und das Inn- 
und Hausruckviertel abtreten. Hierüber sollte dann genauer 
auf dem ‘Wiener Kongreß beraten werden %. Während dieser Ver- 
handlungen aber war die Elsässische Frage ganz ausgeschaltet. 
Mit ihr waren eben für Bayern keine Vorteile zu erringen, 
und das war ausschlaggebend. 

Am 30. Mai 1814 wurde der Friede mit Frankreich ge- 
schlossen, der viele enttäuschte und die Annexionsbestrebungen 
endgültig zum Schweigen brachte. 5 


1 Ueber den Vertrag siehe Kap. II, § 4, II. Abschn. 2. 
` 2 Wortlaut des Vertrages bei Martens, II. Bd., S. 18 ff. 


- ZWEITES KAPITEL. 


Die Annexionsbestrebungen in den Verhand- 
lungen über den zweiten Pariser Frieden vom 
20. November 1815. 


§ 4. Der Wiener Kongreß und der zweite 
Pariser Friede. 


I. Der Wiener Kongreß. 


Nach Abschluß des ersten Pariser Friedens handelte es 
sich vor allem darum, die Fragen der Gebietsverteilung zu 
regeln, alle Streitigkeiten, die seit der französischen Revolution 
über durch Frankreich eroberte Territorien oder selbständig 
gewordene Länder entstanden waren, durch eine gleichmäßige 
gerechte Vergebung zu schlichten. Ich muß mich bei der 
Behandlung des Wiener Kongresses darauf beschränken, die 
Richtlinien der Politik der Großmächte im allgemeinen festzu- 
legen, soweit sie eben für die Darstellung unserer Frage von 
Bedeutung sind. Ich kann mich um so eher damit begnügen, 
als auf dem Wiener Kongreß von den schon in Paris abge- 
tanen elsaB-lothringischen Annexionsplänen keine Rede war 
und sein konnte. Es handelt sich also nur um de Erledigung 
einer Vorfrage, um die Klarlegung von Verhältnissen, die für 
die Verhandlungen des zweiten Pariser Friedens wichtig sind. 
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Gekennzeichnet war die Entwickelung des Kongresses vor 
allem durch zwei große Fragen. Auf der einen Seite durch die 
polnische von Kaiser Alexander vertretene und auf der andern 
Seite durch die sächsische von Preußen aufgeworfene Frage. 
Alexander wollte das Herzogtum Warschau unter einen König 
stellen und das neugeschaffene Königreich Polen seiner Ober- 
hoheit unterwerfen, wobei seine schon früher erwähnten gali- 
zischen Pläne wieder auftauchten. Er war bereit, Preußen 
das Gebiet um Posen zu geben, auf das dieses gemäß der 
dritten Teilung Polens Anspruch hatte. Natürlich mußte RuB- 
land bei Verfolgung dieser Pläne sofort Oesterreich als Gegner 
finden, das mit aller Macht die Ausbreitung Rußlands nach 
Mitteleuropa verhindern wollte und im Laufe des Kongresses bei 
England und vor allem bei Frankreich einen Bundesgenossen 
fand. Auch Preußen, besonders Hardenberg sah die Ausbreitung 
der russischen Macht in Polen nicht gern, und Metternich 
machte sich diese Abneigung zu nutze, indem er Preußen im 
Osten und im Westen Landgebiet zu verschaffen suchte und 
damit zugleich dessen sächsische Pläne durchkreuzte. Mit 
Klugheit und Verstellung wußte Metternich Hardenberg über 
seine wahren Absichten in bezug auf Sachsen zu täuschen. 
Oesterreich ließ sich dabei von dem Gesichtspunkt leiten, die 
Oberherrschaft in Deutschland zu wahren. Da es sich aber zu 
stark in Oberitalien festgelegt hatte; so sollte jene Oberleitung 
durch Schwächung Preußens gesichert werden. So schien eine 
Konstellation der drei Mächte gegen Rußland sich anbahnen 
zu sollen, da aber durchkreuzte König Friedrich Wilhelm diese 
Absichten, .und Rußland ging von nun an mit Preußen zu-. 
sammen, wenigstens solange, bis Alexander seine polnischen 
Absichten erreicht hatte. 

In der sächsischen Frage offenbarte sich bald immer 
mehr Oesterreichs wahre Meinung, mit beeinflußt durch Talley- 
rand, der sei Anfang Juni (7.) 1815 durch seine überlegene 
Staatskunst sich in dem Rat der Diplomaten eingenistet hatte. 
Die Spannung der Gegensätze war zeitweise so stark, daß 
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Kriegsgefahr drohte. Schließlich aber wurde durch die Ueber- 
macht der drei Verbündeten und durch RuBlands Abrücken .- 
von Preußen dieses überstimmt, und Sachsen blieb als König- 
reich erhalten, freilich um die Hälfte, die an Preußen ge- 
geben wurde, geschmälert. Rußland aber hatte seine Pläne so- 
weit durchgesetzt, daß es das Herzogtum Warschau erhielt. 
Oesterreich war wie gegen Preußen auch mit seiner Politik in 
Oberitalien erfolgreich gewesen. Es bekam Mailand, sowie 
das 1797 erworbene venezianische Gebiet. Außerdem hatte es 
Galizien behalten. In seinem Streit mit Bayern hatte Oester- 
reich Salzburg bekommen, dieses aber die alten fränkischen 
Fürstentümer Anshach und Bayreuth behalten, obwohl die 
öffentliche Meinung selbst für die Wiedervereinigung mit Preußen 
sich ausgesprochen hatte. - 

Neben den Fragen der Ordnung der territorialen Verhālt- 
nisse aber war die Erledigung der inneren Angelegenheiten 
Deutschlands von Bedeutung gewesen, die Frage des deutschen 
Bundes. Sie ist darum für unsere Darstellung von Wichtigkeit, 
als sie uns erstens die Eifersucht der Kleinstaaten unter sich 
wie gegen Preußen und Oesterreich zeigt, und uns zweitens 
einen Blick in Oesterreichs Politik gegenüber den deutschen 
Interessen tun läßt. Dabei ist es bedeutsam festzustellen, daß 
bei allen Vorschlägen, die Metternich in dieser Hinsicht machte, 
das Bestreben maßgebend war, die Leitung in Deutschland zu 
übernehmen und Preußen zurückzudrängen. Metternich suchte 
dies vor allem durch weitgehendste Rücksicht auf den Souve- 
ränitätsgedanken der Kleinstaaten zu erreichen. Im Juni (8.) 
wurde die deutsche Bundesakte nach vielen Streitigkeiten 
unterschrieben. Es ist zweifellos, daß Oesterreich sich durch 
diese unvollkommene aber eben die Souveränität der Süd- 
deutschen betonende Verfassung die Sympathien der Einzel- 
staaten erwarb, die nie ein gewisses MiBtrauen gegen Preußen 
gerade in dieser Hinsicht überwinden konnten, wirkte doch in 
ihm der Tugendbund und lebte der deutsche Einheitsgedanke 
in ihm mächtig. Bei den Pariser Friedensverhandlungen 
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sollte dieses Mißtrauen noch eine gewisse Rolle spielen. — 
Noch aber waren die deutschen Angelegenheiten in Wien nicht 
erledigt, als die Nachricht kam, daß Napoleon am 1. März 
1815 bei Cannes in Frankreich gelandet sei. Damit beginnt 
eine neue Reihe geschichtlicher Ereignisse, die in dem zweiten 
Pariser Frieden ihr endgültiges Ende haben. Sie bringen zu- 
gleich auch unsere Frage ins Rollen, die in den neuen Zeit- 
umständen sogar weit günstigere Aussichten zu haben schien 
als im Jahre 1814. 


II. Der zweite Pariser Friede. 


1. Preußen. 


Nach der Kunde von Napoleons Landung in Frankreich 
traten die Verbündeten sofort zusammen und erließen am 13. 
März eine Achtserklärung gegen ihn, in der sie betonten, daß 
sie entschlossen seien, Napoleon als Feind der Ruhe Europas 
zu bekämpfen und zu deren Wahrung den Vertrag von Paris 
vom 30. Mai aufrecht zu erhalten. Sodann verpflichteten sie 
sich, König Ludwig XVIII. und der französischen Nation zu 
Hilfe kommen zu wollen!. Am 25. März erneuerten sie den 
Vertrag von Chaumont, indein sie noch hinzufügten, daß sie 
sich verbänden, um die Bestimmungen des Friedens von Paris 
sowie die auf dem Wiener Kongreß getroffenen Abmachungen 
zu schützen, vor allem gegen Napoleon. Diese Vereinbarungen 
sollten später bei den Friedensverhandlungen eine für die 
Annexionspläne unheilvolle Rolle spielen. 

Inzwischen war Napoleon wider Erwarten rasch über Lyon 
nach Paris vorgedrungen, wo er am 20. März unter hellem 
Jubel der Bevölkerung einzog. Napoleons Stern schien wieder 
im Steigen begriffen. Am 16. Juni schlug er Blücher bei 
Ligny. Das aber sollte sein letzter Sieg sein. Schon zwei 
Tage später wurde er.von den vereinigten Heeren Wellingtons 
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und Blüchers bei Waterloo geschlagen. Darauf dankte er zu 
Gunsten seines Sobnes ab und wurde später nach St. Helena 
verbannt. Die Truppen der Sieger aber zogen am 22. Juni 
in Frankreich ein, und der englische Feldherr erließ an die 
Bewohner eine Proklamation, die ihnen Befreiung vom Joche 
des Tyrannen verhieß. Zugleich aber forderte er auch Ludwig 
XVIII. auf, sich ihm anzuschließen. So zeigte Wellington 
schon in seinen ersten Schritten, wie er gesonnen war, künf- 
tighin vorzugehen. Er wiederholte damit jene künstliche 
Unterscheidung zwischen der Person des Kaisers Napoleon und 
dem französischen Volke, die bereits die Kundgebungen der 
Verbündeten vom 13. und 25. März vollzogen hatten, und die 
in den Friedensverhandlungen immer wieder betont werden 
sollte, In der Konsequenz dieser Anschauungsweise führte er 
am 8. Juli Ludwig XVIII. wieder auf den Thron Frankreichs 
zurück. Aber diesmal wurde der Bourbone nicht mehr emp- 
fangen von dem Jubel eines erlösten Volkes und auch nicht mehr 
begleitet von der freudigen Zustimmung der Verbündeten. Vor 
allem die Preußen hatten mit finsterer Miene seinem Einzug 
beigewohnt, ohne Notiz davon zu nehmen. Indes ganz eigen- 
mächtig hatte Wellington diesen Schritt nicht getan. Metternich 
jedenfalls war durchaus damit einverstanden !. Bis Mitte Juli 
waren auch die verbündeten Monarchen in Paris eingetroffen, 
und es begannen von neuem wie 1814 die Friedensverhand- 
lungen. Als Vertreter RuBlands waren tätig Nesselrode, Capo 
d'Istria und Pozzo di Borgo, für England Castlereagh, Welling- 
ton und Sir Charles Stewart, für Oesterreich Metternich, 
Wessenberg und Schwarzenberg und schließlich für Preußen 
Hardenberg, Humboldt, Gneisenau und Knesebeck. Es bildete 
sich hier jedoch bald ein engerer Rat zwischen Hardenberg, 
Metternich, Nesselrode und Castlereagh. 

Waren in Paris 1814 im wesentlichen die Grundlagen für 
die Verhandlungen schon gegeben, so war das 1815 nicht der 


1 Talleyrand, Memoiren III. Bd., S. 227ff. wie es dann auch 
noch im Abschnitt Oesterreich näher gezeichnet werden soll. 
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Fall. Wohl hatte man in den Erklärungen vom 13. und 25. 
März sich verpflichtet, die Bestimmungen jenes Friedens sowie 
die des Wiener Kongresses zu achten. Aber man konnte doch 
nicht umhin, einzugestehen, daB man diese Erklärungen unter 
der Voraussetzung gegeben hatte, daß das französische Volk selber 
sich gegen den Tyrannen auflehnen, daß es mit allen Kräften 
seine Befreiung unterstützen würde. Dennoch sollten sie für 
die Beschützer Frankreichs wirksame Mittel werden, um An- 
sprüche auf eine Gebietsverkleinerung des bourbonischen 
Reiches mit Recht zurückzuweisen. Zu spät erkannten die 
preußischen Staatsmänner, die jetzt mit umfangreicheren Forde- 
rungen auftraten, was für eine Fessel sie sich mit dem Erlaß 
jener Kundgebungen angelegt hatten. 

Wie anders als 1814 diesmal Preußen vorging und seine 
Wünsche äußerte, beweist der Bericht des württembergischen 
Vertreters Hügel, der schreibt : «die Integrität Frankreichs soll 
nicht mehr aufrecht erhalten bleiben, es hat nämlich der König 
von Preußen an den General Gneisenau u. a. geschrieben : Die 
beiden Kaiser von Rußland und Oesterreich und er selbst 
sähen, daß mit einer so verdorbenen Nation, wie die franzö- 
sische, unter welchen Regenten sie auch stehen würde, kein 
Friede abzuschließen wäre, ohne eine feste Garantie für die 
Sicherheit von Deutschland und Holland zu haben, welches 
nur durch die Losreißung von Elsaß und Lothringen nebst der 
Festungslinie in Flandern geschehen kénne!.» So war schon 
_ Anfang Juli in weiteren Kreisen bekannt, daß Preußen dies- 
mal Elsaß-Lothringen verlange. Wie in Paris 1814 wurden 
auch jetzt wieder die Verhandlungen zum großen Teile münd- 
lich geführt. So sind gewiß manche wertvollen Aeußerungen 
verloren gegangen, die unsere Frage hatten genauer illustrieren 
können. So wissen wir nicht viel über die Stellung der 
preußischen Diplomaten im Juli, vor allem sind wir über 
Hardenberg schlecht unterrichtet, — Soweit man sehen kann, 
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scheinen die Gebietsabtretungsfragen erst Ende Juli erörtert 
worden zu sein, jedenfalls erhalten wir erst dann die erste 
Denkschrift bierüber. Sie stammte aus der Feder des russischen 
Diplomaten Capo d’Istria. 

Preußen selbst aber formulierte erst Anfang August seine 
Ansprüche in einer vom Fürsten Hardenberg verfaßten und 
am 4. eingereichten Denkschrift!. Sie zeigt uns den preußischen 
Staatskanzler in hellerem Lichte, als wir ihn bisher sahen. 
Er spricht sich in ihr in einer festen und würdigen Sprache 
aus. Mit Entschiedenheit verwahrt er sich gegen einen ähnlichen 
Frieden wie den im Vorjahre. Es sei einleuchtend, führt er 
aus, daß Frankreich sich des Vertrauens, dessen die Ver- 
bündeten in jenem Frieden es gewürdigt hätten, nicht würdig 
gezeigt habe. Man müsse darum jetzt Garantien für eine künf- 
tige dauernde Ruhe fordern, Garantien militärischer und politi- 
scher Art, Entschädigungen an Land und Geld, Festigung der 
Grenzen gegen Frankreich, und zwar für die von ihm entfernt 
liegenden Länder Geld, für die benachbarten Land. Denn ein 
Volk, das wie Frankreich stets seine natürlichen Grenzen über- 
schreite, sei offensiv und ewig bedrohlich für seine Nachbaren, So 
sei es seit Ludwig XIV., seitdem es die Festungen gegen die 
Niederlande, die die erste und zweite Linie des Vauban’schen 
Verteidigungsrings der Franzosen bilden, erobert habe, und seit- 
dem es den Deutschen das Elsaß und die festen Plätze an der 
Mosel und Saar weggenommen, für Deutschland und die 
Niederlande stets ein gefährlicher Nachbar gewesen. Darum 
sei es dringend notwendig, daB man Frankreich wieder in 
seine Grenzen zurückweise, die aber zweifellos die Vogesen 
und die beiden genannten Festungslinien von der Maas bis 
zum Meer seien. Stelle man diese Grenzen jetzt nicht wieder 
her, so verpasse man eine Gelegenheit, einen festen und vor 


1 Gagern, V. Bd., 2. Abt., Beilage Nr. 8, S. 65. Bei den Zitaten 
aus dem Werke Gagerns bezieht sich die Bezeichnung V. Bd. immer 
auf den ersten Teil, wenn nicht wie hier ausdrücklich 2. Abt. hin- 
zugesetzt ist. 
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allem dauernden Friedenszustand zu schaffen, und man stelle 
Frankreich mit dieser Unterlassung in Zukunft die Versuchung, 
wieder über seine Grenzen hinauszutreten und den Frieden 
zu stören. Der preußische Staatskanzler verlangte also jetzt 
offiziell das Gebiet des Elsaß, d. h. die Departements des 
«Haut- und Bas-Rhin» bis an die Vogesen, Belfort und Mömpel- 
gard eingeschlossen, die festen Plätze an der Mosel und Saar 
d. h. Saarlouis, Diedenhofen, Metz und Saarbrücken. Da diese 
Plätze in deutsch Lothringen selbstverständlich mit einem ent- 
sprechenden Umkreis umgeben sein mußten, dürfen wir sagen, 
Hardenberg verlangte auch Deutsch-Lothringen selbst. 

Für die Niederlande forderte er dann ungefähr die Festungen 
von Grevelingen an der Nordsee bis nach Longwy. Hatte 
Preußen damit offiziell seinen Standpunkt festgelegt, so stellte 
es sich geradezu in direkten Gegensatz zu den Russen, die am 
28. Juli ihre Gesichtspunkte entwickelt hatten. Capo d’Istria 
hatte an diesem Tage die Stellung seiner Regierung in einer 
Denkschrift dargetan!, die schon von den Anhängern der 
Durchführung der Annexionspläne als böses Omen aufgefaßt 
wurde. Wichtig ist diese Denkschrift für uns, weil sie uns 
am klarsten in die Ansichten der Gegner der Abtretung ein- 
führt, weil sie uns am besten die Gründe dartut, hinter die 
sie sich verschanzten. Capo d’Istria betonte vor allem, daß 
die Verbündeten nur deshalb ins Feld gezogen seien, um 
Napoleon zu vertreiben, die Pariser Abmachungen von 1814 
zu verifizieren und zu verteidigen, sowie die des Wiener Kon- 
gresses aufrecht zu erhalten. Nachdem man die erste Aufgabe die 
Vertreibung Napoleons und Wiedereinsetzung Ludwigs XVIII. 
erreicht habe, sei jetzt vor allem das Ziel der Alliierten, die 
Ruhe Frankreichs und damit die Ruhe Europas zu sichern. 
Als Garantien habe man moralische und reelle. Moralische 
durch Befestigung des Ansehens des Bourbonischen Königtums 


1 Gagern, V. Bd., 2. Abt., Beilage 5, S. 24ff. und Schaumann, 
Beilage 1, S. IIIff. 
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in Frankreich, was man am besten durch Erneuerung des 
Vertrags vom 25. März und durch zeitweise militärische Be- 
setzung einiger Festungen erreichen könne. Dadurch gebe 
man den Nachbarländern Frankreichs zugleich Zeit, ihre Ver- 
teidigungsmittel gehörig auszubauen. Natürlich müsse Frankreich 
eine Kriegsentschädigung zahlen. Wolle man aber diese Garan- 
tien durchsetzen, so müsse man mit Frankreich, mit dem man 
ja im Frieden sei, in freundschaftliche Verhandlungen ein- 
treten. Nur diese moralischen Garantien seien gerecht und 
dürften realisiert werden. Die sogenannten «reellen» Garantien, 
Festungsschleifungen und Landabtretungen, könne man nach 
diesem Feldzug, nach Schließung des Vertrages vom 25. März 
nicht fordern. Man habe ja keinen Eroberungskrieg geführt, 
und deshalb dürfe man Ludwig XVIII., den man als legitimen 
König bezeichne, nicht schwächen, damit die Legitimität 
als fir Frankreich schädlich hinstellen und die Revolution 
rechtfertigen. Hier macht sich zum ersten Male der schon 
einmal angedeutete unheilvolle Einfluß des Vertrags vom 25. 
März geltend. Man mag noch so sehr die Gründe Capo 
d’Istrias als sophistische Spitzfindigkeiten und Haarspaltereien 
bezeichnen, ganz kann man sich der Tatsache nicht verschließen, 
daß sich die Verbündeten mit jener Abmachung selbst eine 
lästige Fessel angelegt hatten, die die Stellung der Annexions- 
freunde vor allem erschwerte. Es ist m. A. nach eine Kurz- 
sichtigkeit der preußischen Diplomaten gewesen, daß sie auf 
jenen Vertrag eingingen, nachdem man von Napoleons Landung 
gehört hatte, und die Erfahrungen von 1814 noch lebendig 
sein mußten. Man kann auch hier wieder Hardenberg nicht 
von dem Vorwurf freisprechen, den ihm Josef von Görres 
machte, «immer gutwillig, versöhnlich, arglos in seiner Politik 
und alles gern auf guter Seite nehmend,» zu sein‘. So unter- 
ließ er es auch jetzt, energisch gegen die Anschauungen Capo 
d’Istrias Front zu machen und begnügte sich in seinem 
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Memoire lediglich damit, darauf hinzuweisen, daB gerade 
zeitlich begrenzte Landbesetzungen ein Volk mehr erregen, es 
immer wieder noch nach Jahren an die Schmach der Nieder- 
lage erinnern und aufreizen. Er wies dabei auf die Okkupation 
der preußischen Festungen durch die Franzosen hin. Die nähere 
Widerlegung der Hauptgesichtspunkte des russischen Diplo- 
maten überließ Hardenberg Humboldt. Bevor wir die weitere Ent- 
wickelung der preußischen Forderungen und somit der Annexions- 
pläne schildern, müssen wir zuvor die ganze Bedeutung der 
Capo d’Istria’schen Denkschrift erfassen, um überhaupt ein Urteil 
und ein Bild von der russischen Politik im Jahre 1815 zu gewinnen. 
Das Memoire ist für diesen Zweck besonders geeignet, weil es 
uns klar und scharf umrissen die Stellung der Russen zeigt, 
damit aber zugleich die Stellung der Gegner einer Abtretung 
von Landgebiet, wie des Elsaß. 

Wir sahen auf dem Wiener Kongreß Kaiser Alexander 
durchaus mit Preußen zusammengehen. Schon 1814 hatte er 
seine ursprüngliche Abneigung gegen die Bourbonen vor dem 
Gefühl der GroBmut zurücktreten lassen. In Wien aber war 
sie wieder hervorgebrochen, da er in Ludwig XVIII. Minister 
Talleyrand nur allzuoft einen Gegner seiner Pläne fand. 
Als dann Napoleon gelandet war, und man wieder. gegen ihn 
zu Felde zog, als die Bourbonen, speziell Ludwig XVIII. 
ihre Schwäche offenbarten, da dachte der russische Zar ernst- 
lich daran, den Herzog von Orleans zum französischen König 
zu machen, ja er hatte den Gedanken, wenn wir Wellington 
glauben dürfen!, seinen Schwager, den Kronprinzen von 
Württemberg auf den französischen Thron zu erheben. Wie 
läßt sich damit die Haltung in Capo d’Istrias Denkschrift, die 
sich energisch für eine Festigung des bourbonischen Regiments 
aussprach, vereinbaren ? Das hing zusammen mit Alexanders 
ganzer Stellung zu Frankreich. Nachdem einmal Ludwig XVIII. 
wieder auf den Thron zurückgekehrt war, mußte er eben als 
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Oberhaupt Frankreichs geschützt werden. An sich stand 
Kaiser Alexander den Plänen der Deutschen nicht unsympathisch 
gegenüber. Aber er wollte bei evtl. Landabtretungen Frank- 
reich möglichst schonen, da er einen starken Bundesgenossen 
für seine Orientpolitik brauchte, oder wenn es geschwächt 
werden sollte, selbst nicht leer ausgehen, d. h. er hatte auch 
jetzt noch immer seinen Plan der Erwerbung Galiziens im 
Auge. Ernstlich hat er ihn indes keineswegs verfolgt, sondern 
er hat ihn als aussichtslos sehr bald fallen lassen. Maßgebend 
wurde es, daß jetzt die russische Politik ihr Augenmerk nach 
Erledigung der polnischen Frage vor allem auf den Orient ge- 
richtet hatte, wo Alexander nicht allein Eroberungspläne zu 
realisieren suchte, sondern wo er auch von einer Befreiung 
des christlichen Orients von den Türken träumte. Ideen, die 
außer durch den Griechen Capo d’Istria besonders durch seine 
Bekanntschaft mit Frau von Crüdener, die er vor kurzem 
kennen gelernt hatte, genährt wurden. Frau von Crüdener 
war eine liefländische Aristokratin, die durch mystisch-religiöse 
Schwärmereien einigen Einfluß auf den für diese Phantastereien 
sehr empfänglichen Geist Alexanders gewonnen hatte. Von 
solchen Plänen erfüllt, suchte der Zar naturgemäß Frankreich 
soviel als möglich zu schonen, an ihm einen Rückhalt für diese 
Orientpolitik zu besitzen. Er mußte es um so mehr tun, je,mehr 
er sah, wie Englands Staatsmänner sich um Frankreichs Gunst 
bemihten. 

Englands Politik, die noch einer kurzen Würdigung zum 
vollen Verständnis der Sachlage bedarf, ist im Anfang der Ver- 
handlungen von einem Zwiespalt beherrscht, der, so sehr auch 
Castlereagh und Wellington ihn zu verbergen suchten, doch 
auch den anderen Diplomaten auffiel. Wellington und Cast- 
lereagh einerseits nahmen sich aufs lebhafteste des bourboni- 
schen Königs an. Sie betonten scharf die Legitimität seines 
Königtums und verlangten daher auch die Integrität Frank- 
reichs, Die Motive dieser Politik waren zum Teil persönlicher 
Art, wie bei Wellington, der in dem Oberkommando über eine 
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europäische Armee, welche Teile Frankreichs auf Zeit hesetzt 
halten sollte, ein Ziel seines Ehrgeizes sah. Andererseits aber 
waren vor allem die kleinlich politischen Anschauungen Cast- 
lereaghs maßgebend, der fir England nach dem ersten Pariser 
Frieden keine Vorteile mehr zu erringen sah, und der außer- 
dem als starrer Legitimist die Bourbonen schützen zu müssen 
meinte. Zudem fürchtete er das Uebergewicht RuBlands. Die 
andere Richtung der englischen Politik wurde durch den Prinz- 
regenten und sein Kabinett sowie von der öffentlichen Meinung 

vertreten, die sich nicht der Einsicht verschließen konnten, 
daß man als sichere Garantien Landabtretungen verlangen 
müsse. Castlereagh aber vermochte diese sich nicht sehr ener- 
gisch äußernde Meinung bald zum Schweigen zu bringen und 
auf seine Seite zu ziehen, worūber spāter berichtet werden 
soll. Hier soll nur eine Charakteristik der englischen Politik 
gegeben werden, wie sie sich im August 4uBerte!, und wie 
sie mit der russischen zusammen far die fernere Haltung 
Hardenbergs von Bedeutung wurde. Es ist um so nötiger, als 
wir die Stellung des preußischen Staatskanzlers zum großen 
Teil nur durch Kombination rekonstruieren können, da uns 
unmittelbare Zeugnisse für die genaue Entwicklung seiner An- 
sichten fehlen. 

Stellen wir früher den Umfang der Hardenbergschen 
Forderungen auf ElsaB-Lothringen fest, so müssen wir weiter 
fragen, wie dachte sich der Staatskanzler die spätere Ver- 
wendung der Provinzen. Schon in diesem Punkte lassen uns 
die Urkunden seiner Feder im Stich. Wir können nur soviel 
mit Sicherheit schließen, daB er die lothringischen Festungen, 
vor allem Saarlouis und Diedenhofen, Preußen zugedacht hat. 
Er bestimmte also ein Stück des nördlichen Lothringens für 
seinen Staat. Wie er sich aber die Verteilung des Elsaß 
dachte, ist unklar. Bitsch, Fort Vauban und Hüningen wies 


1 In den Denkschriften Castlereaghs und Wellingtons bei 
Schaumann, Beilage 5, S. XXXIX und Beilage VI, S. XLVII. 
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erin seiner zweiten Denkschrift vom 29. August Süddeutschland 
zu. Das ist aber ein so weiler Begriff, daß damit nichts zu 
beginnen ist. Hardenbergs Stellung zu den Süddeutschen ist 
nicht ganz leicht zu verstehen. Auf der einen Seite suchte er den 
Anschluß an sie. Er unterstützte nicht nur ihre Forderungen, 
su den Verhandlungen zugelassen zu werden, sondern er er- 
mahnte sie sogar zu kräftigem und beharrlichem Festhalten 
an diesem Verlangen. Er versicherte oftmals ihre Diplomaten 
der Hilfe PreuBens!. Auf der anderen Seite aber scheint er 
doch diese Versprechungen nicht so energisch gehalten zu 
haben, wie es nölig gewesen wäre. Er muß in seinem per- 
sönlichen Benehmen trotz jenes Entgegenkommens eine gewisse 
Gleichgültigkeit zur Schau getragen haben, die die Staats- 
männer und Fürsten der deutschen Kleinstaaten mit Mißtrauen 
erfüllte, So schrieb der König von Württemberg seinem Be- 
vollmächtigten : «Sondieren Sie Humboldt und Capo d’Istria, 
denn Metternich und Hardenberg unsere Wünsche vorzutragen, 
nützt nichts; der eine ligt sie an, der andere schweigt?.» 
Auch der niederländische Gesandie von Gagern klagt darüber, 
daß Hardenberg sich häufig verleugnen lasse. Wollte Harden- 
berg ernsthaft die Unterstützung der Süddeutschen gewinnen, so 
mußte er auch stete Fühlung mit ihren Diplomaten behalten, 
auch wenn er sich oftmals durch das Verhalten der Klein- 
staaten entmutigt fühlte. Vielleicht läßt sich seine Haltung 
aus dieser Stellung der Süddeutschen erklären. Deren Fürsten 
empfanden ja eine tiefe Abneigung und ein fast nicht zu be- 
siegendes Mißtrauen gegen die preußische Großmacht. Sie 
argwohnten in dem Enigegenkommen von seiten dieser eine 
‘Falle, in die sie gelockt werden sollten, oder sie sahen in ihm 
eine rein eigennützige Maßregel Preußens, um seine eigenen 


1 Rechberg an Montgelas ohne Datum, dem Inhalt nach unge- 
fähr Ende August vor dem 22. Hardenberg forderte Wrede auf, die 
Zulassung zu den Konferenzen zu verlangen, «er wäre bereit Bayern 
zu unterstützen». Staatsarchiv München. 
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Wünsche wirksamer fördern zu können. Viel trug hierzu die 
enge Verbindung der preußischen Diplomaten und Generale 
mit Stein bei, den man allgemein im Süden, besonders in 
Bayern und Württemberg, als einen gefäbrlichen Menschen 
firchtete. Fürst Wrede bezeichnete ihn geradezu als «diesen 
Teufel»!. Mit dieser Abneigung gegen Stein verband sich die 
Angst vor den Umtrieben des Tugendbunds, und die Preußen 
wurden als «Schützer dieses Jugendvereins angesehen, die ver- 
suchen uns zu schaden im Aeußeren wie im Inneren»2. Diese 
Gefühle waren allerdings nur schwer zu besiegen, und wer 
weiß, ob eine klare, genaue Formulierung der Absichten 
Preußens etwas geändert hätte, zumal es mit Bayern durch 
den Kampf um Mainz immer noch auf gespanntem Fuße 
stand. 

So ist es schwer festzustellen, wie Hardenberg sich die Ver- 
teilung des Elsaß an Süddeutschland dachte. Er kann noch am 
wahrscheinlichsten Württemberg, Baden oder Hessen ins Auge 
gefaßt haben. Vielleicht aber stimmte ihn das Wiederauftauchen 
der Ansbach-Bayreuthischen Frage doch zu Gunsten Bayerns 
um? Im Juni hatte der rührige Gneisenau dem Staatskanzler 
den Plan eines Austausch der fränkischen Fürstentümer Ans- 
bach und Bayreuth gegen das Elsaß vorgelegt®. Ueber die 
Verfolgung dieses Projekts von seiten des Staatskanzlers sind 
wir schlecht unterrichtet. Hardenberg wußte, daB die Bay- — 
reuther schon seit langem wieder mit Preußen vereinigt zu 


1 Und Wintzingerode schreibt an König Friedrich am 4. Februar 
1815 aus Wien, er sei zu Hardenberg eingeladen, könne aber nicht 
hingehen : «Mais j'y aurais aussi trouvé Mr. de Stein et le Prince 
Royal me consola car ce genre reputateur me fait plus mal qu’au- 
cun autre. Il n’y a selon moi, rien de plus insupportable pour l'hu- 
manité et rien de plus ridiculement choquant pour les gouverne- 
ments lorsqu’un étre pareil devient l’objet de l’engounement d’un 
d’eux, et surtout d’un puissant.» Staatsarchiv Stuttgart. 

2 Friedrich an Wintzingerode, 16. Oktober 1815. Staatsarchiv 
Stuttgart. 

3 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 532ff. 
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werden wünschten!. Auf dem Wiener Kongreß war aber 
dieser Wunsch abgeschlagen worden. Nach Napoleons Nieder- 
lage und der Wiederaufnahme der Verhandlungen schöpften 
die Bayreuther neue Hoffnungen und wandten sich an König 
Friedrich Wilhelm III. und an den Staatskanzler mit je einer 
Denkschrift aus Wunsiedel, die rührend und flehentlich abgefaßt 
war: «Tief gebeugt, schrieben sie, naht sich Eurer Königlichen 
Majestät abermals die Bürgerschaft Wunsiedels, und ihre 
Stimme, wir bürgen mit unserem Leben dafür, ist auch die 
Stimme der ganzen Provinz Bayreuth.» «Vater verlaß deine 
guten Kinder nicht?.» Soviel wir sehen können, hat Harden- ~ 
berg diesen Tauschplan überhaupt nicht in Erwägung gezogen. 
Immerhin aber war der Gedanke Gneisenaus durchaus nicht 
absurd, sondern sehr naheliegend und vielleicht, wenn er ener- 
gisch vertreten wurde, doch nicht so aussichtslos, zumal er 
eine kräftige Unterstützung von seiten der öffentlichen Meinung 
in Bayrenth und in Preußen fand. Hardenberg aber scheint 
hierüber anders gedacht zu haben. Schon im Dezember 1813 
hatte er dem bayrischen Feldmarschall Wrede versichert, daß 
Preußen niemals den Plan gehabt habe, Ansbach und Bayreuth 
für sich zu reklamieren“. Später allerdings hatte er seine 
offizielle Zustimmung zu dem Artikel des Vertrages von Ried 
zwischen Bayern und Oesterreich, der Bayern den Besitz von 
Ansbach und Bayreuth garantierte, nicht gegeben. Er wollte 
aber damit nur zeigen, wie er das dem bayrischen Gesandten 
Verger gegenüber betonte, «daß man Preußen dieselbe Be- 


1 Denkschrift an den Wiener Kongreß vom 9. Dezember 1814. 
Staatsarchiv Berlin. 

2 Denkschrift datiert vom 8. August 1815. Staatsarchiv Berlin. 

3 Auch aus Preußen wurden ähnliche Wünsche laut. So er- 
schien in der Zeitschrift «Die Zeiten» ein Artikel hierüber. Ein 
Freiherr von Falkenstein wandte sich persönlich an Hardenberg 
mit einem Schreiben aus Brieg vom 25. September 1815, Staatsarchiv 
Berlin und befürwortete die Erwerbung der Fürstentümer. 

4 Heilmann, Fürst Wrede, S. 302. Brief Wredes an den König 
vom 5. Dezember 1813. 
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völkerungszahl, die es 1805 hatte, garantiert habe, und daß 
es deshalb nicht eher auf Besitzungen verzichten könne, welche 
die Zahl ausmachen, bis es auf eine andere Weise dafür ent- 
schädigt seit», Im Wiener Kongreß hatte Preußen diese Ab- 
sicht erreicht und darum .auch der} Abtretung der fränki- 
schen Fürstentümer an Bayern zugestimmt. Es konnte kein 
Interesse daran haben, diese Frage von neuem aufzurollen und 
die Schwierigkeiten, die so schon groß waren, noch zu ver- 
mehren. So wird Hardenberg den Gneisenauschen Austausch- 
gedanken beurteilt und ihn stillschweigend übergangen haben. 
‘Auch seine Randbemerkungen zu einem Schreiben Falken- 
steins? klingen vollkommen so, als habe er von vornherein 
diese Angelegenheit als aussichtslos angesehen: «Man erkenne 
die Bestimmtheit der von dem Herrn Referenten geäußerten 
Gesinnungen und hätte mit ihm gewünscht, daß die gewünschte 
Wiedervereinigung der fränkischen Fürstentümer möglich ge- 
wesen wäre. Der Staat habe der Ruhe von Europa große 
Opfer bringen müssen, aber diese Trennung lieB von beiden 
Seiten die schmerzhaftesten Gefühle zurück.» 

Während wir über Hardenbergs Pläne einer künftigen 
Verwendung des Elsaß nur sehr schlecht informiert sind, 
können wir etwas sicherer feststellen, wie lang er an dem Ab- 
tretungsgedanken festgehalten hat. Am 29. August reichte er 
seine zweite Denkschrift ein’, die vom Elsaß nur noch Bitsch, 
Fort Vauban und Hüningen forderte, allenfalls noch zweifelhaft 
ließ, ob man die Zitadelle von Straßburg: schleifen oder dieses 
mit einem entsprechenden Umkreis zu einer freien deutschen 
Reichsstadt machen solle, wobei er das letztere natürlich mehr 


1 Wintzingerode an Friedrich Chaumont 8. März 1814. «Il est 
sans doute connu a V. M. que la Baviére n’a pas pu obtenir encore 
de la cour de Prusse l’accession à son traité avec l’Autriche en ce 
qui concerne la garantie d’Anspach et Bayreuth. M. de Hardenberg 
proteste que la Prusse n’a nullement le dessein de récupérer ces 
deux Margraviates; mais il observe à M. de Verger etc. s. o. 

2 s. S. 65, Anm. 3. 

3 Schaumann, Beilage VII, S. XLIX. 
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befürwortete, in Erinnerung an Straßburgs Vergangenheit. Von 
Lothringen forderte er nur noch Diedenhofen. An Stelle des 
Elsaß war jetzt Luxemburg getreten, das die Niederlande an 
Preußen abtreten sollten, wofür sie die Festungen Condé, Valen- 
ciennes, Maubeuge, Philippeville, Charlemont und Givet er- 
halten würden. Schon Mitte August scheint Hardenberg diesen 
Wandel seiner Auffassung durchgemacht zu haben. Endgültige 
Antwort über Luxemburg gab er dem niederländischen Ge- 
sandten am 24. oder 25. August!. Damit ist aber keineswegs ge- 
sagt, daß Hardenberg auch erst so spät an einen Verzicht auf 
das Elsaß gedacht hat. Schon am 16. August schreibt Wintzin- 
gerode an Friedrich, daß «Preußen von seinen Ansprüchen 
nachgelassen babe?». Darunter kann man, wenn man die 
Entwickelung der preußischen Forderungen nachprüft, nur das 
Zurückweichen Hardenbergs im August betreffend das Elsaß | 
verstehen. Denn gerade hieran war ja Württemberg, wie wir 
sehen werden, interessiert. Für dieses frühe Zurückweichen 
Hardenbergs von der Forderung des ganzen Elsaß und Deutsch- 
Lothringens spricht noch der Umstand, daß gerade in der 
ersten Hälfte des August auch die Engländer ihren Standpunkt 
klargelegt hatten, daß Metternich die preußischen Pläne nicht 
unterstützte, daß der von Hardenberg herbeigerufene Stein bei 
Alexander kein Gehör für diese fand, daß also mit einem Wort 
in der ersten Hälfte des August alle jene Umstände schon 
eintraten, an denen überhaupt die Annexionspläne letzten Endes _ 
scheiterten. Dagegen konnte auch nicht die Unterstützung 
Württembergs, der Niederlande usw. Hardenberg auf seinem 
Standpunkte beharren lassen, vor allem darum nicht, weil 
diese kleineren Mächte in der Konferenz vom 10. August von 
der Teilnahme an den Vorverhandlungen ausgeschlossen wurden 
und ihnen so jeglicher direkte Einfluß auf die EntschlieBungen 
genommen wurde. Nach diesen Feststellungen scheint mir 


1 Gagern, V. Bd., S. 194. 
2 Pfister, S. 407. 
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erwiesen zu sein, daß Hardenberg schon in der ersten Hälfte 
des August die Forderung auf ganz Elsaß-Lothringen aufgegeben 
hat und nur noch einzelne Plätze verlangte. Damit soll ihm 
keineswegs der Vorwurf der Schwäche und Nachgiebigkeit ge- 
macht werden. Die Umstände waren eben so schwierig, daß 
er zurückweichen mußte. Daß er auch tatsächlich bei den 
Verhandlungen beharrlich versuchte, seinen Wünschen Geltung 
zu verschaffen, beweist der weitere Verlauf seiner Tätigkeit. 
In der Zeit, als Hardenberg seine zweite Denkschrift ein- 
reichte, war der russische Zar durch Stein beeinflußt! von 
seinem Standpunkt der unbedingten Schonung Frankreichs 
zurückgewichen. Andererseits aber hatten am 2. September 
die englischen Minister, jetzt auch des Regenten Zustimmung 
sicher, auf die österreichisch-preußischen Vorschläge geant- 
wortet 2, indem sie gegen eine Schwächung Frankreichs durch 
Abtretung größeren Landgebiets sich aussprachen. England 
wünschte nur eine zeitweise Besetzung von Festungen und 
wandte sich sogar entschieden gegen die Schleifung der StraB- 
burger Zitadelle und der Liller Festungswerke. Nach diesem 
neuen Beweis der englischen Denkart versuchten die Preußen 
wenigstens den russischen Zaren für weitere Wünsche zu ge- 
winnen. Am 2. September hatte Friedrich Wilhelm mit Kaiser 
Alexander eine Unterredung im Beisein Hardenbergs, die aber 
‘ohne jeden Erfolg war, und aus welcher der Staatskanzler die 
Ueberzeugung gewinnen konnte, daß die Anstrengungen 
Preußens vergebens sein wirden’, Dennoch suchte er noch ein- ` 
mal am 10. September den allerdings jetzt noch weiter reduzierten 
Forderungen Preußens Geltung zu verschaffen +. Er verlangte 
noch einmal, nach Widerlegung der englischen Gründe, vom 
Elsaß Bitsch, Hagenau, Weißenburg und Hüningen, von 


1 Pertz, Stein, IV. Bd., S. 547 ff., Lehmann, III. Bd., S. 462 und 
weiterhin Abschnitt 5. 

3 Schaumann, Beilage XII, S. XC. 

8 Pertz, Stein, IV. Bd., S. 573. 

4 Schaumann, Beilage XIII, S. XCV. 
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Lothringen indes nur noch Saarlouis. Wir sehen also ein sehr 
langsames Zurtickweichen Hardenbergs in diesen neuen Forde- 
rungen. Von besonderem Interesse ist für uns diese Denk- 


schrift vom 9. September noch deshalb, weil in ihr Harden- _ 


berg zum ersten Mal sich über die Verteilung der elsässischen 
Plätze äußert. Die unterelsässischen Plätze Bitsch, Hagenau 
und Weißenburg will er nebst Fort Louis an Oesterreich geben, 
Hüningen im OberelsaB an die Schweiz. Es ist leicht möglich, 
daß Hardenberg schon früher solche Absichten hegte. Wenn 


er allerdings am 29. August Bitsch und Fort Vauban an Süd- ` 


deutschland geben wollte, so scheint dies ein zeitweiliges Ab- 
weichen von dem Plan gewesen zu sein, dort Oesterreich an- 
zusiedeln, wenn wir Delbrück glauben dürfen, der von einer 
«alten Idee Hardenbergs» spricht, Oesterreich an der Vertei- 
digung des Rheins mit zu interessieren 1, Beweise fehlen uns 
allerdings dafür. Meiner Ansicht nach ist auch dieser Plan 
Hardenbergs durchaus nicht diplomatisch und zeugt von einer 
vollkommenen Verkennung der. treibenden Kräfte in der öster- 
reichischen Politik, die sich gerade mit aller Macht dagegen 
sträubte, eine derartige Stelle am Rhein einzunehmen, sie 
vielmehr Preußen übertragen wollte. Hatte Hardenberg bei 
diesem Vorschlag die Absicht, durch eine Gebietsvermehrung 
Oesterreich für die Pläne Preußens zu gewinnen, so war es 
das ungeschickteste, was er erdenken konnte, eine solche Ver- 
mehrung gerade am Rhein anzubieten. Anfang September 
mußte sich Hardenberg darüber klar sein, wie Oesterreich 
über eine derartige Grenzerweiterung dachte, zumal weniger 
einflußreiche und mit dem Gange der Politik und dem Stand 
der Verhandlungen weniger vertraute Männer wie der 
Württemberger Varnbühler, schon Anfang August sahen, 
daß Oesterreich «gern auf jede Stellung am Rhein ver- 
zichtete». i 


1 Delbrück, Gneisenau, 2. Aufi., II. Bd., S. 283. 
2 Pfister, S. 401. á 
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Uns führt diese letzte offizielle AeuBerung Hardenbergs 
vom 9. September über die elsässischen Pläne zu der allge- 
meinen Charakteristik seiner Bemühungen. Er hatte wohl den 
besten Willen, gerechte Forderungen zu erfüllen, allen denen, 
die ihn ansprachen, ein williges Gehör zu leihen, aber er wählte 
die Mittel zur Erreichung seiner Pläne nicht immer energisch 
und richtig. Er ging, wie das in seinem Verhalten zu den 
süddeutschen Staaten zutage trat und bei der Betrachtung der 
Forderungen Humboldts noch klarer werden wird, zu leicht 
über kleinere Faktoren hinweg, ignorierte sie zum Teil, anstatt 
gerade diese kleineren Kräfte zusammenzuraffen, um gemeinsam 
mit ihnen die Gegner zu überwinden. 

Viel schärfer erkannte die Sachlage Wilhelm von Hum- 
boldt. Nicht ohne Grund erfreute er sich darum auch eines 
gewissen Vertrauens bei den süddeutschen Mächten. Schon 
jene AeuBerung König Friedrichs von Württemberg vom 
5. August! wies seinen Gesandten ausdrücklich an Humboldt, 
nicht an Hardenberg, um Unterstützung der Abtretungsan- 
sprüche zu fordern. Humboldt war es auch, der weit öfters 
als Hardenberg Unterredungen mit den Ministern der deutschen 
Kleinstaaten hatte. Wenn Gagern im August über Hardenbergs 
Saumseligkeit klagt und sich beschwert, daß der Staatskanzler 
immer so lang auf Antwort warten lasse, so ist das nicht 
allein mit seiner Krankheit zu entschuldigen. Er konnte, wenn 
er selbst verhindert war, seinen Stellvertreter mit der Antwort 
beauftragen. Dieses Verhalten Hardenbergs kränkte die Klein- 
staaten und machte das Mißtrauen gegen Preußen noch größer, 
als es sowieso schon war. Humboldt fühlte das und versäumte 
nicht, immer wieder darauf hinzuweisen, daß Preußen selbst 
«nur wenig zu wünschen habe?»y. Er suchte diesen Hinweisen 
noch dadurch Nachdruck zu verschaffen, daß er die Rechte der 
kleineren Staaten ausdrücklich anerkannte. «Aber sie müssen 


l s. S. 68. 
2 Gagern, V. Bd. S. 111. 
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starker sein, mehr Festungen und mehr Land haben. Suchen 
sie nur davon die Engländer zu überzeugen», sagte er zu 
Gagern 1, Eine solche Haltung Preußens war nötig, wollte 
man etwas erreichen und mußte immer nötiger werden, je 
mehr Preußen sich von den anderen Großmächten verlassen 
sah. So suchte Humboldt auch Württemberg gegenüber diesen 
Standpunkt des preußischen Staates zu betonen, indem er un- 
umwunden erklärte, er wolle keine Vergrößerung Preußens, 
würde aber dahinzielende Absichten Württembergs gern unter- 
stützen, denn «die Interessen Preußens fallen zusammen mit 
denen Württembergs®». Er begnügte sich aber nicht mit 
solchen Versicherungen, sondern suchte auch durch Ratschläge 
und Mahnungen die Energie der Kleinstaaten anzufeuern. So 
gab er Wintzingerode Anfang August den dringenden Rat, zu- 
sammen mit Bayern in einem gemeinschaftlichen Memoire ihre 
Wünsche den Großmächten vorzulegen, da ihnen diese sonst 
zuvorkommen könnten 3. Ebenso spornte er Bayern an, die 
Zulassung zu den Konferenzen zu verlangen 4. 

Im Gegensatz zu Hardenberg wiederholte er diese Versuche 
immer wieder und ließ sich nicht durch das Mißtrauen der 
Süddeutschen entmutigen. Allerdings war Humboldt seiner 
ganzen Natur nach nicht imstande, vollkommen das Vertrauen 
anderer zu gewinnen. Seine seltsame Art mit Menschen um- 
zugehen, sie, wie es Max Lehmann einmal treffend ausdrückt, 
zu behandeln «wie der Künstler den Marmor: als Stoff für die 
Schöpfungen seines Genius5», ließ ein vollkommenes Sichöffnen 
der Seele ihm gegenüber gar nicht zu. Immer empfand man 


1 Ebenda. 

3 Pfister, S. 401. 

a Wintzingerode an Friedrich, 5. August 1815. Staatsarchiv 
Stuttgart:@ «Il me conseilla de remettre un mémoire conjointement 
avec la Baviére > | l 

4 In einer Unterredung mit Fürst Wrede. Rechberg an Mont- 
gelas vom 7. August 1815. Staatsarchiv München. 

> Lehmann, III. Bd., S. 344. 
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seine kühle Ueberlegenheit mit einem gewissen MiBtrauen, mit 
einer unbestimmten Scheu, als hege er Hintergedanken, einen 
zu seinen Zwecken zu miBbrauchen!. So mußten seine Be- 
mühungen auch aus diesem Grunde erfolglos bleiben. Nichts- 
destoweniger muß diese Politik Humboldts den Kleinstaaten 
gegenüber als die vernünftigere bezeichnet werden. Preußen 
hätte entweder den Anschluß an die Süddeutschen oder den an 
Oesterreich suchen können. Wie schon angedeutet, scheint 
das letztere Hardenbergs Absicht gewesen zu sein. Wir zeigten 
schon, auf welcher Verkennung der österreichischen Politik 
dies beruhfe. Humboldt war hierin der weitsichtigere Staats- 
mann. Er suchte den Anschluß an die deutschen Staaten, 
da er die Unzuverlässigkeit Oesterreichs erkannt hatte?. Es 
: sind dies Ausführungen, die gemacht werden mußten, um 
den Standpunkt Humboldts zu präzisieren, und auch Harden- 
bergs Anschauung schärfer hervorzuheben. 

Beide Staatsmänner standen schon längst in einem ye- 
wissen Gegensatz zueinander und auch hier in Paris scheint 
er eine Rolle gespielt zu haben. Er ließ in der Folge bei 
dem Streit um die territorialen Fragen Humboldt ganz zurück- 
treten, da Hardenberg ihn mit der Besorgung der neben- 
sächlicheren Angelegenheiten des Friedensgeschäftes wie z. B. 
der Zurückgewinnung der Kunstschätze beauftragte. So haben 
wir auch von Humboldt außer einer Denkschrift vom Anfang 
August keine weiteren offiziellen Aeußerungen über die Annexions- 
plane. Aber diese eine genügt, um seine Teilnahme an den 
Bemühungen um Rückerwerbung des Elsaß als eine hervor- 
ragende zu kennzeichnen. Der Grundakkord, der durch diese 


1 Der österreichische Diplomat Floret urteilte z. B. über ihn: 
«Humboldt est toujours le möme, profiter des circonstances et des 
hommes est toujours l'arrière pensé, que souvent il n'est pas le 
maitre de cacher.> Floret an Metternich, Chatillon, 11. Februar 
1814. Staatsarchiv Wien. / 

23 Gagern, V. Bd., S. 218. Humboldt spricht sich in einer Un- 
terredung sehr scharf tiber den «schwachen, doppelziingigen Charakter 
Metternichs> aus. 
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Humboldtsche Arbeit hindurchklingt, ist, wie wir schon an- 
deuteten, die Widerlegung der Capo d’Istriaschen Schrift, vor 
allem der Ansicht, daß man keinen Eroberungskrieg geführt 
habe, daß man nicht gegen das französische Volk sondern nur 
gegen Napoleon zu Felde gezogen sei. daß man daher das 
Recht der Eroberung nicht geltend machen dürfe. Das Memoire ` 
Humboldts1 ist eine der glänzendsten politischen Leistungen 
seiner Feder. Es betonte mit dialektischer Schärfe, daß die 
französische Nation durch ibre Unterstützung Napoleons aller- 
dings sich ins Unrecht gesetzt, selber über sich den Kriegs- 
zustand heraufbeschworen habe. Es entwickelte diese Anschau- 
ungen vor allem durch eine Interpretation der Verträge vom 
13. und 25. März und kam zu dem Schlusse, daß man nie 
versprochen habe die Integrität Frankreichs zu wahren, daß 
man aber darauf bedacht sein müsse, sich selbst vor ähnlichen 
Erfahrungen und schweren Enttäuschungen in Zukunft zu 
schützen, wie man sie jetzt mit Frankreich erlebt habe. Die 
moralischen Garantien, von denen Capo d’Istria spräche, die 
darin beständen, die französische Regierung zu festigen und 
den Geist der Revolution zu unterdrücken, diese Garantien 
seien in vollem Umfang überhaupt nie zu erreichen. Man 
müsse sich darum an die reellen Garantien halten, d. h. man 
müsse die Machtverhältnisse zwischen Frankreich und den 
Nachbarstaaten anders regeln. Vor allem die Niederlande und 
Deutschland müsse man sichern, denn gegen diese fortwährende 
Angriffe zu richten, sei nicht nur eine Eigentümlichkeit der 
Politik Napoleons gewesen, sondern auch schon der bourboni- 
schen Könige, wie z. B. Ludwigs XIV, Man müsse, um 
diesem vorzubeugen, Frankreich seine bewaffnete Angriffslinie, 
die ‘aus dem dreifachen Festungsgürtel Vaubans bestehe, 
nebmen, indem man die erste Festungslinie von Frankreich 
abreiBe. Humboldt beschränkte sich, wie schon gesagt, in 


1 Wilhelm von Humboldts, politische Denkschriften, hrsg. von 
Bruno Gebhardt, III. Bd., 1, S. 3ff. 
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seinem Memoire vor allem auf diese Widerlegung Capo d’Istrias. 
Darum sind seine Angaben über territoriale Forderungen auch 
sehr allgemein gehalten. Soviel aber lassen doch seine Hin- 
weise auf die Grundlinien einer veränderten Gebietsgestaltung 
Frankreichs, wie er sie wünschte, erkennen, daß er, wenn er 
den ersten der drei französischen Festungsgürtel verlangte, 
mit anderen Worten Elsaß und Deutsch -Lothringen forderte. 
Von den weiteren Bemühungen Humboldts wissen wir leider 
nichts. Gagerns Berichte wie alle andern Quellen zeigen 
ihn uns als äußerst kühl gegen die preußenfeindlichen Diplo- 
maten, aber sie verraten nichts von seinen Plänen. Wenn der 
englische Lord Clancarty in einer Unterredung mit Gagern am 
44. August äußerte, daß er durch Einblick in die preußischen 
Pläne wüßte, daß die Preußen ungefähr 3 Millionen Einwohner 
von Frankreich nehmen wollten, so paßt das auf Hardenbergs 
wie auf Humboldts Wünsche vom Anfang August. Diese 
Aeußerung ist nur ein Beweis mehr, daß man noch am 14. 
August im gegnerischen Lager der Ansicht war, Preußen be- 
stehe auf diesen großen Ansprüchen. So müssen wir inbetreff 
Humboldts uns mit der Konstatierung der Tatsache begnügen, 
daß . auch er das Elsaß und Lothringen verlangte und damit 
die Annexionspläne vertrat. — Wie wir über den Anfang und 
die nähere Formulierung seiner Forderungen, so sind wir auch 
über seine Ansichten betr. die Verwendung der zu erwerben- 
den Landschaften schlecht unterrichtet, doch können wir viel- 
leicht aus der Denkschrift und den angeführten Zeugnissen 
wohl so viel vermuten, daß Humboldt ElsaB-Lothringen den 
süddeutschen Staaten in der Hauptsache zudachte, nicht 
Oesterreich, und daß Preußen wahrscheinlich nur kleinere 
Gebiete haben sollte. Daß er dabei Württemberg besonders 
im Auge gehabt zu haben scheint, können wir vermutungs- 
weise folgern, doch bleibt dies unbestimmt. — So treten uns 
die beiden preußischen Hauptvertreter 1815 als energische Ver- 
fechter des Annexionsgedankens entgegen, die in den Fährnissen 
der Verhandlungen, wenn auch nicht auf der Forderung der 
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ganzen Reichslande beharrten, so doch nur langsam ganz von 
den Ansprüchen auf elsaB-lothringische Gebiete ablieBen. 

Am schärfsten prägte sich Preußens Stellung in den ersten 
Septembertagen aus, als Kaiser Alexander schon den Rückzug 
seines Heers anordnete, und unter den preußischeñ Slaatsmännern 
die Möglichkeit erwogen wurde, eventuell allein den Krieg fort- 
zusetzen. [ndes diese Eventualität trat nicht ein, da die preu- 
Bischen Diplomaten wohl einsahen, welche Folgen für Preußen 
hieraus entstehen konnten, da Frankreich materiell dem preu- 
Bischen Staate überlegen war, und es auch sofort bei den 
andern Großmächten, die sich seiner annahmen, Hülfe gefunden 
haben würde. In diesem letzien Kampfe, der Septemberkrise, 
erhob Gneisenau am kraftigsten seine Stimme, indem er zu- 
gleich bedachte, ob im Kriegsfall sich eine der Großmächte 
auf Frankreichs Seite stellen würde oder nicht. Ehe wir aber 
die Lösung der Krise darstellen, wollen wir uns den Bemühungen 
jenes schon 1814 so eifrigen Anhängers der Annexionspläne 
zuwenden. 

Wie wir schon andeuteten, hatte Gneisenau schon früh 
dem Staatskanzler Pläne über die zu fordernden Provinzen ge- 
sandt, Pläne, die sich nicht bloß auf die Feststellung und Um- 
grenzung der zu erwerbenden Gebiete beschränkten, sondern 
die auch Anregungen und Vorschläge für die Verwendung und 
Verteilung derselben enthielten. Ihm stand es unverrückbar 
fest, daß jetzt nach diesem neuen Beweis der französischen 
Unzuverlässigkeit eine gerechte Entschädigung als Strafe erlangt 
werden, daß jetzt endlich all das, was 1814 in Paris versäumt 
worden, mit Energie nachgeholt werden müsse. Darum be- 
gnügte sich sein praktischer Sinn nicht mit einfachen Forde- 
Tungen, sondern er suchte vielmehr diesen mit Winken für 
die Zukunft noch mehr Nachdruck zu verschaffen. Am 22. 
Juni formulierte er Hardenberg und Boyen gegenüber seine 
Ansprüche so: «Elsaß und Lothringen müssen selbstverständlich 
erworben werden, die Festungen der Mosel und des Rheins, 
alles Land, dessen Flüsse sich in die Maas ergieBen, und franzö- 
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sisch Luxemburg 1». Im Gegensatz zu den bisher behandelten 
Denkschriften und privaten Aeußerungen, die eine gewisse 
Scheu zeigten, ihre Wünsche beim rechten Namen zu nennen 
und in vollem Umfange zu umgrenzen, sprach Gneisenau un- 
umwunden und klar aus, was er verlangte. Seine Forde- 
rungen waren allerdings sehr weitgehend. Sie umfaßten nicht 
allein Elsaß und Deutsch-Lothringen, sondern auch französisch 
Lothringen mit Toul und Nancy. Dabei machte er Harden- 
berg zugleich den Vorschlag, aus diesen Ländern, vor allem 
aus dem Elsaß, den bayrischen Staat zu entschädigen und da- 
für für Preußen die alten brandenburgischen Gebiete Ansbach 
und Bayreuth zurückzuverlangen. Es scheint dies ein Lieb- 
lingsgedanke Gneisenaus gewesen zu sein. In preußischen 
Kreisen forderte die öffentliche Meinung schon seit langem die 
Wiedererwerbung der fränkischen Besitzungen. Auch Gnei- 
senau hegte diesen Wunsch, und wie er immer alles mit hart- 
näckiger Beharrlichkeit zu erstreben pflegte, so lebte in ihm 
das Verlangen nach Ansbach-Bayreuth wie auch nach dem 
Elsaß trotz der Mißerfolge in Paris 1814 und in Wien nach 
dem neuen Sieg über Frankreich sogleich wieder auf. In seiner 
temperamentvollen Weise erwog er alle Möglichkeiten, diese 
seine Wünsche verwirklichen zu können. Nur zu nahe lag es 
dabei, beides miteinander zu verbinden und Bayern als Ent- 
schädigung für Ansbach-Bayreuth Land im Elsaß zuzuweisen. 
Bis in alle Einzelheiten hat er diesen Tauschplan jedoch nicht 
durchdacht. Wenn er z. B. das Elsaß für Bayern bestimmte, 
so verstand er darunter wohl nicht die ganze Landschaft. Wie 
unklar seine Pläne waren, beweist auch dies, daß er später 
(8. Juli) dem König von Entschädigungen der Bayern in Elsaß und 
Lothringen schreibt?. Aeußerst charakteristisch für jenen naiven 
Zug in Gneisenaus Wesen, den wir schon früher hervorhoben, ist 
dabei seine Begründung des Austauschgedankens: außer dem 


1 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 523ff. freies Zitat. 
2 Pertz-Delbriick, IV. Bd.. S. 576. 
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Vorteil für Preußen, Ansbach-Bayreuth wiederzugewinnen, 
erreiche man dazu noch, daß «eine solche Länderverteilung 
Bayern in einen feindseligen Zustand gegen Frankreich versetzen 
würde, was zu tun eine vorsichtige Politik gebietet!». Daß 
vielleicht das gerade seinen Plan vereiteln konnte, machte er 
sich in seinem naiven Egoismus gar nicht klar, sondern führte 
gerade das, als Stütze seiner Ansprüche an, indem er nur 
darauf zielte, den preußischen König zu überreden. 

Wie lange Gneisenau diesen Ansbach-Bayreuthischen Ent- 
schädigungsplan verfolgt hat, ist nicht sicher. Der MiBerfolg, 
den er damit beim Staatskanzler hatte, mag ihn wohl bald 
davon abgebracht haben. "Ende Juli dachte er vielleicht noch 
daran, als er Hardenberg bei Betrachtung der englischen Politik 
schrieb, daß England «die Hand dazu bieten müsse, daß Frank- 
reich seine Festungen und die seit Ludwig XIV. eroberten Pro- 
vinzen abgenommen und an Belgien, Bayern, Württemberg und 
Oesterreich . . . verteilt würden2». Er erwähnt also hier 
noch Bayern, Wofür aber sollte dieses sonst französisches 
Land erhalten, wenn nicht für die fränkischen Fürstentümer ? 
Im August hat dann Gneisenaus Wirken nach der Richtung 
hin merkwürdigerweise aufgehört. Wir hören von diesem 
Plan überhaupt nichts mehr. Und auch seine Bemühungen 
sonst scheinen erlahmt zu sein. Er spricht schon Anfang 
August seltsam müde und resigniert, wie eine Ahnung kom- 
mender Enttäuschungen klingt es aus seinen bitteren Worten, 
die er der Gräfin Voss schrieb: «Neid und Mißgunst und 
Scheelsucht und Selbstsucht und Irrtum und Schwachheit, das 
sind die Feinde, die wir jetzt zu bekämpfen haben, bei weitem 
firchterlicher als Bonaparte und seine Bande3.» Und noch 
gesteigert mußte diese pessimistische Stimmung werden, als 
er die nunmehr zutage tretende Haltung Englands völlig klar 
erkannte. Mitte August, als auch Oesterreichs Politik ihm 

I Ebenda. 


2 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 593. 
3 Ebenda, S. 599. Brief vom 2. August 1815. 
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«schwankend, unzuverlässig, auf Verbindungen mit Frankreich 
sinnend», erschien, äußerte er gegen Ernst Moritz Arndt die 
Befürchtung, daß man auf dem Wege sei, einen «neuen 
Utrechter,Frieden» zu schließen!. Bei dieser Denkart Gneisenaus, 
bei seinem energischen Temperament ist es um so mehr zu 
verwundern, daß er keine offizielle Denkschrift im August ein- 
reichte und versuchte, auf die Verhandlungen nach seinem 
Willen einzuwirken. Vielleicht mochte er es für genügend 
erachten, wenn er persönlich sich an den König wandte, und 
ihn bat, seine Macht und sein Ansehen dahin zu verwenden, 
daß jene Pläne vom Austausch Ansbach-Bayreuths verwirklicht 
würden.‘ Wie im Mai 1814 mag er auch damals vor allem 
mündlich die ganze Wucht seiner Persönlichkeit und seiner 
Gründe geltend gemacht haben. Mit welcher Entschiedenheit 
er dabei vorging und seinen Vorgesetzten, den wackeren Blücher 
gegen das «Geschmeiß der Diplomaten» unterstützte, beweist 
am besten jener Zwischenfall mit dem Staatskanzler, da Blücher 
und Gneisenau im Laufe einer Unterredung «im Namen der 
preußischen Armee», erklärten, «daß Preußen sich nicht zu- 
frieden geben könne mit der gegenwärtigen Zusammenstellung 
seiner Provinzen, welche nur das Skelett eines Staates vor- 
stellten, nicht aber einen Staat selbst; daB Preußens Armee 
und Volk sich mit ihren Opfern das Recht erworben hätten, 
zu fordern, daß man aus Preußen endlich einen Staat mache 2». 
Der Erfolg der geschilderten Szene war nun allerdings keines- 
wegs der gewünschte. Hardenberg beklagte sich über das 
Verhalten der beiden Generale beim König, und dieser wies 
Gneisenau und Blücher zurecht und verbot ihnen, «sich in 
Politik zu mengen®». Zweifellos hat dieser Zwischenfall auf 
Gneisenaus künftiges Verhalten hestimmend gewirkt. Wir 


1 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 505. 

2 Pfister, S. 406. Bericht Wintzingerodes an Friedrich vom 
10. August. 

3 Pfister, S. 406. 
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dürfen wohl vermuten, daß zum Teil aus ibm sich seine 
Zurückhaltung im August erklärt. Ersah sich durch diese Behand- | 
lung schwer gekränkt und hielt infolgedessen jede offizielle Aeuße- 
rung seiner politischen Anschauungen gerade auch in unserer 
Frage zurück bis zu jenen Tagen, da die Krisis außerordentlich 
gefährlich geworden war. 

Sie war, wie wir sahen, durch Rußlands Verhalten und 
durch das Memoire Castlereaghs vom 2. September heraufbe- 
schworen worden, das Hardenberg am 9. September zum 
Widerspruch gereizt hatte. Auch Gneisenau legte seinem nun 
(5. September) erscheinenden Memoire‘ die englische Note zu- 
grunde. Er ging dabei vor allem auf die englischen Argumen- 
tationen gegen eine LosreiBung französischer Provinzen: und für 
eine zeitweise Besetzung einiger Festungen ein, indem er aus- 
führte, daß diese wenigen festen Plätze in den Händen der 
Verbündeten nur dann die Ruhe garantieren könnten, wenn 
diese immer eng verbunden blieben, was nicht so fest ange- 
nommen werden dürfte. Es sei nur zu leicht möglich, daß eine 
oder die andere Macht, wenn sie nicht durch Eroberung fran- 
zösischer Gebiete in eine feindliche Lage zu Frankreich ge- 
bracht würde, sich mit ihm verbünde. Es sei ganz einerlei, 
ob man Frankreich nur das linke Rheinufer und Belgien oder 
auch noch andere Provinzen abnehme, denn Frankreich würde 
auf jeden Fall suchen, sie wieder zu gewinnen. Er machte 
dies gegen den Einwand geltend, daß eine Landabtretung neuen 
Krieg herbeifübren müsse. Man sichere sich am besten gegen 
Kriege Frankreichs gerade durch Abnahme der Provinzen, 
welche die meisten und stärksten Befestigungen hätten, nicht 
durch Besetzen von Festungen oder durch Eroberung von be- 
liebigen Gebieten, deren Verlust Frankreich nichts schade. 
Ganz hinfällig sei die Besorgnis, daß man bei Verteilung der 
eroberten Lande unter sich in Streit geraten würde, wenn nur 
die größeren Mächte nach dem Grundsatz verfahren wollten, 


1 Delbrück, Gneisenau, 2. Aufl., II. Bd., S. 276ff. und Pertz- 
Delbrück, IV. Bd., S. 464 ff. 
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mehr auf die Sicherstellung der kleineren Staaten zu schauen, 
als auf eigenen Vorteil und auf eigene Vergrößerung. Gneisenau 
gibt hiermit dem Standpunkt noch einmal energisch Ausdruck, 
den schon Humboldt betonte, und der die preußische Politik 
jener Tage so sebr viel höher hob, als die Oesterreichs, die 
sich lediglich von eigenen Interessen leiten ließ. 

Eine gleiche Auffassung vertrat Gneisenau noch einmal 
in einem Schriftstück, das er auf Befehl Friedrich Wilhelms 
an den Kaiser Alexander einsandte, das aber ohne Erfolg blieb. 
Trotzdem hielt Gneisenau in dieser Zeit (Anfang September) 
seine Sache noch nicht für verloren. Er war der Meinung, 
«daß sie sich noch zum Besseren wenden lasse, wenn preuBi- 
scherseits Beharrlichkeit gezeigt wirde!». Selbst im Falle 
eines sofortigen Bündnisses Rußlands mit Frankreich hielt er 
die Lage nicht für übermäßig gefährlich, jedenfalls für weniger 
gefährlich, als im Falle eines späteren Bundes zwischen 
Rußland und dem geschonten, innerlich gestärkten Frank- 
reich. Gneisenau machte auch jetzt noch einmal den Staats- 
kanzler darauf aufmerksam, «daß nun die Zeit sei, Bayern, 
Württemberg näher an uns zu schließen und die Stim- 
men in Deutschland durch Kundgebung unserer uneigen- 
nützigen Politik zu gewinnen 2». Was also Humboldt schon 
als einzigen Weg angesehen hatte, das schlug jetzt auch Gnei- 
senau vor. Er verkannte aber dabei die Verhältnisse, wenn 
er schrieb, daß dafür «nun die Zeit seiv. Nein, die Zeit war 
verpaßt und vorüber, da man mit den süddeutschen Verbün- 
deten etwas hatte erreichen können, jetzt war es zu spät, 
nachdem auch die Engländer sich entschieden für die Schonung 
Frankreichs geäußert hatten. — Diese noch am 5. September 
bekundete Entschlossenheit aber war wenige Tage darauf be- 
reits bedeutend gemindert. Gneisenau sah selbst ein, daß «in 


ı Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 616, Brief Gneisenaus an Harden- 
berg vom 5. September 1815. 
2 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 617. 
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ganz kurzer Zeit abgeschlossen werden würde», aber setzte er 
hinzu, «auf eine Art, die dem glorreichen Feldzug nicht ent- 
spricht und Deutschland und Belgien künftigen Gefahren aufs 
neue bloßstellt, indem man die wichtigsten Kriegsprovinzen, 
die alle nichts mehr und nichts weniger als Eroberungen über 
Deutschland und die Niederlande sind, von Frankreich nicht 
nehmen will». «Man wird sich begnügen, eine Reihe von 
Festungen für mehrere Jahre als Unterpfand zu besetzen . . ., 
sowie dasjenige, was seit 1790 an Frankreich gekommen, da- 
von wieder zu trennen !». Es war genau das, was Hardenberg 
in seinem Memoire vom selben Tage forderte. Gneisenau re- 
signierte auf jede weitere Möglichkeit vom Elsaß etwas zu er- 
langen, geschweige denn von Lothringen. Er ist, wie es 
scheint, höchstens dafür noch mündlich tätig gewesen. Die 
Grundlagen für das Frankreich vorzulegende Ultimatum waren 
festgelegt, wie jeder Eingeweihte sehen mußte, es handelte 
sich nur noch um Kleinigkeiten. Vom 17. September haben 
wir die letzte Aeußerung Gneisenaus über die Gebietsabtretung. 
Sie klingt voll Schmerz und Grimm und ist für Gneisenau so 
charakteristisch, daß ich damit meine Darstellung seiner Be- 
mühungen schließen möchte. Er schreibt an Reimer: «Deutsch- 
land soll also der Gefahr steter Invasionen ausgesetzt sein, 
Frankreich soll stets mächtig und geharnischt dastehen. Soll 
zwischen seinen Festungen heraus Ausfälle machen können, 
die, wenn sie glücklich sind, ihm Provinzen und Städte ein- 
bringen, wenn sie aber miBling@n, ihm Schaden nicht bringen 
dürfen. So will es die Politik. Vergeblich hat die Vernunft 
dagegen gestritten und Preußen allein, ganz allein 2.» 

Am 20. September legte man der französischen Regierung 
ein Ultimatum über die Gebietsabtretungen vor, das den 
Pariser Frieden vom 30. Mai 1814 im großen und ganzen be- 


1 Ebenda, S. 620, Gneisenau an Steinmetz vom 9. September 
1815. 
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statigte. Darin verlangte man für Deutschland nur Saarlouis 
und alle Orte rechts der Saar, sowie Landau. Ueber die 
näheren Bestimmungen soll später erst berichtet‘ werden. 
Waren so die Bemühungen der leitenden preußischen 
Männer sowie des einflußreiehsten (Generals der preußischen 
Armee ohne Erfolg, so konnte auch die Unterstützung des 4. 
‚preußischen Bevollmächtigten nichts daran ändern. Knesebeck 
hatte am 4. August eine Denkschrift eingereicht 1, die Harden- 
berg mit der seinigen zusammen den Verbündeten vorlegte. 
Auch Knesebeck bekämpfte mit Entschiedenheit die von Capo 
d'Istria vorgeschlagenen moralischen Garantien, indem er dar- 
auf hinwies, wie wenig Anhänger die Bourbonen besäßen, 
und wie gering ihre eigene Tatkraft sei. Vor allem notwendig 
erschien ihm die Regelung der französischen Grenzen und zwar 
derart, daß alle Angriffspunkte, die Frankreich auf den seinen 
Nachbaren geraubten Gebieten von der Nordsee bis zum Mittel- 
ländischen Meer errichtet habe, für immer abgetreten werden 
sollten. Deutschland, die Niederlande, Sardinien und die 
Schweiz verlangten es, und auch Preußen vor allem habe das 
Recht, solche Ansprüche zu erheben und zu unterstützen. Es 
sei doch nicht schwer, sich über den Umfang der Forderungen 
zu einigen, da es sich hier nicht um Eroberungen sondern 
um Sicherheiten handele, Sicherheiten gemäß den Abmachungen 
des Wiener Kongresses. Läßt Kuesebeck hier seine Ansicht 
über: etwaige Abtretungen nicht ganz scharf erkennen und 
scheinen seine letzten Bemerkungen die ersten wieder etwas 
einzuschränken, so formuliert er in einer späteren Schrift seine 
Wünsche viel präziser und klarer2. Man führe, erklärte er 
hierin auf die russischen Anschauungen eingehend, allerdings 
keinen Eroberungskrieg, aber nichtsdestoweniger sei es not- 
wendig, die Angriffspunkte, die bisher Frankreich gehabt habe, 
in die Hände derer zurückzugeben, die von den Einfällen 


1 Gagern, V. Bd., Abt. 2, S. 72—78. 
3 Schaumann, Beilage VII, S. LIX ff. 
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Frankreichs unaufhörlich bedroht seien. Kein Vertrag hindere 
daran, und ganz Deutschland fordere es, wenn auch Rußland 
nur ein sehr entferntes Interesse daran habe. «Will man einen 
beständigen Frieden haben, wie man ihn angekündigt und 
versprochen hat, und will Frankreich selbst einen solchen mit 
seinen Nachbarn, so ist es notwendig, daß Frankreich seine 
jetzige Angriffsstellung aufgibt und in die Defensive zurück- 
geht, die von Natur und Kunst gebildet ist. Und es ist not- 
wendig, daß es seinen Nachbarn die Stellung der Verteidigung 
zurückgibt, die es ihnen entrissen habe, d. h. das Elsaß und 
die Festungen der Niederlande, der Maas, der Mosel und der 
Saar». In einer Nachschrift vom gleichen Tage setzte er dann 
auch auseinander, daß Lille, Metz und Straßburg dazu gehörten, 
denn sie reihten sich gerade dem französischen Angriffssystem 
ein, das man jetzt zerstören müsse. Knesebeck vertritt die 
Forderung einer völligen Abtretung des Elsaß mit Straßburg. 
Von Lothringen verlangt er Metz, wahrscheinlich auch Dieden- 
hofen mit entsprechendem Umkreis bis zur Maas. Ueber die 
Knesebeckschen Bemühungen wissen wir im übrigen nichts 
näheres. Diese beiden Aeußerungen zeigen aber ohnehin 
schon, was Knesebeck verlangte. Ausführlicher hat er seine 
Ansichten über die künftige territoriale Gestaltung Europas in 
einer Denkschrift in deutscher Sprache festgelegt, deren Datie- 
rung nicht feststeht 1. 

Knesebeck führt fünf größere Punkte in seinem Memoire aus : 

4. «Der große Gesichtspunkt des künftigen Friedens muß 
sein: Dem unruhigen Nationalgeiste der Franzosen, ihrem auf- 
geregten Ehrgeize und ihrer Eroberungssucht einen Zaun an- 
zulegen; 

2. nichts ist dazu mehr geeignet, als Staaten von an sich 
beträchtlicher Größe auf Frankreichs Grenzen zu etablieren, 
oder andere mächtigere Staaten durch ihnen gehörige deta- 
chierte Provinzen an Frankreich grenzen zu lassen. 


1 Diese Denkschrift findet sich im Berliner Geheimen Staats- 
archiv ohne Datum und unvollendet. 
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3. Im Norden würde dies der Fall sein, wenn Holland 
durch Belgien verstärkt und bis an die Maas ausgedehnt, 
Preußen am Rhein verstärkt würde. 

4. Sollen diese Staaten oder detachierte Provinzen an das 
mächtigere Frankreich nicht bei dem ersten ausbrechenden 
Kriege verloren gehen, so ist notwendig, ihnen durch Kunst 
oder Naturbeschaffenheit einen solchen Grad von innerer 
Festigkeit zu geben, daß mächtigere Staaten oder der Mutter- 
staat ihnen zur Hülfe kommen können, ehe französische Heere 
sie völlig unterjocht, erobert und sich darin festgesetzt haben. 

5. Bekommt Holland die Festungen an der Maas, stellt 
es die sogenannte Barrièrefläche des alten Belgiens wieder her, 
und erhält die noch jetzt ihm zugehörigen, so ist bei diesem 
Staate jene Forderung völlig geleistet. Auf seiner rechten 
Flanke hat es dann Ostende, Antwerpen, Bergen op Zoon, 
Breda, Vlissingen, in seiner Front Ostende, Courtray, Tournay, 
Mons, Namur und Willemstadt, Getruydenberg. — Breda, 
Gockum, Herzogenburch, Grave in zweiter Linie, sowie Nim- 
wegen, Arnheim, Utrecht, Noorden, Helder und mehrere andere 
Forts nebst ihnen Bommalar, Woard als Reserve. Auf dem 
linken Flügel Namur, Maestricht, Taeremond, Wenlao, Grave, 
Nimwegen, Arnheim, Zuhphen, Deventer, Zwolle, Groningen, 
Delftzyl. Eine Menge Natur- und Kunsthindernisse nicht 
gerechnet.» | 

Wie wir diese Schrift beurteilen sollen, ist schwer zu 
sagen. Sie ist dem ganzen Charakter nach eine private Aus- 
einandersetzung seiner Ansichten über die allgemeinen Richt- 
linien bei den Friedensverhandlungen und speziell über die 
für Holland zu fordernden Garantien. Weshalb Knesebeck 
sich gerade mit dieser Frage so eingehend beschäftigte, ist 
nicht ganz klar. Vielleicht war er von Hardenberg oder dem 
König aufgefordert worden, seine Meinung über die Holland 
zuzusprechenden Gebiete zu äußern. Vielleicht war es auch 
lediglich der Anfang einer größeren Denkschrift, die Knesebeck 
auszuarbeiten vorhatte, und die sich späterhin auch mit der 
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Sicherung der deutschen Staaten beschāftigen sollte. Es ist 
diese Annahme auch darum die wahrscheinlichere, weil wir 
von diesem Entwurfe sonst nichts hören, und weil er im Staats- 
archiv nicht in Reinschrift, sondern als erster Entwurf vor- 
liegt. Jedenfalls müssen wir aber bedauern, daß Knesebeck 
nicht weitere Notizen über die «detachierten Provinzen» hinter- 
lassen hat. Sicher hätten wir. dann auch Aufschluß darüber 
erhalten, wie er sich die Verteilung des Elsaß dachte. 

Wenn Hardenberg eine unklare Vorstellung dieser Frage 
offenbarte, wenn auch Humboldt und Gneisenau sich durchaus 
nicht entschieden darüber äußerten, so formulierte der preußi- 
sche Feldmarschall, Hermann von Boyen bestimmt seine 
Wünsche und Vorschläge. Mit einer solchen klaren Erklärung 
hätten die Preußen am besten die Besorgnisse der süddeutschen 
Staaten zerstreuen, auch Oesterreich eventuell günstiger stimmen 
können, wenn es gesehen hätte, wie Preußen bei etwaigen 
Gebietserwerbungen vorgehen wollte, wenn es sein Mißtrauen 
als wesentlich unbegründet erkannt hätte. Solch ein fester 
bestimmter Vorschlag hätte mehr zur Erwerbung des allge- 
meinen Vertrauens beigetragen, als die bloßen Versicherungen 
der preußischen Uneigennützigkeit. Ueber Boyens Wirken in 
der Zeit, da die Annexionspläne am meisten diskutiert wurden, 
wissen wir nichts. Anfangs August soll Hardenberg mit seiner 
und Knesebecks Denkschrift auch eine solche des preußischen 
Kriegsministers eingereicht haben!. 

Boyen legte seine Denkschrift® erst im September vor, 
in jener Zeit also, da die Spannung zwischen den Gegnern 
einer Abtretung und ihren Befürwortern am schärfsten war. 
Auch Boyen betonte nachdrücklich die schon oft erwähnte 
Eroberungssucht des französischen Volkes. «Deutschland sei 
unterjocht, weil Frankreich sich durch planmäßige Eroberung 
das Uebergewicht der Menschenzahl verschafft habe.» Man 


' Pertz, Stein, IV. Bd. S. 525. 
% Meinecke, Boyen, II. Bd, 1814—48, S. 68 ff. 
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müsse daher diese Eroberung, die französischen Grenzlande, 
wieder erwerben und folgendermaßen verteilen: «Oesterreich 
das ganze Rhonegebiet, Württemberg den Elsa und die 
Anwartschaft auf die Erbfolge in Baden, es tritt dagegen an 
Bayern das ganze Donaugebiet ab. Lothringen fällt als Groß- 
herzogtum dem Kurprinzen von Hessen zu, der dafür seine 
Rechte auf Hessen an Preußen abtritt.» So klar auch diese 
Forderungen äußerlich formuliert sind, sind sie zum Teil doch 
völlig unpraktisch. Was dachte sich Boyen unter der Abtretung 
des ganzen Rhonegebiets an Oesterreich? Verlangte er damit 
das ganze Land vom Genfer See bis zum mittelländischen 
Meer? Das wäre eine ungeheuerliche Forderung gewesen, wenn 
wir bedenken, daß außerdem noch Elsaß und Lothringen ver- 
langt wurden, und wenn wir erwägen, daß diese Vorschläge 
im September gemacht wurden, da bereits Gneisenau seine 
Ansprüche aufs Mindestmaß reduziert hatte. Anders aber 
können wir Boyens Forderungen nicht interpretieren, denn das 
Rhonegebiet von der Quelle bis zum Genfer See war ein Teil 
des Schweizer Sonderbundes. Auch in den Vorschlägen über 
die Verwendung des Elsaß ist eine gewisse Unklarheit über 
die politischen Absichten und Pläne der einzelnen Staaten zu 
bemerken. Sonst hätte Boyen wissen können, daß Wirttem- 
berg mit einer Abtretung des ganzen Donaugebiets, also unge- 
fahr von Sigmaringen bis Ulm, an Bayern durchaus nicht 
einverstanden gewesen wäre, und daß gar ein Anheimfallen 
Badens durch Erbfolge an Württemberg sehlechterdings nicht 
zu realisieren war. Bei einem Uebergang Badens hätte Oester- 
reich seine alten Ansprüche auf den Breisgau wieder laut 
werden lassen, Rußland hätte protestiert und Baden selber, so 
ohnmächtig es war, hätte diesem Vorschlag auf alle Weise 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt. Diese Art, die alten 
Provinzen zu verteilen, mußte anstatt die süddeutschen Staaten 
zu einigen, sie gerade entzweien und gegen Preußen aufbringen, 
denn auch die Absicht, Lothringen zum Großherzogtum unter 
einem hessischen Kurprinzen zu bilden und in das System der 


— 87 — 


deutschen Staaten einzufügen, war so unpraktisch wie möglich. 
Man mußte gerade diese Grenzprovinzen einem Staate über- 
weisen, der stark genug war, etwaigen Angriffen Frankreichs 
widerstehen zu können, der entweder einen Rückhalt am 
eigenen Land hatte, wie Württemberg z. B., oder der einen 
solchen Rückhalt an einen andern Staat sich erwarb. Ob 
Hessen aber gerade der geeignete Staat war, war sehr fraglich. 
Es hätte sich höchstens an Preußen anschließen können, dieses 
aber dadurch eine Schützerrolle übernommen, die ihm einen 
gewissen Einfluß im Süden verleihen mußte. Es hätte sich 
damit Vorteile gesichert, die zweifellos nur Oesterreichs und 
der süddeutschen Staaten Eifersucht und Mißtrauen angefacht 
hätten. So war auch dieser Vorschlag Boyens um die Wieder- 
erwerbung des Elsaß durch die Mittel, mit denen er ausgeführt 
wurde, von vornherein aussichtslos, «ein ganz und gar opti- 
mistisches und unmögliches Zukunftsbild 1.» 

Zum Schlusse ist dann bei den preußischen Bestrebungen 
noch in Kürze von Blücher zu berichten, von dem wir zwar 
keine ausdrückliche Aeußerung des Verlangens nach den alten 
Provinzen besitzen, der aber, wie jener Zwischenfall mit dem 
Staatskanzler beweist, doch mit Leib und Seele für eine Ab- 
tretung eingetreten sein muß. Wie bitter es ihn schmerzte, 
daß sein König ihn nach dieser Unterredung so hart zurecht- 
wies, drückte er Gneisenau gegenüber aus: «Der Herr Statz- 
kantzler sagte mit bestimmtheit bey den verhandlungen 
könnte die armeh nicht mitsprechen, ich bin in ansehung der 
armeh seiner meinung, aber nicht in ansehung meiner, ich 
muß doch mit dem Fürsten Schwartzenberg, Wellington und 
Wrede gleiches recht haben und bin ganz nicht gemeint, mich 
der Dispotie der Diplomatiquer so gerade zu unterwerfen, um 
nun die Herren Diplomatiquer daß Feld zu räumen, habe ich 
das Commando der armeh niedergelegt 2.» So scharf hatte er 


I Meinecke, II. Bd., S. 70. 
2 Pertz-Delbrück, IV. Bd., S. 594. Brief an Gneisenau vom 28. 
Juli 1815. 
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auf seinem guten Recht bestanden. Wie Blücher andererseits 
die Lage und die politischen Dinge überhaupt beurteilte, zeigt 
eine weitere Aeußerung von ihm : «Wie thörigt ist es aber bei 
dem jetzigen Zustand Europas auf sieben Jahre etwas im vor- 
aus zu bestimmen. Die Festungen an der Maas, Mosel und 
Saar sind dabei sehr wichtig; während sieben Jahre kommt 
ja ein Grund sie nicht herauszugeben ly, D. h. also mit anderen 
Worten, der englische Vorschlag der zeitweisen Besetzung auf 
sieben Jahre ist sehr töricht, da man ihn aber nun einmal 
annehmen muß, sollen wenigstens Festungen in Lothringen 
besetzt werden. Im Laufe der sieben Jahre wird sich dann 
schon die Situation so geändert haben, daß man die Heraus- 
gabe verweigern kann. Es war dies ein sehr optimistischer, 
dem beherzten Gemüte Blüchers entsprechender Standpunkt, 
der in der ganzen Fülle von trostlus grauen, pessimistischen 
Anschauungen der «Diplomatiker» etwas erfrischendes hat, 
wenn auch seine Hoffnung die Dinge nicht weiter brachte. 
Wie stand schließlich Preußens König zu der Annexions- 
frage? Er hatte Anfang September unterstützt von Harden- 
berg Kaiser Alexander zur Nachgiebigkeit überreden wollen, 
andererseits aber auch Gneisenau und Blücher in strengster 
Weise zurecht gewiesen, Wie Friedrich Wilhelm im einzelnen 
über die Annexionspläne gedacht hat, können wir nicht fest- 
stellen. Im ganzen aber erhalten wir den Eindruck, daß er 
doch mehr hemmend als fördernd auf sie gewirkt hat. Die 
Erwerbungsgedanken wurden zu sehr von Männern vertreten, 
die tugendbündlerisch ‘gesinnt waren, sie tauchten allzuoft in 
Verbindung mit freiheitlichen Träumen und Phantasien auf, 
so daß sie dem König wohl kaum sehr sympathisch waren. Seine 
Geistesrichtung ist ja genugsam bekannt. In dieser Zeit fanden 
schon Metternichs Anschauungen bei ihm Gehör, wie das in 
seinem Verhalten gegen die Presse zutage trat?. Außerdem 


1 Ebenda, S. 620. Brief an Gneisenau vom 7. September. 
2 Czygan, Zur Geschichte der Tagesliteratur. 
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verpflichtete ihn ja noch immer die Freundschaft zu Rußland. 
So dūrfen wir wohl von seiner Seite eher eine Abneigung gegen 
die Annexionspläne als ihre Unterstützung vermuten. 

Im allgemeinen aber muß man Preußens Anstrengungen 
als dem deutschen Bedürfnis entsprungen, über kleinlich egoisti- 
sche Rücksichten stehend anerkennen. Wie sehr Preußen bei 
den Verhandlungen im Rate der Großen allein stand, und wie 
deshalb seine Standhaftigkeit anzuerkennen ist, zeigt am besten 
eine Analyse der österreichischen Schritte in unserer Frage. 


2. Oesterreich. 


Oesterreich war schon auf dem Wiener Kongreß immer 
mehr auf die Seite der Franzosen gerückt, hatte bei ihnen 
Unterstützung gegen Preußen gesucht, dessen Pläne zwar 
seinem Interesse nicht unmittelbar entgegenliefen, aber doch 
seine Eifersucht und sein Mißtrauen weckten und nährten. 
Als die Nachricht von Napoleons Landung nach Wien kam, 
schlo8 man durch Talleyrands Einfluß mitbewogen die Ver- 
trage vom 13. und 25. Marz. Ueber Oesterreichs Politik in 
jenen Tagen herrscht noch immer große Unklarheit. Seine 
Stellung zu den Fragen der Politik im einzelnen, wie sein all- 
gemeiner politischer Kurs sind zum Teil noch nicht scharf 
genug erfaßt und beleuchtet worden. Die Schwierigkeiten dieser 
Beurteilung liegen einerseits in dem dirfligen Quellenmaterial, 
das man bisher besitzt, andererseits darin, daß der österreichi- 
sche Staatskanzler es meisterhaft verstand, seine Politik zu 
verschleiern, sie schwankend und ohne Ziel erscheinen zu 
lassen, so daß man die vorhandenen offiziellen Aeußerungen 
seiner Feder nur mit schärfster Kritik benutzen darf, daß man 
auch die Aeußerungen Dritter sehr vorsichtig aufnehmen muß, 
da sie gleichfalls in die Irre geführt wurden. Metternich hat, 
um dies von vornherein festzustellen, von Anfang an ein 
festes Ziel gehabt. Seine Politik war durchaus nicht so 
schwankend und unselbständig, wie man sie bisher immer 
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geschildert hat. Sein Bund mit Ludwig XVIIl. und mit IEng- 
land in der Zeit des Wiener Kongresses entsprach seiner inner- 
sten Denkweise und lag ganz in der Konsequenz seiner Politik. 
Die Vertrage vom 13. und 25. Marz entflossen Metternich- 
schem Geiste mit ihrer Betonung, daB man Ludwig XVIII. 
nur schützen, daß man ihn wieder in sein Recht einsetzen 
wolle. Wie sehr er von diesen hier ausgesprochenen Ansichten 
durchdrungen war, ist bisher noch nicht genügend betont 
worden, indes ungemein wichtig für die Erkenntnis seiner 
Stellung während der Pariser Verhandlungen. Aus seinem 
Verhältnis zu Ludwig XVIII., dem legitimen König Frank- 
reichs, entspringt auch seine Politik in den Gebietserwer- 
bungsfragen. Anfangs Juni (1815), . da er sicher bereits 
von den ungeheuren Erfolgen Napoleons Kunde hatte, da er 
durch den österreichischen Gesandten, Graf Vincent in Paris, 
schon Nachricht erhalten, wie schlecht es um die bourbonische 
Sache in Frankreich stand!, da er also schon den Ausgang 
kommen sehen mußte, war sein Anschluß an das bourbonische 
Frankreich noch so eng, daß er Graf Vincent schreiben konnte : 
«Eure Exzellenz kennen seit langem die persönlichen Bezie- 
hungen des Vertrauens, welche immer zwischen Fürst Talley- 
rand und mir bestanden haben. Sie sind während des Kon- 
gresses dieselben gewesen. Wenn die Interessen des Königs 
dem Fürsten Talleyrand den Gedanken nahelegen sollten 
(feront penser à Mr. le P. T.), daß es von Nutzen sein würde, 
sich dem Hauptquartier der andern Souveräne zu nähern, so 
empfängen wir ihn mit ebensoviel Interesse wie mit Vergnügen. 
Es würde überflüssig sein, daß ich Ihnen anempfehle, während 
dieser Zeit die besten Beziehungen mit dem ersten Minister 
des Königs zu unterhalten®.» Noch deutlicher tritt diese seine 


ı Schon am 11. März schreibt ihm Vincent davon. Staatsarchiv 
Wien. 

3 Metternich an Vincent vom 10. Juni 1815, eigenhändig unter- 
zeichnet. Staatsarchiv Wien. 
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Stellung zu dem Frankreich Ludwigs XVIII. zutage in einem 
anderen Brief Metternichs an den Gesandten, in einer Ant- 
.wort auf dessen Bericht. In diesem Brief entwickelt Metter- 
nich seine Stellung zum Legitimitätsprinzip mit Hinweisen auf 
sein Verhältnis zu England, wie auf den künftighin zu be- 
schreitenden Weg. Ich teile den Brief darum möglichst voll- 
ständig mit!: «Wir sind mit Ihnen überzeugt, schreibt Metter- 
nich, daß die Existenz eines legitimen Königs in Frankreich 
notwendig für das europäische System ist, vor allem aber ist 
sie von einem höheren politischen Interesse für Oesterreich. 
Diese Ueberzeugung hat als Grundlage für den Weg gedient, 
den wir von den ersten Augenblicken seit der letzten Revolution 
an gegangen sind, gegen die ganz Europa jetzt gerade wieder 
die Waffen ergriffen hat; aber noch mehr liegt in unseren 
Interessen, diese Richtlinie weiter zu befolgen ; weniger dürfen 
wir durch vorzeitige Schritte ein Resultat zu beschleunigen 
suchen, das die Gewalt der Ereignisse notwendigerweise herbei- 
führen muß, wenn der gegenwärtige Krieg, wie wir Grund 
haben zu hoffen, glücklich endet. Wir dürfen nicht den Ge- 
sichtspunkt außer acht lassen, daß noch vor einigen Wochen 
die Kabinette, einig in der Notwendigkeit Bonaparte und seine 
Regierung zu vernichten, weit davon entfernt waren unter 
einem gleichen Gesichtspunkt die große Frage der Legitimität 
zu betrachten; das wäre für uns ein Motiv mehr, uns in die 
Lage zu setzen, die uns Gelegenheit böte, unmerklich die An- 
sichten auszugleichen und jenen glücklichen Einfluß wieder- 
zunehmen, dessen, wie Lord Wellington zu sehen wünscht, sich 
Oesterreich erfreuen soll. Sie können ihm von neuem meinerseits 
versichern, daß meine Art zu sehen, absolut der seines Hofes 
entspricht, der ebenso aufrichtig die Wiedereinsetzung des 
legitimen Königs in Frankreich wünscht, der aber indessen 
der öffentlichen Meinung schuldig zu sein glaubte, nicht seinen 
Willen auszusprechen. Das Memorandum, das diese Macht 


1 Metternich -an Vincent am 22. Juni 1815. Staatsarchiv Wien. 
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‘ vorgeschlagen hat und das die Verbündeten angenommen haben 1, 
zeigt uns infolgedessen die Linie, welcher wir folgen müssen, 
und ich glaube, daß, indem wir eilen, es zu überschreiten 
(de l’outrepasser), wir uns der Gefahr aussetzen würden, uns 
davon zu entfernen. Unter diesem einen Gesichtspunkt allein 


folge ich nicht vollständig dem Herzog von Wellington, dessen . 


Sprache im Widerspruch mit dem, was seine Regierung balten 
zu müssen meint, steht. Sie können sich Herr Baron erinnern, 
daß ich in einer Depesche an den Grafen Merveldt im Augen- 
blick Ihrer Abreise von Wien, die ich Ihnen mitzuteilen die 
Ehre hatte, dieses selbe Empfinden bekannte, mit der Mäßigung, 
welche den Umständen von damals entsprach. Ich bin und 
werde hierin treu bleiben. Seitdem haben wir einen großen 
Schritt zum Ziel, das wir uns bei meiner Ankunft hier setzten, 
getan, ich habe Gelegenheit gehabt, mich zu überzeugen, daß 
Kaiser Alexander, welcher wenig Interesse an dem Hofe Lud- 
wig XVIII. hatte, sich unserer Art diese große politische Frage 
anzuschauen, genähert hat.» Am Schlusse wünscht Metternich 
dann, man möge immer rasche Nachrichten über Wellingtons 
Erfolge in diesem Kriege senden, «der, wie ich mir gern 
schmeichle, Ludwig XVIII. auf den Thron seiner Väter wieder 
einsetzen wird.» Klarer kann Metternich seine Anschau- 
ungen über die Stellung Oesterreichs zu Frankreich kaum aus- 
sprechen. Er zweifelt keinen Augenblick daran, daß Lud- 
wig XVIII. wieder auf den französischen Thron geführt werden 
soll. Nur will er nicht, daß man diese Zurückführung als das 
Ziel des Krieges hinstelle, er entsprach damit, wie er schreibt, 
dem englischen Memorandum, das die Regierung des Prinz- 
regenten im April den Mächten vorgelegt hatte, und das eine 
Modifikation des Artikels 8 vom Vertrag vom 25. März forderte %. 
Mau sollte als Grund des Krieges den Kampf gegen Napoleon 


 * Martens, II. Bd., S. 116ff. Dem Inhalt wie auch dem Zu- 
sammenhang des Metternichschen Briefes nach ist die Deklaration 
vom 23. April mit dem Memorandum gemeint. 
2 Martens, Il. Bd., S. 116 ff. 
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proklamieren, aber nicht die Absicht, Frankreich eine neue 
Regierung zu verschaffen. Es war dies nur eine Konzession . 
gegen die öffentliche Meinung, wie Metternich richtig bemerkte. 
Im Grunde wurde mit dieser neuen Formulierung nichts ge- 
ändert, denn sie wurde, wie im Memorandum betont war, 
gefaßt «infolge der Erwägung, daß man das den Interessen 
seiner allerchristlichsten Majestät schulde» !. Vorsichtig, wie 
Metiernich war, empfahl er diese Zurückhaltung auch und 
mißbilligte das Vorgehen Wellingtons, der gerade in jener Zeit . 
sich außerordentlich eifrig um die Bourbonen bemühte?. Den 
selbständigen, allzusehr die Verbündeten bei der Verwaltung 
des Landes schon zurückdrängenden Schritten und Anweisungen 
Wellingtons vormochte Metternich nicht zu folgen, wie auch 
die englische Regierung dementsprechende Weisungen an 
ihren Oberbefehlshaber erließ. So sind diese Ausstellungen 
Metternichs an dem Verhalten Wellingtons nur gewisse Vor- 
_ sichtsmaBregeln, die er der veränderten Lage der Umstände, 
wie der öffentlichen Meinung. wegen ergriff. Seine innerste 
Ueberzeugung aber verlangte die Restituierung der Bourbonen. 

Von dem Geist, der überhaupt in den österreichischen 
Kreisen dieser Zeit herrschte, gibt uns der Vincentsche Bericht 
vom 41. Juni 1815 selbst Kunde, indem er sich über Preußen 
folgendermaßen äußert: «Preußen, die preußische Armee oder 
vielmehr die herrschende Sekte können dem König von Frank- 
reich nicht verzeihen, sie wollen sich deswegen an Frankreich 
rächen, und indem sie es vernichten, uns des Nutzens eines Bundes 
berauben ; diese Motive können ein Grund sein, um den König 
in den Maßregeln beizustehen, welche seine Wiedereinsetzung 
herbeiführten, indem wir ihm seine Existenz und seine politische 
Macht im weitesten Umfange sichern»®. Und deutlich spricht 
aus dem Bericht auch die Sorge vor Rußland: «Die Existenz 


1 Ebenda. 
2 Bernhardi, Geschichte Rußlands, I. Bd., S. 239—47. 
$ Bericht Vincents vom 11. Juni 1815. Staatsarchiv Wien. 
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eines legitimen Königs in Frankreich ist notwendig für das 
europäische System ; sie ist es fir die Erhaltung Oesterreichs ; 
jedes andere Regierungssystem als das eines Königs in Frank- 
reich, mit dem alle Mächte Verträge abgeschlossen haben, 
wird versuchen, sich Rußland zu nähern, es wird verhangnis- 
voll für Oesterreich werden, dessen Beziehungen zum königlichen 
und legitimen Frankreich natirlich sind». Gehört Vincent 
auch nicht.zu den bedeutenderen und großes Vertrauen be- 
sitzenden Diplomaten, so bemerken wir immerhin in seinen 
Depeschen eine gute Kenntnis der politischen Verhältnisse. 
Die Antwort Melternichs auf seinen Bericht ist Zeugnis genug, 
wie diese Anschauungen beurteilt wurden. Er betonte aus- 
drücklich noch einmal die Notwendigkeit der Wahrung der 
Legitimität. Damit aber sanktionierte er die Ansichten Vincents 
über Rußland und Preußen, hatte doch dieser die Erhaltung jenes 
Grundsatzes gerade als Maßregel gegen die Pläne beider Mächte 
empfohlen. Melternichs Sorge um Festigung der Legitimität in 
Frankreich aber mußte immer größer werden, je beunruhigender 
die Nachrichten aus Fraukreich klangen. Die Bourbonen waren 
zum zweiten Male sehr mürrisch vom Volke begrüßt worden. 
Diese Tatsache war so offenkundig, daß man sie nicht über- 
sehen konnte. Schon im März (11.) hatte Metternich von Vin- 
cent sehr ungünstige nicht miBzuverstehende Nachrichten er- 
halten. Jener schrieb damals : «Der König kann nicht einmal 
auf die Schweizer rechnen, wie mir Herr von Blacas gesagt 
hat, infolgedessen hat er nicht einmal das Mittel, dem schnellen 
Vorgehen und der Tätigkeit seines Gegners mit einer Armee ` 
entgegenzutreten» 1. Und als Metternich selbst in Paris anlangte, 
schrieb er an Hudelist: «Wir haben nun hier Fuß gefaßt, 
ungefähr als wären wir nie von hier gewichen. Aber welcher 
Unterschied zwischen den Jahren 1814 und 1815. Wie hat 
sich der Geist verschlimmert! Wäre damals geschehen, was 
nun geschehen wird, hätte die Regierung das alte dem nütz- 


1 Bericht vom 11. März 1815. Staatsarchiv Wien. 
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lichen aufgeopfert, hatte sie alles auf die Sache und wenig auf 
die leere Form gehalten, wahrlich von alle dem was geschehen 
ist, ware vielleicht nichts eingetreten! Nun ist das damals 
leichte schwer»'. Das sind allerdings harte Vorwürfe in dem 
Munde eines Legitimisten wie Metternich, die ihn aber um so 
enger an die Bourbonen banden, ihn um so eifriger um ihren 
Schutz sich mühen ließen. 

Auch die Stellung Oesterreichs zu Rußland und Preußen 
verlangte diese Schonung Frankreichs. Wie beim ersten Pariser 
Frieden die polnische Frage eine entscheidende Rolle in den 
Entschließungen Oesterreichs gespielt hatte, so konnte sie auch 
jetzt wieder auftauchen. Zwar hatte Kaiser Alexander auf 
dem Wiener Kongreß schon einen Teil seiner polnischen Pläne 
verwirklicht, so viel der Lage der Umstände nach überhaupt 
zu verwirklichen war. Oesterreich war Galizien zugesprochen 
worden. Die polnischeFrage war aber damit keineswegs aus der 
Welt geschafft. Es war den Eingeweihten klar, daß Alexander 
eventuell nicht scharf auf der Wahrung der Integrität Frank- 
reichs bestehen würde, wenn er selbst irgendwie anderes ge- 
winnen konnte. Daß er dann diesen Gewinn vor allem im 
Osten, in Galizien suchen würde wie 1814, war der russischen 
Politik durchaus entsprechend, die eine Festigung im Osten 
wünschte, diese aber durch möglichst großen Landerwerb an 
der österreichischen Grenze erreichen konnte, oder durch einen 
festen Rückhalt an Frankreich. Anfang August spricht 
Gneisenau noch von Beunruhigungen Oesterreichs, die er auf 
die Absicht Alexanders zurückführt, Galizien zu verkleinern, 
d. h. gewisse Teile für sich zu gewinnen*. Und auch Gagern 
schreibt : «daß die Rücksichten auf Polen unter die größten 
Hindernisse im Verhältnis und im Benehmen zu Frankreich 
gehörten. Alexander hielt diese Gabel fest: «Entweder werdet 


1 Arneth, II. Bd., S. 3. Metternich an Hudelist vom 15. Juli 
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— 9 > 


ihr mich Teil an dem Kuchen und zwar in Polen nehmen 
lassen, oder es soll gar keiner gebacken und verschnitten werden, 
wenigstens nicht im größeren Maßstabe» 1. Hierzu kam noch 
die erwähnte Eifersucht gegen Preußen, die sich auf dem 
Wiener Kongreß in deutlichster Weise gezeigt hatte, wo, wie 
wir kurz andeuteten, Metternich scheinbar als Preußens Ver- 
bündeter für dieses Gebietserwerbungen in Polen wünschte, 
nur um Preußen in Deutschland selbst keine zu große Ent- 
schädigung gewähren zu müssen. Hardenberg war damals 
anfangs in Metternichs Garn gegangen, bis Friedrich Wilhelm 
der Politik Hardenbergs entgegentrat und ein Zusammenwirken 
mit Rußland wünschte. Auch jetzt wieder wußte Metternich 
den Staatskanzler zu tauschen, so daß dieser immer noch an 
ein Eintreten Oesterreichs für Preußens Interesse glaubte. Wie 
Metternich aber innerlich über Preußen dachte, schrieb er 
selbst an Hudelist: «Diese Einheit (zwischen den Verbündeten) 
ist um so nötiger, als die preußische Armee ganz verrückt 
vorgegangen ist und in allen ihren Maßregeln Tugend bündelt. 
Wenn wir Preußen vorangehen ließen, oder seinem Beispiele 
folgten, würden wir ohne Zweifel in kürzester Zeit ganz 
Frankreich im Aufstand sehen. Daran liegt freilich dem 
- Tugendbunde nicht viel, denn er will nur trübes Wasser, aber 
die Freude soll er dennoch nicht genießen 2.» | 
Waren diese beiden Faktoren vor allem für Metternich 
bestimmend, seine legitimistische Ueberzeugung, die ihn zu 
Frankreich und von Preußen hinwegtrieb, wie seine politische 
Sorge vor Rußland und Preußen, deren Uebermacht im Osten 
und in Deutschland er fürchtete, so kam noch dazu, daß er 
als «Minister der Coalition» einen wesentlichen Anteil an den 
Abmachungen des Wiener Kongresses hatte, die er mit großer 
Mühe und kluger Berechnung unterstützt von Frankreich 
und England zuwege gebracht. Es war begreiflich, daß er 


1 Ebenda, S. 148. 
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sie vor allzu groBen Aenderungen zu bewahren suchte. Dies 
konnte er am besten, wenn er sich fir die in den Vertragen 
vom März 1815 ausgesprochene Absicht der Coalition, jene 
Abmachungen zu wahren und wiederherzustellen, energisch 
einsetzte, und dem Kriege gegen Frankreich den Charakter. 
eines Eroberungszuges nahm. Außerdem wissen wir schon 
aus den Verhandlungen des ersten Pariser Friedens, wie wenig 
die österreichische Politik sich für die deutsche Westgrenze 
interessierte, wie sehr sie vielmehr in Oberitalien schon damals 
engagiert war, und wie sie auf dem Wiener Kongreß ihre 
Absichten durchgesetzt hatte. So sorgte sie jetzt vor allem 
dafür, den Besitzstand in Oberitalien und in Galizien zu sichern. 

Schon 1814 hatte Oesterreich ein Anerbieten der Nieder- 
lande selbst, die Herrschaft dort zu übernehmen «als nicht 
in seinem Interesse liegend» zurückgewiesen!, 

Aus diesen Anschauungen heraus erklärt sich auch Metter- 
nichs Stellungnahme zu England, die wie schon der oben 
zitierte Brief zeigt, geradezu herzlich genannt werden muß. 
Nicht nur, daß er seine Zustimmung zu Englands Schritten 
gab, er pries sogar ihre bewundernswerte «Weisheit», der 
nachzustreben, er sich auf alle Weise bemühte. Suchte er auch 
in kluger Berechnung Preußen und den deutschen Kleinstaaten 
gegenüber seine Politik nie klar zu offenbaren, so stand sie 
für ihn selbst um so sicherer und fester. Er ließ sich auch 
nicht lange von der russischen Angst schrecken, die er leicht 


1 Bericht Münsters an den Prinzregenten Chaumont 8. März 
1814 jusqu’au 12 M. incl. «Les Pays-Bas viennent d’envoyer une 
Deputation au quartier général à la tete de laquelle se trouve le 
Duc de Beaufort. Ces députés déclarent que leurs commettans veulent 
tous la séparation de la France. Mais avant que d’agir ils désirent 
naturellement de connaitre les intentions des Alliés & leur égard. 
Ils ont surtout exprimé le væux général de rentrer sous la domi- 
nation autrichienne, ou si cela trouverait des difficultées de former 
und Etat séparé sous un Prince de la Maison d’Autriche. On leur 
afait entendre que l’Autriche ne croyait pas de son intérét de re- 
prendre les Pays-Bas .. .» Staatsarchiv Hannover. 
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los werden konnte, wenn er nur mit in das Horn Alexanders 
stieß und von keinen zu großen Wünschen etwas verlauten 
ließ. So konnte er schon Mitte Juli sein Urteil über den 
Zaren dahin formulieren; «Der Kaiser !Alexander führt sich 
ebenfalls (wie die Engländer) sehr gut auf, er geht bis jetzt 
den geradesten und vernünftigsten -Weg; Gott gebe, daß 
er so bleibe»!. Der vernünftigste Weg ist also auch für Met- 
ternich die Schonung Frankreichs. Wie tief dieses Empfinden 
bei ihm saß, beweist der Nachsatz zu der letzten Aeußerung, 
in dem er seine Stellung zu Alexander charakterisiert : «Er ist 
auf dem besten Fuße mit uns, und wenn irgend eine Span- 
nung besteht, so ist sie mit Preußen weit eher». 

Neben diesen beherrschenden Tendenzen aber waren noch 
andere Faktoren in der österreichischen Politik maßgebend. 
Vor allem spielte das Verhältnis zu Bayern eine große bisher 
zu wenig gewürdigte Rolle. Im einzelnen kann man diese Be- 
ziehungen allerdings nicht erkennen, aber schon das vorhan- 
dene Material gewährt einen Einblick in ihre Art. Schon in 
Paris 1814 hatte Bayern mit Oesterreich um den Besitz Tirols, 
Vorarlbergs und Salzburgs gekämpftt. Am 3. Juni 1814 
waren diese Kämpfe vorläufig so gescblichtet worden, daß Bayern 
sich verpflichtete, Tirol, Vorarlberg, Salzburg, das Inn- und 
Hausruckviertel an Oesterreich abzutretens. Für Tirol und 
Vorarlberg, das sofort an Oesterreich fallen sollte, erhielt Bayern 
das Großherzogtum Würzburg und das Fürstentum Aschaffen- 
burg. Ueber die Entschädigung für die anderen Gebiete sollte 
später beraten werden. Oesterreich verpflichtete sich aber jetzt 
schon, «d’employer ses meilleures offices», um Mainz für Bayern 
zu gewinnen, und «um den Staaten seiner bayrischen Majestät 
die größtmöglichste Ausdehnung auf dem linken Rheinufer zu 
geben». Ebenso versprach dieser Vertrag dem bayrischen Staat 


_! Arneth, II. Bd., S. 6. 
2 8. Kap. I, S. 49. 
3 Wortlaut dieses Vertrags bei Martens, 2. Bd., S. 18ff. 
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die alte Kurpfalz und anderes Gebiet, das die zukünftigen Be- 
sitzungen Bayerns links vom Rhein mit dem eigentlichen Staat 
verbinden sollte. Bis zur Regelung der Angelegenheiten sollte 
das linksrheinische Land von Oesterreich und Bayern gemein- 
schaftlich verwaltet werden!. Auf dem Wiener Kongreß 2 be- 
mühte sich Bayern besonders eifrig um die Erhaltung der 
Pfalz. Meiternich führte eine sehr zweideutige Politik gerade 
in dieser Frage. Er konnte das Versprechen, Bayern Mainz 
verschaffen zu wollen, infolge der heftigen Opposition Preußens 
und Steins nicht erfüllen. Bayern machte zeitweise wegen 
der Rückgabe Salzburgs Schwierigkeiten. Aber der österreichi- 
sche Staatskanzler vermochte diese Hartnäckigkeit Bayerns durch 
das Versprechen, die Pfalz gewinnen zu wollen, immer wieder 
zu besiegen. Wie wenig Metternich damit ernst machte, be- 
weist sein Verhallen Württemberg gegenüber. Dieses ebenso 
wie Baden bedrängte ihn um Garantien für eine Gebietsent- 
schädigung oder wenigstens Gebietserhaltung. Als der würt- 
tembergische Kronprinz sich mit einer ausdrücklichen Be- 
schwerdeführung an ihn wandte, da erklärte er «auch diesem 
wie Bayern gegenüber, der Kaiser von Oesterreich würde nichts 
gegen die Versetzung oder Entschädigung Badens mit Landen 
auf dem linken Rheinufer einwenden, wenn Rußland hiermit 
zufrieden sei. Württemberg könne alsdann durch die badischen 
Lande vergrößert werden»3. Metternich versprach also badi- 
sches Gebiet an Württemberg und Bayern zugleich. Das 


1 Ebenda. 

2 s. Doeberl, Entwickelungsgeschichte Bayerns, II. Bd., S. 456ff. 

5 Tagebuch des württembergischen Gesandten Baron von Linden. 
König Friedrich beorderte Linden durch Schreiben Vellnagels vom 
1. Juli 1814 zur Audienz, über diese schreibt Linden : «Diese Audienz 
hatte um 3 Uhr im kleinen Zimmer im unteren Gartensaal gegen 
die Anlagen statt. Der König legte die neuesten Depeschen aus 
England vor, darin vorkommt, daß der Fürst Metternich dem Kron- 
prinzen K. H. auf seine nachdrückliche Beschwerdeführung endlich 
erklärte, .. . folgt das Obenstehende. Näheres hierüber Abschnitt 4. 


— 100 — 


hieB doch eine Vernichtung Badens. Denn wie konnte er 
das Großherzogtum auf dem linken Rheinufer entschädigen, 
wenn er dort schon Bayern so umfangreiche Versprechungen ge- 
macht hatte. Es war ihm aber mit solchen Zusagen überhaupt 
nicht ernst. Er gab sie alle mit einer scheinbar nichtsbedeu- 
tenden Klausel!, die ihm später ein Zurückweichen ermöglichte, 
ihn zu nichts verband und doch im Augenblicke solche Ver- 
sicherungen von großem Vorteile zu geben gestattete. Ganz 
klar tritt uns diese Unaufrichtigkeit und. dieses schlaue Aus- 
weichen in seinem Benehmen zu Bayern nach Wiedereröffnung 
der Feindseligkeiten gegen Napoleon entgegen. Durch sein 
Betreiben kam in die Wiener Kongreßakte vom 9. Juni ein 
Artikel (51) hinein, der die getrennte Verwaltung der links- 
rheinischen Gebiete aufhob und alle Territorien und Besitzungen 
sowohl auf dem linken Rheinufer, in den früheren Departe- 
ments der Saar und des Donnersbergs, als auch in dem frühe- 
ren Departement von Fulda und Frankfurt, über die in diesem 
Vertrag von Wien noch nicht verfügt war, zur «vollen Souve- 
ränität und vollem Besitztum unter die Herrschaft des Kaisers 
von Oesterreich» stellte?. Das war ein offenbarer Bruch der 
Abmachungen vom 3. Juni, zumal Bayern überhaupt nicht dabei 
gehört, sondern einfach vor die vollendete Tatsache gestellt 
wurde3. Von einer definitiven Ordnung der Dinge konnte ab- 
solut nicht die Rede sein. Was Metternich mit diesem Schritt 
aber beabsichtigte, scheint mir ganz offenkundig. Mit der Be- 


1 Eine solche Klausel ist in dem eben geschilderten Zusatz an 
den Kronprinzen von Württemberg, in dem Nachsatz enthalten 
«Wenn Rußland hiermit einverstanden sei». 

3 Martens, 2. Bd., S. 406. 

3 Durch Schreiben Metternichs an Montgelas vom 12. Juni 1815. 
Staatsarchiv München. Für das folgende vgl. man die Ausführungen 
in Abschnitt 3, Bayern. 

4 Auch wenn sich Metternich auf den Wortlaut des Vertrages 
vom 3. Juni berief, wo stand «jusqu’aux arrangements définitivs en 
Allemagne», denn auch in Deutschland waren noch nicht alle Fragen 
erledigt. 
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sitzergreifung der linksrheinischen Gebiete gewann er einen 
großen Vorteil gegen Bayern. Er bekam damit wie mit den‘ 
ebenfalls okkupierten Territorien von Frankfurt und Fulda, die 
Bayern ja auch erwerben wollte, eine Handhabe gegen die An- 
sprüche der bayerischen Staatsmänner. Wollten diese die 
südlichen Provinzen um Salzburg und am Inn nicht gegen 
kleinere Entschädigungen als Metternich versprochen halte an 
Oesterreich abgeben, so brauchte auch dieses nicht die links- 
rheinischen Gebiete an Bayern zurückzuerstatten. Oesterreich 
hätte sich damit hier im Norden von Bayern festsetzen und so 
dieses umklammern können. Wie richtig Metternich die Bayern 
beurteilte, zeigt uns das Verhalten ihrer Staatsmänner !. Jeden- 
falls erreichte Metternich mit dieser Maßregel, daß er Oester- 
reich die an den bayrischen Staat grenzenden Länder sicherte, 
ohne größere Entschädigungen geben, d. h. ohne größere 
Forderungen auch an Frankreich stellen, ohne Baden zerstückeln 
zu müssen. Immerhin war Metternich damit noch nicht ganz 
der Verpflichtung enthoben, wenigstens einen Teil der gemachten 
Versprechungen erfüllen zu müssen. Das veranlaßte ihn zur 
Stellung einiger Forderungen an Frankreich besonders in der 
linksrheinischen Pfalz. Zudem war er schlau genug, die süd- 
deutschen Staaten nicht so sehr zu verletzen, und sich damit . 
ganz des in Wien gesicherten Einflusses zu berauben. Wie 
eng man in Paris 1815 in diplomatischen Kreisen diese Ver- 
knüpfung zwischen Oesterreichs Forderungen und seinen 
bayrischen Interessen hielt, zeigt der Umstand, daß man sogar 
gegen Wessenberg den Verdacht hegte, er sei von «Bayern 
gewonnen worden» 2, 

Betrachten wir so Metternichs Stellung in der Politik, er- 
wägen wir außerdem die Gesamtlage, in der sich Oesterreich 


1 Die Bayern wurden von der steten Furcht getrieben, Oester- 
reich könne sich im Norden Bayerns festsetzen, s. Abschnitt 3. 

2 Wintzingerode an Friedrich vom 3. November 1815. Staats- 
archiv Stuttgart. 
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befand, so können wir ihm auch in unserer besondern Frage 
mehr Gerechtigkeit widerfahren lassen, werden seinen Stand- 
punkt nicht ohne weiteres als einen Verrat an den deutschen 
Interessen, als eine unverstandliche Schwache kennzeichnen. Aus 
Oesterreichs Stellung, seinem Interessenkreis heraus erklart sich 
Metternichs Politik. Damit soll nicht geleugnet werden, da8 viel- 
leicht ein anderer, größerer, weitblickenderer, und genialerer 
Staatsmann als Metternich eine uneigennülzigere und allgemein 
deutschere Politik mit Erfolg hätte treiben können. Es ist indes 
nicht die Aufgabe des Historikers, Geschehnisse und Menschen 
vom Standpunkte des wertenden Kritikers zu schildern, sondern 
vielmehr, den Ereignissen und Charakteren nachzugehen, sie 
objektiv darzustellen, die Motive, aus denen sie wurden und 
handelten, aufzudecken und damit verständlich zu machen. 
Nach diesen allgemeinen die treibenden Kräfte der Politik 
Metternichs zu ergründen suchenden Betrachtungen wollen wir 
jetzt unsere Frage nach dem vorliegenden, leider nicht sehr 
reich fließenden Material ins Auge fassen. 

Schon im Juni zeigte sich Metternichs Haltung zu den Anne- 
xionsplänen in einer Unterredung, die er in Heidelberg mit Stein 
und Gagern hatte!. Im Verlaufe derselben hatte Stein, indem 
er auf die auf dem Tisch liegenden Landkarten hinwies, ein- 
dringlich und lebhaft erklärt, man müsse Elsaß-Lothringen 
erwerben und dem österreichischen Erzherzog Karl geben, 
Metternich war auf die Reden’ Steins gar nicht eingegangen, 
sondern hatte nur auf französisch Flandern hingewiesen, als 
auf den wichtigsten Punkt, den man ins Auge fassen müsse. 
Schaumann hat aus dieser Mitteilung Gagerns weitgehende Ver- 
mutungen gefolgert, Metternich sei nicht nur für eine solche 
Erwerbung der Provinzen gewesen, sondern er habe sich sogar 
lebhaft für sie verwandt, um das Land dem Erzherzog zu geben. 
Wie man das aus Gagerns Bericht entnehmen kann, ist nicht 
klar. Schaumann hat aus den Worten Gagerns: «Le prince 


1 Gagern, Bericht vom 27. Juni, V. Bd., S. 65. 
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de Metternich sans le contredire de son doigt montrait le 
Flandre francais»! geschlossen, da Metternich nicht wider- 
sprach, werde er wohl diese Idee gutgeheißen haben. Man 
darf aber höchstens sagen, er kann sie vielleicht für gut ge- 
halten haben. Vor allem aber darf man nicht eine Befür- 
wortung des Planes, das Elsaß dem Erzherzog zu geben, daraus 
lesen, Für jeden unbefangenen Erklärer, der aus dem Zu- 
sammenhang der ganzen Metternichschen Politik diese Stelle 
interpretiert, ist sie ungekünstelt und natürlich nur so zu ver- 
stehen, daß Metternich. ohne Widerspruch allerdings die 
Wünsche Steins anhörte, aber nicht weil er sie billigte oder 
gar unterstützte, sondern weil er sich nicht über sie, die ihm 
nicht genehm waren, aussprechen wollte. Besonders gegen- 
über dem «Jakobiner» Stein. Dafür spricht meiner Ansicht 
nach schon das rasche Abschweifen auf einen andern Gegen- 
stand. Außerdem äußerte sich Metternich in einer späteren 
Unterredung mit Gagern®, als dieser die gleichen Pläne zur 
Sprache brachte, wiederum gar nicht sondern lobte nur ausdrück- 
lich die Ergebnisse des Wiener Kongresses, der ihm ein «Meister- 
werk» zu seinschien. Geben diese beiden Stellen im Zusammen- 
hang der österreichischen Politik betrachtet schon ziemlich sichere 
Anhaltspunkte für die Feststellung der Ansicht Metternichs 
über den Plan, dem Erzherzog Karl das Elsaß zu geben, so 
werden sie noch gestützt durch das, was wir von der Stellung 
wissen, die der Erzherzog gegen Metternich einnahm. Sie 
war eine äußerst gespannte. i 

Diese Pläne, dem Erzherzog von Frankreich abgerissenes 
Land zuzuweisen, wurden besonders in Württemberg und 
Bayern gefürchtet, die in einer solchen Umklammerung durch 
den österreichischen Staat geradezu eine Vernichtung ihrer 
Existenz sahen. Wenn diese Projekte auch nicht von der 
österreichischen offiziellen Politik erwogen und betrieben wurden, 


I Gagern, V. Bd., S. 65. | 
° Ebenda, S. 99. Bericht vom 16. Juli. š 
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so scheint doch in gewissen Kreisen dalür gewirkt worden, 
ja Erzherzog karl selbst der Anreger und Befürworter dieser 
Gedanken gewesen zu sein. Mitte Oktober (16.) schreibt 
König Friedrich von Württemberg seinem Gesandten «unter 
dem Siegel des Geheimnisses» 1, «daß ein Agent des Erzherzogs 
Karl zu den Fürsten und Grafen von Löwenstein und zu den 
Grafen von Erbach gekommen sei, um sie zu veranlassen, den 
Schutz Oesterreichs zu fordern und ‘sich unter dessen Herr- 
schaft unter sehr günstigen Bedingungen zu begeben, und 
dann Teil eines neuen Königreichs zu bilden, das sich aus den 
jenseits rheinischen Provinzen, über die noch nicht verfügt sei, 
und aus neuen Abtretungen Frankreichs für den Erzherzog 
bilden soll. Da ich, fährt Friedrich fort, die Schriftstücke, 
durch welche die Wahrheit dieser Unterhandlung mir ver- 
bürgt ist, gesehen habe, habe ich davon zum Kaiser von RuB- 
land gesprochen, der mir lebhaft versicherte, daß das nicht 
der Plan des Wiener Kabinetts und vor allem nicht des Fürsten 
Metternich sei, der ein Feind des Erzherzogs sei.» Auch sonst 
werden diese Träume des Erzherzogs erwähnt und vor allem 
auf den Zusammenhang dieser Pläne mit der Tatsache hinge- 
wiesen, daß der Erzherzog die provisorische Verwaltung des 
Elsaß übernahm2. Nach diesem Beweis scheint es nunmehr 
sicher zu sein, daß der Erzherzog wirklich für die Erwerbung 
eines Reiches tätig war. Nach seiner ruhmvollen Vergangen- 
heit sind solche Träume um so verständlicher, als er schon 
lange keine würdige Beschäftigung und Befriedigung seines 
Ehrgeizes fand. Mit der offiziellen österreichischen Politik 
haben sie aber nichts zu tuns. Es wird dies noch einleuchten- 


1 Friedrich an Wintzingerode vom 16. Oktober 1815. Staats- 
archiv Stuttgart 

3 Rechberg an Montgelas. 29. Juni 1815. s. unten S. 108 schreibt, 
daß im Elsaß ein Gerücht verbreitet sei, «daß Oesterreich am Rhein 
eine kleine Monarchie errichten wolle für einen Fürsten seines 
Hauses, um die alten Erbstaaten zurückzuerwerben»: Staatsarchiv 
München. 

3 Vgl. auch Abschnitt 6. Stein. 
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der, wenn wir zeigen werden, daß Oesterreich eine Erwerbung 
des Elsaß und Lothringens nicht nur nicht für einen seiner 
Erzherzöge wünschte, daß es überhaupt eine solche nicht wollte. 
Im einzelnen sind freilich Metternichs Ansichten nicht bekannt, 
vor allem nicht der Weg, auf dem er dazu gelangte, auch 
Forderungen an Frankreich zu stellen. Welche Gründe ihn 
dazu trieben, haben wir gezeigt und wollen sie hier nicht 
nöch einmal wiederholen, es sei nur soviel betont, daß sich 
schon iim Juli diese Stellung Metternichs deutlich offenbart, 
Am besten hat er selbst späterhin seine Denk- und Handels- 
weise geschildert, wenn er am 2. Oktober an Houdelist schreibt : 
«Rußland stand auf der Linie der ausgedehntesten Mäßigung, 
Preußen auf jener der ausgedehntesten Forderung ; England 
neigte sich im Anfange der Negotiation auf die russische Seite, 
wir stellten unsere Meinung mitten auf und um dieses hat 
sich denn endlich auch alles vereint»!. Aus diesem Geiste 
heraus ist das erste offizielle Schriftstück über Oesterreichs 
Forderungen und speziell seine Ansprüche auf Elsaß und Loth- 
ringen entstanden. Es ist die österreichische Denkschrift vom 
Anfang August, von Metternich selbst verfaBt?. Sie zeigt in 
ihrem ganzen Charakter das offenbare Bestreben, beiden Seiten 
gerecht zu werden, betont ausdrücklich die Notwendigkeit der 
Sicherung der Grenzen und versäumt dabei nicht, allzuscharfe 
Ansprüche Preußens zu mildern. Es ist ein außerordentlich 
geschickt verfaßtes Dokument der Metternichschen Staatskunst, 
so zweideutig abgefaßt, daß es lange Zeit die Patrioten über 
Oesterreichs wahre Gesinnung täuschen konnte, daß sie meinen 


I Arneth, I!. Bd., S. 23. 

2 Gagern. V. Bd., Abt. 2, Beilage XI, S. 90ff. und Schaumann, 
Beilage IV, S. XXXI ff. Es stammt vom 13. August, wie ein Brief 
Rechbergs an Montgelas vom Ende August (vor dem 22.) zeigt, wo 
Rechberg von dem Mémoire du Pce Metternich spricht und über 
eine Unterredung berichtet, die er bei dem österreichischen Staats- 
kanzler gehabt hat, wo über das Memoire gesprochen wurde. Aus 
den Einzelheiten ergibt sich die Identität mit unserem Memoire. 
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konnten, in Oesterreich wirklichen Beistand zu finden. So sind 
Oesterreichs Ansichten über die Annexionspläne lange Zeit 
falsch verstanden und mißdeutet worden. 

Analysieren wir die Schrift genauer, um ihren Inhalt klar 
zu erfassen. Schon die Einleitung spricht die von Capo d’Istria 
so scharf hervorgehobene These aus, daß der geführte Krieg 
kein Eroberungskrieg, sondern nur unternommen worden sei, 
um die Usurpation Bonapartes niederzuwerfen und in Frank- 
reich die Regierung auf festere Grundlagen zu stellen, die 
Garantien bieten könnten für die Sicherheit Europas. Der 
Krieg dürfe nicht in einen Eroberungszug ausarten. Die Be- 
stimmungen des Wiener Kongresses müßten die Grundlagen 
bilden, auf denen man die europäische Sicherheit herstelle. 
«Nur der bewaffnete Jakobinismus könnte aus einem neuen 
Umsturz in den politischen Beziehungen der Mächte einen 
Vorteil erhoffen.»! Daher schließt Metternich von vornherein 
jede umfassendere Veränderung in dem Gebietsstand der Mächte 
aus. Spricht er so in diesen einleitenden Worten durchaus 
in dem Geist und Sinne der Freunde Frankreichs, so weist er 
doch im folgenden die zeitweise militärische Besetzung von 
Plätzen als ungenügende* MaBregel, die zudem das nationale 
Empfinden Frankreichs kränken müßte, zurück und verlangt 
vielmehr ein System, das auf den geschlossenen Verträgen 
beruhe. Die Prinzipien, die man diesem System jzu Grunde 
legen müßte, seien die Forderung einer Kriegsentschädigung, 
einer reellen und dauernden Garantie, indem man Frankreich 
aus seiner Offensiv- in eine Defensiv-Stellung zurückführe. 
Ferner sei die Erneuerung seiner Regierungsform und die Er- 
richtung einer inneren Polizeiaufsicht, bis die Bourbonen sich 
eine starke Stellung verschafft hätten, notwendig. Die Defen- 
siv-Stellung habe Frankreich seit Ludwig XIV. überschritten. 
Es sei dies möglich geworden, durch Errichtung vieler Angriffs- 
punkte an seiner Grenze. Metternich erläutert diesen Punkt 


1 Schaumann, S. XXXII und Gagern, Beilage XI, S. 91. 
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im einzelnen noch durch Hinweis auf die Festungsbauten 
Ludwigs XIV. und seiner Nachfolger im Elsaß, in Lothringen 
und der Franche-Comté. «Europas dauerndes Interesse fordere, 
führt er aus, 

a) daB Frankreich die Angriffspunkte, welche ihm der 
Pariser Friede belassen hat, verliere, | 

b) daß die Festungen der ersten Linie entweder unter 
fremde Herrschaft gelangen, oder wenigstens daß sie geschleift 
würden.» | 

Er erläutert dann diese Forderungen eingehend und ver- 
langt ausdrücklich folgendes : 

1. Die Abtretung der Festungen der ersten Tinie in Flan- 
dern an die Niederlande, was mit Metternichs Hinweis bei 
jener Unterredung mit Stein und Gagern! vorzüglich über- 
einstimmt. | 

2. Die Schleifung der festen Plätze im ElsaB mit Aus- 
nahme von Landau, das an Deutschland kommen soll, und 
einiger Plätze, die nur zur Verteidigung der Grenze dienen, 
wie z. B. Hüningen. Straßburg soll geschleift werden, nur 
seine Zitadelle bleiben. Soweit Metternichs offizielle Aeußerungen 
zur Frage der Abtretung von Elsaß und Lothringen. Sein 
Standpunkt ist ohne weiteres klar: kein Verlangen nach dem 
Elsaß, kein Wort zu Gunsten der Annexionspläne, nur Schleifung 
einiger elsässischer Plätze. Wie man daraus ein Befürworten der 
Pläne Preußens ablesen kann, ist schlechterdings unbegreiflich. 
So ergibt sich uns jvon neuem die Bestätigung unserer Auf- 
fassung der Metternichschen Politik, daß sie von größeren Ge- 
bietsabtretungen am Rhein nichts wissen wollte. Und diese 
Anschauung war in der österreichischen Diplomatie durchaus 
allgemein. Auch der zweite Vertreter der Habsburgischen 
Monarchie in Paris, der Baron von Wessenberg vertrat die 
gleichen Ansichten. Im Anfang August reichte er seine erste 
offizielle Aeußerung über die an Frankreich zu stellenden 


1 8. S. 102. 
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Forderungen in Gestalt einer Denkschrift ein, die ebenso wie 
Metternich Landaus Abtretung und die Schleifung der Festungs- 
werke von StraBburg verlangte, sowie auch die Schleifung 
Hüningens und die Erwerbung von Saarlouis. Die Zitadelle 
von Straßburg will auch er geschont wissen!. Bei dem Ver- 
langen nach der Schleifung Straßburgs ist, vielleicht Kaiser 
Franz maßgebend oder wenigstens anregend tätig gewesen. 
Im allgemeinen folgte er ja in seinem Phlegma und seiner 
Gleichgültigkeit stets den Ratschlägen seines Staatskanzlers. In 
der Frage der Forderung Straßburgs aber scheint er doch ein- 
mal wenigstens versucht zu haben, energischere Bahnen zu 
weisen, vielleicht von dem Erzherzog Karl und der Erinnerung 
an habsburgische Vergangenheit beeinflußt 2. Jedenfalls soll er 
in einer Unterredung vom 26. August 1815 Metternich seine 
Unzufriedenheit über die langsame Art und Weise, in der die 
Verhandlungen sich abspielten, ausgedrückt haben «und soll ihm 
vor allem befoblen haben, nicht nur auf der Zerstörung sondern 
auf der glatten Abtretung Straßburgs zu beharren»3. Wie 


— 


1 Geh. Staatsarchiv Wien. Dem Inhalt nach bei Arneth, II. Bd., 
S. 9. 
2 Rechberg an Montgelas, Weißenburg, 29. Juni 1815. Staats- 
archiv München. «L’empereur a extrêmement bien reçu les députés 
des provinces de la rive gauche du Rhin. Il va faire réparer & 
grands frais les tombeaux des Empereurs de la Maison de Habs- 
bourg dans le Dôme de Spire > «Les Sitges des places de l'Alsace 
et de la Lorraine sont partagés entre les archiducs Charles et 
Antoine. Le premier jusqu’à Strasbourg, le second sur le Haut-Rhin, 
et on dit qu’ils resteraient gouverneurs de ces districtes et qu’on 
n’acceptera pas la reddition à Louis XVII{ du moins provisoirement > 

3 Wintzingerode an Friedrich 28. August 1815. Staatsarchiv 
Stuttgart Capo d'Istria mache Oesterreich den Vorwurf, <exagerés 
pas» zu machen. «Il faut savoir pour l’intelligence de ce reproche 
contre l'Autriche que l'Empereur Francois doit avoir fait venir 
avant’hier M. de Metternich et lui avoir déclaré être fort mécontent 
de la maniére dont les affaires se traitent et des lenteurs qu’elles 
éprouvent, qu il fallait en finir, et qu’il lui ordonnait surtout d'in- 
sister non pas sar la démolition, mais, sur la cession pure et 
simple de Strasbourg.» I 
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wenig diese Mahnung nützte, wenn sie tatsächlich erlassen 
wurde, zeigen die Forderungen Oesterreichs besonders Metter- 
nichs. 

Fir die weiteren EntschlieBungen der Oesterreicher wurden 
die im August erscheinenden Denkschriften der Engländer 
wichtig, die offiziell ihren Standpunkt dahin formulierten, daß 
sie höchstens die Grenzen Frankreichs von 1790 als Grundlage 
für den Frieden fordern wollten, daß sie im übrigen für die 
zeitweise Besetzung von Festungen eintrater. Am 25. August 
äußerte sich Wessenberg zum zweiten Male über die terri- 
torialen Fragen und erklärte in seinem Memorandum, daß 
einige wenige Abtretungen an der Grenze vollkommen genügen 
würden, um die gewünschten Sicherheitsgarantien zu erlangen. 
Diese Abtretungen umfaßten Landau mit einem Umkreis, den 
dieser Platz seit 1792 gehabt habe, ebenso Saarbrücken 
und Saarlouis!. Es ist in diesem Memoire eine kleine Annähe- 
rung an die Wünsche Preußens zu bemerken, doch ist sie so 
geringfügig, daß sie kaum als Zeichen des guten Willens von 
seiten ÖOesterreichs angesehen werden darf, sondern höchstens 
nur als eine Probe des Erfolgs, der wenn auch nur in sehr 
bescheidenem Maße den Bemühungen Preußens beschieden 
war. Vielleicht wirkte auch der Umstand schon mit ein, daß 
Rußland Ende August nicht mehr auf völliger Integrität Frank- 
reichs? beharrte. Wie dem auch sein mag, jedenfalls ist die 
in Wessenbergs Mehrforderung liegende Konzession an Preußen 
so lächerlich klein, daß wir sie nur als Verlegenheits- 
forderung ansehen können. Denn Oesterreich beharrte keines- 
wegs auf diesem Verlangen, das genauer untersucht nichts 
anderes war, als das englische mit der Grenze von 17%. 

Nach diesen Dokumenten der österreichischen Politik dürfte 
wohl kein Zweifel mehr sein, wie man sie im Bezug auf die 


I Die Denkschrift im Geh. Staatsarchiv Wien. 


2 s. die nähere Schilderung dieses Zurückweichens Rußlands 
im § 5, Abs. 6. Stein. 
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Annexionspläne zu beurteilen hat. Oesterreich neigte zu Eng- 
lands und Rußlands Anschauungen, war aber klug genug, sich 
das Vertrauen Hardenbergs, mit dem es schon auf dem Wiener 
Kongreß gespielt hatte, nicht ganz zu verscherzen. Es konnte 
. um so eher eine Vermittlerrolle übernehmen, als es von vorn- 
herein klar war, wem sich der Sieg zuwenden würde, nämlich 
England und Rußland. So setzte Metternich mit dieser Politik 
zugleich seine persönlichen Absichten durch, seine Benach- 
teiligung des Jakobinismus und der tugendbündlerischen Ideen, 
und diente auch dem Interesse Oesterreichs, das eine Schonung 
Frankreichs forderte. Gerade in jener Zeit, Ende August und 
Anfang September, übte Oesterreich diese Politik, die einem 
Außenstehenden als schwankend erscheinen konnte. In diesen 
Tagen war es, da Humboldt sich so schroff über Metternich 
und Wellington äußerte, und da der württembergische Gene- 
ral Hügel am 8. September schrieb: «Seit gestern (7. Sep- 
tember) soll Oesterreich von seinen Forderungen ganz zurück- 
getreten sein, so daß nun Preußen Frankreich gegenüber ganz 
allein steht, eine Stellung, welche es nicht behaupten kann»?. 
So Oesterreichs Stellung Anfangs September. Als dann Preußen 
am 8. noch einmal energisch seine Wünsche geäußert hatte, 
einigten sich die Verbündeten am 19. September auf ein Ulti- 
matum$, das Landau, Saarlouis und Saarbrücken für Deutsch- 
land verlangte, die beiden letzteren Plätze speziell für Preußen. 
Hüningen sollte geschleifl, Savoyen und Monaco von Frankreich 
abgetrennt, dann noch 600 Millionen Kriegskosten und 200 
Millionen für den Bau von Festungen bezahlt werden. Das 
nordöstliche Frankreich sollte außerdem auf wenigstens drei 
höchstens sieben Jahre von 150000 Mann besetzt gehalten 
werden. Talleyrand antwortete auf das Ultimatum mit einem 
äußerst anmaßenden Schreiben, das aufs schärfste von den 


1 Gagern, V. Bd., S. 218. 
2 Pfister, S. 412. 
` 8 Wortlaut bei Schaumann, Beilagen auf S. LXI. 
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Verbündeten beantwortet wurde und seinen Sturz sowie die | 


Nachfolge des Alexander nahe stehenden Diplomaten Richelieu 
zur Folge hatte. Die Erledigung der Verhandlungen über die 
vorgelegten Grundlagen mit den französischen Vertretern ging 
dann verhältnismäßig rasch neben den Abmachungen über die 
Zurückführung der Kunstschätze von statten und brachte nur 
geringe Abweichungen, die zum Teil noch weiter zu Frank- 
reichs Gunsten ausfielen. — Leicht möchte es erscheinen, daß 
wir zu ausführlich den österreichischen Wegen nachgegangen 
wären, aber ich hoffe, daß die Darstellung gezeigt hat, wie 
unumgänglich dies nähere Eingehen für die Lösung unserer 
speziellen Aufgabe und für das richtige Verständnis der Ent- 
wickelung der Annexionspläne war. 


3. Bayern. 


«Man kann aus dem Umfang der Vergrößerungen, welche 
die anderen Mächte festgesetzt haben, klar ersehen, daß auch 
Frankreich stark bleiben soll. Diese Wahrheit ist und bleibt 
unbestreitbar und kann nur durch blinden Haß und durch 
Vorurteile mißdeutet werden. Die einzige Ausnahme von dieser 
Regel würde der Fall bilden, daß die Zerstückelung absolut 
unvermeidlich würde, daß die territorialen Interessen Frank- 
reichs mit denen Bayerns in Kollision geraten könnten. Wir 
haben bisher unser Königreich unberührt erhalten, unsere 
Lage ist derart, daß nichts, was auch immer am Rhein sich 
ereignen wird, unsere Interessen direkt antasten könnte. — 
Da es die großen, wohl verstandenen Vorteile Europas fordern 
und England es so will, wird also die Integrität Frankreichs 
gewahrt und die Tür jeder Spekulation verschlossen, oder man 
wird es zu Abtretungen zwingen, dann aber werden Preußen 
und Oesterreich die ersten und nächsten sein, aus ihnen die 
Früchte zu pflücken, und Oesterreich wird über seine Erwerb- 
ungen nicht anders verfügen als um Absichten auf Vergröße- 
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rung zum Nachteil Bayerns. zu verwirklichen ... Es darf 
keine Aenderung weder in den Grenzen noch in der gemein- 
schaftlichen Verwaltung des linken Rheinufers statifinden» !. 
Mit diesen Worten wurden dem bayrischen Bevollmächtigten 
in Paris, dem Grafen Rechberg, die Grundsätze gegeben, nach 
denen er sein Verhalten auf dein Pariser Friedenskongreß ein- 
richten und regeln sollte. In ihnen sind die Hauptlinien der 
Politik Bayerns in nicht mißzuverstehender Schärfe und Klar- 
heit dargetan. Schon 1814 konnten wir den Geist, aus denen 
die bayrischen Staatsmänner handelten, kennzeichnen. Noch 
deutlicher wird das damals Ge&sagte aus dieser Instruktion. 
Als oberstes leitendes Prinzip steht natürlich das eigene Interesse 
 obenan : «Unsere Lage ist derart, daß nichts, was auch immer 
am- Rhein sich ereignen wird, unsere Interessen berühren 
könnte.» Etwas anderes geht aber die bayrische Regierung 
nichts an. Diese Sicherheit konnte Bayern natürlich nur dann 
besitzen, wenn alles sich abspielte, wie es sollte, wenn Metter- 
nich Versprechungen sich erfüllten und keine territorialen 
Umwälzungen sich ereigneten. Die gemeinsame Verwaltung 
der linksrheinischen Lande trat als gebieterische Notwendigkeit 
vor Bayerns Diplomaten auf. Die Wahrung der Integrität 
Frankreichs, die Verhütung großer Abtretungen war verhält- 
nismäßig leicht zu erreichen, hatte man doch England, und 
wie man auch bald sah, Rußland zur Seite. Nicht so die Er- 
haltung der gemeinsamen Verwaltung. Die Kongreßakte von 
Wien hatte sie bereits durch Artikel 51 aufgehoben und Oester- 
reich in den vollen Besitz der betreffenden Gebiete gesetzt. Wir 
charakterisierten Oesterreichs Motive bei diesem Vorgehen im 
vorigen Abschnitt?. Aus Bayerns Verhalten aber wird das 
damals Ausgeführte noch schärfer zutage treten, jene unge- 
mein innige Verquickung und Wechselwirkung von Oester- 
reichs und Bayerns Politik. 


1 Instruktion für den Grafen Rechberg vom 80. Juni 1815. 
Staatsarchiv München. 
25.8. 98—101. 
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Mit der Mitteilung des Artikels 51 überraschte und er- 
schreckte Metternich die bayrische Regierung vollkommen. Wenn 
auch Fürst Wrede bereits Ende Mai Besorgnisse hegte, daß Oester- 
reich einen solchen Schritt unternehmen kénne!, so hatte man 
ernstlich an diese Möglichkeit nicht gedacht. Mit der vollendeten 
Tatsache aber stieg für Bayerns Zukunft im Geiste seiner 
Staatsmänner ein Gespenst unheimlicher Angst empor, Oester- 
reich werde das bayerische Reich umklammern und allmählich 
vernichten 2. Montgelas teilte sofort dem König die ganze 
Tragweite, die ihm in dieser Maßregel Oesterreichs zu liegen 
schien, mit. Er meinte, «daß Bayern durch diese neue Stellung 
Oesterreichs entweder — wenn es gegen Frankreich nicht 
glücklich gehen sollte — in den Fall des Friedens von Campo 
Formio kommen zu können scheine, oder in dem entgegenge- 
setzten Falle die Alternative leicht eintreten möchte, diese 
Länder sehr teuer auf Bayerns Kosten wieder erkaufen zu 
müssen»3. Schon in Wien hatte Fürst Wrede mit außer- 
ordentlicher Energie und Hartnäckigkeit die österreichischen 
«Pratentionen» zu bekämpfen gesucht. Mit diesem neuen Be- 
weis der Metternichschen Unaufrichtigkeit konnte er sich jetzt 
aber erst recht nicht so ohne weiteres abfinden. Am 24. Juni 
sandte er dem österreichischen Staatskanzler im Auftrage des 
Königs ein Schreiben 4, das energisch gegen den Artikel 51 


1 Wrede an Montgelas, Mannheim, 28. Mai 1815. Staatsarchiv 
München. Er spricht über Besorgnisse Bayerns, Oesterreich wolle 
die Verwaltung der linksrheinischen Provinzen übernehmen und dem 
Erzherzog Kärl übergeben. «Quelques soient les projets imprevus & 
cet égard, je Vous prie, Monsieur le Comte, d'être parfaitement 
tranquille. On ne peut pas nous forcer d’abandonner une admini- 
stration à laquelle nous avons part par une convention formelle.» 

2 Der eben zitierte Brief enthält schon solche Sorgen, dann 
nochin einem Brief Montgelas an Wrede vom 2. Juni 1815. Nach 
der Nachricht von der Aufhebung der gemeinsamen Verwaltung 
finden wir fast in jedem Briefe Andeutungen solcher Befürchtungen. 

$ Montgelas an Max-Josef, 17. Juni 1815. Staatsarchiv München. 

4 Wrede an Metternich vom 24. Juni, Saargemünd. Dieses 
Schreiben widerspricht dem, was Doeberl, Entwicklungsgeschichte 

B. | 8 
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protestierte und nachdrücklich Oesterreich an seine Versprechun- 
gen gemahnte : «Ich bin beauftragt, mein Fürst, Ihnen vor- 
zubalten, daß (unter anderem)! der mit Ihnen abgeschlossene 
Geheimartikel in Wien festsetzte, daß beim Tode des GroB- 
herzogs von Baden ohne männliche Erben, die alte Pfalz 
auf beiden Ufern des Rheins an die Krone Bayerns fallen 
sollte. Der König glaubt nicht, eine Verfügung gutheißen zu 
können, die ohne sein Wissen getroffen ist, und die in sich 
schließen würde, daß die Lander der alten Pfalz auf dem linken 
Rheinufer schon zu Lebzeiten des Großherzogs . . . einer anderen 
Macht zufallen.» Dank dieser energischen Haltung Wredes 
wurde von seiten Bayerns die Opposition gegen Oesterreich auf- 
recht erhalten und konnte Montgelas, der sehr nachgiebig ge- 
stimmt war, mitgerissen werden 3. Der bayrische Minister- 
präsident war überhaupt seinem Wesen nach ganz anders 
geartet als der leidenschaftliche, starrsinnige Fürst Wrede. Er 
war durchaus für eine Politik der Kompromisse und des Nach- 
gebens. Er liebte vielmehr, still und auf Umwegen, die nicht 
immer wahrhafte waren, ans Ziel zu gelangen, als mit kräfti- 
gem, offenem Handeln seine Wünsche zu verwirklichen. Schon 
am 17. Juni hatte er dem bayrischen Beamten, der die Ver- 
waltung im linksrheinischen Lande leitete, Herrn von Zwackh, 


Bayerns, II. Bd., S. 457 oben sagt, daß nämlich der Vertrag über 
die Pfalz nicht ratifiziert worden sei, während Wrede hier doch 
ausdrücklich von einer «Geheimkonvention> spricht. 

1 Wrede erinnerte zuerst natürlich an den Vertrag vom 3. Juni 
1814. dann auch daran, daß «S. M. ignorant absolument l'article 
que Votre Altesse a bien communiquer au Comte de Montgelas>. 

2 Montgelas wurde von Wessenberg in einem vertraulichen 
Schreiben vom 13, Juli ein Protest gegen Wredes Einspruch vom 
24. Juni mitgeteilt. Montgelas selbst schreibt an Rechberg am 23. 
August: «Je ne vois cependant comment on pourra s’opposer & la 
longue à l'exécution d’une convention consentie par tout le monde» 
etc. In demselben Sinn schrieb er am 27. August an Wrede und 
suchte ihn zur Nachgiebigkeit za zwingen. Immerhin bezweckte 
doch Wredes Haltung, daß Montgelas nicht nachgeben konnte. 


— 15 — 


den Aufirag gegeben, sich zur Uebergabe der Geschäfte an 
Oesterreich bereit zu halten und hatte auch Wrede geraten 
nachzugeben, denn «ein förmlicher Vertrag, dem die Groß- 
mächte Europas zugestimmt hätten, teile diese Länder zu 
vollem Eigentum und voller Souveränität dem österreichischen 
Kaiserreiche zu»1. 

Um diese Frage der Rückgängigmachung des Artikels 51 
drehte sich vor allem der Eifer der bayrischen Diplomatie. Die 
Sorge vor Oesterreichs Habgier wurde besonders durch die Ge- 
rüchte genährt, die über die Pläne des Erzherzog Karls unter 
den Kleinstaaten umherliefen. Man führte in diesem Mißtrauen 
die Maßnahmen des Artikels 51 auf die ehrgeizige Initiative 
des österreichischen Prinzen zurück. Man glaubte, er wolle in 
der Leitung der Verwaltung ein Feld für seine so lange schon 
zur Müßigkeit verdammte Kraft gewinnen. Bayerns Staats- 
männer, die tiefer sahen, witterten hinter diesen Absichten 
sogar noch viel umfassendere Pläne. Wrede urteilte hierüber 
nicht ganz falsch, wenn er Montgelas schrieb: «Ich weiß, daß 
er (der Erzherzog) mit seinem Posten unzufrieden ist, und daß 
er wünscht, auf die eine oder andere Weise seine Machtbefug- 
nisse auszudehnen. Aber ich glaube nicht, daß die Verwaltung 
der genannten Gebiete seinen Ehrgeiz würde befriedigen 
können»2. Daß der Erzherzog seine Blicke auf das Elsaß ge- 
worfen hatte, wußten die Bayern® und suchten aus diesen 
Besorgnissen heraus, jede größere Abtretung Frankreichs zu 
hintertreiben. 

Neben diesem beherrschenden Grundton aber schwangen 
noch andere Töne in Bayerns Politik mit, vor allem sein MiB- 
trauen gegen Preußen und seine Eifersucht auf Württemberg. 
Bayerns tiefe Abneigung gegen Preußen war zum Teil durch 


1 Montgelas an Wrede vom 27. August 1815. Staatsarchiv 
München. 

2 Wrede an Montgelas vom 28. Mai 1815. Staatsarchiv München. 

3 Montgelas an Wrede vom 2. Juni und Rechberg an Mont- 
gelas vom 29. Juni. Staatsarchiv München. 
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die Kämpfe in Paris und Wien um den Besitz von Mainz be- 
grindet. Vielmehr aber wirkten hier unbestimmte, dunkle 
Stimmungen, instinktive Gefühle mit, die die bayrischen Staats- 
manner zur Vorsicht gegen den preuBischen Staat mahnten. 
Die unerklarliche Abneigung, die ein Schwacher vor einer sich 
entwickelnden größeren Macht empfindet, wenn sie auch 
noch so friedlich ihm begegnet, schien damals die süddeut- 
schen Staaten ergriffen zu haben, zumal sie sich zwischen 
zwei 'Feuern wähnten, die sie jeden Augenblick verzehren 
konnten, wenn sie nicht immerwährende Wacht hielten. Eine 
lange Tradition stärkte zudem dieses Widerstreben gegen 
Preußen. So konnten selbstverstandlich die preußischen An- 
erbieten der Hülfe kein vertrauensvolles Entgegenkommen bei 
Bayern finden. Die Forderungen der Preußen auf Abtretungen 
schienen allen gegenteiligen Beteuerungen ihrer Diplomaten von 
ihrer ÜUneigennützigkeit geradezu Hohn zu sprechen. Die 
Unterstützung wurde von ihnen nur angeboten, um selbst 
stärker zu sein, um Preußens exaltierten Wünschen Geltung 
verschaffen zu können. Nur große, greifbare Vorteile und 
eigene Notlage .hätten Bayern zu diesen Preußen treiben können. 
Und in der Tat erfuhr im Laufe des Augusts die Haltung der 
Bayern eine kleine Aenderung. Während des ganzen Monats 
hatten sie vergeblich gegen die Öesterreicher gekämpft und 
nicht einmal die Zulassung zu den Konferenzen erlangen 
können!. Noch am 13. August hatte Metternich Montgelas an 
die Erfüllung des Artikels 51 ‚nachdrücklich gemahnt?. Da 


I Rechbergs Bericht an Montgelas vom 31. Juli 1815. Auf das 
Verlangen Rechbergs zu den Konferenzen zugelassen zu werden, 
erwiderte Metternich in einer Unterredung, «que ma demande n’était 
que juste, que je serais appelé en son temps, dès qu'on ab- 
orderait ces questions.» Darauf verlangte Rechberg eine schriftliche 
Fixierung dieser Zusagen: «Le Prince de M., en me déclinant 
la réponse passe de là pour me parler des vues des alliés . . .» 


2 Metternich an Montgelas, 13. August 1815. Staatsarchiv 
Miinchen. 
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hatte Rechberg begonnen bei seiner Regierung eine Annäherung 
an Preußen zu empfehlen. «Wenn Preußen sich durch seine 
Stellung stark genug fühle, um zu Bayerns Anteil die Rheinpfalz 
beifügen zu können, zusammen mit einem Landstrich auf dem 
linken Rheinufer durch die Abtretungen, welche man doch auf 
alle Falle von Frankreich schlieBlich fordern wird, indem man 
es zwingt bis hinter die Lauter zurückzuweichen, so ist gar 
kein Zweifel, daß seine Freundschaft von großem Werte sein, 
und Oesterreich erkennen lassen würde, was für einen unge- 
heueren Fehler es damit gemacht hat, die Gelegenheit verpaßt 
zu haben, Bayern zu helfen»!. Montgelas ging auf diese An- . 
regungen Rechbergs sehr bald ein und beauftragte ihn, genau 
Preußeus Gesinnungen zu erforschen und zu erfahren, «was es 
bereit sei für Bayern zu tun» ?. Ueber die nähere Entwicklung 
dieser Beziehungen sind wir schlecht unterrichtet. Es scheinen 
nur Versuche gewesen zu sein,. die schließlich zu keinem Ende 
führten, zumal Preußen im September keine bindenden Ver- 
sprechungen und vor allem keine vorteilhaften abgeben konnte, 
war es doch mit sich selbst und seinen eigenen Interessen voll- 
auf beschäftigt. 

Aus der Rivalität mit Oesterreich und dem Kampfe gegen 
(dessen Politik suchte Bayern die territoriale Regelung durch- 
zuführen und zu beeinflussen. Daß Bayern in diesem Kampfe 
nur wenig Erfolge errang, lag gewiß auch an dem Verhalten 
seiner Staatsmänner. Hardenberg wie Humboldt hatten z. B. 
bei der Frage der Zulassung zu den Konferenzen ihre Mithülfe 
versprochen und auch Württemberg machte den Vorschlag des 
gemeinsamen Vorgehens. In ihrer unglaublichen Aengstlichkeit 
aber hatten die Bayern diese Hülfe abgeschlagen, ganz und 


1 Rechberg an Montgelas, Ende August. 

3 Montgelas an Rechberg, 1. September 1815. Staatsarchiv 
München und Rechberg an Montgelas, 8. September, wo Rechberg 
äußert: «Son (de la Prusse) concours pourrait étre utile dans la 
discussion qui ne tardera point & s’ouvrir pour la rive gauche et 
qui ne sera point agréable.» 
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gar von dem einen Gedanken beseelt, sich nicht übervorteilen zu 
lassen, nicht zu kurz zu kommen. First Wrede hat zeitweise, 
wie es scheint, auch hier eine energischere Politik-zu verfolgen 
gesucht. Ende Juli wandte er sich an Wintzingerode, um 
dessen Unterstützung zu erlangen!. Er betonte, daß bisher. 
Oesterreich Schuld gewesen sei, daß nicht schon längst ein 
Zusammengehen bestanden habe. Er versicherte, «daß der 
künftige Friede nichts in diesem Einvernehmen stören würde, 
wenn nur die Absichten auf Vergrößerungen beider Höfe sich 
nicht gerade auf dieselben Gegenstände richten würden». «Er 
äußerte sich, wie Wintzingerode bemerkt, nicht so klar hier-. 
über, wie ich versuchte ihn zu veranlassen, aber er gab mir 
zu verstehen, daß unsere Blicke sich auf Oberschwaben und 
den Rhein richten müßten, und die Bayerns auf Mainz und 
darüber hinaus». Es war dies aber wieder ein Schritt Wredes, _ 
den er gewiß ohne Zustimmung seiner Regierung unternahm. 
Diese hegte vielmehr eine tiefe Eifersucht gegen Württemberg. 
Die ja gewiß sehr weitgehenden Wünsche dieses Staates, das 
gute Einvernehmen, das er mit Baden unterhielt, erregten die 
Besorgnisse der leitenden Staatsınänner Bayerns. Besonders 
Württembergs schon früher laut gewordene Wünsche, den 
Breisgau zu erwerben, schienen ihre «Pfälzischen Träume» zu 
zerstören 2. Man legte Friedrich sogar noch weit umfang- 
reichere Vergrößerungsabsichten unter. König Max Josef selber 
machte Rechberg darauf aufmerksam, daß Friedrich die Ab- 
sicht habe, sein Land bis zum Neckar hin zu vergrößern, also 
‚auch Teile der rechtsrheinischen Pfalz links des Neckars zu 
besetzen. Aus dieser Anschauungsweise heraus wies Rechberg 
den Vorschlag Wintzingerodes zurück3, ein gemeinsames Me- 


1 Wintzingerode an Friedrich vom 28. Juli 1815. Staatsarchiv 
Stuttgart. 

2 Rechberg an Montgelas, 7. August 1815. Staatsarchiv München. 
«Ses vues (des Kronprinzen von Württemberg) portent à arriver 
en Alsace par le Brisgau, et & partager cette province avec Bade.» 

8 Rechberg an Montgelas 7. August. «Il m’a dépéché le Comte 
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moire den Mächten vorzulegen, um die Zulassung zu den Kon- 
ferenzen und die Vogesengrenze zu erbitten. Der Argwohn, 
der überhaupt 1815 so vieles verdarb und besonders zwischen 
den Kleinstaaten rege war, verhinderte Bayern, Württemberg 
sich anzuschließen. «Württemberg will mit Bayern zusammen- 
gehen, weil es fühlt, daß dieses es hindert» 1, war das sehr be- 
zeichnende Urteil Rechbergs. Für die Politik des bayrischen 
Staates, wie Rechbergs im besonderen fand der sehr scharf- 
sichtige württembergische Herrscher folgende passende Worte: 
«Der gute Graf Rechberg ist ein sehr ehrenwerter Mann. 
Aber von einer außergewöhnlichen Aengstlichkeit und Schwäche. 
Es geht ihm wie allen Leuten eines solchen Charakters, er will 
sich aus Verwicklungen mit Feinheit und nur zu oft mit Falsch- 
heit herausziehen». «ich finde, daß dieser Hof von Bayern, der, 
wenn Wrede spricht, sich allem, was Oesterreich will und tut, 
widersetzt, doch im Grunde immer bereit ist, sein System 
den Umständen zu opfern, welche ihm den geringsten Vorteil 
gewähren kénnten?.» Damit traf Friedrich das Rechte. Wir 
sahen schon, wie Bayern seine Haltung Preußen gegenüber 
bald änderte. Auch Württemberg näherte es sich, als die 
Umstände ungünstig wurden, als Oesterreich auf seinen Ab- 
sichten auf Salzburg und das Innviertel beharrte und doch nicht 
die ganze Pfalz zu geben vermochte. Rechberg selbst über- 
reichte Wintzingerode in der ersten Hälfte des Oktobers einen 
«Entwurf zu einer Verbindung der süddeutschen Staaten» 3. 


de Wintzingerode pour m’inviter à donner un mémoire commun aux 
quatre puissances par lequel nous reclamerions notre admission 
aux conférences et la limite des Vosges pour l'Allemagne.» «J'ai 
décliné cette proposition.» 

1 Rechberg an Montgelas, 7. August. 

2 Friedrich an Wintzingerode, Ludwigsburg, den 9. August 
1815. Staatsarchiv Stuttgart. 

3 Im Staatsarchiv Stuttgart als Beilage zu einem Bericht Win- 
tzingerodes an den König vom 15. August 1815. Rechberg führt aus: 
«Die Verbindung, welche geschlossen werden soll, könnte in dop- 
pelter Beziehung entworfen werden: A. Entweder in der Form des 
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Alle diese politischen Irrgänge unternahm Bayern aber nur aus 
seinem Interesse einer territorialen Vergrößerung heraus. 
Damit .kommen wir zur Charakterisierung der bayerischen 
Politik in Bezug auf die elsässischen Annexionspläne. 


ehemaligen Fürstenbundes, welcher durch Friedrich II. seine Ent- 
stehung erhielt, dann würde dieselbe sich über sämtliche sowohl 
innere als äußere Verhältnisse erstrecken, welche eine innige und 
starke Vereinigung begründen, oder B. würde jene Verbindung im 
allgemeinen sich nur auf die gegenwärtige Lage von Europa und 
die Verhältnisse der größeren Mächte gegen die des zweiten und 
dritten Ranges beziehen, und dahin gerichtet sein, im Falle der 
Wiedererneuerung einer Koalition eine solche bedeutende bewaffnete 
Masse von Kräften entgegenzustellen, welche jene Mächte verhin- 
derte ferner gegen die des II. und III. Ranges die bisherige so sehr 
erniedrigende und unerträgliche Vormundschaft sich anzumaßen. 
ad. A. Würde eine solche Verbindung nach dem Vorbild des ehe- 
maligen Fürstenbundes, was das Innere betrifft folgende Momente 
in sich begreifen: a) Eine gegenseitige Garantie des status quo 
der verbündeten Staaten; b) die Verbindlichkeit, sich wechselseitig auf 
keine Territorialveränderungen anders als im Wege des gegenseitigen 
freien Einverständnisses einzulassen; c) die Garantie der Ver- 
fassungen, welche gesetzlich zwischen den Souveränen und ihren 
Ständen festgesetzt worden; d) die Bestimmung der militärischen 
Kräfte, welche jede Macht in Friedenszeiten zu unterhalten hätte; 
e) eine innige Zusammensicht und tätige Korrespondenz zwischen 
den Ministerien über alle Gegenstände, welche das Interesse der 
deutschen Staaten betrifft; f) Verwendung dieses Einverständnisses 
auf dem Bundestag zu Frankfurt, wo die beiden Königshöfe sich 
verbindlich machen würden, dem Großherzog von Baden eine vierte 
Stimme zu verschaffen. — Was die äußere Politik betrifft, so würde 
man vorläufig über diejenigen Maßregeln übereinkommen, welche 
im Fall Unruhen in Europa ausbrechen, zu ergreifen nötig sein 
dürften, um entweder eine bewaffnete Neutralität aufzustellen, oder 
tätigen Anteil an den Begebenheiten zu nehmen. Man würde zu dem 
Ende 1. für den zweiten Teil das Maximum der Kontingente be- 
stimmen, 2. sich verbinden die konfederierten Truppen in eine 
einzige große Armee zu vereinigen, welche unter einem oder zwei 
Anführer, worüber man übereinkäme, stünden; 3.sich verständigen, 
dal man keine Verbindung mit den größeren Mächten als nach 
Gemeinschaftsübereinkommen und unter vollkommener Gleichheit 
der Rechte und Verbindlichkeiten eingehen werde; um dieses zu 
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Die Regierung Bayerns hat eine Befürwortung dieser 
Wünsche nicht vertreten. In Rechbergs Instruktion war ihr 
Standpunkt klar geäußert worden. Man wollte von Frankreich 
keine Abtretungen verlangen, um Oesterreichs ehrgeizigen 
Plänen keinen Vorschub zu leisten. Wie 1814 erstrebte Bayern 
vor allem die Pfalz und zwar wenn möglich die ganze alte 
Rheinpfalz. Es suchte diese Wünsche dadurch zu erreichen, 
daß es Salzburg und das Innviertel nicht herausgeben zu wollen 
erklärte. Mit allen Mitteln bemühte sich Bayern dann auch 
natürlich, um eine Verbindung der neuen Besitzungen am 
Rhein mit dem bayerischen Staate herzustellen. Es hatte da- 
bei sein Augenmerk vor allem auf Hanau, Frankfurt und 
darmstädtisches Gebiet gerichtet!. Die Erwerbung des Elsaß 
aber für Baden oder Württemberg wies es aufs entschiedenste 
zurück ; und doch soll Bavern für sie eingetreten sein. Gagern 
teilt eine Aeußerung Fürst Wredes mit, wonach dieser erklärt 
habe: «Seine Majestät (der König von Bayern) müßte feste 
Plätze haben, eine Garantie von Seiten des Elsaß, selbst wenn 
die Prinzen von Bayern nichts dabei gewännen»?. Ob Wrede 


erzielen würde man 4. zu bewerkstelligen suchen, daß jeder Hof 
zu allen Konferenzen und Unterhandlungen, welche sich auf den 
Hauptzweck beziehen, beigezogen werde, und wenn dieses nicht zu- 
gestanden werden wollte, würde man sich zu irgend einem Beitritt 
nur unter der ausdrücklichen Zustimmung verstehen, daß der Bund 
in Maße durch einen einzigen gemeinschaftlichen Minister repräsen- 
tiert werde. Diese Stipulationen dürften übrigens den Rechten und 
Prärogativen der Souveränität der einzelnen Mitglieder des Bundes 
keinen Eintrag tun, und jedes derselben behält die vollkommenste 
Befugnis, jede andere Verbindung nach Maßgabe des Interesses 
seines Landes einzugehen, wofern jene nur nicht gegen seine Nach- 
baren gerichtet ist. ad. B. Alle Stipulationen, welche sich auf die 
äußere Politik beziehen, wären hier anwendbar, und man würde 
das was das Innere betrifft weiter ausdehnen. Zu diesem Entwurf 
s. Friedrich v. Württembergs Bemerkungen Abschnitt 4, Anm. 3, 
S. 140 £. 

1 Wintzingerode an Friedrich, Wien, 6. März und 22. April 
1815. Staatsarchiv Stuttgart. 

2 Gagern, V. Bd. Bericht vom 16. Juli 1815, S. 100. 
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hiermit wirklich des Königs Ansicht ausgesprochen hat oder 
nur seine eigene, wissen wir nicht. Nach allem, was wir 
feststellen konnten, findet sich keine diesbezügliche AeuBerung 
Max Josefs in den Akten und auch seine sonstige Haltung, die 
von Montgelas durchaus beeinflußt war, läßt diese Behauptung 
Wredes nicht sehr wahrscheinlich erscheinen. Wredes Charakter 
aber entsprach die Forderung des Elsaß. Wieweit seine dies- 
bezüglichen Bemühungen gegangen sind, entzieht sich indes 
unserer Kenntnis. In seiner Korrespondenz mit seiner Regie- 
rung und dem Könige findet sich nur einmal das Elsaß er- 
wähnt, aber ohne daß er irgendwie zu dem Plane der Erwer- 
bung Stellung genommen hätte. «Was die Grenzen anbetrifft, 
schreibt er!, die man für die Zukunft bestimmen will, so sind 
darüber die Ansichten geteilt ; einstimmig will man einige Teile 
des Elsaß und Flanderns nehmen, aber über den Umfang ist 
man noch nicht einig». Daraus kann ınan aber nichts ersehen. 

Der bayerische Krenprinz Ludwig dagegen soll sich ent- 
schieden für die Besitznahme des Elsaß erklärt haben. Nach 
dem Urteil Gagerns und Rechbergs? überreichte er «ein Me- 
moire dieser Art» (im Sinne des württembergischen) dem Kaiser 
von Oesterreich. Es ist dies ein dem ganzen Charakter des 
Thronfolgers entsprechender Schritt, wissen wir doch, wie er 
schon Anfang 1813 eine ganz andere Stellung in der Rhein- 


1 Wrede an Max-Josef, Paris, 18. Juni 1815. Staatsarchiv 
München. 

2 Gagern, V. Bd., S. 100 und Wintzingerode an Friedrich, 
5. August 1815. Staatsarchiv Stuttgart. Rechberg sagt zu Win- 
tzingerode auf dessen Vorschlag, ein gemeinsames Mémoire einzu- 
reichen: <L’Autriche communiquerait sur le champ notre mémoire 
à la France comme elle lui a déjà communiqué une lettre adressé 
sur le même sujet et dans le même sens par le Prince Royal de 
Bavière à l'Empereur Francois.» Wintzingerode bemerkt hierzu: 
«Le fait que M. de Metternich a communiqué à Mr. de Talley- 
rand la lettre susmentionnée dans laquelle le Prince Royal de Ba- 
vière développe à l'Empereur Francois les motifs qui exigent des 
démembrements de la France, m’a été confirmé par Mr. de Hum- 
boldt.» — Die Denkschrift fand sich nicht in den Akten. 
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bundfrage einnahm, als der König und Montgelas. Nicht zum 
mindesten ist gerade seiner Initiative der Anschluß Bayerns 
an die Verbündeten zu danken gewesen!, Und schon früher 
soll Ludwig, der ja in Straßburg geboren wurde, gelegent- 
lich seines dortigen Aufenthaltes während Napoleons italieni- 
schem Kriegszuge 1797, sich dahin geäußert haben, «daß es 
ihm die teuerste Siegesfeier sein würde, wenn diese Stadt, in 
der er geboren sei, wieder eine deutsche Stadt sein würde» 2. 
So befand sich auch jetzt wieder Kronprinz Ludwig in Opposi- 
tion zu seiner Regierung. Allein aber konnten seine Be- 
mühungen nichts erreichen. Er war bald gezwungen von ihnen 
abzulassen, um seiner Regierung im Kampfe gegen Oesterreich 
um Salzburg beizustehen. 


4. Württemberg. 


Nach dem ersten Pariser Frieden vom 30. Mai hatte sich 
Friedrich von Württemberg noch immer ernstlich mit dem 
Gedanken getragen, Mömpelgard erringen zu können. Auf 
dem Wiener Kongreß aber beschäftigte ihn vor allem die 
Frage der Erwerbung von badischem Gebiet. Er hatte diese 
Hoffnungen auf den Breisgau in erster Linie aus den 
Zusicherungen Oesterreichs geschépft. Der österreichische 
Staatskanzler hatte, wie schon bei der Darstellung seiner 
Politik angedeutet wurde, im Juni 1814 dem wirltembergi- 
schen Kronprinzen Friedrich Wilhelm in London gesagt, daß 
Oesterreich mit der Erwerbung badischen Gebiets von Seiten 
Württembergs durchaus zufrieden sei, wenn Rußland nichts 
einzuwenden habe. 1813 aber hatte Metternich schon eine 


ı K. Th. Heigel, Quellen und Abhandlungen zur neueren Ge- 
schichte Bayerns N. F. 1890, S. 355ff. Zur Orientierung über den 
Kronprinzen, Heigel, Ludwig I. 1872. 

? Heigel, Ludwig I. 
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ähnlich lautende Erklärung dem wirttembergischen Staats- 
ininister Grafen von Zeppelin abgegeben. Er hatte ihm die 
mündliche Zusicherung erteilt!, «daß in dem unter der Feder 
seienden Traktat mit Baden Oesterreich'sich von dem Großher- 
zoge die Rückgabe aller vorher von dem Kaiser besessenen 
Provinzen ausbedingen wird, um solche Württemberg als Ent- 
schädigung beim Frieden überlassen zu können». «Mit dieser 
Versicherung aber war es Metternich, wie es in der Instruk- 
tion des Barons von Linden, außerordentlichen Gesandten zu 
Wien vom 29. August heißt, durchaus nicht ernst.» Nichts- 
destoweniger hatte Friedrich diese Pläne weiter verfolgt, zurnal 
er aus London die neue Zusicherung Metternichs empfing, 
dieser persönlich am 13. Juli seinen Willen, eine Entschädigung 
Württembergs in Baden zu befürworten, bekraftigte?. Der 
Wiener Kongreß aber bedeutete für Friedrich in mancher Hinsicht 
eine Enttäuschung. Mit seinen Ansprüchen auf territoriale 
Vergrößerung seines Landes drang er nicht durch, und auch 
die deutsche Bundesakte fand nicht seinen ungeteilten Bei- 
fall. Sie betonte dank Oesterreichs Beihülfe allerdings stark 
die Souveränität der Kleinstaaten, aber sie enthielt doch manche 
Bestimmungen, wie über das Bundesgericht, über Verfassungen 
etc., die Friedrich nicht unterschreiben konnte. Als die Feind- 
seligkeiten mit Frankreich wieder ausbrachen, da ließ er denn 
auch diese Frage bei Seite, um sich wieder mit voller Energie 
mit den Gebietserwerbungen beschäftigen zu können. Beson- 
ders als die Verhandlungen begannen, suchte er auf alle Weise 
Einfluß zu gewinnen. Mit. der Vertretung seiner Angelegen- 
heiten beauftragte er wieder den Grafen H. L. von Wintzin- 
gerode. «Im wesentlichen, hieß es in dessen Instruktion vom 


1 Instruktion Lindens für den Wiener Kongreß vom 29. August 
1814. Aus dem Allerhöchsten Dekret vom 11. November 1813 teilt 
Linden das Versprechen Metternichs an Zeppelin mit. 

2 Instruktion Lindens. «In gleichem Geiste (wie z. Kronprinzen) 
äußerte sich dieser Fürst gegen uns in der gleich am Abend des 
13. v. Mts. erteilten Audienz in Ludwigsburg.» 
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22. Juni 184151, haben sich die politischen Verhältnisse Würt- 
ternbergs mit den größeren Mächten sowohl als den benach- 
barten Staaten seit der letzten Mission des Grafen Wintzinge- 
rode in das Hauptquartier der Monarchen während der vorigen 
Kampagne nicht geändert. Ein aufrichtiges Benehmen Oester- 
yeichs gegen uns, sowohl nach den allgemeinen Plänen und 
Vuen dieses Kabinetts als nach der besonderen Stimmung des 
Fürsten Metternich läßt sich nicht annehmen. Zu der Ver- 
größerung Württembergs oder überhaupt zu Begünstigung des- 
selben in irgend einer Hinsicht zeigt das Wiener Kabinett 
weder irgend ein Interesse noch weniger guten Willen. Viel- 
mehr geht seine Tendenz offenbar auf dessen Verkleinerung 
oder Schwächung und zwar zum Besten Bayerns, um dieses 
eher für die habsüchtigen österreichischen Pläne in Bezug auf die 
Erwerbung von Salzburg, des Innviertels usw. geneigt zu machen». 
«Wir führen dies hauptsächlich in der Beziehung an, um den 
Grafen Wintzingerode aufmerksam zu machen, wie nötig es sei, 
mit der äußersten Vorsicht und Zurückhaltung, ohne jedoch 
dieses zu aflektuieren, sich gegen den österreichischen Minister 
zu benehmen und das Gegengewicht Rußlands immer dahin zu 
benutzen, um wenigstens die seibstsüchtigen Absichten des in 
obiger Hinsicht von Oesterreich unterstützten bayrischen Gouver- 
nements soviel als möglich zu vereiteln.» Es sind also wieder 
dieselben Pole, un die sich schon 1814 Württembergs Politik 
drehte, auch 1815 maßgebend. Nur insofern bemerken wir 
eine kleine Modifikation in der äußeren Haltung Württembergs 
gegen Oesterreich, als dieses nicht mehr so offen bekämpft 
werden soll wie bisher, sondern mit der größten Vorsicht be- 
handelt werden soll, um es nicht herauszufordern. Es ist hier- 
bei nicht allein die Angst Württembergs ausschlaggebend, daß 
Oesterreich ein schroffes Vorgehen Württembergs dement- 
sprechend beantworten würde, sondern es machen sich vielmehr 
schon die Erfolge der Metternichschen Politik in der deutschen 


1 Geh. Staatsarchiv Stuttgart. 
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Frage geltend. Man wollte in Württemberg Oesterreich nicht 
geradezu feindlich stimmen, da dieses doch immerhin gezeigt 
hatte, daß es die Souveränität der Süddeutschen achtete und 
gegen Preußen schützte. Von diesem Standpunkt aus suchte 
der König auch die territorialen Angelegenheiten zu regeln. 
Die Erfahrungen, die er 1814 mit dem russischen Kaiser ge- 
macht hatte, hielten ihn nicht ab, auch jetzt wieder bei ihm 
Unterstützung zu suchen, wenn er auch nicht mehr so unbe- 
dingt auf ihn vertraute. Aber Friedrich sah in Alexander 
vor allem den Gegner der österreichischefi Politik und ihrer 
Pläne, sich oder Bayern am Rhein anzusiedeln. 

Ueber die Gesichtspunkte, die für Württemberg und seine 
Forderungen maßgebend sein sollten, setzte die Instruktion 
folgendes fest: «Die schon im vorigen Feldzug von mehr als 
einer Seite ausgesprochene und besonders von dem Kaiser von 


Rußland lebhaft unterstützte Idee, daß ınan zur Erhaltung eines 


dauerhaften Friedens mit Frankreich den diesem Reiche zu- 
nächst liegenden Staaten eine solche Stärke und Konsistenz 
geben müsse, daß sie imstande wären, gemeinschaftlich dem 
ersten Angriff Frankreichs solange Widerstand zu leisten, bis 
die entfernten Staaten Zeit haben würden, ihre Streitkräfte 
näher zu bringen, hat seither durch das, was vorgegangen, an 
ihrer Wahrheit und Stärke nichts verloren. Wie sehr man 
sich aber in dem Pariser Frieden davon entfernt hat, ist nur 
zu sehr bekannt. Inzwischen erfordert die Natur der Sache, 
wieder darauf zurückzukommen, und wird Graf Wintzingerode 
immer, wo sich eine schickliche Gelegenheit darbietet, in diesem 
Sinne sich äußern, jedoch keineswegs die Voraussetzung auf- 
kommen lassen, als hegten wir unmotivierte Vergrößerungs- 
absichten auf Kosten unserer Nachbaren besonders von Baden, 
welches Haus bei seiner Familienverbindung mit Rußland immer 
geschont werden muß.» Vor allem aber weist Friedrich jeden 
Gedanken einer Verkleinerung seines Landes zurück. «Ehe 
wir uns zu irgend etwas dieser Art verstehen würden, ver- 
-zichten wir eher auf alle nur scheinbaren Vorteile und be- 
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gniyen uns wenigstens nichts zu verlieren, daher wir uns 
auch gegen jede Vertauschung, die, wie die Erfahrung lehrt, 
im wesentlichen nur immer mit Nachteilen verknüpft sind, 
standhaft erklären, wofern nicht ganz überwiegende und auf- 
fallende außer aller Kontestation liegende Vorteile in die Wag- 
schale gelegt werden können.» — Diese Triebfedern also, 
Wahrung der eigenen Interessen und Schaffung einer festen 
Grenze, bestimmen in der Folge Friedrichs Bemühungen auch 
um die Erwerbung des Elsaß. Schon 1814 waren ja diese Ge- 
sichtspunkte für ihn entscheidend gewesen, aber damals 
zwangen die Umstände ihn, seinem eigenen Vorteil nachzugehen. 
Gewiß ist auch 1815 der Wunsch der Errichtung eines Boll- 
werks gegen Frankreich durch die Vogesen Friedrichs ganzem 
Charakter entsprechend vor allem aus selbstsüchtigen Motiven 
entsprungen, aber er diente doch in dieser Formulierung auch 
den Interessen aller süddeutschen Staaten und brachte eigent- 
lich erst indirekt Friedrich Gewinn. Denn es fielen diese 
seine Forderungen mit allgemein deutschen zusammen und er- 
hielten unwillkürlich dadurch den Anschein der Uneigennützig- 
keit und des Patriotismus Die württembergischen Wünsche 
umschlossen von selbst zwei Interessensphären, eine Württem- 
bergs und eine andere, die allgemein deutsche. 

Hatte sich Friedrich in seiner Instruktion an seinen Ge- 
sandien nur ganz allgemein über seine Forderungen geäußert, 
so ermahnte er ihn in seinen Briefen um so nachdrücklicher 
an die Verwirklichung der mündlich vereinbarten Pläne. Aller- 
dings scheinen die Erfahrungen von 1814 und won Wien den 
König in seinem Vorgehen sehr vorsichtig gemacht zu haben. 
Wintzingerode berichtete ihm über die veränderte Haltung 
Preußens, über das entgegenkommende Verhalten Humboldts, 
über den Vorschlag desselben, mit Bayern zusammen das Ver- 
langen der Süddeutschen den verbündeten Großmächten vor- 
zutragen, aber dennoch mahnte Friedrich, nichts zu übereilen, 
keine Schritte zu unternehmen, ehe man nicht RuBlands und 
Englands Ansichten gehört habe. Nichtsdestoweniger aber 
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war er unablässig tätig, seinem Gesandten Richtlinien zu 
geben, Gesichtspunkte zu weisen, nach denen er ein Memoire 
verfassen konnte, das den Mächten eingereicht werden sollte. 
Wintzingerode möge nur den rechten Augenblick abpassen 1. 
Anfang August scheint der württembergische Gesandte schon 
eine Denkschrift fertig gestellt zu haben, die er dem König 
sandte. Friedrich aber wünschte Aenderungen daran?. Sein 
Verhältnis zu Bayern, sein stetes Mißtrauen gegen dieses wie 
gegen Oesterreich machten ihn zaghaft, «man darf noch nicht, 
schrieb er, zu hoch sprechen. Das hat mich veranlaßt das 
Projekt zu einer Note, welches Sie mir gesandt haben, zu 
ändern. Ehe Sie es vorlegen, würde es meiner Ansicht nach 
notwendig sein, Capo d’Istria und Castlereagh über den Ein- 
druck zu sondieren, um wenigstens im voraus einen Protest 
erhoben zu haben, gegen ein gleiches Vorgehen wie das in 
Paris, und um sich, wenn es nöltir sein sollte, weigern zu 
können, einen zu ausgesprochen gegen unsere Interessen sich 
äußernden Frieden anzuerkennen oder zu unterschreiben». 
Riet so im Anfang August der König seinem Vertreter zur 
Vorsicht, so scheint der Kronprinz wenigstens privatim versucht 
zu haben, für die württembergischen Ansprüche vorzuarbeiten, 
Er benutzte zu diesem Zweck ein Memoire Wintzingerodes, 
das als die Denkschrift des Kronprinzen bekannt ist, aber doch 
nichts anderes ist, als die von Wintzingerode zu einem Memoire 
zusammengefaßten Ansichten des Königs selbst’. Bei dem 


1 Pfister, S. 405. 

3 Schreiben Friedrichs an Wintzingerode vom 9. August 1815. 
Staatsarchiv Stuttgart. 

3 Schon Pfister S. 404 spricht dies aus. Im Staatsarchiv Stutt- 
gart liegt das Memoire einem Bericht Wintzingerodes vom 3. Sep- 
tember 1815 sub Lit. C. bei. Er bemerkt dazu: «Tout le monde ayant 
fait des mémoires, mais plusieurs points de vue tant généraux que 
particuliers aux intérets du Wurttemberg et du Sud de l’Alle- 
magne ne m’ayant point parü saisir, j'ai essayé d'y fixer l’atten- 
tion par celui que j’ai honneur de présenter à V. M. sous Lit. 
C. — Ce n’est qu’un développement de celui que je lui avais soumis 
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nahen Verhältnis, in welchem der Kronprinz seit kurzer Zeit 
durch seine Verlobung mit des Zaren Schwester Katharina 
Paulowna zu diesem stand, ist es begreiflich, daß Friedrich 
Wilhelm die Note zuerst dem Kaiser einsandte. Offiziell ist 
sie sonst nicht versandt worden. Stein und Gagern scheinen 
sie gekannt zu haben 1. 

Betrachten wir sie genauer, um zugleich die württem- 
bergischen Ansprüche auf das Elsaß kennen zu lernen. Es 
wird darin ausgeführt, daß die bloße Restituierung der Bour- 
bonen in Frankreich durchaus nicht genüge, um die Ruhe 
Frankreichs und seiner Nachbaren zu garanlieren. Die Stimme 
der Völker Europas verlange sichere und dauernde Unter- 
pfänder, Unterpfänder, die unabhängig von dem Geist der 
Regierung, welche sich im Lande konstituieren würde, seien. 
Der Friede von Paris und die Verträge von Wien haben in 
dieser Hinsicht alle Staaten mit Ausnahme der süddeutschen 
befriedigt. Keine einzige Macht habe nicht irgend einen Vor- 
teil in den letzten Ereignissen davongetragen. Warum sollten 
die süddeutschen Staaten allein ausgeschlossen sein? In dem 
Frieden von Basel, Luneville, Regensburg und Campo Formio 
habe man sie vergessen und übergangen. Indem man nun den 
gegenwärtigen Zeitpunkt ergreife, um die Abmachungen von 
Paris und Wien zu vervollständigen, müsse man alle auf ihre 
Sicherheit bedachten Staaten die einzige Entschädigung geben, 
die ihren Opfern enisprache. «Auf keinem Punkt der Grenzen 
Frankreichs von den Alpen bis zur Nordsee sind die Bollwerke 
der angrenzenden Staaten durch die Natur deutlicher abge- 
zeichnet, wie durch die Vogesen für die süddeutschen Staaten.» 
Wenn man einwende, daß man die Bourbonen durch Ab- 


en premier lieu, dont elle n’avait para désapprouver les principes. 
Il va sans dire que je n’en ferai aucun usage officiel, à moins que 
V. M. ne l'ordonne», 

1 Gagern, V. Bd. S. 149. Er schreibt: «Le P. R. de Wurttem- 
berg m’a tout à fait mis dans ses secrets. La pièce ci-jointe est son 
propre ouvrage, remis à Alexandre, qui ne l’a pas fort gouté». 


B. = 9 
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reiBungen französischen Gebiets irgendwie in ihrer Sicherheit 


und ihrem Ansehen gefährde, so müsse man fra&en, ob denn . 


die Bourbonen ohne die Leistung dieser Abtretungen eine 
Garantie bieten könnten, daß sie sich zu halten im Stande 
seien, und ob denn die französische Regierung niemals wieder 
einen Angriff ünternehmen würde, wenn man ihr das linke 
Ufer des Oberrheins ließe? Sie könnten solche Garantien nicht 
geben. Außerdem verlange man ja diese Abtretungen nicht 
von den Bourbonen sondern von der französischen Nation. 
Auch könne man nicht von Abtretungen in diesem Fall sprechen, 
denn es handele sich nur um die Rückerwerbung einer Pro- 
vinz, die Frankreich nur durch” das Recht der Eroberung ge- 
höre. Man wolle damit Frankreich keineswegs zerstückeln, 
sondern es nur ebenso wie Deutschland in seine ursprünglichen, 
natürlichen Grenzen zurückführen. Indem Frankreich diese 
ausschließlich deutschen Provinzen .zurückgäbe, würde es seine 
Verteidigungsbollwerke keineswegs einbüßen, sondern nur seine 
drohenden Angriffsbefestigungen. Trotz dieser Abtretung würde 
es doch noch immer allen anderen Großmächten an Bevölke- 
rungszahl wie an Hülfsmitteln überlegen sein. " 

Auch der Einwand, daß die Verbündeten durch Verträge 
die Integrität Frankreichs garantiert hätten, sei hinfällig, da 
die Bourbonen gezeigt hätten, daß sie unfähig wären, zu ver- 


hindern, daß Frankreich die Integrität der Gebiete der Ver-. 


bündeten bedrohe. Die Verbündeten hätten mit ihrer Macht 
allein die Bourbonen beschützt und auf ihren Thron zurück- 
geführt. Wenn man nun aber einwenden wollte, daß, da sie 
nun wieder auf dem Throne säßen, auch die Verträge von 
früher wieder Geltung haben müßten, so müsse man darauf 
antworteri, daß die Verbündeten nicht die Bourbonen zurück- 
geführt hätten, um sich die Früchte ihrer Siege entreißen zu 
lassen, um ihre Anhänger zu schädigen. Aber die Legitimität 
verlange doch die Wiedereinsetzung Ludwig XVIII. Das be- 
streite ja auch niemand. Aber man könne ihn nach dem 
Vorgefallenen nicht eher auf den Thron setzen, bis er die nö- 
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tigen Opfer für die Sicherheit der Verbündeten geleistet ‚habe. 
Er selbst habe die Sache seines Volkes übernommen. Es wäre 
vielleicht überhaupt besser gewesen, wenn J.udwig XVIII. ge- 
wartet hätte, bis ihn das Volk gerufen hätte. — Bei der Frage, 
ob man Frankreich nur einige Angriffspunkte nehmen oder die 
Vogesen als Grenze aufrichten solle, müsse man die Ent- 
scheidung denen überlassen, die Jahrhunderte lang unter dem 
Ehrgeiz Frankreichs gelitten hätten. Viele traurige Erfahrungen 
hätten die Notwendigkeit bewiesen, vor allem die Staaten Süd- 
deutschlands zu sichern. Dies könne aber nicht durch bloße 
Schleifung oder Abtretung einiger Festungen geschehen, denn 
indem man ein Volk zwinge, seine Festungen zu zerstören, er- 
niedrige und demütige man es, ohne es zu schwächen oder 
sich selbst zu verstärken. Und eine Festung ohne den Um- 
kreis, zu welchem sie gehört, ist etwas sehr lastiges. Nicht 
die Plätze Hüningen, Schlettstadt, Straßburg und Landau ver- 
langt Württemberg darum, sondern den Besitz des linken 
Ufers des Oberrheins. Diese Ansprüche müßten auch deshalb er- | 
hoben werden, da die Süddeutschen nicht mehr die Truppen 
aller Nationen andauernd beherbergen oder durchlassen wollten, 
was aber nötig wäre, wenn sie nicht selbst stark genug seien, 
sondern sich auf die Hülfe der Großmächte verlassen müßten. 
Auf die Entrüstung der Franzosen bei der Abtretung Belgiens 
habe man nicht gehört, warum jetzt? Zumal der Besitz von 
Belgien nie ohne den des Elsasses gesichert sei. Die Behaup- 
tung, durch die Erwerbung neuer Provinzen würden Gebiets- 
veränderungen unter den Verbündeten notwendig sein, sei auch 
hinfällig, wenn man die Provinzen nicht zur Vergrößerung 
schon mächtiger Staaten benutze, sondern nur um die süd- 
deutschen Staafen, die sich Frankreich zunächst befänden, zu 
stärken. Sie würden dadurch in den Stand gesetzt, die nötige 
Anzahl Truppen und Festungen zu unterhalten und dem 
ersten Ansturm zu widerstehen 1. . 


1 Wortlaut der Denkschrift bei Gagern: V. Bd. S. 11. und 
Schaumann, Beil. Nr. X, S. LXIX. 
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So verlangt Württemberg also das ElsaB und zwar für 
einen süddeutschen Staat. Wie Friedrich die eroberten Ge- 
biete zu verwenden gedachte, hat er 1815 nicht im einzelnen 
auseinandergesetzt. Es werden aber dieselben Pläne wie 1814 
gewesen sein. Für sich selbst erstrebte er ja immer noch den 
Breisgau und Mömpelgard. Besonders dieses lag ihm sehr am 
Herzen. Anfang August oder Ende Juli‘ kam ihm zudem noch 
aus diesem heiß umworbenen Ländchen eine längere Denk- 
schrift zu, die von über 500 Namen unterschrieben war und 
die Wiedervereinigung mit Württemberg wünschte®. 

Voll von Reminiszensen an die Zeit der württembergischen 
Herrschaft, von Ausdrücken tiefster Dankbarkeit und rührendster 
Anhänglichkeit an das alte Herrscherhaus mußte diese Schrift 
den König in seinem Verlangen nach Mömpelgard tief bestärken 
und seine Energie zu größeren Anstrengungen anspornen. Die 
Vorgänge des Monats August mit den erfolglosen Bemühungen 
Preußens, der scheinbar unschlüssigen Haltung Oesterreichs 
und der schonenden Milde RuBlands und Englands öffneten 
Friedrich die Augen darüber, daß hier keine zurückhaltende 
Rücksichtnahme zum Ziel führen konnte. So modifizierte er 
seine Politik und schrieb Wintzingerode hierüber®: «Unter 
den obwaltenden Umständen, wo jeder Teil nach seinen beson- 
deren Vorteilen an sich zu reißen sucht, was er nur erhbaschen 
kann, können wir nicht mebr auf dem moderaten System be- 
harren, wonach wir im vorigen Jahr nichts weiter akquirieren 
aber auch in keine Abtretungen. einwilligen zu wollen, erklärt 
haben. Die Hauptschwierigkeit bei allen diesseiligen Plänen 
zu weiteren Akquisitionen besteht immer und unter allen Um- 


1 Friedrich an Wintzingerode 5. August 1815. Staatsarchiv 
Stuttgart: «Vous trouverez sous ce pli une pétition qui m’est par- 
venu il y. a peu de jours>. 

2 Die Schrift ist im Staatsarchiv Stuttgart, datiert vom 8. Juli 
1815. | 

8 Friedrich an Wintzingerode 28. August 1815. Staatsarchiv 
Stuttgart. 
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standen in der Notwendigkeit, von Baden Landesteile abzu- 
reißen. Um diese Schwierigkeit soviel als möglich zu ver- 
mindern, haben wir unser Hauptabsehen nur auf Mömpelgard 
gerichtet, dessen Verbindung mit Württemberg sich durch eine 
Kommunikationslinie über den Breisgau, Lörrach und Hüningen, 
welches man demolieren will, leicht affektuieren ließe; diese 
Besitzung würde an Wichtigkeit für uns noch weiter gewinnen, 
wenn man die ehemals damit verbundenen Seigneurien im 
Elsaß und der Franche Comté samt dem Gebiet von Bruntrut 
dazu schlige. Die Wiedervereinigung dieser vorigen mit 
Württemberg seit Jahrhunderten verbunden gewesenen Be- 
sitzungen zu bewirken, würde die natürlichste Veranlassung, 
um diese Idee in Bewegung zu setzen und zu unterstitzen, 
darbieten.» «Wenn zu den notwendigen Abtretungen von 
Baden der Seekreis geschlagen würde, welches aus dem Grunde 
nicht wohl zu vermeiden wäre, weil sonst dieser Teil durch 
die Kommunikationslinie zwischen Württemberg und Mömpel- 
gard von den badischen Besitzungen ganz abgeschnitten werden 
würde, so würde Baden in diesem Falle ca. 184448 Seelen 
abtreten». Hier geht Friedrich zum ersten Mal während der 
Verhandlungen aus seiner Reserve heraus und gibt nicht nur 
allgemeine Richtlinien, sondern bestimmte Vorschläge. Es sind 
die gleichen Pläne von 1814: Die Erwerbung Mömpelgards und 
die Herstellung einer Verbindung zwischen diesem Gebiet und 
Württemberg. Baden sollte, wie aus einer Anlage! zu diesem 


1 Generalplan zur Akquisition und Verbindung Mömpelgards 
mit dem Königreich Württemberg. Staatsarchiv Stuttgart. Württem- 
berg erhält: 

A. Von Baden (welches dafür jenseits des Rheins entschädigt 
wird) 1. den Seekreis mit 89 604 Seelen, 2. die Hälfte des Donau- 
kreises nach der Richtung von Rottweil über Villingen und Lös- 
ungen mit 36 367 Seelen, 3. die Hälfte des Wiesenkreises über Lör- 
rach, so daß diese Stadt württembergisch wird, 58 477 Seelen. 

B. Vom französischen Gebiet und zwar: a) von dem Départe- 
ment des Oberrheins durch die Distrikte von Hüningen und Brun- 
trut die Verbindung mit Mömpelgard nach einer Bevölkerung von 
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Schreiben hervorgeht, auf dem linken Rheinufer also höchst- 
wahrscheinlich im Elsaß entschädigt werden. Dieser letzte 
Schluß ist um so eher gestattet, als Friedrich am gleichen 
Tage seinen Vertreter auf die Einreichung eines Memoires auf- 
merksam machte, das die allgemeinen Bedingungen für den 
künftigen Frieden festsetzen sollte. Für die veränderte Hal- 
tung des Königs ist es bezeichnend, daß er Wintzingerode die 
Vorlegung der Denkschrift empfahl, auch wenn Capo d’Istria 
noch nicht seine Zustimmung gegeben habe. Ihm 
war nur der Zeitpunkt wichtig, «wo die Unterhandlungen als 
gewiß angefangen angesehen werden könnten». Dann sollte 
Wintzingerode vorgehen. Im September folgte dementsprechend 
eine lebhafte Tätigkeit des württembergischen Bevollmächtigten. 
Wenn er auch die große im August verfaßte Denkschrift nicht 
selbst einreichte, so faßte er doch seine Ansichten am 1. Sep- 
tember in einer neuen Note zusammen, die er den alliierten 
Mächten vorlegte!. Er wies hierin auf den Alliancevertrag 
Württembergs mit ihnen hin, worin festgesetzt war, «daß die 
verbündeten Mächte nur auf gemeinsamen Beschluß die Waffen 
niederlegen würden, und daß, wenn dieses Ziel des gegenwär- 
tigen Krieges erreicht sein werde, die Bevollmächtigten seiner 
Majestät des Königs von Württemberg zu den Abmachungen 
des zukünftigen Friedens zugelassen werden sollten, soweit sie 
die Interessen seines Staales betreffen». Wintzingerode suchte 
hier das, was Bayern wollte, und worin Humboldt ihn zu unter- 
stützen versprach. Bayerns und auch Friedrichs Mißtrauen 
“hinderten ein gemeinsames energisches Vorgehen. Erst später 
bahnten sich nähere Beziehungen an, die aber nichts mehr zu 
ändern vermochten. — «Jenes Ziel, fuhr Wintzingerode fort, 


— 


20000 Seelen. b) Mömpelgard selbst mit seinen ehemaligen Depen- 
denzen (den Seigneurien) 25000 Seelen, zusammen 229448 Seelen. 

1 Als Beilage zum Bericht Wintzingerodes an Friedrich vom 
J. September mit der Ueberschrift: «Note du Comte de W., adres- 
see aux Ministres des quatre Puissances alliées, en date de Paris 
le 1 Septembre 1815». Copie. 
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ist heute erreicht ; Napoleon ist außer Stand gesetzt, von neuem 
die Ruhe Europas zu stören, die Dynastie der Bourbonen ist 
auf den Thron Frankreichs zurückgeführt ; der Krieg ist be- 
endet, und der Augenblick für die Verhandlungen gekommen 
ebenso der für die Verwirklichung des vorstehenden Artikels. 
Der Unterzeichnete hat infolgedessen von seinem Hofe den 
Befehl erhalten, den gegenwärtigen Zeitpunkt zu wählen, wo 
das Resultat der offiziellen Unterhandlungen durch vertrauliche 
Mitteilungen vorbereitet wird, um jene Zulassung bei den 
hohen Verbündeten zu erbitten und an die versammelten Mọ- 
narchen den Wunsch zu richten, ihn gütigst instruieren zu 
wollen über die Art der Zulassung, welche sie den Umständen 
gemäß für die entsprechendste halten. Das Vertrauen des 
Königs auf die Treue der Verträge und vor allem auf die 
Sorge der hohen Verbündeten, die sie seinem Interesse widmen, 
gestattet ihm um so weniger einen Zweifel an die Gewährung 
dieser Bitte, als es genügt, sich die geographische Lage Würt- 
tembergs zu vergegenwärtigen, um sich zu überzeugen, daß 
kein Beschluß in Frankreich gefaßt werden könnte in Bezug 
auf die künftige Friedensstiftung, welcher nicht die wertvollsten 
Interessen seines Königsreichs berührte.» Die Garantien, 
welche man von Frankreich verlangen wolle, müßten, führt 
Wintzingerode aus, vor allen Dingen auf die Sicherung der 
Grenzen der süddeutschen Staaten zielen. «Die Erfahrung der 
jüngsten Vergangenheit hat bewiesen, daB die Wiedereinsetzung 
der Bourbonen allein keineswegs dazu genügt. Der Süden 
Deutschlands befindet sich in derselben Lage, in der er damals 
bei der Rückkehr Napoleons nach Frankreich war.» Dieselben 
Gefahren lasten auf den Ländern des Südens und werden sie 
immer bedrohen. «Das erste Ziel der für den Frieden zu 
treffenden Anstalten muß das sein, die an Frankreich gren- 
zenden Länder durch Bollwerke zu schützen, die stark. genug 
sind, sie vor aller Beunruhigung zu sichern.» Ausdrücklich 
spricht Wintzingerode hier nicht von den Vogesen, aber er 
meinte sie zweifellos mit den «Bollwerken». — Seine Bemüh- 
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ungen um diese Grenze waren allerdings von wenig Erfolg be- 
gleitet. Die Stütze, die vielleicht Kronprinz Friedrich Wilhelm 
bei dem Zaren zu finden gehofft hatte, erwies sich bald als das 
gerade Gegenteil. Alexander war über das Vorgehen seines 
Schwagers höchst aufgebracht. Er äußerte Stein gegenüber 
sein Befremden über dessen Schritte und sagte: «Dieser treibe 
seine Ansprüche auf Verminderung Frankreichs zu weit; er 
nehme Lothringen, Elsaß, einen Teil von Flandern in Anspruch, 
dieses sei gegen die Zusage, die man Frankreich in Wien bei 
dem Anfange des neuen Feldzugs erteilt habe»!. Sehr eng 
scheint der Anschluß Würtiembergs an Rußland 1815 über- 
haupt nicht gewesen zu sein. Ueber die Gesinnung des Kaisers 
gegen sich dachte der württembergische Thronfolger selbst auch 
nicht mehr so günstig?. Capo d’Istria und Nesselrode aber 
suchten beständig die Schritte des Grafen Wintzingerode zu 
hemmen. Nichtsdestoweniger hielt Friedrich an der Vogesen- 
grenze fest. Und als immer trübere Nachrichten aus Paris 
kamen, da lenkte er die Aufmerksamkeit seines Bevollmäch- 
tigten wenigstens auf die Erwerbung Straßburgs für Deutsch- 
land; die Unterlassung dieser Maßregel, «die Wiederholung 
dieses schweren Fehlers von 1814 würde ganz Deutschland als 
` eine Schuld erscheinen®». Schließlich aber war Friedrich doch 
nicht der Mann dazu, diese nicht unmittelbar mit seinem Vor- 
teil verknüpften Forderungen lange und standhaft aufrecht zu 
erhalten. Auch ihm waren seine eigenen Interessen doch die 
nächsten, so gab er die Bemühungen um das Elsaß auf und ver- 
langte nur noch Straßburg. Bis zur Mitte September hatte also 
der württembergische König ausgeharrt, und er ist so derjenige, 
der am längsten das Verlangen nach dem ganzen Elsaß stellte. 


a ZZ 


1 Pertz, Stein. IV. Bd. S. 548. 

3 Er äußerte Gagern gegenüber als dieser fragte: «Und Ihre 
zukünftige Gemahlin ?» «Der Kaiser will nicht geführt sein. Man 
weiß nie, wer Favorit bei ihm ist». Gagern, V. Bd. S. 149. 

3 Friedrich an bi ia 17. peprennee 1815, Staatsarchiv 
Stuttgart. 
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Seinen Mömpelgarder Plan, in dem ja Teile des Ober- 
elsaB einbegriffen waren, aber hielt er noch längere Zeit auf- 
recht. Er meinte damit ein willigeres Gehör bei den Russen 
zu finden !, und ließ deshalb seinen Gesandten bei diesen vor- 
sprechen. Am 19. September erneuerte er sein schon einmal 
Anfang des Monats dem Kaiser selbst vorgetragenes Anliegen 3, 
«daß der König von Württemberg Rechte auf Mömpelgard habe», - 
bei dem Grafen Capo d’Istria. Dieses Ziel sollte vor allem er- 
reicht werden. Am 21. September übergab Wintzingerode - 
Metternich eine Note, in der er folgendes ausführte8: «Der 
einzige Gegenstand, auf welchen die Instruktionen des Unter- 
zeichneten von nun an die Aufmerksamkeit Ihrer Hoheit und 
Exzellenzen lenken sollen, ist der Wunsch des Königs, die 
Grenzen Frankreichs an der Seite Deutschlands und der Schweiz. 
so zu ordnen, daß der flehentliche Wunsch der Einwohner des 
Fürstentums Mömpelgard, erhört wird, der verlangt, wieder 
unter die Herrschaft einer Dynastie zurückzukommen, welche 
durch so viele Jahrhunderte hindurch ihr Glück ausmachte.» 
«Dieser Wunsch ist durch zahlreiche Adressen an den König, 


1 Ebenda schreibt Friedrich: «Supposé donc que l’Empereur 
Alexandre persistät dans ses dispositions protectrices en faveur de 
cette méme France qui nous frappa ces plaies profondes dont nous 
seront si difficiles & guérir, il sera difficile qu’il ne reconnaisse 
mes droits exclusifs sur le Montbeillard auquels des souvenirs 
précieux doivent toujours attaché entre autres pour l'Impératrice 
sa mère et ma scour. Vous ne devez rien négliger pour faire va- 
loir auprès de lui ces différents titres». 

2 Wintzingerode an Friedrich vom 21. September 1815. Die 
Unterredung fand statt am 19. September. s. a. Pfister, S. 413. 

3 Im Geheimen Staatsarchiv Wien und in Stuttgart als Beilage 
zu einem Bericht Wintzingerodes, wo er schreibt: «En consequences 
de ces différents avis et communications, et en consequences des 
différents ordres et instructions de V. M. j’ai rédigé ce matin une 
réponse préalable, telle que j’ai l'honneur de la soumettre a. V. M. 
sous Lit. B., mais ne l’ai expédiée qu’aprés avoir demandé et ob- 
tenu l'approbation de Mr. le Prince Royal». Das Memoire stellt 
eine Antwort auf das Ultimatum vom 19. September dar. 
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die der Unterzeichnete die Ehre hatte, vertraulich den Ministern 
vorzulegen, und das Memoire. des Unterzeichneten, das er bei- 
legt, ausgedriickt worden. Nachdem nun der Grundsatz an- 
erkannt ist, von Frankreich Abtretungen zu verlangen, und da 
Mömpelgard schon im Vorjahr hätte abgetreten werden müssen, 
gemäß der Grundlage des Status quo von 1792, und es außer- 
dem unter die Territorien gehört, welche der Pariser Frieden 
dem französischen Gebiet hinzugefügt hat, so muß es Würt- 
temberg wieder zugestellt werden.» 
So fest Friedrich auch die Erreichung dieses Zieles er- 
strebte, er suchte nebenbei doch allen Eveniualitäten vorsich- 
tigerweise zu begegnen. So gut auch seine Wünsche nach 
Mömpelgard mit den Grundlagen des Ultimatums vom 19. Sep- 
tember übereinzubringen waren, man konnte doch die schon 
genug bewiesene Milde der Verbündeten nicht ganz außer acht 
lassen. Wintzingerode begann deshalb schon am 19. September 
bei den Russen anzufragen, wie sie sich einer Erwerbung an- 
derer Plätze Frankreichs von seiten Württembergs gegenüber 
verhalten würden, wenn Mömpelgard nicht abgetreten werden 
sollte. Capo d’Istria versprach Wintzingerode diese Idee dem 
Zaren zu unterbreiten und bat ihn zu diesem Zweck ein Memo- 
randum vorzulegen. Am gleichen Tage noch erfüllte der Ge- 
sandte Württembergs diesen Vorschlag!. Er führte aus, daß 
‘auf Grund der Festlegung der Grenzen von 1790 für Frank- 
reich Württemberg das Recht habe, Mömpelgard zurückzuver- 
langen. Er wies auf die alten Beziehungen dieses Landes zu 
Württemberg, zu der russischen Kaiserfamilie hin und erbat 
Alexanders Unterstützung. «Wenn aber, fuhr er fort, diese 
Provinz Frankreich als Enklave überlassen werden sollte gegen 
die Abtretung einiger anderer vorgeschobener Punkte (wie 
Landau, Straßburg u. a.), so schmeichelt sich der König, daß 


1 Mémoire adresse par le Comte de W. à Mr. le Cte de Capo 
d’Istria en date de Paris le 19 Septembre 1815. Als Beilage zu 
einem Bericht Wintzingerodes an Friedrich vom 23. September. 
Staatsarchiv Stuttgart. 
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Seine Majestät der Kaiser seine mächtige Vermittlung zu be- 
nutzen geruhen wird, damit diese Punkte als Entschädigungen 
für des Königs Ansprüche auf Mömpelgard dienen.» Friedrich 
wollte nun einmal seinem Lande eine Vergrößerung erringen; 
Er betrachtete aber diesen Plan nur als einen letzten Ausweg, 
den er auch später gar nicht wieder beschritt. Vorläufig hielt 
er an Mömpelgard fest. Er versuchte noch einmal am 29. Sep- 
tember diesen Wünschen Geltung zu verschaffen!. In einer 
längeren Denkschrift bekämpfte er die am 19. September fest- 
gesetzten Friedensgrundlagen und suchte durch Beleuchtung 
der Verdienste des Kronprinzen zu wirken, die man nicht mit 
schnöder Undankbarkeit belohnen dürfe. Wenn tatsächlich das 
Elsaß verloren bleiben solle, so müsse man Württemberg 
wenigstens Mömpelgard geben. Das Schicksal dieses heiß um- 
strittenen Ländchens aber sollte sich bald erfüllen, alle Be- 
mühungen Württembergs sollten wieder unnütz sein. Am 
2. Oktober wurde Mömpelgard in einer Konferenz unter Beisitz 
Richelieus Frankreich zugeteilt 2. 

Damit waren Württembergs letzte Anstrengungen um das 
Elsaß endgültig gescheitert. In der Folge scheinen Friedrich 
die territorialen Fragen nicht mehr so ausschließlich beschäftigt 
zu haben. Von jenem Capo d’Istria vorgelegten Plan, andere 
Plätze zu erwerben, hören wir nichts mehr. Je mehr die 
Verhandlungen vorschritten, um so lebhafter aber griff Friedrich 


ı Wintzingerode an Friedrich vom 2. Oktober 1815, sendet ihm 
diese mit dem Bemerken: «Un courier que le conseiller d’Etat 
de Bühler fait partir, me fournit l’occasion de présenter à V. M. 
une Copie de la Note que j’ai en conformit& de Ses Ordres remis 
au Cabinet réuni». Staatsarchiv Stattgart. Die Schrift findet sich 
auch im Staatsarchiv Wien. Bei Pfister wohl mit der dem Inhalt 
nach mitgeteilten Note 8. 414 identisch. 

2 Pfister, S. 419. Bericht Wintzingerodes an Friedrich vom 
6. Oktober 1815. Mit «Procès Verbale de la Conférence de lundi, 
2. Oktober 1815». Hierin wird gesagt: «De l'autre côté la possession 
d’Avignon, Venaissin, du Comté de Montbeillard et de tout autre 
territoire enclavé dans les limites francaises sera de nouveau as- 
surée & la France». Staatsarchiv Stuttgart. 
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den Plan eines Sonderbundes der süddeutschen Staaten auf. 
Allerdings waren die Hoffnungen auf seine Verwirklichung 
immer mehr gesunken, da der bayrische Vorschlag! keineswegs 
des Königs Zustimmung fand, weil er deutlich einsah, daß die 
neueren österreichischen Abtretungsprojekte allein das Motiv zu 
den Propositionen des Grafen Rechberg gegeben hatten ?. So 
suchte er Bayern möglichst auszuschalten und sich nur mit Baden 
und Darmstadt zusammenzuschließen. Friedrichs Projekt bekam 
dadurch geradezu den Charakter eines Defensivbündnisses gegen 
den bayrischen Staat. «Wenn Bayern, schrieb der König, auch 
von der Pfalz absteht, dagegen aber sich am Main hinab bis 
an den Rhein ununterbrochen fortzieht, wenn es dabei von 
Baden den Odenwald und von Darmstadt einen bedeutenden 
Distrikt längst des Mains erhält, so umzingelt es Württemberg, 
Baden und Darmstadt vom Bodensee an bis zum Ausfluß des 
Mains, schneidet diese Staaten von dem Norden Deutschlands. 
_ ab, stellt sich hier zwischen den Norden und Süden auf, hat 
ihre Handelsverhältnisse in Händen und macht ihre Politik in 
gewissen Fällen von der seinigen abhängig. Dies zu verhindern 
erfordert das gemeinschaftliche Interesse dieser drei Staaten 3.» 


1 siehe Abschnitt 3. Bayern S. 119, Anm. 3. 

2 Friedrich an Wintzingerode 24. Oktober 1815. Staatsarchiv 
Stuttgart. 

| $ Friedrich an Wintzingerode vom 24. Oktober 1815. Am 22. 
September dachte der König wohl noch an einen Bund mit Bayern. 
Er schreibt: «Je’ suis au reste très disposé d'établir avec les 
trois autres cours du midi de l'Allemagne ce concert par lequel 
elles se garantiraient leurs états actuels, et déjà à Vienne y se- 

rait entré sans difficulté, si la cour de Baviére n’avait elle-möme 
poursuivi des projets d’échanges et d’agrandissements qu’elle cou- 

vrait autant que, cela dépendait d’elle du ministére, puisque le Wurt- 

temberg n'aurait pi y trouver sa compte. — Il est au reste clair 

que pour s’entendre sur un acte pareil de garantie réciproque, la 

négociation doit être entamée entre les cabinets en Allemagne. Si- 
cependant le Pce de Wrede ou Mr. de Rechberg vous faisaient des 

ouvertures & cet égard, vous les recevrez avec toute la facilité 
possible et en témoignant que je ın’y préterai trés volontiers mais 
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Diese Besorgnisse vor Bayern, das gerade jetzt im Oktober mit 
Oesterreich um den Besitz Salzburgs kämpfte, erfüllten das 
Herz Friedrichs vor allem. Aufsseine Träume, die er so hart- 
näckig vom ersten Pariser Frieden an zu realisieren gesucht 
hatte, aber mußte er endgültig verzichten, das Elsaß dem 
Feinde lassen und Mömpelgard. «So sind alle Anstrengungen, 
schrieb er am 16. Oktober an Wintzingerode, wieder umsonst 
gewesen. Süddeutschland so wenig gegen Frankreich geschützt 
als es bisher war. Und zum zweiten Mal ist das Los von 
Mömpelgard entschieden zu meinem Nachteil.» 

Neben Preußen hatte Württemberg am Entschiedensten 
sich für die Annexion ausgesprochen. Waren seine Bemüh- 
ungen gescheitert, so konnten auch die anderen Stimmen, die 


que je croyais que cet objet devait- se traiter entre les ministres 
respectives en Allemagne>. Friedrich selber dachte sich im allge- 
meinen den Bund so, «daß 

1. die Ideen von dem ehemaligen deutschen Fürstenbund nach 
der Verschiedenheit des Standes der Dinge zwischen damals und 
gegenwärtig nicht mehr anwendbar zu sein scheinen, 

2. da der vorgeschlagene Bund rein politisch sein muß, so 
würde alles, was in das Innere der unierten Staaten einschlägt als 
z. B. die Garantie der Verfassungen der einzelnen Staaten, die Be- 
stimmung des Militäretats für die Friedenszeiten darin auszuschließen 
sein. 

3. Auf den Fall, daß auswärtige Verhältnisse eine bewaffnete 
Neutralität oder Teilnahme an dem Kriege selbst erfordern würden, 
allerdings die Kontingente zu bestimmen aber wegen des Kom- 
mandos in jedem vorkommenden Fall sich zu benehmen sei, 

4. Eine gemeinschaftliche Repräsentation des Bundes bei Ver- 
handlungen durch einen einzigen Minister, ist ganz gegen unser 
Interesse. 

5. Wenn in dem Projekte Rechbergs noch von der 4. Stimme 
des Großherzogs von Baden die Rede ist, so möchte wohl eines- 
teils nicht hinlänglicher Grund vorhanden sein, um dieses bewirken 
zu können, und dazu sich vorläufig verbindlich zu machen, andern- 
teils aber auch diese vierte Stimme keinen großen Einfluß für Ba- 
den gewähren». Im Bericht Friedrichs vom 24. Oktober. Staatsar- 
chiv Stuttgart. 
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das Elsaß verlangten, sich keine Geltung verschaffen. Wer 


waren diese anderen? 
® 


5. Baden. 


Unter den Argumenten, die Württemberg vor allem ins 
Feld geführt hatte, um seinen Forderungen (zewicht zu ver- 
leihen, war besonders immer wieder hervorgehoben worden, 
daß die Abtretung des ElsaB mit seinen Festungen für die 
Sicherheit der süddeutschen Staaten notwendig wäre. Hatte 
Württemberg diesen Gesichtspunkt so stark betont, so mußte 
doch vor allem der dritte süddeutsche Staat, Baden, als un- 
mittelbarer Grenznachbar Frankreichs diesen Standpunkt ver- 
treten, wenigstens wäre es das natürlichste gewesen.. Um indes 
Badens Politik richtig verstehen zu können, müssen wir seine 
Stellung unter den süddeutschen Staaten und die Triebfedern 
seines politischen Handelns kurz charakterisieren. Bei der 
Passivität in der Haltung seiner Diplomaten, die 1814 vor 
allem hervortritt, ist dies besonders notwendig. 

Baden war als einer der letzten deutschen Staaten erst 
nach der Schlacht bei Leipzig und der Auflösung des Rhein- 
bundes zu den Verbündeten übergetreten und hatte sich dabei 
die Integrität seines Gebiets und die Unverletzlichkeit seiner 
Souveränität garantieren lassen. Unglückliche Verhältnisse 
aber in der badischen Herrscherfamilie schienen die Frage der 
Tbronfolge in Baden nach dem Tode des regierenden Groß- 
herzogs Karl Friedrich zum Schicksal des Landes überhaupt 
machen zu wollen. Karl Friedrich hatte nämlich aus seiner 
ersten Ehe nur jüngere Söhne, die keine erbfolgefähigen 
Erben hatten. Die beiden Prinzen aus seiner dritten Ehe mit 
der Adoptivtochter Napoleons, Stephanie Beauharnais, starben 
bald nach ihrer Geburt. So blieben nur die Söhne aus Karl 
Friedrichs zweiter Ehe mit der Freiin Louise Geyer von 
Geyersberg, die Grafen Hochberg übrig, die aber damals noch 
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nicht als sukzessionsfähig anerkannt waren!. So schien tat- 
sächlich das badische Herrscherhaus damals vor dem Aussterben 
zu stehen. | 
Wir zeigten, wie Metternich diesen Umstand benutzte, den 
anderen süddeutschen Staaten Versprechungen zu machen, sie 
für sich zu gewinnen, um Oesterreichs Vergrößerungsabsichten 
nach der bayrischen Grenze hin Nachdruck zu verschaffen. | 
Infolgedessen waren auch Badens Staatsmänner und vor allem 
sein Großherzog in steter Sorge vor den Plänen des habs- 
burgischen Reiches, zumal Gerüchte versprengt wurden, dieses 
wolle seine alten Besitzungen im Breisgau zurückverlangen. 
Der Staatskanzler scheint tatsächlich mit direkten Forderungen 
an Baden herangetreten zu sein. Wenigstens äußerte der badische 
Gesandte in Stuttgart, Freiherr von Marschall, am 28. Juni 
48142 zu dem Baron von Linden, daß sein Herr der GroB- 
herzog «ihn vor einigen Tagen zu einer Konferenz nach Bretten 
habe holen lassen, und seine großen Besorgnisse wegen der 
Zukunft, die durch die Anmaßungen Oesterreichs so sehr ge- 
trübt wird, geäußert habe». «Aber was fordert denn Oester- 
reich?» fragte Linden. «Oesterreich, fuhr Marschall fort, ohne 
sich auf die Frage bestimmt zu äußern, führt eine Sprache 
und erlaubt sich Schritte, die dem Großherzog meinem Herrn 
notwendig in Verlegenheit setzen und Besorgnisse erregen 
müssen.» Aus dieser Angsi heraus suchte Marschall den 
württembergischen Diplomaten zum Zusammengehen ihrer 
Staaten zu veranlassen. «Enges Einverständnis mit seinem 
Nachbar habe er dem Großherzog geraten, welches mit Bei- 
seitesetzung aller Nebenabsichten gegen die drohende gemein- 
schaftliche Gefahr gerichtet sein müsse, sei das einzige Mittel, 
das Ungewitter zu beschwören.» Der Großherzog sei derselben 
Ansicht. Er riete zu größter Vorsicht auch Württemberg. 


1 Erst 1817 wurden sie anerkannt. 

2 Linden an Friedrich Stuttgart 29. Juni 1814. Bericht einer 
Unterredung mit Freiherr von Marschall vom 28. Juni. Staatsarchiv 
Stuttgart. 
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Wenn Badens finanzielle Notlage den Großherzog auch zwange, 
sein Militär zu reduzieren, so geschähe «die Reduktion in dem 
Maße, daß in Zeit von 14 Tagen alles wieder schlagfertig 
dastehen könnte, und sollte Württemberg in dem nämlichen 
System zu handeln gesonnen sein, so würden ‚gar leicht 
50000 Mann zusammenstoBen, die Oesterreichs Uebermut 
beugen und desselben Nachgiebigkeit der Folgen wegen ab- 
gewinnen und zur freundschaftlichen Rücksprache nötigen 
könnten.» Dieser Vorschlag fand bei Friedrich «wohlgefällige» 
Aufnahme, fühlte er sich doch ebenfalls von Oesterreich und 
Bayern bedroht. Aber er nahm ihn nicht etwa so, daß er an 
ein förmliches Bündnis gedacht hätte, er wollte nur selbst eine 
Stütze gegen die Projekte Bayerns haben. «Ihr habt», schreibt 
er den Kongreßgesandten Anfang 18151, «einerseits die Gesin- 
nungen bei Baden so sehr als möglich aufrecht zu erhalten und 
in unserem Namen zu versichern, daß, wann der Großherzog 
‚dabei fest bleibe, er auf unsere ganze Unterstützung und alle 
unsere Einwirkung bei den großen Mächten rechnen könne, 
indem wir die Abtretung dieser Provinzen an Bayern für 
ebenso nachteilig und gefährlich für uns als für Baden an- 
‚sehen müßten ; dieser sehr wichtige Gegenstand ist euch ganz 
besonders empfohlen.» Dennoch aber war ein ganz enger An- 
schluß, solange Württemberg selbst seine Augen auf badisches 
“Gebiet gerichtet hatte, nicht möglich. Den badischen Staats- 
männern aber blieb nichts übrig, als diesen nicht ganz auf- 
#ichtigen Bundesgenossen zu suchen, da es keinen andern fand. 

` Von den Großmächten unterstützte wenigstens der Zar den 
Großherzog, bewogen durch seine antiösterreichische Politik 
wie durch die verwandtschaftlichen Beziehungen, in denen er 
‘zu diesem stand. Tatsächlich scheint sich Alexander energisch 
gegen die Projekte Oesterreichs geäußert zu haben. Der würt« 
tembergische König, der ein äußerst reges Interesse und ein 


ı Reskript Friedrichs an die Kongreßgesandten in Wien; vom 
‘24. Januar 1815. Staatsarchiv Stuttgart. 
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wachsames Auge für alle Vorgänge hatte, unterrichtete auch 
hierüber seine Diplomaten. Er schrieb ihnen : «Die Schwierig- 
keiten, Entschädigungen für Bayern zu finden, welche dieser 
Krone anständig, sind groß, denn da Kaiser Alexander sich 
besiimmt erklärt hat, keine Länderabtretungen und Vertau- 
schungen durch Zwang und Gewalt herbeigeführt, zu dulden 
und von Karlsruhe aus. uns die sichere Nachricht zugegangen, 
daß man dorten in die Abtretung der Pfalz nicht willigen wolle, 
so sind die österreichisch-bayerischen Projekte sehr dekonzer- 
tiert.» !. Besonders in Paris suchte Baden diesen Schutz Ruß- 
lands zu erhalten. Immerhin war der Zar aber gegen Bayerns 
Pläne nicht so energisch tätig, wie es nötig gewesen wäre, um 
Baden vollkommen sicher zu stellen. Letzten Endes wares doch 
gezwungen, sich auf seine eigenen Kräfte und Maßnahmen zu 
verlassen. Diese aber waren im Verhältnis- zu denen der 
Gegner doch nur sehr schwach und wirkungslos. 

So verfolgte Badens Staatsmänner die Furcht vor Bayern 
und Oesterreich. In dieser fast verzweifelten Lage versuchten 
schließlich die Diplomaten direkt mit Oesterreich in Verbindung 
zu treten, um es wenigstens davon zurückzuhalten, die baye- 
rischen Pläne zu unterstützen. Sie rechneten dabei mit der 
besonders im August zutage tretenden Spannung zwischen 
beiden Staaten. In dieser Zeit wandte sich Baden mit ver- 
schiedenen Denkschriften an Metternich. Sie zeigen deutlich 
die Motive, aus denen die badische Politik heraus handelte. 
Es waren eigenste Interessen, die sie leiteten, die Sorge, das 
Land zu befestigen, und die Grenzen so zu fixieren, daß keine 
Begehrlichkeit sie verrücken konnte. Als einzigen Gebiets- 
zuwachs, den Baden in der einen Denkschrift forderte, ver- 
langt es Landau, auf das gerade Bayern sein Augenmerk ge- 
richtet hatte. 

Am 19. August reichte der leitende Minister Badens, Frei- 


1 Friedrich an die Kongreßgesandten 24. Januar. Staatsarchiv 
Stuttgart. 
B. 10 
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herr von Hake, an Metternich zwei Memoires ein. In dem einen 
führte er! im Namen der badischen Regierung folgendes aus: 
«Die geographische Lage des Großherzogtums Baden macht es 
auf einer Lihie von fast 60 Stunden zum schwachen Nachbarn 
des starken Frankreich. Gegenüber einer dreifachen Reihe 
von Festungen war es jedem Ausfall preisgegeben, das unglück- 
liche Land war der Tummelplatz der französischen Armee, 
welche von dort wie ein reiBender Strom durch Deutschland 
brach, und so die Hauptstädte Oesterreichs, RuBlands und 
Preußens vernichtete. So begründet auch das unbegrenzte 
Vertrauen auf die Weisheit der hoben Alliierten ist, so fest 
auch die Hoffnung steht, die vielen Erfahrungen nicht verloren 
zu sehen, so sicher man also auf einen Frieden rechnen darf, 
dessen Dauer in jenen Bedingungen liegt, indem man Frank- 
reichs offensive Mittel nimmt, um sie als ebensoviele Verteidi- 
gungsanstalten dem deutschen Vaterlande zuzuweisen, so ist es 
dennoch einem hierbei so nahe beteiligten Fürsten erlaubt, 
einen Wunsch unumwunden auszusprechen, der nicht nur das 
Wohl seiner Staaten, sondern jenes des Ganzen mächtig um- 
faBt. — Jede französische Armee debouchierte von Straßburg aus 
nach Deutschland, und die Festung, dieser große Waffenplatz, 
erleichterte jeden Rheinübergang. Ohne die künftige Grenz- 
bestimmung hier nur berühren zu wollen, wird es nicht als 
anmaßend erscheinen, wenn der Großherzog von Baden in 
seiner individuellen Lage die Schleifung dieser Festung und 
ihrer Zitadelle wünschen muß.» Hake verlangt dann noch, 
«daß eine Bedingung dieses Friedens das volle Eigentum der 
Kehler großen Rheinbrücke an Baden übertrage,» denn «der 
Besitzer dieser Brücke ist der Herr des Uebergangs,» und «die 
alten Markgrafen waren schon ihrer Benennung nach die 
Grenzhüter Germaniens. Stolz auf dieses schöne Vorrecht hofft 
es ein Nachkommen der edlen Herzöge von Zähringen wieder 

ı Die eine Denkschrift im Original ohne Unterschrift, die an- 


dere in Abschrift als offizielle Denkschrift der badischen Regierung 
im Staatsarchiv Wien. | 
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zu erhalten und zu behaupten.» Baden fordert also nichts 
weiter als die Schleifung Straßburgs. In dem ganzen Ton aber, 
der durch die Denkschrift hindurchgeht, spürt man deutlich, 
auf welcher Seite der um das Elsaß Streitenden innerlich 


Baden und auch sein Großherzog stehen. Schon der Satz: a 


«indem man Frankreichs offensive Mittel nimmt, um sie als 
ebensoviele Verteidigungsanstalten dem “deutschen Vaterlande 
zuzuweisen», zeigt das deutlich, wie auch der Ausdruck, «ohne 
die künftige Grenzbestimmung hier nur berühren zu wollen», 
der unmittelbar mit der Schleifung Straßburgs verbunden ist. 
Wie aber schon einmal betont wurde, fehlte Baden zu einem 
Verlangen nach dem ElsaB oder auch nur zu einem mutigen 
Unterstützen der Annexionspläne im Interesse anderer viel zu 
sehr die politische Macht und Selbständigkeit. Es war und 
mußte ängstlich um die möglichste Sicherung seines eigenen 
Gebiets bemüht sein. Aus dieser Stimmung und Absicht 
heraus erklärt sich auch der vorsichtige, jeden Schein zu 
großer Begehrlichkeit vermeidenwollende Ton, in dem die Schrift 
gehalten ist. | | 

Energischer und dringlicher wird Baden erst dann, wenn 
es auf Bayern zu sprechen kommt. In einer eigenen Denk- 
schrift vom gleichen Tage wie die vorige suchte Hake sich bei 
Zeiten ÖOesterreichs zu versichern. Er schreibt : | 

«Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden miB- 
kennen nicht die Notwendigkeit, gegen volle ihnen zuerkannt 
werdende Entschädigung einige Landesteile an Bayern abtreten 
zu müssen, damit diese Krone die gerechten Ansprüche Oester- 
reichs befriedigen könne. DaB Bayern hierbei in die Schranken 
der Ordnung gewiesen und hierdurch die Existenz des GroB- 
herzogtums nicht gefährdet werde, dafür bürgen heilige Ver- 
träge, dafür bürgen mehr noch als des verehrten Monarchen 
erhabene Gesinnungen, die bekannten gerechten Grundsätze 
seines ersten Ministers. Wenn aber auch der Großherzog von 
Baden ganz ruhig den Ereignissen entgegensehen kann, so 
wünschte er doch Seiner Majestät dem Kaiser von Oesterreich 
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einen aufrichtigen Beweis seiner Anhänglichkeit, welche der 
ganze Süden von Deutschland mit ihm teilen sollte, dadurch 
abzulegen, indem er offen und unumwunden seine Wünsche 
äußert, um dadurch das Ganze zu erleichtern. Jede Entschä- 
digung, welche man Baden zuweisen kann, liegt auf dem 
linken Rheinufer, besteht also in einem Land, welches durch 
die Stürme der Revolution, durch die Leiden des Krieges, und 
man darf es kühn hinzusagen durch die letzte mit Bayern 
geteilte provisorische Administration ganz ausgesogen ist. Hier- 
nach ist die Größe des’ Opfers jeder Abtretung anf dem rechten 
Rheinufer zu bemessen. Um nun hier einige Kompensation 
möglich und den Gegenstand annehmbar zu machen, müssen 
die Grenzen so bestimmt werden, daß sie auf einer Seite in 
administrativer Hinsicht, mindestens Vorteile für die Zukunft 
zusichern. Zudem ersten gehört wohl vor allem der Besitz 
der Festung Landau, der eigentlich eine Last ist, welches aber 
der Souverän jener Landstriche nicht entbehren kann, da er 
in keinem Falle und unter keiner Bedingung fremden Kanonen 
ausgesetzt sein darf. Die Uebernahme dieser Festung legt dem 
Großherzog von Baden hohe Verpflichtungen gegen das deutsche 
Vaterland auf. Er wird sie freudig erfüllen, aber die ersten 
Mittel hierzu, müssen ihm nicht entzogen werden. Landau 
muß ihm mit der vollen Dotation der Festung an Kanonen und 
Mörsern, an Munition jeder Gattung gegeben werden, sonst 
wäre jeder Zweck verfehlt, da das erschöpfte Land die Last 
dieser Anschaffung nicht zu tragen verinag und eine Festung 
ohne Geschütz keine Festung ist.» «Baden bleibt der nächste 
Nachbar Frankreichs, und diese Lage heischt zum Vorteil des 
Ganzen große Berücksichtigung. Dieser Staat darf nicht ge- 
schwächt werden, er muß an innerer Konsistenz gewinnen, 
damit er eine feste Vormauer bilden möge.» Es ist diese 
Aeußerung Hakes darum so wichtig, weil sie uns klar und 
von kompetenter Seite einmal die Richtung der badischen Po- 
litik zeigt. Sie ist gleichsam von der Angst durchzittert, 
Bayern möchte seine Ansprüche durchsetzen. In dieser Furcht 
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sucht Baden Bayern entgegenzukommen, indem es bekennt, 
daß Bayern rechtsrheinisches Gebiet haben müsse, aber es will 
dafür selbst eine Entschädigung auf dem linken Ufer haben. 
Daß Baden gerade Landau, in der Pfalz fordert, scheint auf 
den ersten Blick unerklärlich. Warum beansprucht es als 
Entschädigung nicht lieber Land im Elsaß, das an Baden 
grenzt, warum gerade das entferntere Landau? Mir scheint 
das nur eine Konsequenz der Politik gegen Bayern zu sein. 
Baden wollte damit den bayerischen Wünschen auf Gebiet der 
rechtsrheinischen Pfalz entgegenkommen. Es dachte mit der 
Zustimmung zu Bayerns Forderungen auf ein abgerundetes 
Gebiet, das mit dem bayerischen Staat zusammenhängt, auf 
Land also am Neckar und Main, wenigstens das Verlangen 
nach der ganzen Pfalz abschwächen, selber noch entsprechende 
Entschädigungen finden zu können. Daß es diese gerade in 
der linksrheinischen Pfalz, noch dazu in Landau suchte, war 
allerdings ein unglücklicher Gedanke, eine törichte Spitze gegen 
Bayern. 

So verschafft uns diese vertrauliche Note Hakes an Metternich 
Klarheit über Badens Stellung zu den elsässischen Annexions- 
plänen. Innerlich war Baden für die Abtretung des Elsaß, 
wie ja auch der badische Gesandte in Paris, Berstett, dem Zaren 
widersprach, als er von der Schonung Frankreichs redete!, 
denn damit gewann es selbst eine gesicherte Grenze. In steter 
Furcht vor Bayerns Ansprüchen befangen wagte es aber nicht, 
für sich elsässisches Gebiet zu verlangen. Daß Baden tatsächlich 
nicht an Ansprüche auf elsässisches Land gedacht hat, geht 
noch aus einer dritten Denkschrift hervor, die der Freiherr 
von Berstett am 19. August an Metternich sandte2, wo er 
genaue Fixierung der badischen Grenze am Rhein durch Rekti- 
fikation des Talwegs forderte. Wenn aber der badische Ge- 
sandte schon im August für eine solche Feststellung der Rhein- 


ı Pfister, S. 407. 
3 Staatsarchiv Wien. 
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grenze mit bis ins genaueste gehenden Erläuterungen eintrat, 
so kann man gewiß behaupten, daß Baden für sich nicht an 
die Erwerbung elsässischen Gebiets dachte. 


6. Stein, Gagern, England und Graf 
Münster. 


Stein hatte sich nach seinen Anstrengungen, die er 1814 
in Paris für die Wiedererwerbung des Elsaß gemacht hatte, 
und nachdem er im Wiener Kongreß seine ganze Kraft für den 
deutschen Bund eingesetzt hatte, einige Monate von dem poli- 
tischen Treiben zurückgezogen, um seine angegriffene Gesund- 
heit wieder herzustellen. Keineswegs bedeutete diese MuBe 
aber vollkommene Ruhe für den unermüdlichen Mann. Wie 
er am 24. Juni 1815 dem russischen Kabinett eine längere 
Denkschrift über die deutsche Bundesakte überreichte, so war 
er auch jetzt noch immer mit seiner alten Idee der Erwerbung 
des Elsaß beschäftigt. Bei Uebersendung der genannten Denk- 


schrift schrieb er an Capo d’Istria in einem Begleitschreiben 1: 


«Ich werde mich jetzt mit einem Memoire über die Notwendig- 
keit beschäftigen, das Elsaß und seine Festungen wieder mit 
Deutschland zu vereinigen. Wir werden nur Ruhe verlangen, 
um nicht gezwungen zu sein, Gefahr zu laufen, den Feind in 
unser Innerstes eindringen zu sehen. Sie wissen, daß die 
Deutschen langsam und pedantisch sind, und wie ich mein 
Vaterland keineswegs verleugne, so habe ich diese Fehler. Ich 
brauche etwas Zeit, um meine Gedanken über diesen Gegen- 
stand zu ordnen.» Es war dies in der Zeit ungefähr, da er 
auch zu Metternich, wie wir schon ausführten °, von der Not- 
wendigkeit der Erwerbung des Elsaß sprach. Bei dieser Gele- 
genheit erläuterte Stein auch seine Zukunftspläne über die 


1 Korrespondenzblatt des Gesamtvereins deutscher Altertums- 
vereine. Jahrgang 47, 1899 aus dem Petersburger Archiv des aus- 
wärtigen Ministeriums von P. Bailleu mitgeteilt. 

2 8. 102. Bei Gagern, V. Bd. S. 65. 3 
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Provinz. Er war der Ansicht, daß man das Elsaß als Sekundo- 
oder Tertiogenitur an den Erzherzog Karl geben müsse. Ob 
dieser Gedanke Steins auch in der beabsichtigten Denkschrift 
zum Ausdruck kommen sollte, wissen wir nicht. Ebenso fehlen 
uns Belege, wenigstens konnte ich. keine finden, daß Stein die 
Denkschrift wirklich verfaßt und den Mächten vorgelegt hat. 
Lehmann schreibt: «In den Tagen nach Belle-Alliance hatte er 
eine Denkschrift aufgesetzt, die das Elsaß für Deutschland 
zurückforderte.1» Das kann man aber so ohne weiteres nicht 
behaupten, sondern Jer zitierte Brief Steins läßt nur die sehr 
wabrscheinliche Vermutung zu, daß Stein in der ersten Hälfte 
des Juni seine Denkschrift fertig gehabt haben wird, wenn er 
an die Ausführung seiner Absichten tatsächlich gegangen ist. 
Da ihn in jenen Tagen auch der Wunsch beschäftigte, das er- 
worbene Elsaß dem Erzherzog Karl zu geben, so ist es wohl 
möglich, daß Stein auch nach der Richtung hin sich vernehmen 
ließ, doch ist es keineswegs notwendig, da z. B. Gneisenau und 
Gagern auch Pläne für die Verwertung des Elsaß hatten und 
doch in ihren Denkschriften sich nur mit dem Verlangen da- 
nach begnigten. Wie dem auch sein mag, eins ist sicher, 
daß Stein im Juni besonders lebhaft den Gedanken an das 
Elsaß in sich trug und dabei an den österreichischen Erzherzog 
dachte. | 
Wie 1814 hofften die dentschen Patrioten auch jetzt wieder, 

Stein könne mit seinem Einfluß auf den russischen Zaren ihren 

‘Wünschen mehr Nachdruck verleihen. Damals batte er in der 
Umgebung des Zaren weilend, stets den Vermittler zwischen 
jenen und den Russen gespielt, indem er vor allem gerade die 
Männer beim Zaren zu Wort kommen ließ, die in ihren An- 
schauungen über den abzuschließenden Frieden den seinigen 
am nächsten standen. Beim Wiener Kongreß und vor allem 
jetzt, da Kaiser Alexander in dem Bann der religiös-mystischen 
Ideen der Frau von Krüdener, der Befreiungspläne des christ- 


1 Lehmann, IIT. Bd. S. 462. 
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lichen Orients des Barons Stourdza und Capo d’Istrias sich be- 
wegte, war eine immer tiefere Entfremdung zwischen Stein 
und dem russischen Kaiser eingetreten. Denn Stein in seiner 
praktischen, ernsten Auffassung der Dinge, in seinem glühenden 
Patriotismus, dem ein lodernder Haß gegen die Franzosen ent- 
sprang, konnte kein Verhältnis zu den phantastischen Ideen 
Alexanders wie zu seiner großmütigen Behandlung der Fran- 
zosen finden. Er war.deshalb gar nicht nach Paris gekommen, 
sondern hatte sich ganz von den politischen Geschäften zurück- 
gezogen. Da aber bekam er Ende Juli eine sehr dringende 
Aufforderung vom preußischen Staatskanzler nach Paris zu 
kommen, denn, wie jener schrieb, «Sie sind durchaus nötig!.» 
Und auch der russische Bevollmächtigte Capo d’Istria sandte 
zu derselben Zeit an Stein ein Schreiben gleichen Inhalts 2. 
Stein folgte diesen Mahnungen Anfang August und traf am 
14. in Paris ein. Er begab sich sofort zu Kaiser Alexander, 
der in sehr freundlich empfing. Im Laufe der Unterredung 
fand Stein Gelegenheit, Alexanders Stimmung kennen zu lernen, 
die sich durchaus gegen die Ansprüche der deutschen Patrioten 
besonders gegen die des Kronprinzen von Württemberg richtete, 
Die Forderungen der Preußen nach einer festen Grenze ver- 
warf der Zar, worauf Stein seinen Standpunkt präzisierte und 
für ihn bei Alexander einzuwirken suchte. Er führte aus, daß 
er gegen jede übertriebene Begehrlichkeit sei, die der Grenze 
«eine angreifende Ausdehnung gegen Frankreich gebe». Aber 
für eine feste Verteidigungsgrenze müsse er unbedingt ein- 
treten, und «dieses scheine ihm eine Linie von der Obermaas, 
an der Saar und in den Vogesen 3». Stein begründete diese 
Ansprüche mit der Sicherung Belgiens und des Oberrheins. 
So energisch und klar auch Stein diese seine Ansichten vorbrachte, 
er konnte sich wohl nach der Aeußerung Alexanders: «die 


1 Brief Hardenbergs an Stein 26. Juli 1815, Pertz, IV. Bd. 
S. 482. 

2 Schreiben Capo d’Istrias an Stein 28. Juli, Pertz, S. 482 ff. 

3 Der Inhalt der Unterredung bei Pertz: IV. Bd. S. 547ff. 
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Elsässer hätten eine sehr große Abneigung mit Deutschland 
vereinigt zu werden, ihr Handelsinteresse erfordere eine Ver- 
bindung mit Frankreich,» nicht gut der Einsicht verschlieBen, 
daß es schwer sein würde, die zielsichere russische Politik 
wankend zu machen, und gar hoffnungslos, den Wünschen 
seines Herzens inbetreff des Elsaß Geltung zu verschaffen. 
Noch stärker mußte diese Einsicht in ihm werden, als er nach 
der Unterredung von Capo d’Istria hörte, daß eine derartige 
Abtretung unmöglich sei, da sie nur die Bourbonen verächtlich 
machen würde. Außerdem las Stein jetzt in Paris das russische 
Gutachten über die Friedensbedingungen vom 28. Juli, und er- 
kannte ferner aus den Memoires Wellingtons und Castlereaghs 
vom Anfang August!, daß auch England sehr entschieden für 
eine Schonung der Besiegten war. So veranlaßten die allzu 
mächtig auftretenden Umstände Stein, am 18. August in einem 
Gutachten einen Ausgleich vorzuschlagen?. Es war nicht seine 
eigene Schwäche oder sein treuloses Herz, die ihn zwangen, 
die Wünsche seines Vaterlandes zu verleugnen, wie Wintzingerode 
damals meinte, als er an seinen König schrieb: «Herr von Stein 
hat erklärt, er wolle nicht lebendig aus Paris kommen, wenn 
man nicht Elsa und Lothringen an Deutschland gäbe. Ich 
fürchte aber, der Jakobiner du Nord wird sein Wort so wenig 
halten, wie der gekrönte Jakobiner das seinige hielt, nicht 
lebendig den Bellorophon zu verlassen 8.» Es war vielmehr 
gerade seine Vaterlandsliebe, die ihn veranlaßte, unmögliche 
Wünsche aufzugeben, um wenigstens etwas zu erreichen, das 
zum Heile diente. So schlug er in seinem Memoire eine Ver- 
einigung des Systems der dauernden Einnahme und des Systems 
der zeitweisen Besetzung von Festungen vor, indem er die von 
Wellington vorgeschlagenen Plätze zur zeitweisen Besetzung 
bestimmte, sowie die Abtretung der Festungen Maubeuge, Givet, 


1 Schaumann, Beilage V. S. XXXIX und S. LXIX. 
2 Gagern, V. Bd. Abt. 2 Beil. VI. S. 38. 
“8 Pfister, S. 407. 
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Philippeville an Belgien, des Gebiets von Diedenhofen, Saarlouis 
bis StraBburg fir Deutschland verlangte. Dieser Vermittlungs- 
vorschlag gab also die Forderung ganz ElsaB-Lothringens auf, 
behielt aber immerhin noch die Erwerbung eines Teils von 
Lothringen und vom UnterelsaB im Auge. 

Es ist dies Zurückweichen Steins aus seiner Auffassung 
der Lage sehr verständlich. Er konnte sich nicht ganz der 
auch von uns schon! zugegebenen Berechtigung der in den 
russischen Auseinandersetzungen vertretenen Anschauung ent- 
ziehen, daß von einer eifrigen und tatkräftigen Unterstützung 
Napoleons seitens der Bevölkerung nicht die Rede sein konnte 3. 
Auch sah er in allzu großen Annexionen die Keime zu Ereig- 
nissen von verhängnisvollen Folgen®. So mußte Stein aus 
innerster Ueberzeugung, das Verlangen nach ganz ElsaB und 
Lothringen aufgeben und sich auf bescheidenere Wünsche be- 
schränken. Seine Anstrengungen aber hatten doch den Erfolg, 
daß Alexander die Auffassung aufgab, die Integrität Frankreichs 
müsse voll erhalten bleibent. | 

Wie Stein auf den Gedanken gekommen ist, das Elsaß 
dem Erzherzog Karl zu geben, konnten wir leider nicht fest- 
stellen. Vielleicht hat er den Gedanken aus der Umgebung 
des Erzherzogs selbst empfangen, hatte doch Karl einen Grafen 
Grün an die Mediatisierten gesandt, um für diese Idee zu 
wirkend. Steins Verhältnis zu ihnen aber ist ja bekannt. 
Ebensogut kann es aber auch ein origineller Gedanke Steins 
gewesen sein, der seinen Erwägungen entsprang, wie man das 


1S. 59. ; 

2 Max Lehmann, Stein III. Bd. S. 61. 

3 Ebenda S. 462. 

4 Ebenda Urkunde in Wellington, Suppl. Desp. IX. Bd. S. 142 
unter dem Titel: «Résultat de l'opinion de S. M. I. l'Empereur de 
Russie» einem Bericht Castlereaghs an Liverpool beigelegt vom 24. 
August. Dasselbe Schriftstück im Wiener Staatsarchiv unter dem 
Titel «Avis de S. M. I. Alexandre sur les arrangements döfinitivs 
avec la France» und vom 28. August datiert. 

5 s8. Kapitel II. Abschn. 2 S. 104. 
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Elsaß am besten fir deutsche Interessen verwerten könne. Er 
lag besonders nahe, da der Erzherzog Karl eine ruhmvolle 
Vergangenheit hinter sich hatte, und es zudem zweckmäßig 
schien, Oesterreich am Rhein festzulegen. Ob Stein auch die 
Ansicht geteilt hat, die, wie später gezeigt werden wird, fälsch- 
licher Weise annahm, im Elsaß sei die Stimmung für den 
österreichischen Kaiserstaat!, wissen wir nicht. Ganz unmöglich 
ist es nicht, da der betreffende Verbreiter dieses Gerüchtes ein 
in der elsässischen Verwaltung beschäftigter Beamter war, und 
Stein als Vorsitzender der Zentralkommission irgendwie von 
ihm und seinen Anstrengungen Nachricht erhalten haben mag. 
Doch bleibt dies nur eine vage Vermutung. Sicher ist nur 
dies, daß Stein den Plan billigte und betrieb, wobei er von 
keiner anderen Seite Zustimmung und Unterstützung fand, als 
von dem niederländischen Gesandten von Gagern. Hans von 
Gagern hat diesen Gedanken dann im Juli (45.)3 bei einer 
Unterredung mit Metternich wieder vorgebracht, indem er das 
hohe Ansehen hervorhob, in dem der Erzherzog Karl stände, 
der ihm (Gagern) als die «geeignetste Persönlichkeit erschien, 
um mit den Elsässern und Lothringern zustande zu kommen »3, 
Bei Hans von Gagern war die Verfechtung des Gedankens 
einer Sekundo- oder Tertiogenitur keine Sache, die ihm aus- 
schließlich als einzige Lösung der Frage am Herzen lag. Ihm 
kam es vor allem darauf an, die Angelegenheit ins Rollen zu 
bringen, Vorschläge zu machen, Zukunftsmöglichkeiten zu er- 
öffnen, den Annexionsplänen den Anschein der praktischen 
Undurchführbarkeit zu nehmen, die Annexion überhaupt zu 
befürworten, da sich dann schon Wege zeigen würden, die 
erworbenen Länder zu verteilen. Nebenbei suchte er natürlich 
auch, den österreichischen Staatskanzler für diese Pläne zu 


1 Bei Krones, Zur Geschichte Oesterreichs 1792 bis 1816. Die 
Erörterung dieser Frage wird im dritten Kapitel § 6. ElsaB und 
die öffentliche Meinung gegeben. | 

2 Gagern, V. Bd. S. 99. 

3 Gagern, V. Bd. S. 99. 
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erwarmen. Ausschlaggebend aber waren ihm doch jene Ge- 
danken!. Unermüdlich war Gagern für diese Pläne tätig, die 
ihm als «Niederländer und Deutschen» so sehr am Herzen 
lagen. Wenn er auch, wie Schaumann schreibt, als Gesandter 
eines kleinen erst wiederhergestellten Staates von Englands 
Gnaden, keine einflußreiche und ausschlaggebende Rolle spielte, 
so muß man doch objektiv seine großen Verdienste hervor- 
heben, die er sich damit erwarb, daß er immer wieder ener- 
gisch bei jeder Gelegenheit die Wünsche betonte, die allen 
deutschen Patrioten am Herzen lagen. Schon 1813 hatte er 
eine Schrift über «Berichtigungen einiger irriger politischer 
Ideen2» verfaßt, in der er seine Ansichten niederlegte und 
sich der Mühe unterzog, geschichtliches Material zu sammeln, 
um die Zugehörigkeit der elsässischen Provinz zum Deutschen 
Reich zu beweisen. Er wandte sich in dieser Schrift vor allem 
gegen jene Auffassung, die meinte: «Die französische Grenze 
sei ein Heiligtum, das man nicht überschreiten müsse, als sei 
Frankreich gänzlich unzertrennbar, der Rhein eine natürliche 
Begrenzung.» Seinen Widerlegungen legte er französische 
Aussprüche selber zu Grunde, um die Franzosen mit ihren 
eigenen Waffen zu schlagen. Er führte zu diesem Zweck den 
französischen Historiker Flassan an. Dieser polemisiert in 
seiner «Geschichte der französischen Diplomatie» bei Betrach- 
tung des spanischen Erbfolgekrieges gegen die Auffassung, daß 
der spanische Staat unteilbar sei. Er sagt, die Anerkennung 
dieses Grundsatzes müsse unbedingt auch die Anerkennung der 
Unteilbarkeit aller Staaten zur Folge haben. Wie könnte dann 
aber noch irgend ein Staat etwas erwerben? Eine Erwerbung 
bedeute zugleich die Schädigung desjenigen, von dem sie ge- 
nommen sei. Aus diesem Grunde müsse man die Theorie 
der Unteilbarkeit Spaniens verwerfen. Hier greift nun Gagern 
ein und bestreitet mit denselben Gründen die Unteilbarkeit 


I g. weiterhin Gagerns Pläne über das Elsaß, die diese Auf- 


fassung bestätigen. 
2 Gagern, V. Bd. Abt. 2. S. 101 ff Beil. XII. 
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Frankreichs und fordert die Erwerbung von ElsaB-Lothringen, 
zumal diese Gebiete keine ursprünglichen Teile des franzö- 
sischen Reiches seien. Schon Prinz Eugen habe’gesagt: «Elsaß 
übrigens wäre keine französische Provinz, sondern ein erobertes 
Land, welches Frankreich ohne Mühe wieder abtreten möge.» 
An der Hand jenes französischen Werkes geht dann Gagern 
auch die Geschichte der verlangten Gebiete durch: Burgund, 
Metz, Toul und Verdun, Kolmar, Sedan, Elsaß, Lothringen 
und Bar und StraBburg. Mit historischem Material beleuchtet 
er die Politik Ludwig XIV.,.den Westfälischen, den Aachener, 
den Utrechter Frieden sowie die Geschichte Stanislaus Leszynskis. 
Zum Schluß betont er mit Entschiedenheit die Notwendigkeit 
der Rückerwerbung dieser Länder. Er verlangt die Vogesen- 
grenze, denn «ein Fluß ist eine hübsche Grenze für Knaben, 
wenn sie Geographie lernen. Für Männer und Soldaten nicht, 
zu keiner Zeit am wenigsten nach unserer Kriegsmanier.!» 
Diese Schrift Gagerns scheint eine Stilübung geblieben zu sein, 
wenigstens hören wir nicht, daß er von ihr bei den Diplomaten 
Gebrauch machte. Beim ersten Pariser Frieden geschah es 
sicher nicht und beim zweiten wahrscheinlich auch nicht, da 
diente sie ihm nur als gute Vorarbeit und Grundlage für sein 
offizielles Memorandum, das er am 10. August den verbün- 
deten Mächten einreichte?. Er führte hier aus, daß, wenn 
man so überaus emphatisch ausrufe, die französische Ehre sei. 
verletzt, diese doch nichts anderes sei, als die Ehre aller an- 
deren Völker. «Wort halten und Versprechen .ist das erste, 
das wichtigste ihrer Elemente und Attribute. Die Rückkehr 
Napoleons, durch die Armee und die Besten der Jugend unter- 
stützt, ist eine der schändlichsten Flecken, dieser (Völker) Ehre 
angetan.» Die Unteilbarkeit des französischen Gebiets, die 
Klassizität seines Bodens sind leere Redensarten. «Ueberlegene 
Tapferkeit, Intelligenz und das Glück haben diese Klassizität 


1 Gagern, V. Bd. Abt. 2. S. 128. 
* Gagern, V. Bd. 2. Abt. S. 130ff. 
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ihnen gegeben,» und sie werden sie jetzt wieder nehmen. — 
Sind Metz, Toul, Verdun rechtmäßig erworben? Keineswegs ! 
So auch nicht das Elsa und der Sundgau, wie zahlreiche 
Aeußerungen lehren. Die Verjährung sei eine Sache des bür- 
gerlichen Rechts, die im Rechte der Politik unbekannt sei. 
Mit Entschiedenheit wendet sich Gagern auch gegen die 
Sopbismen, man habe nur gegen Bonaparte Krieg geführt, 
man habe die Integrität Frankreichs versprochen. Schon auf 
dem Wiener Kongreß hatte er dagegen opponiert. Das Ziel des 
Krieges, das sei maßgebend, sei die Ruhe und das Gleich- 
gewicht Europas gewesen, den Pariser Frieden vom 30. Mai 
1814 zu vervollständigen. Man brauche keineswegs das alte 
Frankreich zu zerstückeln, aber «das Elsaß zu besitzen, sei für 
die Franzosen nur eine Nahrung ihres Stolzes, eine Versuchung 
mehr haben zu wollen». Schon Schöpflin sagte: «Das Elsaß, 
diese mächtige Wacht des Oberrheins, welche ehemals Frank- 
reich den Deutschen öffnete, öffnet jetzt Deutschland den Fran- 
zosen.» Immer werde Frankreich bedrohlich bleiben, solange 
diese Länder in ibrem Besitz bleiben. Kaiser Franz und König 
Friedrich Wilhelm würden sich die Zuneigung und Dankbar- 
keit aller Deutschen erringen, wenn sie diese Grenzprovinzen 
wieder erwerben würden. Und mit einem stolzen Wort ant- 
wortet Gagern denen, die sagen, es gibt ja kein Deutschland. 
Er sagt: «Es scheint mir, daß wir gut genug bewiesen haben, 
daß es ein Deutschland und Deutsche gibt!!» Es zittert durch 
diese Denkschrift Gagerns, wie wir es nur bei Gneisenaus 
Aeußerungen sonst wiederfinden, eine starke Empfindung, es 
weht durch sie ein Gefühl für das beleidigte Recht und ein fast 
leidenschaftliches Fordern nach Sühne. Schon deshalb hat die 
Denkschrift ihre große Bedeutung. Sie mußte, wie wir auch 
aus Aeußerungen der anderen Mithandelnden wissen, ihre Wir- 
kung tun um ihrer selbst willen. Eben diese wahre Empfin- 
dung versöhnt uns auch mit der von Schaumann übermäßig 


1 Gagern, V. Bd. Abt. 2. S. 140. 
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hart beurteilten Eitelkeit, die den niederländischen Gesandten 
zweifellos erfüllte und ihn veranlaßte, seine Person oft mehr 
als nötig in den Vordergrund zu schieben. Bei aller Kritik 
wird man nie vergessen dürfen, daß Gagern tatsächlich sich 
für die Annexionspläne mit seinem ganzen Herzen einsetzte, 
und daß er sich vor allem der Aufgabe unterzog, die Holland 
so nahe stehenden Engländer zu seinen und der Deutschen 
Ansichten herüberzuziehen. Humboldt schon hatte ihn auf 
diese Aufgabe im Juli aufmerksam gemacht, und unmittelbar 
darauf begann auch Gagern seine Tätigkeit nach dieser Rich- 
tung hin, indem er nach einem Frühstück mit Lord Clancarty 
das Gespräch auf die Sicherung der Grenzen Deutschlands 
lenkte und die Notwendigkeit der Gewinnung des Elsaß für die 
Niederlande wie für Deutschland hervorhob!. Als dabei der 
englische Bevollmächtigte mit dem Kopf schüttelte und sagte: 
«Ich glaube nicht: Es ginge gegen die Abmachungen von Wien», 
trat Gagern mit aller Energie dieser Anschauung entgegen und 
machte die schon in der Denkschrift erwähnten Gründe geltend. 
Unermüdlich wiederholte er dann in der Folgezeit diese An- 
strengungen, aber wie der Ausgang zeigt, mit ebenso wenig 
Erfolg wie all die anderen, wie der Freiherr von Stein bei 
den Russen, wie die preußischen Staatsmänner bei den Oester- 
reichern. Ins einzelne diese Ueberredungsversuche Gagerns zu 
verfolgen, ist nicht geraten, da sie keine weitere Aufklärung 
über unsere Sache bringen, und die eben geschilderte Unter- 
redung als Beispiel vollkommen genügt. 

Schon früher sprachen wir von Gagerns Plan, das Elsaß 
dem Erzherzog Karl zu geben. Wir führten aus, daß Gagern 
diese Vergebung des Elsaß nur als eine unter mehreren Mög- 
lichkeiten betrachtete. Diese Auffassung wird noch einleuch- 
tender, wenn wir bedenken, daß er auch solchen Stimmen 
Gehör lieh, die die Provinzen einem der süddeutschen Staaten 
zuteilen wollten. Er stand dabei vor allem den württember- ° 


1 Gagern, V. Bd. S. 112 ff 
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gischen Ansprüchen sympathisch gegenüber. Doch war ihm 
auch eine Ansiedelung der Hessen oder Badenser angenehm, 
«um dort irgend einen Staat zweiter Ordnung zu gründen, 
welcher Bayern und der Schweiz die Hände zur Verteidigung 
reichen wirde!». Wie weit Gagern in seinen Gedanken 
schweifen konnte, ohne sich recht die Verhältnisse in vollem 
Umfange klar zu machen, wie weit ibn sein Bestreben trieb, 
nur ja alle Möglichkeiten zu erörtern, beweist sein Projekt, im 
Elsa8 und in Lothringen «einen größeren schweizerischen 
Kanton zu schaffen?». Er mag dabei wohl hauptsächlich von 
der Erwägung ausgegangen sein, daß dem Elsässer und Loth- 
ringer eine Vereinigung mit einem deutschen Staate nicht an- 
genehm sein würde. Vielleicht hatte er auch Kenntnis von 
der öffentlichen Meinung im Elsaß. Er begründete diesen Vor- 
schlag damit, daß den «Elsässern und Lothringern dieses fö- 
deralistische Band lieber gewesen wäre». Und er erinnerte da- 
bei wieder an die Vergangenheit, indem er schrieb: «War nicht 
schon früher eine große Zeit für sie gemeinschaftlich, wo 
Elsaß, namentlich Straßburg mit Bern und Zürich und Uri 
und den übrigen bei Murten und Granson gegen den ehrgeizigen 
Capetinger Karl den Kühnen fochten und siegten ?» Wie wenig 
er selbst an die Realisierbarkeit dieser Idee aber glaubte, kann 
man daraus sehen, daB er sie in seinen Berichten aus den 
Pariser Tagen selbst nie erwähnt. Erst bei der Herausgabe 
dieser Berichte teilt er sie in dem verbindenden Text mit, als 
eine Idee, «der er ganz und gar nicht abgeneigt gewesen wäre». 

Bei den Anstrengungen, die Gagern bei den Engländern 
machte, um sie von der Idee der Integrität Frankreichs abzu- 
bringen, ließ er sich nicht nur von dem Gedanken leiten, daß 
er als Minister der Macht, die England ihre Existenz verdankte, 
diesem besonders nahe stehe, sondern auch von der Beobach- 
tung, daß im englischen diplomatischen Lager die Dinge durch- 


1 Gagern, V. Bd. S. 119. 
2 Ebenda. 
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aus nicht so fest waren, wie Castlereagh und Wellington 
glauben machen wollten. Wie wir schon einmal ausführten, 
waren vielmehr gerade die Engländer während des ganzen 
Augusts in zwei Parteien geteilt. Auf der einen Seite Castle- 
reagh und Wellington, auf der anderen Seite die öffentliche 
Meinung, der Prinzregent und das Torykabinett unter Lord 
Liverpool. Wellingtons und Castlereaghs Meinung haben wir 
entwickelt, so können wir hier, wo es sich um eventl. Unter- 
stülzung der deutschen Pläne handelt, uns gleich zur Dar- 
stellung der Ansichten in England selber wenden. Es ist auch 
darum nötig, da in der Literatur davon die Rede ist, Eng- 
land habe die elsässischen Pläne unterstützt, sei aber durch 
Wellington und Castlereagh davon abgezogen worden!. Wie 
weit ist dies richtig? Lord Liverpool hat selbst schon im Juli 
seine Meinung dahin ausgesprochen, daß es durchaus nicht zu 
verwundern sei, wenn zwischen den Verbündeten Uneinigkeit 
über die Bedingungen des Friedens bestände, denn es sei doch 
natürlich, daß die an Frankreich grenzenden Staaten eine 
dauernde Abtretung von diesem Lande für ihre eigene Sicherheit 
verlangen, andererseits aber sei es ebenso verständlich, daß der 
Kaiser von Rußland den Wunsch habe, als Protektor der fran- 
zösischen Nation aufzutreten. Indes müsse sich dieser Wunsch 
Alexanders in «vernünftigen Grenzen» halten?. Er müsse ein- 
sehen, daß es berechtigte Wünsche auch seiner Verbündeten 
gäbe, nämlich für ihre Sicherheit zu sorgen. Wolle man aber 
den Gedanken der Sicherheit zur Richtschnur in den Verhand- 
lungen machen, so müsse man auch unbedingt auf die zeit- 
weilige Besetzung von französischen Festungen drängen und 
nicht auf ihre Schleifung, denn die Zerstörung von Festungen 
gäbe keine Sicherheit, sie entbléBe nur Frankreichs Grenzen, 
gewähre aber damit den angrenzenden Staaten noch keine 
Ruhe, da zerstörte Festungen leider wieder herzustellen seien 


1 Schaumann vertritt diese Anschauung. 
2 Wellington, Suppl. Desp. IX. S. 77. Brief vom 28. Juli. 
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und damit vor allem die Nachbarn selbst doch keine Festungen 
gewannen. Die zeitweilige Besetzung aber biete zweifache 
Sicherheit, da sie nicht nur die Möglichkeit gäbe, sich selbst 
in der Zeit, da die feindlichen Befestigungen besetzt gehalten 
würden, zu verstärken, sondern auch der Regierung im Lande 
selbst Zeit ließe sich zu befestigen und an Autorität und An- 
sehen zu gewinnen, auch revolutionäre und jakobinische Um- 
triebe, von denen alles Unheil komme, zu unterdrücken. So 
vertritt die englische Regierung Ende Juli durchaus ein Prinzip, 
das den Intentionen Wellingtons entspricht. Auch in den 
territorialen Ansichten über die Gestaltung Frankreichs können 
wir ungefähr Mitte August in der Haltungder englischen Regierung 
keinen so schroffen Zwiespalt erkennen, wie er oft dargestellt 
wird. Sie vertritt den Standpunkt, daß in allen Verhandlungen, 
auch über territoriale Abtretungen, die Sicherheit Europas als 
oberstes Prinzip maßgebend sein müsse. Es komme dabei nicht 
so sehr auf Abtretungen an, sondern, wenn es ohne sie gehe, 
solle man diesen Weg verfolgen 1. 

Erst nach Kenntnisnahme der österreichischen und preu- 
Bischen Denkschriften erklärte sich die englische Regierung 
ausdrücklicher für Abtretungen. Dabei war vor allem die Ein- 
sicht leitend, «daß diese Regierungen mehr gemeinsame Inter- 
essen mit uns besitzen in der ganzen Frage, als die Regierung 
von Rußland». Wie wenig aber England im Verhältnis zu 
Preußen forderte, zeigt uns der Bericht Liverpools vom 
48. August?, in dem zum ersten Male überhaupt bestimmte 
Wünsche geäußert werden. Die englische Regierung schlug 
eine Kombination von Oesterreichs und Wellingtons Forde- 
rungen vor, zeitweise Besetzung und Schleifung einiger 
Festungen, wie dauernde Abtretung. Straßburg sollte geschleift 
werden, Landau an Deutschland kommen. Das war ein sehr 
zahmes Verlangen gegenüber dem preußischen, das Liverpool 


1 Wellington, XI. Bd. S. 126. 
2 Ebenda, S. 130. 
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selbst als «Extravaganz»ı kennzeichnet. Dabei wurden alle 
diese Vorschläge ruhig und ohne irgend welchen Nachdruck 
Castlereagh gemacht. Auch gegen Ende August sah die eng- 
lische Regierung die Schleifung Straßburgs -und Lilles nicht 
etwa als eine conditio sine qua non an, «sondern als einen 
Wunsch, der mit all dem Nachdruck betrieben werden muß, 
den wir (die Engländer) ihm schuldig zu sein fühlen®». So 
hegte damals die Regierung in London wohl Abtretungsgedanken, 
sie war jedoch eventuell zur Nachgiebigkeit bereit. In diese Zeit 
fällt nun das schon erwähnte Zurücktreten Alexanders von 
seinem Plane, die Integrität Frankreichs zu wahren, das 
Castlereagh am 24. August seiner Regierung mitteilte®. Um 
die gleiche Zeit sandte der englische Bevollmachtigte seinen 
Bruder Lord Stewart nach London, um seine sowieso nicht 
sehr energische Regierung zur Sanktionierung seiner Schritte 
zu bewegen. Dies gelang Stewart leicht, war doch schon der 
Bericht Liverpools vom 23. August so gehalten, daß er «aus- 

drücklich jeden Gedanken an eine dauernde Abtretung Frank- 
“ reichs, mit Ausnahme einer von Castlereagh selbst angeregten 
Zession zurtickwies4». So entschied sich denn am 28. August 
die englische Regierung in einer Sitzung, den Schritten Castle- 
reaghs die Genehmigung zu geben. Mit dieser Vollmacht ver- 
sehen, schrieb Castlereagh am 2. September sein Memoire, 
das sich gegen die preußischen Forderungen wandte und nur 
die Grenzen von 1790 verlangte5. So hat sich uns also die 
Politik Englands wohl von zwei Strömungen beherrscht gezeigt, 
die einander entgegenliefen, aber die Haltung der Regierung 
war durchaus nicht so schroff und für Castlereagh gefährlich, 
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1 Ebenda. 

2 Wellington XI. Bericht Liverpools vom 23. August S. 136. 

3 Ebenda, S. 142, Liverpool an Castlereagh 24. August. 

4 Ebenda, S. 145, Liverpool an Castlereagh vom 28. August, 
gemeint sind die Grenzen von 1790, die Liverpool schon am 23. 
August verlangte, und die mit Castlereaghs Plänen übereinstimmten. 

5 Schaumann, Beilage 20, S. XC. 
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wie sie oft dargestellt wird. Was aber für uns am wichtigsten 
ist, ist dies, daß die englische Regierung niemals an eine 
Unterstützung der preußischen «Extravaganzen» gedacht hat, 
also an ein Eintreten für die Annexionspläne t. Viel energischer 
scheint sich die öffentliche Meinung Englands für eine Schä- 
digung Frankreichs ausgesprochen zu haben. Näheres hierüber 
würde das genaue Studium englischer Zeitungen und Flug- 
schriften ergeben, das mir nicht möglich war. Wellesley Pole 
vor allem soll sich für die Abtretung des Elsaß eingesetzt 
haben. 

In dieser Beleuchtung der englischen Politik erscheint uns 
auch die Tätigkeit des hannoverschen Ministers, des Grafen 
Münsters, in der Annexionsfrage, nur als die persönliche Bemü- 
hung eines deutschgesinnten Mannes. Er war schon in Wien 
bei den Verhandlungen des Kongresses kräftig für die Interessen 
seines Landes eingetreten, und suchte sich jetzt vor allem in Paris 
Einfluß zu verschaffen, da er meinte, der Anteil der Hannoveraner 
an dem Feldzug, vor allem an der Schlacht bei Waterloo, gäbe 
ihnen das Recht, in den Friedensverhandlungen mitzuberaten 
und zu wirken. Schon 1814 hatte Münster seine Anschauungen 
über die Bedingungen, die man Frankreich vorschreiben müsse, 
entwickelt und sich dabei durchaus für Loslösung von Land- 
gebiet von Frankreich ausgesprochen, besonders in dem Brief- 
wechsel mit dem Prinzregenten gab er dieser Ueberzeugung 
Ausdruck. Er äußerte sich ihm gegenüber sehr ungehalten über 
die Haltung Englands und Oesterreichs. Er schrieb: «Das 
Los des Krieges wird die Frage der Grenzen Frankreichs mehr 
als es die Verhandlungen tun werden, entscheiden. Aber in- 
dessen selbst jetzt, wo man Grund hat, sich eines vollständigen 
Sieges gegen Napoleon zu schmeicheln, scheinen die ersten 
Minister des Hofes von Oesterreich und selbst die Englands der 

Meinung zu sein, daß man die Grundlagen nicht ändern dürfe, 


ı Es sei auch hier auf die Unterredung Gagerns mit Lord 
Clancarty über das Elsaß hingewiesen. S. 159. 
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über die man in den letzten Tagen (in Langres) überein- 
gekommen wäre, und daß Frankreich zum Wohle Europas 
nicht unterhalb der Grenzen verkleinert werden dürfte, welche 
man ihm hatte vorschlagen wollen. Ich zweifle, fügte er hin- 
zu, daB der Kaiser von Rußland, der bei der Armee ist, der- 
selben Ansicht sein wird, und ich gestehe, daß ich für meinen 
Teil nicht verstehe, warum Frankreich die Grenzen, welche es 
von Ludwig XIV. besaß, und die sogar für die ständige Defen- 
sive gegen andere Nationen genügten, heute ibm nicht mehr 
genügen sollten, und warum es das Elsaß behalten soll, welches 
noch vollständig seinen deutschen Charakter bewahrt 1.» Diese 
Ansichten hatte er auch 1815 mit nach Paris gebracht. Er 
befand sich damit in offenbarer Opposition gegen Castlereagh 
und Wellington. Ob Münster diese aber so scharf zur Geltung 
brachte, daß er sogar Cästlereagh um «seine Stellung besorgt» 
machtel?, konnten wir nirgends feststellen. Im August aller- 
dings schrieb er ein Memoire, das er dem Prinzregenten 
sandte, und das sich nach Pertz3 gegen die Vorschläge Welling- 
tons und Castlereaghs gewandt hat“. In diesem Memoire setzte 
Münster seine Bedingungen auseinander : «Die Pyrenäen, die 
Alpen und das Meer schreiben dem Ehrgeiz Frankreichs 


1 Münster an den Prinzregenten 2. Februar 1814. Troyes. 
Staatsarchiv Hannover. 

3 Wie Pertz, Stein, IV. Bd. S. 560 behauptet im Anschluß an 
Gagern, V. Bd. S. 190. 

3 Pertz, IV. Bd. S. 560. | 

4 Das Memoire fand sich nicht in der Korrespondenz zwischen 
Münster und dem Prinzregenten. Zu dem Bericht vom 17. August 
schreibt Münster: «Le Baron de Stein vient d'arriver. Le Prince 
Hardenberg l'a engagé à venir, comme un renfort au parti qui 
croit devoir exiger des süret6s réelles contre la France. Il est oc- 
cupé à rédiger un memoire, en réponse à ceux qui‘préchent une 
grande modération. Je me réserve de mettre mon oppinion sur 
ce sujet important sous les yeux de V. A. R. par le général Blom- 
field qui part Samedi». Im Postskriptum schreibt er im Anschluß an 
die Verhandlungen: «Mais je m’en rapporte au mémoire que je 
confiérai au général Blomfield». Staatsarchiv Hannover. 
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Grenzen vor, warum sollten der Jura, die Vogesen und die 
Ardennen nicht Deutschland die Garantien geben, deren sich 
Spanien und Italien erfreuen?» Man müsse Deutschland seine 
natirlichen Grenzen geben oder wenigstens sich von den mili- 
tärischen Angriffspunkten wie Straßburg befreien. «Auf jeden 
Fall aber den status quo ante 1792.» Diese Denkschrift 
Münsters, die nur für den Prinzregenten verfaßt war, aber 
vielleicht auch anderen gezeigt wurde, wie z. B. Gagern, war 
indes nicht eine offizielle Auslassung des hannoverschen Mini- 
sters. So scheinen auch die in ihr enthaltenen Forderungen, 
soweit wir das aus dem Wenigen schließen können, nicht fest 
formuliert gewesen zu sein. Sie verlangte allerdings das Elsaß, 
wich aber doch selbst davor zurück und sprach schließlich nur 
von Straßburg, ja von den Grenzen von 1792, was noch weniger 
als die von Castlereagh im September zugestandenen Grenzen 
von 1790 war. Waren diese Wünsche also nicht bestimmt 
abgegrenzt, so ließen auch Münsters Anstrengungen, Castlereagh 
von seinem Standpunkt abzubringen, bald nach. Schon am 
25. August kann Gagern berichten, daß «Graf Münster, der 
in dieselben Diskussionen mit Lord Castlereagh (über die Ab- 
tretungen) getreten war — wobei er sich sogar vornahm, ihm 
Gefahren für seinen Posten vorzuspiegeln — damit endete, daß 
er fest überzeugt war!». Graf Münster war eben vor allem 
Hannoveraner. Er konnte und wollte diese Pläne nur so lange 
unterstützen, als sie ihm und seinem Lande keine Unannehm- 
lichkeiten brachten. Diese Politik hat er vor allem befolgt. 
Man darf aber dabei doch nicht annehmen, daß er allzusehr 
von Preußenangst befangen gewesen wäre, wie es meist ge- 
schieht?. Er hat in seinen Verhandlungen mit Hardenberg 


1 Pertz scheint das Memoire gekannt zu haben, da er es ganz 
bestimmt vom 15. August datiert. Dabei beruft er sich aber bei 
Inhaltsangabe auf das schon bei Gagern Mitgeteilte. Der ganze 
Konflikt zwischen Münster und Castlereagh scheint mir bei Pertz 
übertrieben, es hätte sich doch sonst irgend eine Aeußerung dar- 
über im Briefwechsel Münsters finden müssen. 

2 Besonders von Treitschke, I. Bd. 
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4814 allerdings die Rechte Hannovers gewahrt, aber nicht klein- 
lich und preußenfeindlich, sondern sogar wohlwollend und ent- 
gegenkommend. In einem Bericht aus Chaumont vom 3. März 
an den Minister von Bremer schreibt er, ein Memoire über 
etwaigen Austausch mit preußischem Gebiet kritisierend: «Es 
herrscht in demselben zu viel Bitterkeit gegen Preußen und 
zuviel was mit den unter den großen Mächten Europas bereits 
traktatmäßig festgelegten Vereinbarungen nicht vereinigt werden 
kann. Niemand wird glauben, daß ich für Preußen parteiisch 
sei, jai fait mes preuves und zum Renegaten bin ich zu alt 
geworden. Ich kann aber nicht übersehen, daß das preußische 
Kabinett, dessen Politik und der Geist der Nation sich sehr 
geändert haben. Nie würde ich das Schicksal von Ländern 
auf die persönlichen Eigenschaften eines Fürsten oder eines Mini- 
sters bauen, wohl aber auf solche neue Ansichten Rücksicht 
nehmen.» Und am Schluß der Denkschrift sagte er: «Ich 
werde tun, was möglich ist, aber man erwarte nicht, daß ich 
imstande sein werde, durch verhältnismäßig kleinere Rück- 
sichten Einrichtungen zu verhindern, die unter den großen - 
Mächten Europas als notwendig angesehen werden. Man be: 
denke, daß wir es mit einer Macht zu tun haben, die unge- 
heuer viel für Deutschlands Befreiung getan hat, und daß Groß- 
britannien sich in kleinere Detailsschwerlich einlassen wird!.» Aus 
diesen Zeilen spricht ein ruhiger, gerechter Sinn, der auch 
Wünschen anderer sich nicht verschließt. So dürfen wir Münsters 
Stellung zu Preußen nicht in zu ungünstigem Lichte sehen, noch 
weniger behaupten, sie habe ihn von seinen Plänen, Elsaß und 
Lothringen zu erwerben, abgebracht?. Nein, dazu führte ihn 
die ganze Entwickelung der Verhandlungen, wie auch seine 
Stellung als abhängiger Minister Englands, 


ı Auszug eines Berichtes an Seine Exzellenz Minister von 
Bremer. Chaumont, den 3. März 1814. Eigenhändig unterschrieben. 
Staatsarchiv Hannover. 

2 Auch nach dem Wiener Kongreß darf man diese Ansicht 
nicht hegen, wenn er auch Preußen entfremdet wurde. 
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Schauen wir zurück, so zeigen sich uns alle Anstrengungen, 
die von den verschiedensten Seiten gemacht wurden, die alten 
deutschen Lande wiederzugewinnen, als ergebnislos. Sie mußten 
es sein und scheitern vor allem an der Politik Rußlands und 
Englands, an der scheinbaren Haltlosigkeit und äußeren Un- 
bestimmtheit Oesterreichs wie an seiner ganz anders gerich- 
teten Interessensphäre, schließlich an dem mangelndem Zu- 
sammenhang zwischen den süddeutschen Staaten und Preußen. 
Bei den eingeweihten Diplomaten galten die Annexionspläne 
mit dem Ultimatum vom September als begraben und erledigt. 
Draußen aber im Volke und bei einzelnen Männern hoffte man 
noch lange auf Verwirklichung dieser Phantasien, bis der Friede 
vom 20. November 1815 ihnen völlige Gewißheit und herbe 
Enttäuschungen brachte. Von den Erwartungen war nur wenig 
erfüllt worden, Preußen gewann Saarlouis und Saarbrücken, 
Bayern Landau, die Niederlande erhielten Philippeville und 
Marienburg. 

Was so die Diplomaten verdorben hatien, hätte auch eine 
gewaltige Aeußerung des Volkswillens damals nicht anders 
wenden können, denn noch war die öffentliche Meinung keine 
organisierte, durch große Zeitungen sich äußernde Macht wie 
in unseren Tagen. Sie hätte sich zudem in gewaltiger, ein- 
heitlicher Weise kundtun müssen. Daß das aber nicht der 
Fall war, soll im folgenden Kapitel nachgewiesen werden. 


= me 


DRITTES KAPITEL. 


Die Annexionspläne in der Öffentlichen 
Meinung!. 


85. Die Öffentliche Meinung in Deutschland. 


Die öffentliche Meinung einer Zeit über eine Frage klar- 
zulegen, ‘ist eine der schwierigsten und heikelsten Aufgaben 
des Historikers. Während ibm für die Ergründung der Psy- 
chologie eines einzelnen dessen eigene Aeußerungen und Taten 
sowie Urteile der ihm Nahestehenden zur Verfügung stehen, 
so ist er bei der Erforschung der Massenpsychologie schlimmer 
daran. Wohl haben wir sogenannte «Stimmen der öffentlichen 
Meinung» in Zeitungen und Flugschriften, die uns den Geist 
des Volkes offenbaren können, aber wir wissen auch, wie wenig 
zuverlässig solche Stimmen sein können, da sie nur allzuoft 
nichts weiter sind als Aeußerungen kleiner Kreise, die zwar 
durchaus im politischen Leben stehen, aber keineswegs die 
Ansicht Aller vertreten. Noch weniger sind die Stimmen ein- 


ı Es kam mir bei diesem Kapitel nicht so sehr darauf an, alle 
von mir benutzten Zeugnisse der öffentlichen Meinung namentlich 
hier zu nennen und durchzasprechen, als vielmehr darauf die Stel- 
lung der Oeffentlichkeit zu unserer Frage im allgemeinen zu fixieren 
und an einigen prägnanten Beispielen anschaulich zu machen. 
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zelner, die vorgeben, einem allgemeinen Volksempfinden Aus- 
‘druck zu verleihen unbedingt vertrauenswürdige Zeugnisse. 
Und doch sind diese Vermittler die einzigen Interpretatoren 
jenes mystischen Begriffs der öffentlichen Meinung. Ist es in 
unserer Zeit, der Zeit der Presse und der Volksversammlungen, 
schon leichter aus einem freilich ungeheuren Material das 
Hervorstechende und Gemeinsame herauszufinden, so erschwert 
andererseits gerade der Mangel an Material, die öffentliche 
Meinung früherer Zeiten richtig zu erkennen, in denen jene 
Ausdrucksmittel, Presse, Volksversammlungen und anderes 
nicht allgemein waren, und die Stimmung sich noch 
nicht in einmütiger Weise kundgeben konnte. Andererseits 
erleichtert freilich wieder die Dürftigkeit des Quellenstoffes und 
die Spärlichkeit der Töne außerordentlich das Heraushören von 
Aeußerungen über bestimmte einzelne Gegenstände des öffent- 
lichen Lebens und Interesses. Immerhin gehört ein außer- 
ordentlich feines und geschärftes Ohr dazu, aus dem Stimmen- 
gewirr die entscheidenden Klänge herauszuhören. Leicht 
besteht die Gefahr, nicht nur Stimmen zu überhören, sondern- 
auch ihre Klangfarbe falsch zu bestimMen oder gar aus dem 
Gewühl von Tönen zuviel herauszulauschen. 

Das muß gerade für unsere Epoche, die Zeit der Befrei- 
ungskriege, besonders betont werden, als durch die ganze öf- 
fentliche Meinung scheinbar nur ein Akkord hindurchschwang, 
der Dreiklang des Gefühls der Rache, des zügellosen Hasses 
und des Verlangens nach endlicher Erlösung und Belohnung. 
Leicht könnte man sich da täuschen lassen und annehmen, 
es müsse aus dieser Tonflut auch notwendigerweise eine allge- 
meine leidenschaftliche Aeußerung erklingen, weiche die Rück- 
gabe von Elsaß und Lothringen forderte. 

Vor allem müssen wir darum in kurzen Strichen das all- 
gemeine Stimmungsbild jener Zeit zeichnen, aus dem heraus 
einzelne Wünsche laut wurden. Oft genug ist dies geschehen 
und als Hauptcharakteristikum das erwachende Nationalbe- 
wußtsein des deutschen Volkes mit Recht bezeichnet worden. 


Es ist jene Epoche, die schon im Anfang des Jahrhunderts 
ihre Wurzeln hat, und die sich in der Leidenszeit der napoleo- 
nischen Herrschaft still aber um so tiefer und durchdringender 
entwickelte, die ihre Kräfte vor allem in dem Reformwerk 
des neugeschaffenen Preußens dokumentierte, in der stillen 
inneren Arbeit am Wiederaufbau verfallener Werte wie spä- 
terhin in dem leidenschaftlichen Opfermut des gesanıten Volkes. 
Es war die Epoche der Arndt, Stein und Görres. Und nicht 
ohne Grund ist Preußen genannt worden, das nicht nur mit 
seiner inneren Reorganisation ein Führer der Erhebung gegen 
Napoleon wurde, sondern vor allem auch durch den Geist, 
der in seinen leitenden Männern wie in seinen Soldaten glühte. 
Fichtes «Reden an die deutsche Nation» wurden in Berlin 
gehalten. Der bei Metternich so arg verschriene Tugendbund 
mit seinen allgemein deutschen Tendenzen war preußisch, und 
genugsam ist in dieser Untersuchung hervorgehoben worden, 
wie anders Preußens Staatsmänner deutsche Interessen ver- 
standen und vertraten als die deutschen Kleinstaaten oder gar 
als Oesterreich. So ist es tief begründet, daß Arndt schlieBlich 
sich dazu bekannte, Preußen sei sein zweites Vaterland ge- 
worden, und daß Görres immer wieder auf Preußens Haltung 
hinwies. Es ist notwendig, dies hervorzuheben, nicht um 
Preußen besonders hochzustellen, sondern weil aus diesem 
` Ueberwiegen und Lautwerden des preußischen Geistes in der 
öffentlichen Meinung jener Irrtum sich zum großen Teile her- 
leitet, daß man annahm, ganz Deutschland habe sich für die 
Erwerbung Elsaß-Lothringens eingesetzt, wo es sich nur um 
einzelne Kreise handelt. Es ist dies selbstverständlich auch nicht 
so zu verstehen, als habe man im südlichen Deutschland keine 
Begeisterung und Opferwilligkeit gezeigt. Nein, es soll damit 
nur darauf hingewiesen werden, wie in Preußen vor allem sich 
die politisch wirksamen Mächte der öffentlichen Meinung ent- 
wickelten, auch weil die Regierung ihnen freien Spielraum 
ließ, während dies in Süddeutschland selbst nach dem Austritt 
der süddeutschen Staaten aus dem Rheinbund nicht der Fall 
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war 1. Es soll damit betont werden, daß wohl in Preußen die 
öffentliche Meinung sich ungehindert äußern und wirksam 
werden konnte, während in Süddeutschland Männer wie Feuer- 
bach in Bayern und Jasmund in Württemberg direkt für die 
Befürwortung allgemein deutscher Interessen gemaßregelt wur- 
den. Ein allgemein deutsches Interesse aber war für die 
öffentliche Meinung die Erwerbung der alten deutschen Länder 
jenseits des Rheins. So sehen wir auch tatsächlich nur solche 
Männer die Annexionspläne lebhaft unterstützen, die «teutsch» 
gesinnt waren, wie es in den Kreisen des Tugendbunds hieß, 
die sich um Arndt herum gruppierten, d. h. die allgemein 
deutsch gesinnt waren. Für die partikularistischen Interessen 
der süddeutschen Fürsten und zugleich für jene elsaß-lothrin- 
gischen Pläne traten nur sehr wenige Männer ein. Aus diesem 
Gesichtspunkt muß man meiner Ansicht nach die Haltung der 
öffentlichen !Meinung zu den Annexionsplänen beurteilen, so 
' wird man verstehen, daß "trotz der ungeheuren Einmütigkeit 
des Volkes in dem Wunsch nach Befreiung, in dem Zorn gegen 
den Tyrannen, die Forderung nach den Grenzprovinzen nicht 
so allgemein erklang, wie man glauben möchte. Jedenfalls 
muß uns das vorhandene Quellenmaterial zu einer solchen Auf- 
fassung mit Notwendigkeit führen. | 

Vorbereitet wurde die öffentliche Meinung auf jene For- 
derungen schon verhältnismäßig früh, als man noch an keinen 


ı Daß die preußische Zensur besonders 1813 und Anfang 1814 
unter Renfner auch außerordentlich engherzig war und bereits 
erschienene Schriften von Arndt sogar zurückwies, soll keineswegs 
geleugnet werden. Czygan 2. Bd. 1. Teil, S. 247, 311. Immerhin 
aber befreite sie sich doch bald von diesen kleinlichen Rücksichten 
und stellte sogar das wichtigste und einflußreichste Organ der 
öffentlichen Meinung, den «Rheinischen Merkur» unter ihren Schutz, 
während die Regierungen der Kleinstaaten ihn pur zu gern vernichtet 
hätten und seinen Verkauf in ihren Reichen verboten. Czygan, 2s, 
S. 299—877. Was aber die Unterstützung des Rheinischen Merkurs 
bedeutete, wird aus der Darstellung seiner Bemühungen hervor- 
gehen. 
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Frieden dachte. Es war vor allen Dingen Ernst Moritz Arndt, 
der die Auffassung zu verbreiten suchte, daß der Deutsche 
sich auf sich selbst besinnen und erkennen müsse, daß es 
schmachvoll sei, wena man allgemein den Rhein als die Grenze 
Deutschlands bezeichne. Mit einer Leidenschaft und Glut, wie 
sie nur in jenen Tagen, da jeder in gehobenen und gespannten 
A ffekten lebte, möglich war, betonte er immer wieder die Be- 
deutung der Sprache als des einzigen beweiskräftigen Krite- 
riums für die Zusammengehörigkeit einzelner Landschaften zu 
einem großen Ganzen. «Was ist des Deutschen Vaterland ?» 
ruft er aus und antwortet darauf, daß es sich so weit erstrecke, 
wie seine Sprache reiche, denn diese sei keine äußerliche Zu- 
fälligkeit, die Menschen äußerlich zum Volk zusammenbinde, 
sondern sie sei «gleichsam der Leib aller innerlich im Menschen 
bewegten Seelenkräfte, inwiefern sie sich äußerlich gestalten 
wollen, sie ist der Durchbruch der Geister 2». Für ihn ist es 
bei dieser tiefen Auffassung der Sprache natürlich unmöglich, 
ein Volk, das die deutsche Sprache spricht, unter der Herr- 
schaft der französischen Regierung zu wissen, zumal er einen 
ungeheuren Unterschied zwischen beiden Völkern sieht. «Der 
Franzose hat eine überwiegende Neigung zum Volke», «der 
Deutsche hat eine überwiegende Neigung zum Menschen», d. h. 
«es ist dem Franzosen eine Unmöglichkeit, allein zu leben, 
als Mensch, als Selbst, er fühlt sich dann unbehaglich und 
nichtig, und verlangt Gesellschaft, ohne die, ohne Volk ist er 
nichts, atmet er nicht, empfindet er~nicht, kurz lebt er nicht». 
Der Deutsche dagegen liebt mehr den Menschen, er hat keine 
Ruhe, «er rette sich denn von Zeit zu Zeit aus dem Volke 
und aus dem Gewühl und kehre zu sich selbst zurück». Er 
lechzt nach dem Gefühl des einzelnen Daseins. Die französische‘ 
Leichtherzigkeit und Leichtsinnigkeit, die Geselligkeit haben 


1 Ueber den Gebrauch einer fremden Sprache. In Ernst Moritz 
Arndts, «Schriften für und an seine lieben Deutschen» Herbst 1813, 
S. 383. Bd. I, 1845. 
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muß, ist auch in seiner Sprache ausgedrückt. Aus diesem Emp- 
finden heraus formt Arndt seine lodernden Verwahrungen 
gegen den überhand . nehmenden Einfluß der französischen 
Sprache und damit des französischen Wesens. Er ruft zur Er- 
kenntnis des eigenen Wertes auf. «Wir waren nichtig geworden, 
weil wir unsere Sprache verachtet hatten ; diese Sprache war nichtig 
geworden, weil wir aufgehört hatten ein Volk zu sein f». Und mit 
Leidenschaft ruft er aus: «Ich will denn Haß, brennenden und 
blutigen Haß, weil die Fremden laut ausrufen, sie seien un- 
sere Sieger und Herren von rechts wegen?». Es ist notwendig 
diese glühende Denkweise Arndts zu kennen, seine Auffassung 
der Sprache in ihrer Beziehung zum Volke, denn das sind die 
Grundlagen, auf denen er seine große Schrift «Der Rhein, 
Deutschlands Strom, aber nicht Deutschlands Grenze» aufbaute 8. 
Eine Schrift, die zum ersten Male in voller Ueberzeugung und 
aus leidenschaftlichem Herzen heraus öffentlich die Theorie der 
Franzosen von Deutschlands natürlichen Grenzen bekämpfte, 
eine Schrift, die zum ersten Mal mit voller Schärfe auch den 
Anhängern dieser Theorie auf deutscher Seite die Wahrheit 
sagte, wie Arndt sie erkannt hatte. Wenn er auch, nicht be- 
kannt mit den historischen Tatsachen, die zum Teil erst heute 
vollkommen klar liegen, weniger auf positive Beweise seine 
Ansprüche stützen konnte, als auf mehr rein innerliche, dem 
Gemüt entsprungene, wenn er sich auf Ehre und Treue berief, 
so war dies für die Wirkung weit besser als alle Fülle histo- 
rischen Details. Es war auch, wie wir sehen werden, not- 
wendig, da andere Geister weniger auf diese allgemeinen idealen ' 
Argumente eingingen, als auf einzelne sachliche Gründe, 
die sich bald abnutzten. Obenan setzt Arndt vor allem den 
Satz: «Die einzige gültigste Naturgrenze macht die Sprache.» 
Das ist bei allen Völkern so und muB auch jetzt bei Deutsch- 


1 Ueber den Gebrauch einer fremden Sprache, S. 429. 

2 Ueber Volkshaß s. o. Bd. I, S. 370. 

3 Im Herbst 1813 erschienen. Hier benutzt nach der Ausgabe 
im 2. Bd. der «Schriften für und an seine lieben Deutschen». S. 1 ff. 
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land gelten, wie es früher galt, wo «Deutschland nur das Land 
der deutschen Zunge hieß, aber das war auch ganz deutsch». 
Es sprechen auch die Erfahrungen der Zeiten mit, die Flüsse 
und Gebirge nicht darum zu Grenzen machen, weil sie Sicher- 
heiten geben, trennend wirken, also nicht um ihrer selbst 
willen, sondern weil sie Sprachgrenzen sitd. So muß man 
auch den Rhein auffassen: Er kann keine Grenze sein, da er 
sprachverschiedene Völker trennt, er ist wie eine Verbindung 
zwischen zwei verwandten Stämmen. So muß man die Ueber- 
schrift seiner Abhandlung verstehen. «Ich meine, sagt Arndt, 
mit dieser Ueberschrift, die beiden Ufer des Rheins und die 
umliegenden Lande müssen deutsch sein, wie sie sonst waren, 
die entwendeten Lande und Menschen müssen dem Vaterland 
wieder erobert werden!». Und dann ruft Arndt als seine Zeu- 
gen Recht, Politik, Ehre und Treue auf. Der erste Zeuge, das 
Recht, greift bei seinen Beweisen bis auf Cäsar, Kaiser Augu- 
stus, Tiberius und Germanicus zurück, geht auf die Geschichte 
Ludwig des Frommen, Karl des Kühnen und der Erwerbung 
der Länder durch die Habsburger näher ein. Die wichtigsten 
Momente im Streite um das ElsaB beim Westfälischen Frieden 
und im 17. Jahrhundert beleuchtet Arndt nicht näher, gerade 
jene Punkte, auf die er sein Recht am bestimmtesten hätte 
aufbauen können. — Der zweite Zeuge, die Politik verlangt 
die Länder jenseits des Rheins, da Frankreich, wenn es den 
Rhein mit seinen Gebieten behält, auch alles «Uebergewicht 
über Deutschland und das übrige Europa» bewahrt. Das ist 
ein Argument, das wir auch in den Pariser Verhandlungen 
von den Diplomaten angeführt sahen. Wie jene behauptet auch 
Arndt mit Nachdruck, daß die Franzosen Anlage zu einem 
Eroberervolke hätten, aber wenig Anlage das Eroberte zu ge- 
brauchen. Nie werden ihre Nachbaren vor ihnen Ruhe haben. 
«Aus allen diesen Gründen ist es klarer als Sonnenlicht, daß 
der große und heilige Kampf, worin wir mit den Franzosen 


1 Schriften II. Bd. S. 11. 


— 176 — 


stehen, kein anderes erstes und letztes Ziel haben kann, als 
die Gewinnung unseres abgerissenen Landes und die Wieder- 
befreiung unserer Sprache und Art, welche mit Gewalt haben 
Franzosen werden sollen 1». Und mit zündenden, aus der Tiefe 
eines wahrhaft begeisterten und glühenden Herzens kommen- 
den Worten rührt er an deutsche Treue und deutsche Ehre, 
um die Gleichgültigen aufzurütteln und den Schwachen Mut 
zu geben, die berechtigten Wünsche mit Eifer und Nachdruck 
geltend zu machen. «Die rheinischen Lande und Schwaben 
und Westfalen sind der Kern und das Mark des deutschen 
Volkes». «Daß von daher alles beste und echteste Deutsche 
ausgegangen ist, und daß dahin ewig zurückfließen und von 


da wieder ausströmen muß, was in Sitte, Verfassung, Wissen- 


schaft und Kunst den rechten deutschen Stempel tragen soll», 
ist Arndts feste Ueberzeugung. Daraus quillt seine bange Be- 
-fürchtung : «wenn nun das Unglück bleibt, daß die Franzosen 
den Rheinstrom behalten, so wird das Deutsche in seinen Kei- 
men vergiftet und erstickt. Deutschland kann seinen Namen 
noch Jahrhunderte behalten, aber Deutschland ist dann bald 
nicht mehr». Man sieht deutlich aus den angeführten Stellen, 
wie Arndt schreibt, wie in seinen Worten vor allem seine 
Seele spricht, die sich nicht scheut, sogar gewagte Möglich- 
keiten anzunehmen und auszumalen, nur um recht wirksam 
zu sein, um recht eindringlich zu seinen Anschauungen zu 
bekehren. | 

Mit diesem leidenschaftlichen Verlangen nach dem Elsaß 
konnte sich Arndt selbstverständlich nicht begnügen. Sein 
Temperament wie seine Einsicht zwangen ihn ‚zugleich Vor- 
schläge für die Verwendung der eroberten Lande zu machen. 
Aus seinen geschichtlichen Ausführungen, die das Elsaß und 
die Niederlande als habsburgisches Erbe dargetan hatten, zog 
er folgerichtig die Forderung, «daß am Rhein die mächtigsten, 
deutschen Fürsten gebieten sollten, Oesterreich und Preußen», 


I Schriften II. Bd. S. 35. 
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denn er sah wohl den Nachteil ein, den die Ansiedelung kleiner 
Fürsten in diesen Grenzlanden nach sich ziehen würde. Es 
enispricht dies seinem preußischen wie allgemein deutschen 
Empfinden durchaus, einem Empfinden, dem auch der zum 
Schluß der Schrift vorgebrachte Vorschlag entstammte, daß 
man in den jenseits des Rheins gelegenen Gebieten einen 
neuen Ritterstaat bilden solle. Es sind wohl romantische Ideen 
voll Schwärmerei für das Mittelalter, die Arndt, der der Ro- 
mantik nicht ganz fern stand, diese Phantasien eingaben. Er 
wollte einen Teil des Landes um den Rhein, die Mosel und 
die Saar, diesem neuen Ritterorden geben. «Der Zweck dieses 
Ordens wäre Belebung und Erhaltung der unsterblichen Ideen 
deutscher Herrlichkeit, Ehre und Wehrlichkeit 1». Auf seine 
Ausführung über die Ausgestaltung dieses Ordens können wir 
nicht näher eingehen. Der Gedanke war, wie er selbst es aus- 
drückt, ein «politischer Traum», und wir dürfen hinzusetzen 
ein echt tugendbündlerisch teutscher, ‘phantastischer Traum, 
der doch eigentlich nur einer schönen schillernden Seifenblase 
der Phantasie, einem spielerischen ZukunftschloB ohne Ver- 
wirklichungsmöglichkeit glich, der so recht die vielfach un- 
klare Sehnsucht jener Menscheu und Patrioten wiederspiegelt. 
Wichtiger aber isé für uns die Tatsache, daß Arndt in dieser 
umfassenden Schrift das Elsaß samt Lothringen zurückverlangte. 
Es ist dies von großer Bedeutung, lenkte er doch damit schon 
1813 die Aufmerksamkeit auf diese Länder, regte er doch da- 
mit zugleich bei den patriotisch gesinnten Diplomaten und 
Feldherren Wünsche zur Unterstiitzung an, die, wie wir þe- 
reits im ersten Kapitel sahen, Gneisenau förderte. 

In der Allgemeinheit wurden die Anregungen Arndts? gewiß 
zustimmend aufgenommen. Daß sie aber ein starkes Echo fan- 


1 Schriften Il. Bd. S. 60. 

2 Auf die Anregungen Arndts im «Geist der Zeit», in den «Po- 
litischen Bügen> kann ich im einzelnen nieht eingehen. Mit der 
Bespreehung seiner Hauptschrift hierüber sind auch die anderen 
charakterisiert. 

B. 12 
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den, wie man vielleicht glauben könnte, ist nicht erwiesen. 
Achim von Arnim, der Rofrantiker z. B. beurteilte diese Schrift 
Arndts durchaus abfallig!. Er verwarf die Argumentation des- 
selben, daß Flüsse verbinden, wenn er auch dem Gedanken zu- 
stimmte, daß Deutschland so weit reiche, wie seine Sprache. 
Aehnlich dachte auch Wilhelm Grimm. Und Wilhelm v. Hum- 
boldt urteilte über Arndts Schrift ebenso kritisch, wenn er an 
Karoline schrieb: «So vollkommen die Idee die meinige ist, so 
ist die ganze Broschüre doch in einem Ton gehalten, den ich 
nicht annehmen möchte. — Sie ist außerdem ganz Parteischrift, 
nirgends eine ruhige Untersuchung und alles nur so gestellt, 
daß es die Gleichdenkenden erbaut, aber die Andersgesinnten 
nicht überführt2.» | 

Zwei anonyme Broschüren nahmen im November 1813 das 
gleiche Thema auf. Wie die Argumentation beweist waren sie 
durchaus von Arndt abhängig. Auch sie brachten die Einwände 
gegen den Fluß als Grenze zweier Staaten, wie sie Arndt aus- 
geführt hatte, auch sie zogen Parallelen zwischen den Vogesen 
und den Pyrenäen, auch sie beriefen sich auf das Recht der 
Geschichte, auch sie verlangten ElsaB und Lothringen von 
Frankreich zurück 8. Auch die «Deutschen Blätter» bemächtig- 
ten sich der Frage und erörterten in einem längeren Aufsatz 
vom Dezember «über natürliche Grenzen» diesen Begriff. Alle 
jene strategischen und topographischen Gründe, die Arndt 
und seine Nachahmer bringen, werden auch hier wieder unter- 
strichen, schließlich aber wird betont: «Doch aller dieser 
Untersuchungen können wir füglich überhoben sein; denn ge- 
nug ist zu sagen: Deutschland erstreckt sich so weit, als die 


1 Czygan, I. Bd. S. 311. 

2 Briefwechsel Wilhelms und Carolines v. Humboldt, hrg. von 
Anna v. Sydow. 4. Bd. S. 211. Brief vom 6. Jan. 1814. 

8 Chuquet, L’Alsace en 1814. «Bildet der Rhein die natürliche 
und schützende Grenze von Deutschland ?» und «Welches ist die 
wahrhafte und natürliche Grenze zwischen Frankreich und Deutsch- 
and? > 
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deutsche Sprache geredet wird. Am Oberrhein bildet hier das 
wasgauische Gebirge eine auffallende Trennungslinie, es scheidet 
das französische Idiom, und der Elsaß ist, was auch einzelne 
Straßburger Elegants sagen mögen, ein deutsches Land, so 
deutsch als Bayern und Hannover.» Die «Deutschen Blätter» 
heben also auch die Arndtsche Lieblingsidee der Sprache als 
Hauptkennzeichen der Zusammengehörigkeit hervor. Von Arndt 
und von den Männern, die sich um ihn gruppierten oder zu 
ihm und seinem Kreise in Beziehung standen, gehen vor allem 
diese Wünsche aus!. So verfaßte Professor Zeune, der Heraus- 
geber des Nibelungenlieds, eine Schrift, die ganz deutlich 
diesen Zusammenhang offenbart. Schon im Titel zeigt sich 
dieses. «Der Rhemstrom, Deutschlands Weinstrom, nicht 
Deutschlands Rainstrom» 3, nennt Zeune seine Schrift und 
verlangt in ihr die Zerstückelung Frankreichs. Ebenso will 
ein Professor Lips aus Erlangen, «die europäischen Staaten in 
ihre natürlichen Grenzen»3 zurückweisen. «Diese !Grenzen 
sind weder Gebirge, noch Flüsse, sondern die Sprache.» Und 
der Kammergerichtsrat Willmanns aus Berlin ;veröffentlichte 
eine Broschüre, worin er «über die natürlichen Grenzen Frank- 
reichs, oder wo ist Frankreichs Grenze ?» 4 handelt, und diese 
Fragen im Sinne Arndis beantwortet. Vermissen wir bei 
allen diesen Schriften recht eigentlich das persönliche und 
eigene Element, so tritt uns ein Norddeutscher, der Bücke- 
burger Hofrat und Leibarzt Dr. Faust viel unabhängiger ent- 
gegen, wenn auch er nicht viel neue Gründe für die Not- 
werfdigkeit der Erwerbung Elsa8-Lothringens aufzubringen ver- 


1 g. hierzu die Ausführungen Müsebecks in dem Aufsatz «S. P. 
M. und H. R. von Plehwe, zwei Vertreter des deutschen Einheits- 
gedankens>. Bd. II der Quellen und Darstellungen zur Geschichte 
der Burschenschaft 1911, S. 75—77. Müsebeck spricht hier von 
dem Kreis um Reimer, zu dem ja Arndt auch gehört. = 

2 Czygan II,, S. 307. 

8 Ebenda S. 311, Beide im Februar 1814 bei der Zensurbehörde 
eingereicht. | 

4 Czygan II,, S. 247, Dezember 1813. 
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mag. Aber in seiner Schrift «Der heilige Friede oder die 
Grenzen Frankreichs und die Staateneinteilung und der Staaten- 
bund Deutschlands und Europas,»! klingt und zittert etwas, 
was aus einer feurigen Seele kommt. In den flammenden 
Worten spüren wir die Unmittelbarkeit wirklich durchlebter 
Empfindungen, wenn er auch von diesen sich wie Arndt zu 
phantastischen Träumen und Vorschlägen verleiten läßt, wenn 
er eine Aufteilung Frankreichs unter die Nachkommen Lud- 
wig XVI. und einen Staatenbund, wo unbedingte Freiheit 
herrscht, erstrebt. 

Auch die Aeußerungen anderer Männer, die schriftatel- 


lerisch tätig waren, wie Schenkendorf, die Gebrüder Stolberg. 


und August Wilhelm Schlegel, der den Rhein als deutschen 
Strom gegenüber Lamartine verteidigte 2, zeigen das Verlangen 
nach dem Rheinland, ihr Wirken dafür blieb indes sehr be- 
scheiden. An öffentlichen Dokumenten ihres Eintretens be- 
sitzen wir nur die Ode Friedrich Leopuld Stolbergs vom 29. 
Januar 1814 «Die Grenze» 8 betitelt, Schenkendorfs «Die deut- 
schen Städte» und «Das Münster» an Ernst Moritz Arndt 


gerichtet, worin Schenkendorf Straßburg zurückverlangt und. 


ausruft: 


«Die Bundesfahn in deutscher Hand ? 
Der Turm in welscher Macht ? 

O nein, sie sind vorausgesandt 

Als kühne Vorderwacht. 


Wir retten euch, wir haben’s Eil 
Vergaß euch doch kein Herz. 

O Wolkensäul’ o Feuersäul’ 
Schaut immer heimatwärts®>. 


1 Angezeigt in den «Deutschen Blättern» 19. Februar 1814. 

2 Cahiers alsaciens, Septemberheft 1913 enthält einen Aufsatz 
P. Caspars: «Le Rhin allemand, A. W. Schlegel et l’Alsace-Ler- 
raino». 

3 Gesammelte Werke der Brüder Stollberg: II. Bd. 1821, S. 294, 

4 Schenkendorf, Sämtliche Gediehte, 1837, 8. 242, «Das Mün- 
ster> und S. 249 «Die deutschen Städte». 
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SchlieBlich schrieb A. W. Schlegel einige Gedichte, die 
aber keine weitere Verbreitung fanden. Wenig genug scheinen 
mir diese direkten Forderungen neben dem bei Schenkendorf 
haufigen Verlangen nach dem Rhein, wenig genug ver allem aus 
dem Munde von Männern, die so leidenschaftlich deutsch 
empfanden wie diese. Aber gerade dieser Patriotismus scheint 
sie von unserer Frage abgezogen zu haben, sie wie manchen 
ihrer Zeitgenossen, Alle diese Männer, die an der Spitze der 
öffentlichen Meinung standen und sie geradezu beherrschten, 
hatten ibre Wünsche auf jene Pläne eingestellt, die auf die 
innere Gestaltung des deutschen Reiches zielten!. Ein neues 
deutsches Kaiserreich war der ganze Inhalt ihrer Träume und 
Kampte, Ausbauung des Reiches zur Einheit war ihr leiden- 
schaftliches Begehren ; das war der eigentliche Trieb ihres 
Handelns. So erschien ihnen auch die Frage der Erwerbung 
ElsaB-Lothringens nur in dieser Beleuchtung, subsumiert unter 
diesen Begriff. Allein an und für sich hatte sie für diese 
Männer keinen so großen Wert. Sie gaben sich ihrer Lösung 
durchaus nicht mit voller Leidenschaft hin, sondern kämpften für 
sie nur gelegentlich im Anschluß an allgemein deutsche Ideen 
und Gefühle. Ein sehr bezeichnendes Charakteristikum ist - 
dafür meiner Ansicht nach die so scharfe Betonung des Rheins 
als des eigentlich ausschlaggebenden Faktors bei den Bemühun- 
gen dieser Männer. Nicht allein die Tatsache, daß Frankreich 
von dem Rhein als seiner natürlichen Grenze gesprochen 
hatte, hatte den Strom zum Schlagwort werden lassen. Dies 
entsprang vielmehr der Gesamtpsyche und Stimmung der 
Patrioten, ihren romantisch deutschen Anschauungen, ihren 
Träumen in denen sich Gefühle von der Größe und Herrlich- 


1 Czygan, Zur Geschichte der Tagesliteratur. Unter den zahl- 
reichen Flugschriften, die er anfiihrt und durch eine kurze Inhalts- 
angabe Renfners charakterisiert, finden sich nur wenige, die die 
Vogesengrenze verlangen, wir konnten außer Arndts Schriften nur 
acht zählen, dagegen zahllose, die sich mit der Zukunft Deutsch- 
lands als eines Einheitsstaates beschäftigen. 
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keit des Deutschen Reichs unmittelbar mit solchen des Besitzes 
des Rheinstroms associierten. Im Grunde ist es diesen Männern 
vielmehr um Deutschland und den Rhein zu tun, als um 
Elsaß-Lothringen!. Es ist merkwürdig, wie selten der Name 
ElsaB-Lothringen vorkommt, wie oft der Rhein genannt wird. 
Arndt setzt sich noch einigermaßen energisch für die Pläne 
ein, bei den andern aber überwuchern alle anderen Schwärme- 
reien die eigentliche Idee 2. Besonders deutlich wird diese Auf- 
fassung aus dem genannten Lied von Schenkendorf «Die deut- 
schen Städte», wo Straßburg zwar genannt wird, aber in 
einem Atemzuge mit anderen Städten, deren Besitzergreifung 
selbst in sehnenden Träumen eine Unmöglichkeit sein mußte. 
Aus der, Idee des großen Deutschen Reiches, der Sprache als 
Bindungsmittels und aus der deutschen Vergangenheit nannte 
Schenkendorf alle Städte, die in Verbindung mit diesen Ge- 
danken standen, so Straßburg, so Riga und Nowgorod. 
Man sieht, wie wenig die Sache selbst bedeutete. 

So nur kann man die Aeußerungen der öffentlichen Mei- 
nung jener Zeit kritisch und psychologisch zugleich würdigen, 
so nur verstehen, weshalb sich aus der allgemein gespannten 
und günstigen Stimmung doch nur einzelne energischere Ver- 
fechter der Annexionspläne hervorheben. Es war darum diese 
Abschweifung notwendig, sie erklärt uns zudem manches, was 


1 Besonders klar tritt dies in Schenkendorts Gedichten hervor, 
wo der Rhein fast immer mit den Träumen einer Wiederkehr des 
alten deutschen Reichs Karls des Großen verknüpft wird. s. Schen- 
kendorfs Gedichte S. 170, 211. Auch in einem Gedicht Friedrich 
Ulrichs in den «Deutschen Blättern» I. Bd., S. 503 kommt dies zum 
Ausdruck. . 

2 Bei Czygan finden sich unzählige Beispiele für diese Auf- 
fassung. Die meisten Schriften, die sich mit Deutschlands Zukunft 
beschäftigen, träumen von einem Einheitsreich, von Freiheit und 
Verfassung und erwähnen die Grenze überhaupt nicht, wo dies 
aber doch geschieht (es ist dies, wie gesagt, nur in wenigen der 
Fall, von denen die wichtigsten behandelt wurden), da wird es 
nur nebenbei getan. s. Czygan, II,, S. 269, 323, 342, 350, 360. II}, 
S. 4, und S. 69. 
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wir sonst ohne weiteres nicht verstehen würden!. Wie eng 
alle jene Manner Arndt, die Stolbergs, Schenkendorf und der 
Doktor Faust in diesen allgemeinen psychischen Bedingungen 
zusammenhingen, geht auch aus den schon angedeuteten Phanta- 
stereien in Bezug auf Zukunftspläne hervor. Wie Arndt von 
einem Ritterstaat in der rheinischen Mark schwärmte, so hatte 
Friedrich Leopold Stolberg den Gedanken, aus der Freigraf- 
schaft, Lothringen und Elsaß ein Königreich Burgund zu 
gründen und es einem österreichischen Erzherzoge zu geben. 

Wie diese Stimmen unklar und verworren blieben, so 
äußerten sich auch die Zeitungen 1814 nicht deutlicher und 
energischer. Es waren vor allem der «Rheinische Merkur» 
und die «Deutschen Blätter», die Einfluß auf die öffentliche 
Meinung gewannen. Die Stellung und Arbeit des «Rheinischen 
Merkurs» in unserer Frage darstellen, heißt im wesentlichen 
Joseph von Görres Haltung charakterisieren’, sowie Näheres 
über einzelne Männer, die zum Teil wie Arndt und Schenken- 
dorf schon genannt wurden, feststellen. 


1 Diese Betrachtungsweise bewahrt uns auch vor Verallgemei- 
nerungen, wie sie Hagen in seinem Aufsatz über «Die öffentliche 
Meinung in Deutschland von den Freiheitskriegen bis zu den Karls- 
bader Beschlüssen», Histor. Taschb. N. F. 7. 1845 macht. 

2 Friedrich Leopold Stolberg an seinen Bruder, 31. Okt. 1814- 
Janssen, Friedrich Leopold Stolberg 1877, S. 817. 

3 Görres war damals Begründer und Leiter dieses Blattes, das 
unter seiner Führung sich 1815 zur «5. Großmacht> entwickeln 
sollte, dank der Schärfe seines Blickes für die politischen Ereig- 
nisse und dank der Wucht seiner Sprache. Es war damals Görres 
tätigste und leidenschaftlichste Periode seines Mannesalters. Es ist 
nun nicht leicht die Erzeugnisse aus Görres Feder im «Rheinischen 
Merkur» zu sondern, da die Unterschrift oder ein Zeichen bei den 
meisten Artikeln fehlen. In den von Marie von Görres besorgten 
«Politischen Schriften» Görres fehlt gewiß manches, was, wie es 
bei Journalistenarbeit vorkommt, im Fluge des Augenblicks ge- 
schrieben und gedruckt wurde, ohne daß eine Abschrift sich davon 
erhalten hätte Denn Arbeiten von 1814 bringt die genannte Samm- 
lung überhaupt nicht, sicherlich schon ein Zeichen ihres lücken- 
haften Charakters. Aufgabe textkritischer und stilistischer Unter- 
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Merkwürdig und zugleich bezeichnend ist es zu sehen, 
wie wenig im «Rheinischen Merkur» 1814 eigentlich das Ver- 
langen nach den Grenzen der Vogesen betont wird. Selbst die 
leidenschaftliche Aufwallung Arndts gegenüber der Zumutung, 
der Rhein solle bei Frankreich bleiben, findet im Merkur 
keinen so klingenden Wiederhall, wie man das bei Görres 
Denkweise vermuten sollte. Im Februar wird in einem Kapitel 
«Krieg und Frieden» von diesen Dingen gesprochen, Diejenigen, 
die an ein Bleiben des Rheins bei Frankreich glauben, werden 
nicht etwa heftig bekämpft, sondern kurz mit dem Hinweis 
auf Gott abgetan, der alles zum Guten lenken würde. Ein 
merkwürdig berührender Optimismus spricht aus diesen Zeilen, 
ein Gefühl wahrbaften Rechtsbewußtseins, das glaubt, auf 
jeden Fall sich durchsetzen zu müssen. «Wir hatten nicht 
Sorge noch einige Angst um ihre Rede (derer, die meinen, der 
Rhein käme nicht zu Deutschland), denn wir kannten wohl 
den, der da kommen sollte, und wußten recht, wie ohnmächtig 
aller Menschen Witz vor dem klaren ruhigen Verstande der 
Geschichte .zu nichte wird, und wie die Hinkenden selbst und 
die Lahmen in den großartigen Gang der Zeit gewaltsam 
hineingerissen werden!.» Aus dieser Stimmung scheinen dem 
Herausgeber Erörterungen über kürftige Friedensfragen ganz 
überflüssig. Verhältnismäßig spät erst rührt er dies Thema 
an. Vorläufig ermahnt seine Zeitung nur zum durchgreifenden 
Handeln. Mit flammenden Worten läßt sie Generalgouverneur 


suchung ist es, aus dem fraglichen Jahrgang das Görres möglicher- 
weise Zuzuschreibende herauszufinden. Eine solche Arbeit wird 
demnächst ein Schüler Herrn Prof. Alfr. Hermanns in Posen ver- 
öffentliehen. Leider ist sie mir nicht bekannt geworden, so muß 
ich mich damit begnügen meine Darstellung für 1814 für den 
eRheinischen Merkur> im allgemeinen zu geben, ohne sichere Ge- 
währ, welches Görres eigene Arbeiten sind, seine Anschauungen 
geben sie ja im großen und ganzen auf jeden Fall wieder. Für 
den «Rheinischen Merkur> vergl. vor allem Czygan, Bd. I, S. 335 ff. 
und Bd. Il, S. 299 ft. 
1 «Rheinischer Merkur> 1814 Nr. 19, 27. Februar. 
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Justus von Gruner die Jugend des Mittelrheins zum «freiwil- 
ligen Kampfe für das alte gemeinsame deutsche Vaterland» auf- 
rufen und läßt in drei Artikeln das Recht der Rheinlande 
begründen !, sich gegen Napoleon zu erheben und des ihm 
geleisteten Eides zu entledigen. Wie ein befreiender Seufzer 
klingt die Mitteilung der Auflösung des Kongresses von Chatillon, 
in dem der Verfasser nur Gefahren für einen künftigen Frieden 
sah, «weil wir gründlich den rechten Frieden wollen, hassen 
wir auch gründlich jene Truggéstalten, durch die noch einmal 
die Halbheit scheint, die äffen und verwirren möchte». Mit der 
Schließung desKongresses aber «war derFaden durchgeschnitten, 
und mit beiden Händen wurde das Schlachtschwert nun gefaßt; 
wenigstens das war diesmal doch gewonnen, daB die Arglist 
des Feindes keinen Augenblick den Gang des Krieges unter- 
brach; ElsaB und Lothringen aber werden nun, wie sichs 
gebührt, dem Anteil der Deutschen zugelegt 2». Wieder dieser 
fast naive Optimismus, dem es überflüssig erscheint, die nähere 
Begründung der Forderungen zu bringen, ja sie überhaupt 
selbst als solche eindringlich zu erheben. In dieser Denkart 
steht der «Rheinische Merkur» wohl nicht allein. Schon 
Gneisenaus ähnliche Gesinnung konnten wir im ersten Kapitel 
schildern. Und es ist überhaupt, scheint mir, ein Charakte- 
ristikum jener Zeit, wie jeder Zeit, in der ein Volk politisch 
und geistig emporkommt und frei wird: dieser Optimismus, 
dieses Vertrauen auf Recht und Zukunft, mag auch in vielen 
Fällen ein großer Teil Kurzsichtigkeit dazwischen sein. Das 
war sicherlich auch hier der Fall, wo die Verhandlungen von 
Frankfurt und der Kongreß von Chatillon sich abgespielt hatten, 
in denen von den Grenzen Frankreichs von 1792, aber nur 
wenig von Elsaß und Lothringen die Rede war. 

Oder ist es vielleicht ein Beweis für die Wucht der öffent- 
lichen Meinung, für die Verbreitung der Annahme, daß die 


1 Ebenda, Nr. 37, 4. April. 
3 Rheinischer Merkur Nr. 87, 4. April 1814. 
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Grenzlande zurückerobert werden würden? Man könnte das wohl 
vermuten, aber erstens fehlen uns Zeugnisse für diese Macht 
der öffentlichen Meinung, und zweitens besitzen wir auch solche, 
die uns zeigen, daß Arndt z. B. Opponenten hatte, wie Zschokke, 
der ihn einen «Hasser» nannte, so daß der «Rheinische Merkur» 
ihn vor diesen Angriffen schützen muBte!. Auch in der Flug- 
schriften-Literatur finden wir Beweise, die gegen eine allgemeine 
Verbreitung der Ideen der Zerstückelung Frankreichs sprechen. 
So trat ein naher Bekannter Schenkendorfs, der Schriftsteller 
und Geistliche J, L. Ewald? im April 1814 in einer Schrift 
«Krieg und Friede, aus dem Standpunkte des Christen be- 
trachtet, mit Hinsicht auf die jetzige Zeit», der Auffassung 
des Krieges als Eroberungszuges entgegen. «Nur Verteidigung 
und Selbsterhaltung heiligen den Krieg.» Auch in der von 
Müchler redigierten Zeitschrift «Das erwachte Europas wird 
nach dem Friedensschluß im September 1814 in «Betrachtungen 
über den Frieden 18145» der Grundsatz verfochten, «daß nach- 
dem Bonaparte von der Bühne ab und die Bourbonen wieder 
aufgetreten, die französische Nation mit Schonung edel be- 
handelt werden muß und von ihr und mit ihr ein Staa- 
tenverein zu erwarten stehe, folglich alle harten Bedin- 
gungen und Forderungen gegen sie niedergeschlagen werden 
müssen.» 

Außerdem läßt sich Görres Verhalten aus seinem ganzen 
Wesen erklären, das damals gerade so übertrieben optimistisch 
gestimmt war. Es steckte in seinem Verhalten vielleicht auch 
ein Stück Taktik und Berechnung. Diese Sicherheit, die nie 


| Ebenda, Nr. 39. 8. April. 

2 Euphorion 1907 Bd. 14 Heft 3. Neue Beiträge zu M. v. Schen- 
kendorfs Leben. 

8 Czygan, Il,, S. 344. 

4 Ueber diese Zeitschrift siehe Czygan Bd. I, S. 2508. 

5 Czygan, IIs, S. 37. Der Umstand, daß ein Engländer diesen 
Aufsatz schrieb, ist nebensächlich. Hauptsache ist, daß er aufge- 
“nommen ohne Kommentar versehen, der Ansicht der Zeitschrift 
entsprach. l 
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zweifelte, nicht einmal ihre Rechte begründen zu müssen 
meinte, sollte und mußte wirken, stärker wirken, als lange 
Tiraden und historische Begründungen. Schließlich aber kam 
noch dazu, daß Görres die Zeit noch nicht für reif hielt, mit 
seinen Forderungen hervorzutreten. 

Am 31. März 1814 waren die verbündeten Heere in Paris 
eingezogen und Mitte April begannen die Friedensverhandlungen. 
Görres aber äußerte sich erst am 25. April über Deutschlands 
Forderungen, indem er den «Status quo», den man als Richt- 
schnur bei den Friedensverhandlungen anwenden wollte, näher 
beleuchtete und scharf bekämpfte, auf alle Leiden hinwies, 
die Deutschland durchzumachen gehabt habe, und schließlich 
fast verzweifelt ausrief: «Was das Reich soll, ohne unantastbare 
von Festungen und Gebirgen gehütete Grenzen, ohne Elsaß, die. 
Vogesen und Ardennen — danach fragt die Arglist nimmer.» 
Aber auch hier wieder verschwinden diese wenigen Worte in 
der Fülle der Klagen und Wünsche anderer Art. Anregend 
und anfeuernd wirkte der «Rheinische Merkur» in unserer 
Frage erst nach Mitte Mai (19.). Bis dahin äußerte er sich 
ebenso wie die oben charakterisierten Männer nur gelegentlich 
in nichtssagender Form über die Annexionspläne. Seine Haltung 
war nicht großzügig und zielbewußt, andere Ideen überwogen, | 
die verhinderten fremde Meinungen und Vorschläge zu ver- 
stehen oder gar zu achten. So entrüstete sich Görres über 
ein Gerücht, das in der Aarauer Zeitung verbreitet wurde und 
von einem Vorschlag sprach, das Elsaß an Baden zugeben und 
dabei Straßburg zu schleifen, wofür Württemberg das 
badische Oberland und Bayern die Unterpfalz erhalten sollte 
— entrüstete sich darüber, weil der deutsche Einheitsgedanke 
bei einer solchen Verteilung der Lande leiden mußte. «Wieder 
einen Markt aufschlagen, heißt es dort, wie zur Zeit des 
Schimpfes, und Teutschland, so lebendig jetzt, wie eine Leiche 
zu zerstücken und auszuhauen, das blutend und zuckend 
vor Zorne die Glieder sich zusammenkrempfen, solche Schan- 
de, sollte man glauben, könne kein deutsches Herz über- 
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denken!.» Auch über die doch nicht immer unberechtigten parti- 
kularistischen Interessen der Kleinstaaten urteilte der «Rheinische 
Merkur» oftmals hart, ja ungerecht. Konnte bei solcher Un- 
einigkeit und inneren Unstimmigkeit, bei dem Befangensein 
in einmal vorgefaßten Meinungen die öffentliche Stimme wirk- 
sam werden? 

Die Gründe im «Rheinischen Merkur» von dem «teutschen» 
Geist zu einseitig bestimmt, hoben immer nur die Sprache als 
wichtigstes Kriterium der Zugehörigkeit der Reichslande zu 
Deutschland hervor und betonten nur als Nebensache die wich- 
tigste, die ideale Seite der Frage. Mit dieser allein aber hätten 
sie ein Volk zu machtvoller Aeußerung treiben können. So 
mußte der «Rheinische Merkur» selbst gestehen, daß «so viele 
schweigen, die reden solllen®». | 

Das andere bedeutende Organ der öffentlichen Meinung $ 


' Rheinischer Merkur Nr. 58. 17. Mai 1814. z 

2 Ebenda, Nr. 59. 19. Mai. 

3 Leider war es mir nicht möglich den «Preußischen Korres- 
pondenten» zu erhalten. Die Besprechungen und genaueren Unter- 
suchungen von Czygan I. Bd., S. 262 ff. sowie lis, S. 145 und 160 ff. 
Max von Lettow-Vorbeck und Dreyhaus, die zum Teil eine ziemlich 
genaue Besprechung des Inhalts geben, erwähnen kein ausdrück- 
liches Eintreten für die Annexignspläne. Bei seiner Stellung zu 
Arndt etc. können wir ja ein solches vermuten, aber auch hier 
scheint er diese Pläne nur nebenbei behandelt zu haben. 

Außerdem ist ja der «Preußische Korrespondent» durchaus 
nicht das gewesen, was wir eine Volkszeitung nennen, er hat 
keinen allgemeinen Einfluß auf die Massen geübt. Treffend äußert 
sich Dreyhaus über dessen Bedeutung: «Die Bewertung solcher 
Blätter ist ein Problem. Soll man, wie es Czygan tut, deshalb den 
Preußischen Korrespondent so hoch anschlagen, weil er von her- 
vorragenden Männern redigiert wird. aber schließlich doch nur 
eine geringe Verbreitung findet, da sein Inhalt, wie Czygan eben- 
falls gelegentlich der Beurteilung Niebuhrs (S. 304 Anm.) feststellt, 
für einen weiten Leserkreis zu hoch war, oder soll man das «Rus- 
sisch Deutsche Volksblatt» (Kotzebues) vorziehen, das durch ge- 
schicktes Hineinfinden in sein Milieu es bald zu einem stattlichen 
Leserkreis bringt? Zweifellos wird man bei den geistig schaffenden 
Kräften in einem Volk den ausschlaggebenden Wert des einzelnea 
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die «Deutschen Blatter» hingen nicht so sehr demselben Opti- 
mismus wie Görres nach. Jedenfalls hielten sie es nicht für 
so überflüssig, den Wünschen nach besseren Grenzen öfteren 
Ausdruck zu verleihen. Schon Ende 1813, da die Frankfurter 
Verhandlungen wohl schon allgemein dem Wesen nach bekannt 
waren, und im Anschluß an das dort veröffentlichte Manifest, 
brachten die «Deutschen Blätter» einen Aufsatz «Ueber natür- 
liche Grenzen» und erörterten diesen Begriff! eingehend, wobei 
sie die Frage aufwarfen, ob der Rhein eine solche Grenze für 
Frankreich sei. Naturgemäß wird dies verneint und Deutsch- 
lands Grenzausdehnung nach Maßgabe der Ausbreitung der 
Sprache gefordert. Zum gleichen Gegenstand hat ein anderer 
Artikel vom 15. Januar 1814 das Frankfurter Manifest, indem 
er auf dieses als eine ungenügeude Friedensunter lage hinweist. 
Wie alle diese Aufsätze dem gleichen Geiste und derselben 
Anschauungswelt entspringen, beweist besonders deutlich eine 
Abhandlung über «Der Rheinstrom», in der. der Verfasser sich 
ausdrücklich an die Schrift Arndts hält. — Auch die «Deutschen 
Blätter» sind mit diesen einzelnen Proben noch keine wirklich 
wirksamen Verfechter unserer Pläne. Auch bei ihnen kommt 
es über ein bloßes Hinweisen nicht hinaus. 

Nachdem der erste Pariser Friede abgeschlossen war, be- 
gleiteten die Zeitungen die Ereignisse in Wien, die Verhand- 
lungen über den deutschen Bund mit viel lebhafterem Interesse, 
mit wahrhafter innerer Teilnahme. Das war ihr eigentliches 
Feld, da handelte es sich um Dinge, die das Innerste ihrer 
Seele erfüllten. Schon im Juni begann der «Rheinische Merkur» 
die Bahn für den Kongreß vorzubereiten, indem er «Teutsch- 


vor allem betonen, aber in einem solchen Falle wäre doch die 
Frage zu erwähnen, ob nicht im Grunde die Zeitung ihren Beruf 
verfehlt hat, die nicht einen Ton findet, der allgemein verständlich 
ist, besonders wenn sie sich zur Aufgabe setzt, ihrerseits an der 
Befreiung eines Volkes mitzuwirken. Dreyhaus in «Forschungen zur 
Brandenb. und preußischen Geschichte». 25. Bd., S. 629, in einer 
Besprechung des Werkes von Czygan. 
1 Deutsche Blätter, II. Bd. 3. Stück. 29. Dezember. 1813. 
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lands Ansprüche»! formulierte und «An Teutschlands Fürsten 
und Völker» eine Mahnung über die Notwendigkeiten der Zeit 
erließ, die er in «Integrität des teutschen Gebiets, Zusammen- 
hang der Nation, allgemeinen Bewaffnungs- und Befestigungs- 
anstalten» sieht *. Eine leise Wehmut über den unvollständi- 
gen Frieden durchzieht natürlich noch immer diese Artikel, und 
ab und zu fällt noch der Wunsch nach dem Elsaß in die Darstellung 
mit ein. Es war eine nur zu begreifliche Nachwirkung der 
Enttäuschung, die Görres und seine Freunde erfahren hatten. 
Veranlaßt wurden diese Erwähnungen der Grenzlande zum Teil 
indirekt durch die Klagen der zurückkehrenden Krieger oder 
anderer Privatpersonen über die Stimmung im Elsaß, die, wie 
wir sehen werden, ausgesprochen deutschfeindlich war, jeden- 
falls jedem Gedanken an eine Abtretung an Deutschland ab-. 
hokl. So brachte schon im Juli der «Rheinische Merkur» der- 
arlige Klagen, die er zu beschönigen suchte. Wie allgemein 
aber die Entrüstung der Deutschen über die Elsässer war, 
zeigt ein Aufsatz Jakob Grimms, den er Görres zur Veröffent- 
lichung sandte, und der «Die Elsässer8» betitelt, sich mit der 
Haltung des elsässischen Volkes befaBte. Grimm geht auf die 
Klagen ein, denen er eine gewisse Berechtigung nicht absprechen 
kann. Er muB besonders die hochmütige und schlechte Be- 
handlung der deutschen Soldaten und speziell der Badenser von 
‚seiten der Elsässer zugeben, denn «der Elsässer überhaupt 
ist zur Großsprecherei und zu einiger Brutalität geneigt». 
Aber, sagt Grimm, man darf ihnen ihr Betragen nicht zu 
schlimm auslegen. Wo die Deutschen «siegend zu ihnen 
herübergekommen, muß man bedenken, daß sie doch die 
Unterdrückten waren, und daß Haß als die natürliche Rück- 
wirkung jedem Druck begegnet». Er führt dann Zeugnisse 


1 Rheinischer Merkur Nr. 76, 23. Juni 1814. 

2 Ebenda Nr. 82, 5. Juli 1814. 

3 Kleinere Schriften 8. Bd. und im «Rheinischen Merkur» Nr. 
98, 6. August 1814. 
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aus einem «anderen Grenzlande» an, die besagen sollen, die - 
Elsässer seien keineswegs so sehr gegen die Deutschen gestimmt 
gewesen, sondern erst später so geworden, als man davon 
sprach, sie einem deutschen Kleinstaate einzuverleiben?. All 
die kleinlichen Verhältnisse im Handel wie in der Politik, 
meinte Grimm, stoßen die Elsässer ab, überhaupt vom Rhein 
nach Deutschland zu kommen. Im Grunde aber ist der Elsässer 
doch noch deutsch, und Grimm führt einen Vertrauensmann 
an, der das bestätigen soll. — «Was unsere Sprache redet, 
ist unseres Leibs und Bluts und kann undeutsch heißen, allein 
nicht undeutsch sein, solange ihm dieser Lebensatem aus- und 
eingeht,» das ist Grimms Ueberzeugung, wie die seiner Freunde. 
Alle Exzesse in den Kriegen hält er nur für die Taten von 
ein paar gereizten Bauern, «gedrangsalt von Krieg und Krieges- 
not». Aus all dem fordert Grimm, man solle nicht «gegen sein 
eigen Fleisch sprechen, sondern warten, bis ein gutes Schick- 
sal uns mit Ehren zu ihnen und sie ohne Sünde zu uns 
führe». Das sind Worte, die mit Recht die Mißstimmung 
gegen das stammverwandte Volk auch nach dem Scheitern 
der Hoffnungen auf Wiederanschluß beseitigen wollten. Sie 
glauben an eine spätere Wiedervereinigung der Grenzlande 
mit Deutschland. Jene Zeit und besonders jene Männer waren 
reich an Hoffnungen. Sie besaßen in dieser seltsamen Epoche, 
wo so viel 'neues aufstieg, einen unerschöpflichen Zukunfts- 
glauben, der sie auch über die herbsten Enttäuschungen hin- 
weghob. | | 

Neben diesen beiden Hauptorganen der öffentlichen Meinung 
sind noch zwei Blätter zu erwähnen, die, wenn auch nicht so 
verbreitet und der großen Menge zugänglich, doch auch die 
Stimmung der damaligen Zeit illustrieren: «Die Zeiten» und 
die «Nemesis». — «Die Zeiten», eine Zeitschrift für Geschichte 


1 Hierüber wird im nächsten Paragraphen näher gesprochen 
- werden. 
3 Czygan, IIs, S. 196 ff. 
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und Politik, wurde in Halle von dem Professor Voss heraus- 
gegeben und trug mehr wissenschaftlichen Charakter als den 
einer Volkszeitung. Sie ist für die damalige Zeit wohl darum 
von Bedeutung gewesen, weil sie die offiziellen Aktenstücke 
zu den politischen Ereignissen in viel weiterem Maße, als dies 
‘der «Rheinische Merkur» oder irgend ein anderes Blatt tat, 
veröffentlichte. Der Merkur war eben mehr das, was wir 
unter einer Tageszeitung verstehen, während «Die Zeiten» monat- 
lich erschienen und schon deshalb weniger einflußreich waren. 
Mit Aufmerksamkeit aber verfolgte diese Zeitschrift die Ereig- 
nisse und wurde von einem warmherzigen Patrioten geleitet, 
der allerdings niemals so leidenschaftliche und hinreißende 
Worte in seinem Blatte brauchte oder brauchen ließ, wie die 
anderen besprochenen Organe. Schon im August 1813 hatten 
«Die Zeiten» von etwaigen Friedensmöglichkeiten gesprochen 
und eingehend erörtert, ob der Luneviller Friede vom Jahre 
1801 geeignet sei, als Grundlage für einen künftigen Frieden 
zu dienen. Mit Entschiedenheit hatten sie diese Möglichkeit 
verneint und auf den Utrechter hingewiesen. Das wäre also 
eine Stellung gewesen, die an eine Erwerbung Elsaß-Lothrin- 
gens nicht gedacht hatte. Wenn auch der Verfasser dieses 
Artikels im April des folgenden Jahres (1814) nach den Er- 
folgen der Verbündeten und dem unerwarteten raschen Sieg 
über Napoleon nicht mehr auf diesem Standpunkt beharrte, 
sondern jetzt die Frage stellte: «Würde der Utrechter Frieden 
eine angemessene Belohnung des bevorstehenden allgemeinen 
Friedens sein» !, so ist doch diese Haltung im August 1813 
charakteristisch für «Die Zeiten», die viel ruhiger urteilen und 
niemals eigentlich leidenschaftlich verlangen. Sie folgten mehr 
den Ereignissen, als daß sie ihnen energisch den Weg zu 
weisen suchten. Erst mit dem Eindringen der verbündeten 
Truppen in Frankreich fingen «Die Zeiten» an, größere 
Wünsche zu äußern, auszurufen, «nicht der Rhein, sondern 


1 Die Zeiten XXXVIII, S. 151. 
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die Vogesen und Ardennen Deutschlands Grenzé!»! Und deut- 
lich sieht man in der Begründung dieser Behauptung, daß es 
eine gelehrte Zeitschrift ist, die hier spricht. Aus den Be- 
griffen Austrasien und Neustrien, des Volkes der Franken 
leitet sie vor allem ihre Argumente her. Sie mahnt daran, 
daß man nun einmal im Kampfe sei, da müsse man wagen ; 
und mit einem Uebergang zu volkstümlicherem Tone sagt sie, 
«oder wenn es ja soll verdorben sein, so ist es ja hundert Mal 
besser, sich mit dem Degen in der Faust lassen in die Pfanne 
hauen, als wie die Schafe einen nach dem andern vermetzeln 
lassen». 

Mit diesen Anschauungen aber stimmten die Kundgebun- 
gen der Alliierten vom Dezember durchaus nicht überein, und 
mit Kritik und systematischer Gründlichkeit werden diese 
«Erklärungen der verbündeten Mächte in Betreff des Friedens — 
mit Frankreich» 2 untersucht und in einigen «Reflexionen» als 
unzureichend verurteilt. «Es erscheint», führen «Die Zeiten» 
aus, «daß Deutschlands Sicherheit durchaus es erfordere, den 
Rhein wieder ganz, soweit er Deutschland berührt, auch - 
Deutschland zurückzugeben ; die Vogesen und Ardennen bil- 
den in der Tat weit zweckmäßigere Grenzen.» War dieser 
vorsichtige Ton aber der richtige, einem gewaltigen Volks- 
willen Eindruck zu verschaffen? So muten auch alle 
anderen Artikel der Zeitung zwar sehr patriotisch und für 
die Annexionspläne, wenn diese auch nur selten genannt 
werden, eingenommen an, aber sie lassen doch das ver- 
missen, was erst einem Wunsche Leben und Bedeutung 
gibt, die Glut und die Zielbewußtheit. Die gleiche Mattheit 
und Pedanterie finden wir auch in einer im Juni erschienenen 
Abhandlung in «Den Zeiten», die den «Friedenstraktat» bespricht 
und im wesentlichen verteidigt, denn der Zweck des Krieges 
sei keine Territorialvergrößerung gewesen, sondern die Unter- 


1 Ebenda, XXXVII, S. 66. 
2 Ebenda, S. 440ff. 
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werfung des Tyrannen, die aber sei erreicht. Man müßte doch 
bedenken, daB Frankreichs Macht ihren Grund nicht in dessen 
Grenzen habe. «Die neuerliche fast universale Uebermacht 
Frankreichs ist nicht aus seiner Territorialvergrößerung, son- 
dern diese aus jener hervorgegangen. Allerdings liegt es, 
meint der Schreiber des Artikels, beim Elsa anders. Der 
Elsaß, sagt man, hätte von Frankreich doch wieder ge- 
trennt werden können. Wir unserorts hätten es, in thesi, 
auch für besser geachtet, hier die Vogesen zur Grenzscheide 
zu machen ; aber unsere Gründe sind nicht von der dadurch 
zu bewirkenden Territorialverkleinerung hergenommen, son- 
dern von der natürlichen und sicheren Grenzbestimmung 
und von den Vorteilen, welche es Deutschland gewährt haben 
würde, den ganzen Rhein frei zu besitzen. Indessen die Be- 
wohner des Elsaß sind leider! nicht mehr zu den Deutschen 
zu rechnen, sie sind an Sitte, Denkungsart und Sprache völlig 
Franzosen geworden; und haben diese ihre entdeutschte Natur 
und Gesinnung selbst während dieses Krieges so unverholen 
ausgesprochen, daß keine Täuschung darüber stattfinden konnte, »1 
Dies ist doch eine sehr flaue Kompromißstellung. Wollte 
man mit Entschiedenheit und Erfolg das Elsaß verlangen, so 
durfte man sich nicht scheuen, direkt eine Territorjalverkleine- 
rung Frankreichs zu fordern, wirksame Gründe waren doch 
nach dem napoleonischen Regiment genug vorhanden, histori- 
sche wie moralische. Das glühende Gefühl für sie hätte nie 
diese sophistische Trennung einer Forderung aus Vergrößerungs- 
absichten und aus Gründen einer besseren Grenze fertiggebracht. 
Denn beide waren ja tiefer gesehen, vollkommen gleich. Aber 
Professor Voss suchte wissenschaftlich zu bleiben, wo es nicht 
am Platze war, und er schrieb zum Schluß : «Es ist aus Obigem, 
erachten wir, klar, daB der Wunsch und die Forderung, 


! Die Zeiten, Juniheft 1814. Diese Auffassung über die EI- 
sässer war sehr verbreitet, inwieweit mit Recht, wird im nächsten 
Paragraphen gezeigt werden. 
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Frankreich recht klein gemacht zu sehen, in der Politik keine 
Begründung haben, sondern in der Leidenschaft». . 

Viel impulsiver und unmittelbarer wirkte dagegen die 
Zeitschrift «Nemesis», die ebenfalls monatlich erschien und 
von dem Jenaer Professor Heinrich Luden redigiert wurde. 
Schon die Ankündigung der neuen Zeitschrift im Jahre 1814 
klang warmherzig und lebendig. Mit Wachsamkeit folgte der 
Herausgeber den Ereignissen und literarischen Neuerschein- 
ungen, wobei er nie versäumte, gerade auf solche besonders 
nachdrücklich hinzuweisen, die ein deutsches Gepräge trugen, 
die zum Kampf gegen Frankreich und zur Gewinnung des 
Rheins aufriefen. Der Ton der «Nemesis» ist ebenfalls ruhiger | 
als der des «Rheinischen Merkur». Es klingt etwas vornehm 
Leises durch seine Blätter, und man empfindet immer eine 
gewisse Scheu des Gelehrten vor Allzulautem und Aufdring- 
lichem. Hieraus erklärt sich auch die Stellung der «Nemesis» 
zu Ernst Moritz Arndt, der oft in den Rezensionen wegen 
seiner «Roheit, die um Kraft buhle» getadelt wird. Vor allen 
Dingen ersehen wir diesen besonderen Charakter der Zeit- 
schrift aus den späteren Heften, wenn der «Nemesis» auch 
wie jenen Männern um Arndt vor allem das deutsche Vater- 
land, seine Größe und Einheit am Herzen lag. In längeren 
durch verschiedene Hefte sich hinziehenden Artikeln untersuchte 
sie die damals vielbesprochenen Begriffe «Vaterland, Staat und 
Volk» und als «höchste Aufgabe der Politik!» bezeichnet sie, 
«im Staate durch das Volkstum ein Vaterland zu gewinnen 
und das gewonnene fest und sicher zu halten». Staatsgrenzen 
und Volksgrenzen müssen gleich sein. Das muß mit Notwen- 
digkeit aus dieser höchsten Aufgabe hervorgehen. Welche sind 
aber Deutschlands Grenzen? «Die Schweiz ist unser», sagt 
der Verfasser und rührt damit ein Lieblingsthema der «Ne- 
mesis» an, das immer wieder angeschlagen wird fast mit grö- 
Berer Energie als das Thema Elsaß-Lothringen. Was gehört 


ı Nemesis, I. Bd. 3. Stück. S. 303f£. 1814. 
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aber weiter zu Deutschland, wo ist seine Grenze? Die Fran- 
zosen sagen am Rhein. Aber Flüsse sind keine Grenzen. «Dar- 
um soll die Grenze von Deutschland soweit ausgedehnt werden, 
als man Gott in teutscher Zunge anbetet, als die Menge deutsch 
spricht nicht weiter.» Ihre stille Art zeigt dann aber sofort 
die «Nemesis» als sie frägt, was soll man tun, wenn nun von 
einem Reiche Glieder abgerissen würden ? Warten, ist die be- 
zeichnende Antwort, warten, wenn nicht zufällig ein Krieg 
gerade günstig verläuft, aber nicht von selbst um der Befrei- 
ung der Brüder willen einen Krieg entfesseln. Es sind jetzt 
solche günstige Zeiten, jetzt muß man sie befreien. 


Wie hoch aber trotz dieser Vorsicht und Zurückhaltung ` 


geistig das Niveau der Zeitschrift sieht, beweisen ihre Auf- 
sätze, die alle in die Tiefe gehen, jeden Phrasenschwall und 
jede schwülstige Beredsamkeit scheuen und für vieles einen 
klaren Blick offenbaren. So erstrebt sie, wie in einem Aufsatz 
einleitend betont wird, aus den verschiedenen Meinungen, das 
gemeinsame zu erörtern und zusammenzustellen. «Eine solche 
Zusammenstellung mag vielleicht etwas dazu beitragen, daß 
sich ein Gesamtwille unter uns bilde, und ein Gemeinleben 
und ein Gemeinsein vorbereite.» Das war allerdings das Drin- 
gendste: Die Bildung und Organisation eines Gesamtwillens. 
An dem Mangel dieses scheiterten die Hoffnungen vieler. 

So klingen uns mannigfaltige Stimmen entgegen, die in 
sich den Wunsch nach der Vogesengrenze bergen, aber nicht 
als unmittelbaren Ausflu der Seele, sondern nur als -einen 
` Teil ihrer gemeindeutschen Träume. Er wurde immer nur im 
Zusammenhang mit jenen betont und verschwand nur allzuoft 
unter ihnen. Ausschlaggebend war es vor allem, daß die Or- 
gane, die berufen waren, diese Wünsche zu vertreten, zu ver- 
einzelt waren. Es fehlte ihnen eben jener Gesamtwille, die 
Einheit. Zudem war ihre Art teilweise wie die «Der Zeiten» 
und der «Nemesis» zu ungeeignet, um als Ausdruck eines 
Volkswillens zu wirken. Waren «Die Zeiten» zu wissenschaft- 
lich trocken, zu flau und unbestimmt, so war die «Nemesis» 
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zu aristokratisch und geistig. Einen gewaltigen einheitlichen 
volkstümlichen Ruf aber nach den Grenzländern bildeten alle 


diese Stimmen nicht. 
In der «Nemesis» gibt Anfang 1815 der Sohn Wielands, 


Ludwig Wieland, in einem Gespräch über die Fragen, «Wider —_ 


wen wird der gegenwärtige Krieg geführt, und was haben die 
Völker davon zu hoffen ?», der Ueberzeugung Ausdruck, daß 
nach der Rückkehr Napoleons und den letzten Ereignissen die 
Mächte wie die Allgemeinheit eingesehen haben müßten, daß 
der letzte Pariser Friede nicht genüge. Wir sahen, wie Preußen 
und einige deutsche Kleinstaaten ebenfalls diese Ueberzeugung 
hegten und aus ihr heraus die Annexionspläne unterstützten 
“ und anregten. NaturgemäßB mußte bei diesem Verhalten der. 
deutschen Mächte auch die öffentliche Meinung sich 1815 der Pläne 
energischer annehmen, ‚Inwieweit sie es gelan, soll nunmehr 
gezeigt werden. Da ist es nun merkwürdig, daß uns in der 
Literatur von seiten der Dichter nicht mehr diese Flut von 
Rheinliedern entgegenströmt, wie 1814. Von Schenkendorf 
besitzen wir gar keins, und Friedrich Leopold Stolberg läßt 
sich nur in einer Ode vernehmen, die «Deutschlands Beruf» 
ganz allgemein formuliert : «Herz Europas, sollst Du, o Deutsch- 
land, sein !» d. h. «es strömt die Empfindung dir aus vollen 
Adern, kehret strömend wieder zu dir in den vollen Adern». 
— Auch Arndt äußert sich diesmal nicht in einer größern 
Schrift über die Annexionspläne, sondern feuert nur mit 
seinen kleineren wirksamen Abhandlungen zur Erlangung des 
Elsaß an. Um ein richtiges Bild gewinnen zu können, müssen 
wir diesmal von den Zeitungen ausgehen, müssen vor allem 
den «Rheinischen Merkur» ins Auge fassen. 

Der «Rheinische Merkur» erscheint uns jetzt als ein 
scharfer Tadler jedes geringsten Verstoßes gegen deutsche In- 
teressen. Schon die langwierigen Verhandlungen des Wiener 
Kongresses begleitet er mit seiner Kritik, sucht sie mit Vor- 
schlägen in eine richtige Bahn zu lenken. Es stehen ihm da- 
bei natürlich die deutschen Bundesangelegenheiten und die 
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sächsisch -preuBische Frage besonders nahe. Gewaltig aber 
wird seine Sprache doch erst, als im März Napoleon landet. 
Er sucht den matten Herzen der Diplomaten Glut und Mut ein- 
zufloBen, indem er ausruft: «Nein, nicht also! Wir wollen 
nicht mehr das Spiel dieses morschen, kraftlosen Geistes ohne 
Weltverstand und Naturtrieb sein». «In keinem Fall aber wird 
uns die Entscheidung säumig finden. Nicht wie bisher so oft, 
werden wir uns durch die Ereignisse treiben lassen, sondern 
vielmehr uns ihrer bemächtigen !». Einzeln ruft er Bayern, 
Schwaben, Franken, Hessen und die Rheinländer zum Wider- 
stand und verzweifeltem Kampfe auf. Das war allerdings die 
Sprache der «fünften Macht», so mußte sie klingen. — Darf 
man sich aber über eine so kräftige, einheitliche Leistung 
des Merkurs freuen, so kann man doch nicht vergessen, daB 
er die alten Fehler immer noch nicht abgelegt hatte. Seine 
Ideale des deutschen Einheitsreichs drängten sich so vor, daß 
er während des Feldzugs gegen die Franzosen? wieder nur 
Ermahnungen und Forderungen für die Einheit des Reichs, 
für Erlangung von Ständeverfassungen brachte. Er bedachte 
gar nicht, daß damit die Einheitlichkeit seiner Wirkung schwer 
leiden, daß er an Einfluß und Ansehen vor allem bei den süd- 
deutschen Regierungen verlieren mußte3, 

Als erster Anstoß, zu unserer Frage Stellung zu nehmen, 
dienten die Verträge vom März. Mit trifiigen Gründen und 


1 Rheinischer Merkur, 15. März 1815. 

2 Wie in einem Aufsatz vom 30. März «Auf Rat weyl, zur Tat 
eils». Ein Titel, dem der Inhalt nicht entspricht. Dann in einem 
anderen vom 3. April «Wie ist der Krieg gegen die Franzosen mit 
Einigkeit zu führen ?» Wo diese Frage dazu benutzt wird, einen 
deutschen Kaiser zu verlangen. 

3 Die Betonung des Einheitsgedankens und das hieraus ent- . 
springende oft übermäßig scharfe Geißeln partikularistischer Ten - 
denzen war gewiß berechtigt und entschuldbar, schadete aber un- 
serer Frage sehr, denn sie bewirkte das Verbot des «Rheinischen 
Merkurs» in Bayern, Württemberg und Baden. Daß der «Merkur» 
aber hierauf keine Rücksicht nahm, zeigt wieder, daß die Einheits- 
gedanken das eigentlich Treibende in ihm waren. 
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einiger Bitterkeit wendet sich der Merkur am 19. April gegen 
«die Wiedererneuerung des Vertrages von Chaumont!», gegen 
die Abmachungen «die Bedingnisse des Pariser Friedensver- 
trags in ihrer ganzen Integrität zu handhaben». «An dem Pa- 
riser Frieden haben wir uns verblutet und versiecht; er hat 
unseren Feinden den Frieden, uns den Zwist gegeben». Die 
Klagen des «Rheinischen Merkurs» beziehen sich dabei auf die 
einzelnen Länder und auf das, was sie durch den Frieden 
verloren hatten. Bezeichnend spricht er von Deutschland: 
«Deutschland hat in ihm eine jämmerliche, unförmliche, miB- 
geborene, ungestaltete Verfassung erhalten, vielköpfig, wie ein 
indisches Götzenbild, ohne Kraft, ohne Einheit und Zusammen- 
hang». «Nichi mehr heilig, sondern heillos müßte forlan ge- 
nanni werden dieses Reich». Also das hat für den «Merkur» 
vor allem der Pariser’ Vertrag verschuldet, das wird als das 
Bitterste empfunden. Mit Entschiedenheit und Bestimmtheit 
geht der Merkur erst im Juni auf die Forderung des Elsaß ein, 
indem er in einem längeren Artikel vorbereitend über «Teut- 
sche Volksstämme» spricht, unter denen er in Süddeutschland 
neben Oesterreichern, Bayern, Schwaben und Schweizern die 
Alemannen im Breisgau und Elsaß versteht, «welche, wenn 
die Teutschen nicht blind für des Volkes Liebe und des Reiches 
Wohlfahrt sind, wieder österreichisch werden müssen». Aber 
auch dieser Aufsatz schließt mit dem Verlangen, diese Stämme 
zu einigen: «Man spricht von einem Bunde, das Vaterland 
hat an dem Rheinbund genug gehabt ; und haben sie Kaiser 
und Reich die Treue nicht gehalten, wird der neue Bund sie 
nimmer treu machen®». Darum verlangt der Merkur ein 
einiges Deutsches Reich. Der Merkur ist in der Folge 
in seinen fortlaufend erscheinenden «Uebersichten über 
die neuesten Zeilereignisse» für die Anexionspläne tätig, in- 
dem er bei passenden Gelegenheiten nicht versäumt, auf die 


1 Rheinischer Merkur Nr. 225. 19. April 1815. 
3 Rheinischer Merkur Nr. 238, 16. Mai 1815. 
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Vogesengrenze hinzudeuten, «Frankreichs Integrität 1» zu be- 
kämpfen. 

Eine schon mehrmals erwähnte eigentümliche Ansicht 
über das Elsaß herrschte damals in Deutschland. Klagen über 
das Benehmen der Elsässer und die Ueberzeugung, daß sie 
keine Deutschen mehr wären, waren allgemein verbreitet. Sie 
hinderten zum großen Teile mit eine energischere Aeußerung 
der öffentlichen Meinung. Dieser Stimmung entgegenzutreten, 
hatte schon 1814 Jakob Grimm seinen Aufsatz über «Die 
Elsässer» geschrieben, und es ist 1815 vor allem das Verdienst 
Görres und Arndts gewesen, die Bemühungen Grimms unter- 
stützt zu haben. So schrieb der «Rheinische Merkur» im Juli 
(19.) im Zusammenhang politischer «Betrachtungen»?: «Man 
schilt die Elsässer sich wütend gegen die Verbündeten zu 
schlagen. Sind sie so ganz zu tadeln? Abgesehen von dem 
Geldumtriebe, der für die militärische Grenzprovinz aus der 
Menge von Festungen und Besatzungen entspringt, ist es ein 
geringer Vorteil für eine kunstbeflissene Bevölkerung einem 
großem Reiche anzugehören ? Was zeigen wir den Elsässern 
für eine Aussicht? Sie laufen Gefahr in kleine Landfetzen 


“ zerstückelt zu werden und einige Lappen mehr zu dem teutschen 


Hanswurstrocke zu liefern». Auch Görres selber lieh dieser 
Ueberzeugung in einem Separatartikel 3 kräftigen Ausdruck. 
Er mahnte vor allem, nicht so grausam im Kriege gegen die 
Elsässer vorzugehen, denn «was wir dort zerstören ist uns 
zerstört, was wir erhalten wird uns gerettet sein. Denn das 
ist doch nicht zu glauben, daß abermal die Diplomaten sich 
aufmachen werden, und bei stiller Nacht das Gewebe auflösen, 
das der Sieg am Tage gewoben hat, sondern was vor Gott und 
rechtswegen uns angehört, wird diesmal unser werden und 
keine Ueberklugheit uns verzetteln.» Diese Stellung den 


1 Ebenda, Nr. 262, 2. Juli 1815. 

2 Ebenda, Nr. 270, 19. Juli 1815. 

8 Rheinischer Merkur Nr. 266, 11. Juli 1815 und in Görres Ge- 
sammelten Schriften 1. Abtl. V. Bd., S. 54 ff. 
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Elsässern gegenüber war die einzig richtige, wollte man zum 
Ziel gelangen, wollte man sie wieder deutsch sehen. Auch 
Arndt entschuldigte die Verwelschung der alten deutschen 
Lande in einem längeren Aufsatz «Ueber den heftigen Wider- 
stand oder den bösen Geist, den die verbündeten Heere allent- 
halben im Elsaß findens!, der im «Wächter» erschien. Er 
wies sehr richtig darauf hin, daß es bei der Länge der Zeit, 
welche die Elsässer schon unter französischer Herrschaft stän- 
den, gar nicht zu verwundern sei, wenn sie, «nieht mehr echt 
Deutsche von Gesinnung» wären. Und daß sie «Leben und 
Gut tüchtiger dreinsetzen als die Franzosen» soll man ihnen 
nicht als Schande anrechnen, «sondern lieber für eine Ehre». 

Um nun der Furcht der Elsässer vor einer Teilung, vor 
der Kleinstaaterei Deutschlands zu begegnen, machte der 
«Rheinische Merkur» den Vorschlag, «daß die leitenden Sou- 
veräne die Erklärung ausgehen ließen, daß Elsaß mit Loth- 
ringen, wie wohl getrennt von Frankreich, beständig ein Ganzes 
bilden, nie aber in Krähwinkelstaaten aufgelöst werden sollten 3.» 
Es war das wohl ein richtiger Gedanke, wenn tatsächlich da- 
mit die Elsässer gewonnen werden konnten, wenn tatsächlich 
unter ihnen die Furcht vor Zerstückelung der einzige Grund 
gegen eine Vereinigung mit Deutschland war. 

Neben diesen für die Elsässer bestimmten Bemühungen 
liefen die Mahnungen an Deutschland, das Volk und seine 
Fürsten weiter. Unter dem in Schriften und Aufsätzen in 
allen möglichen Variationen vorkommenden Titel «Was ist zu 
tun 5%» wurden die Forderungen und ihre Begründung gebracht. 
Sicherheit für Deutschland wird vor allem betont, der mut- 
willige Erorberercharakter der Franzosen immer wieder als 
Schreckensgespenst vor die Zukunftspläne gestellt und die 
Geschichte immer wieder als Zeugin aufgerufen, daß an Deutsch- 


1 Schriften an und für seine lieben Deutschen II. Bd., S. .225ff. 
2 Rheinischer Merkur Nr. 270, im Aufsatz «Betrachtungen». 
8 Ebenda, Nr. 271, 21. Juli 1815. x 
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land ein Raub mit der Wegnahme der Grenzlinder begangen 
worden sei. Drastische, volkstümliche Bilder und Redensarten 
werden dabei verwandt, wenn gesagt wird: «Auf die Lösung 
hingegen : Wie ist den Franzosen von Grund aus die Sucht 
zu vertreiben, ihre unsteten, reiselustigen Barfüße im Rheine 
zu baden, soll Teutschlands ganze Aufmerksamkeit gerichtet 
sein. Wir kennen kein anderes Mittel, sie von ihrer chronischen 
Krankheit zu heilen, als Elsaß, Lothringen, Metz und Lille 
von einem Staatskörper abzulösen, dem nur allein diese Ampu- 
tation Sitzfleisch verschaffen kann!». Besonders lebhaft wird 
die Stellungnahme des «Rheinischen Merkurs» im August und 
September, wo“sich in Paris die Verhandlungen und Entschei- 
dungen abspielten. Jetzt greift Görres fast immer selbst zur 
Feder und beleuchtet die «Weltlage um den Anfang des August», 
indem er scharf die Ansicht bekämpft, daß der Krieg mit der 
Thronerhebung Ludwigs XVIII. seinen Zweck erreicht habe. 
Mit außerordentlicher Entschiedenheit verlangt er eine Aende- 
rung des Besitzstandes und hofft dabei vor allem auf Preußen. 
Ende August, wo auch Görres näheres über die Pariser Ver- 
handlungen wissen konnte, beleuchtet er diese in einem längeren 
Aufsatze und verleiht der Genugtuung Ausdruck, daß die 
Kabinette von Preußen und Oesterreich, «von der Verblendung 
des verflossenen Jahres völlig zurückgekommen» seien. Für 
ihn handelt es sich jetzt aber darum, «wie das, was man den 
Franzosen abgenommen, unter die Sieger zu verteilen sei. 
Ueber die Kriegsentschädigung in Geld, meint Görres, werde 
man sich wohl bald einigen können. Anders aber über die 
Länder». Hier sieht er England als größtes Hindernis an, weil 
es meint, «Frankreich sei ein moralisch sinkender, Teutschland 
ein steigender Staat, die Macht des Entkräfteten sei nicht 
ferner mehr zu fürchten, wohl aber der rasche Mut des 


I Rheinischer Merkur, 27. Juli 1815. «Ueber den wesentlichsten 
Gesichtspunkt in Bezug auf Frankreich». 
2 Rheinischer Merkur in den Augustheften. 
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jugendlich Wiederbelebten». Demgegenüber sei «Preußen 
allein zur deutlichen und klaren Einsicht desjenigen gekommen, 
was die Zeit verlangt». Die Forderungen nach Land, die der 
e Rheinische Merkur» erhebt sind ziemlich umfangreich. Er 
fordert die Freigrafschaft, Elsaß-Lothringen, die drei Bistümer 
und die französischen Niederlande. Ueber die Verteilung ElsaB- 
Lothringens, die uns hier allein interessiert, verfügt er so, 
daß die erworbenen Länder Deutschland zufallen müssen. 
«Wie sie zu verteilen wären, möchte als Gegenstand künftiger 
Verhandlungen erscheinen ; auf jeden Fall, wozu diese sich 
immer entscheiden würden, so muß Oesterreichs und im min- 
deren Grade auch Preußens Besitzstand dadurch vergrößert 
werden. Die Festigkeit und Sicherheit Teutschlands wird sich 
dadurch vermehren, und die innere Lebenskraft unseres Vater- 
landes dadurch einen Zuwachs und einen erhöhten Schwung 
ihrer Tätigkeit gewinnen.» Lieblingsgedanken Görres und 
allgemeine Wünsche spielen hier ineinander. Oesterreich am 
Rhein anzusiedeln und so wieder in die deutschen Interessen 
zu verflechten, es an die Spitze eines einigen Deutschen Reichs 
zu stellen, um dieses wieder zum alten Glanz emporzuführen, 
sind die Grundelemente aus denen Görres Forderungen er- 
wuchsen. Aber schon Anfang September begann er Nach- 
richten über den Widerstand gegen die preußischen Wünsche 
zu veröffentlichen und die Preußen zu ermahnen, uneigen- 
nützig vorzugehen und diese Uneigennützigkeit auch öffentlich 
zu betonen und zu beweisen, damit man endlich sehe, daß es 
Preußen ernst darum zu tun sei, «Mehrer des Reichs zu sein» 1. 
Wie unnütz diese Mahnungen aber waren, mußte er bald ein- 
sehen, obgleich er Mitte September noch einmal gegen die 
Art der Verhandlungen protestiert und schmerzlich ausruft: 
«Ihr schönen Rheinlande, eure Sicherheit und das Heil der 
teutschen Stämme, die euch bewohnen, wäre schmählich dahin- 
gegeben . . .»; auch das diesseitige Deutschland muß unter 


—— 


i Rheinischer Merkur Nr. 296, 9. September 1815. 
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diesem Verluste schwer leiden, denn «wer den Rhein oder 
auch nur einen Teil des Rheins in Besitz hat, behält die 
Pulsader seines Lebens und somit sein Leben selbst in seiner 
Gewalt beschlossen!». Das Elsaß muß darum als Bollwerk 
für Süddeutschland gewonnen werden. Aber in seiner letzten 
Ueberschau der Verhandlungen bis zum 10. September, da 
Görres noch einmal eingehend auf alle Gründe zur Abtretung ein- 
geht, muß er resignierend die Unfruchtbarkeit seiner Bemüh- 
ungen eingestehen®. In der Folgezeit begnügte er sich lediglich 

mit der Erzählung der Tatsachen, Mitteilung der Denkschriften 
‘ usw. Nur wie ein etwas verspäteter nicht mehr wirksamer 
Zeuge von Deutschlands Hoffnungen kommt Ende Oktober noch 
ein Aufsatz über «Teutschlands Naturgrenze gegen Frankreich», 

der nichts mehr helfen konnte, der höchstens bewies, wie der. 
Merkur seine Wünsche bis zum äußersten aufrecht erhielt. 

Mit einer gewissen Absichtlichkeit gingen wir genauer auf 

die Tätigkeit des «Rheinischen Merkurs» ein, als eines der 
wichtigsten Zeugen der öffentlichen Meinung und zugleich als 
Beispiels ihrer Fehler und Vorzüge. Anders als 1814 hatte der 
Merkur sich der Pläne angenommen und war besonders im 

August und September äußerst rege dafür gewesen. Er hatte 

sich als Führer der öffentlichen Meinung gezeigt mit seinen 

unablässigen Mahnungen und Forderungen. Aber er hatte. 
sich auch als durchaus abhängig von jener Stimmung erwiesen, 

die ein einiges Vaterland unter einem österreichischen Kaiser 

ersehnte, und die, nicht nur in Oesterreich, sondern auch in 

Süddeutschland bei den Regierungen verhaßt, seinem Wirken 

nur schadete. 


t Rheinischer Merkur Nr. 300, 17. September 1815 im Aufsatz 
«Ob Deutschland oder Frankreich seine Integrität wiedergewinnen 
wird». | 

2 Ebenda, Nr. 302, 21. September 1815. «Stand der Verhand- 
lungen am 10. September», dann in den folgenden Nummern unter 
dem Titel: «Der Streit der Meinungen in Paris». 
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Vom gleichen Geiste waren die 1815 erscheinenden Stücke 
der «Nemesis» erfüllt. In ihrem Aufruf zum Kampf gegen 
Napoleon ! äußerten sie die Zuversicht, daß diesmal dem deut- 
schen Vaterland die Güter nicht vorenthalten würden, «wegen 
deren der Sieg allein der Anstrengung wert ist und der Friede». 
Diese Güter aber sind für sie: «die Vereinigung aller Deut- 
schen in ein festes, für Verteidigung, Rechtspflege und freien 
inneren Verkehr wohl geordnetes Reich; in den einzelnen 
Staaten Gleichheit der Bürger vor dem Gesetze, gleiche Ver- 
teilung der Staatslasten . . . alles gesichert durch ständische 
Verfassungen unter einem starken Kaiser.» Das sind die vor- 
nehmsten Wünsche der «Nemesis». Erst in zweiter Linie 
kommt das Verlangen nach dem Elsaß. In diesem Artikel 
z. B. wird es überhaupt nicht geäußert. Späterhin nahm die 
«Nemesis» zu den eigentlichen politischen Fragen in ihrer be- 
kannten ruhigen Weise Stellung, indem der schon genannte 
Sohn Wielands sich in einem Gespräch darüber ausließ, «wider 
wen der gegenwärtige Krieg geführt wird und was die Völker 
davon zu hoffen haben»2. Den größten Teil des Gesprächs 
füllen kritische Auseinandersetzungen über den deutschen 
Bund. Eine ganz ähnliche Stellung zu Krieg und Frieden, 
wie sie Voss 1814 einnahm, verteidigt auch hier Wieland, in- 
dem er behauptet: «Dieser Krieg ist nur dann gerecht und 
politisch notwendig, wenn er bloß wider Napoleon und also 
wider den militärischen Despotismus und dessen zerstörende 
Eingriffe in das Bürgerglück geführt wird». Wenn natürlich 
das französische Volk Napoleon beschützt und seinen Despotis- 
mus damit zu erhalten sucht, «so bleibe freilich nichts anderes 
übrig, als nicht nur die ehedem zu Teutschland gehörenden 
Länder diesem wiederum einzuverleiben, sondern auch Frank- 
reich so zu demütigen, daß es aufhöre, ein Staat von der ersten 


1 Nemesis IV. Bd. 2. Stück, S. 265, im Aufsatz «Das Vaterland 
ist in Gefahr». 
2-Ebenda, V. Bd. 1. Stück. `~ 
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Größe zu sein». Diese nicht sehr energische Stellung wird 
auch später noch in der «Nemesis» bekundet, wo über «Teutsch- 
lands Völkerschaften» ! geschrieben, oder der «erste politische 
Fehler gegen die Franzosen»? gesucht und in den Abmachun- 
gen des Pariser Friedens gefunden wird. Darin erschöpfen 
sich die Bemühungen der «Nemesis». 

Von noch geringerem Einfluß auf die Allgemeinheit waren 
naturgemäß die Bemühungen einzelner Patrioten, da ihre 
Wünsche entweder ungehört verhallten oder nur einzelnen 
Diplomaten zu Gehör kamen. Vor allem sind da Zuschriften 
an den Staatskanzler Hardenberg zu nennen, die wohl den 
preußischen Minister zum Festhalten an seinen Forderungen 
ermutigen konnten. Solche AeuBerungen wurden indes leicht 
für Ansichten Einzelner gehalten, während man sich über die 
einmitige machtvolle Forderung durch die Zeitungen nicht 
hätte täuschen können. Ganz wirkungslos aber mußten solche 
Zuschriften werden, wenn sie den phantastischen Träumen 
allzudeutsch gesinnter Männer in übertriebener Weise Ausdruck 
verliehen und Wünsche vorbrachten, die in ihrer Ueberspan- 
nung schon von vornherein den Keim ihrer Fruchtlosigkeit 
trugen. Zu diesen Zuschriften an den Staatskanzler gehört 
vor allem eine umfangreiche Denkschrift Sacks, des Ober- 
präsidenten der preußischen Rheinprovinz 3. Sack hatte sich 


1 Nemesis, V. Bd. 3. Stück, 1815, S. 305. 

2 Ebenda, IV. Bd. 4. Stück. 

3 Im Berliner Geheimen Staatsarchiv, 47 Seiten lang. Sie war, 
wie Sack schreibt, schon am 8. d. Mts. (April) fertig. Ueber die 
erwähnten früheren Aeußerungen Sacks konnte ich nichts anderes 
erfahren, als was er selbst schreibt: «Eure Durchlaucht haben mir 
die mich sehr erhebende, huldvolle Zusicherang in dem Verehrte- 
sten vom 27. November 1814 zu geben geruht, daß meine über- 
machten Aufsätze nicht mißfallen. Der vom 20. Oktober 1813 über 
die damalige Behandlung Frankreichs bewährt, daß meine damaligen 
Ansichten nicht täuschend gewesen; schon zu jener Zeit sagte er 
klar, dab Frankreich müsse zerteilt werden. Dieser jetzige ist der 
Nachhall; die Gründe des Glaubens haben sich nunmehr erhöht 
und vermehrt». Joh. Aug. Sack war preußischer Verwaltungsbeamter 
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schon früher, wie man aus seinem Begleitschreiben vom 23. 
April 1815 ersieht, zu der Frage der Forderungen im Sinne 
der Abtretung geäußert. Umfassenden Ausdruck aber gab er 
seinen Wünschen erst in dieser Denkschrift vom April unter 
dem Titel «Napoleon Bonaparte, Frankreich, die Verbündeten 
in dem Märzmonate 1815». Es ist außerordentlich lehrreich, 
diese Abhandlung näher ins Auge zu fassen. Sie zeigt uns 
mit schlagender Beweiskraft, wie wenig einig die öffentliche 
Meinung in ihrem Verlangen war, wie verworren und nebel- 
haft ihre Träume, wie wenig zielbewußt und konzentriert ihr 
Wollen. Dies Zusammenfassen aber aller Kräfte und Meinun- 
gen auf ein bestimmtes Ziel hin, diese Klarheit des Wünschens 
wäre allein wirksam gewesen. So schweiften die Phantasien 
der einzelnen nur allzuoft, wie Sack zeigt, in unerreichbaren, 
irrealen Fernen umher. 

Von einer genauen Betrachtung der gegenwärtigen politi- 
schen Lage und der Aufdeckung ihrer Entstehung ausgehend, 
erläutert Sack das Verhältnis der Verbündeten zu Napoleon 
und zu Ludwig XVIII., dessen Sanftheit und Weisheit er zwar 
rühmt, dessen Schwachheit er aber auch kritisieren muß. 
Aus den Betrachtungen dieser Verhältnisse erwächst ihm die 
Ueberzeugung, daß das «französische Volk in der großen Staats- 
masse, die es jetzt ausmacht, durchaus unfähig ist, sich selbst 
zu regieren und regiert zu werden». «Nur durch die Trennung 
wird nach und nach die Seelenrichtung, im Bezwingen und 
Beherrschen anderer Völker die Ehre zu suchen, sich ändern, 
und sie werden die Nationalgröße in bürgerlicher Ordnung, 
im Gehorsam gegen das Gesetz, in Eintracht und Kultur, in 


aus Steins Schule, mit dem er zusammen 1793 in Cleve an der Kriegs- 
und Domänenkammer tätig gewesen war, Stein als Kammerpräsident, 
Sack als Justitiarius. 1813 wurde Sack Zivilgouverneur des Landes 
zwischen Oder und Elbe, und 1814 ernannten ihn die Verbündeten 
zum Generalgouverneur der herrenlog gewordenen Gebiete am Nie- 
derrhein, während Friedrich Wilhelm IIl. ihn zum Oberprasidenten 
der Rheinprovinz machte. Er starb 1831 in gleicher Eigenschaft in 
Stettin. Siehe näheres Allgem. Biographie, Bd. 30. S. 152. 
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Achtung des Menschen, in Religion und Sitte zu finden sich 
gewohnen und ein Wetteifer untereinander wird rege werden». 
Wie fir sich selbst ist es fir alle anderen Staaten notwendig, 
daB Frankreich zerstückelt werde. Alle Einwände dagegen 
sind hinfällig. Der Friede vom 30. Mai hat Ludwig XVIII. 
keineswegs «auf alle Weise und Fälle» den Thron Frankreichs 
garantiert. Auch Napoleon hat kein Recht auf die Beherrschung 
Frankreichs, denn dann hätten «die Nachkommen Robespierres, < 
Marats, Sauberres, Damiens ein früheres Recht», und außerdem 
hat Napoleon selbst dem Throne entsagt. Aus diesem allen 
aber ergibt sich folgende Wahrheit: «Bonaparte kann nichts 
anderes als Krieg wieder wollen und beabsichtigen». Mit 
seinem Ausspruch, er wolle der französischen Nation die ver- 
lorene Ehre wiedergeben, meinte er nur den Kriegerruhm und 
diesen nur durch neue Kriege. «Wenn Napoleon ans Ruder 
kommt, wird Lüge, Verstellung und Hinterlist herrschen und 
eine blutige Unterjochung». Dagegen muß man seine Maß- 
nahmen treffen, man muß alle Mitglieder der napoleonischen 
Familie in Sicherheit bringen. Jeder Abgesandte Napoleons 
muß mit «tiefster Verachtung» zurückgewiesen werden. Keine 
Großmut soll man herrschen lassen und vor allem die jüng- 
sten Begebenheiten nicht als letzte Schwingungen der Revo- 
lution ansehen. Man muß Frankreich unterwerfen und danach 
dieses zerstückeln. «Ohne solche Zerstückelung gehen alle Bande 
verloren, ist die Barbarei im Anzuge, weil der Krieg sich 
verewigt, worauf alsdann das Rechtsgefühl, was jetzt uns 
leitet, seine Herrschaft wieder ausbreiten solle.» — Wie denkt 
sich nun Sack diese Zerstückelung ? Ist sie ein einfaches Ab- 
treten einzelner Gebiete etwa, wie sie bisher die Diplomaten und 
die öffentliche Meinung verlangt hatten ? Davon ist Sack weit ent- 
fernt. Er hatte eine vollkommene Zerreißung Frankreichs im 
Sinne. Seine ersten Vorschläge richten sich auf das, was Frank- 
reich an fremde Staaten abtreten soll. Elsaß und Lothringen 
sind dabei selbstverständlich für Deutschland vorgesehen. Das 
nördliche Lothringen abgeteill durch «die Linie über Bar le 
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Duc, Hanguemont und so über Baurain sich an das Triersche 
anschließend», soll:zu Preußen kommen; «der übrige Teil von 
Lothringen und der ganze Elsaß fallen zu Deutschland und ` 
dienen zu sehr erwünschten Erweiterungen für Baden, Würt- 
temberg, Bayern, die so damit begabt werden müßten, daß jeder 
dieser drei Staaten Provinzen diesseits und jenseits des Rheins 
dann besitzt. Straßburg, Hüningen, Bitsch werden deutsche 
Bundesfestungen.» «Besançon wird eine gemeinschaftliche 
Festung der Schweiz oder auch des gesamten deutschen Bun- 
des.» So weit äußert sich Sack zu den Annexionsplänen in 
durchaus verständiger Weise. Seine sonstigen Forderungen 
aber sind so weitgehend, daß man die Unmöglichkeit ihrer 
Erfüllung begreift. «Artois, Hainoult, und die ganze Picardie; 
von Champagne noch der Abschnitt über Rheims, Chalons 
sollen mit dem neuen preußischen jenseits rheinischen Provinzen 
vereinigt» werden. An die Schweiz will er ein großes Stück 
gegeben wissen. «Das Königreich Sardinien erhalte die ganze 
Dauphiné, Carpentras und die ganze Provence.» «Das übrige 
große Frankreich dürfte unmaßgeblich in sieben Reiche zu ver- 
teilen sein,» unter denen sich Ludwig XVIII. eines wählen 
dürfte. «Die übrigen Staaten erhalten die Prinzen des Hauses 
Bourbon und einige treugebliebene Marschälle, Generale und — 
ausgezeichnete Beamte des Königs von Frankreich.» Um zu 
verhindern, daß die einzelnen Staaten sich miteinander ver- 
binden, dürfe man keine Bourbonen aneinander grenzen 
lassen, müsse maf denselben verschiedeue Würden und Titel 
(Königreich, Herzogtum, Grafschaft) zuteilen und ebenso ver- 
schiedene Verfassungen geben. Man sieht, in welche unbalt- 
bare Kombinationen sich Sacks Phantasie verirrt. Ganz ver- 
blendet aber erscheint er uns, wenn er die Zerstörung von 
Paris «von Grund aus» fordert und über Elba folgendes Gericht 
verfügt wissen will: «Zum ewigen Andenken werde aus allen 
Nationen der Abschaum, dem die Gesetze das Leben schenken, 
den sie aber zu lebenslanger Einkerkerung verdammen, dort- 
hin geführt, um als Sklave in den Bergwerken den Rest eines 
B. 14 
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verruchten Lebens dort zu beschließen.» Aus einem zügellosen 
Haß ist die ganze Denkschrift entstanden. Und in dem Wust 
von 47 Seiten langen Phantastereien, haßerfüllten Ausdrücken 
oder pätriotischen Wünschen versinkt unsere Frage ganz und 
gar, verhallt wie ein leiser Ton in dem Chaos brandender 
Klänge. Aber dasselbe Bild, das wir schon bei allen Aeuße- 
rungen der öffentlichen Meinung zeichneten, offenbart sich auch 
hier : Die Forderung nach Elsaß-Lothringen übertönt von der 
allgemeinen Empfindung für das Wohl des Vaterlandes, die 
sich bei Sack im mitgeteilten Stück seiner Denkschrift in den 
Haß gegen Frankreich hüllt. 

Wie Hardenberg wurde auch Stein durch solche Denk- 
schriften zum Festhalten an der Forderung des Elsaß ermahnt. 
Ende Juni sandte ihm der General von Carlowitz eine Denk- 
schrift!, die als einziges Mittel für einen dauernden Frieden 
die Bestrafung Frankreichs ansah. «Nicht durch Demütigungen 
ehrloser Art muß man den Stolz der Nation beugen, soudern 
durch bleibende Erinnerung der gehabten Verluste.» Von Land. 
abtretungen betont er besonders: «Das Elsaß.den Lauf der 
Saar bis an die Vogesen; vielleicht, wenn es nicht zu viel ist, 
Lothringen bis an die Maas.» Diese ruhige und vernünftige 
Sprache, die uns so selten sonst begegnet, sucht Carlowitz durch- 
gängig anzuschlagen. Er ist dabei klarblickend und nicht von dem 
oft blinden Optimismus erfüllt wie viele der anderen Deutschen. 

Uebersehen wir nun zum Schluß diese ganze Fülle von 
Stimmen, so werden wir sagen müssen, daB zwar ein Ver- 
langen nach dem ElsaB und Lothringen im Volke sich natür- 
licherweise aus der ganzen Gefühlswelt der damaligen Zeit 
entwickeln mußte, daß aber dies Verlangen keinen einheitlichen, 
kräftigen Ausdruck fand, sondern entweder durch die Fülle 
gemeindeutscher Interessen erstickt wurde, oder wo es sich 


' äußerte, vereinzelt blieb und dann noch oft sich selbst durch 


echt romantisch-phantastische Uebertreibungen schadete. 


1 Pertz, Stein, IV. Bd., S. 484. 
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§ 6. Die öffentliche Meinung im Elsaßı. 


Schon bei der Darstellung der allgemeinen Stimmung in 
Deutschland wurden die Bemühungen einzelner Männer hervor- 
gehoben, die darauf abzielten, eine zu ungünstige Beurteilung 
der Elsässer und ihres Verhaltens zu Deutschland abzuschwächen. 
Aus diesen Aeußerungen erhielt man den Eindruck, daß die 
Elsässer nicht geneigt waren, sich den Deutschen anzuschließen, 
daß sie ihnen vielmehr auf ihrem Zuge nach Frankreich die 
größten Schwierigkeiten in den Weg legten. Wie verhielt es 
sich nun mit dieser ziemlich verbreiteten Meinung der Deutschen 
über das Elsaß? Dieser Auffassung scheint eine Aeußerung 
eines französischen Beamten Haw gegenüber dem Erzherzog 
Johann von Oesterreich zu widersprechen. Haw war zur Zeit . 
der Okkupation des ElsaB 1815 an die österreichische Regie- 
rung mit der Bitte herangetreten, in ihren Diensten beschäftigt 
zu werden. Er hatte sich zu diesem Zweck an den General- 
gouverneur des Elsaß, Freiherrn von Heß gewandt und war 
von diesem an Metternich weiter gewiesen worden. Haw hatte 
nun für den Erzherzog eine Denkschrift über die Stimmung 
im Elsaß verfaßt, die sich dahin aussprach, daB zwar im 
Elsaß eine starke «Anhänglichkeit an die Ideen des Philan- 
trophismus der französischen Revolution» herrsche und ebenso 
Haß gegen die Bourbonen und Begeisterung für Napoleons 
Genie, daß aber die Elsässer doch bei einer Einverleibung in 
Deutschland ihre «Hoffnung vorzüglich auf das Haus Oester- 


ı Ueber die im Elsa herrschende politische Stimmung hat 
während des Drucks meiner Arbeit ein Schüler Herrn Prof. M. Spahns, 
Herr Lambla eine Untersuchung in den von M. Spahn herausgege- 
benen «Straßburger Beiträgen zur neueren Geschichte> veröffent- 
licht, die ich leider nicht mehr benutzen konnte. Im wesentlichen 
weichen unsere Resultate nicht stark voneinander ab, nur daß Herr 
Lambla dem Stoff seiner Arbeit entsprechend bedeutend detailliertere 
und genauere Angaben bringt, während es mir nur um ein ganz 
allgemeines Stimmungsbild zu tun war. 


+ 


— 212 — 


reich gerichtet» hattdn1. Die Neigung der Elsässer, meint 
Haw, sich an Deutschland anzuschließen, erklärt sich nebst 
den schon angeführten Charaktereigentümlichkeiten durch die 
unverkennbare Entfremdung der Gemüter von den Bourbonen. 
«Diese Trennung läge direkt in der Voraussetzung und in der 
Absicht aller denkenden Köpfe» ?. Die Denkschrift Haws ent- 
hält Richtiges und Erfundenes. Halten wir uns an das vor- 
handene Material und suchen wir aus diesem selbst jene zu 
kritisieren und zu berichtigen. 

Schon im Oktober 1813 finden wir im «Niederrheinischen 
Courier» eine höchst charakteristische Stelle, die sich zwar 
nicht unmittelbar mit unserem Gegenstand beschäftigt, aber 
doch für die ganze Stimmung im Elsaß bezeichnend ist’. Es 
wird da eine Schrift August Wilhelm Schlegels einer genauen 
und scharfen Kritik unterzogen, die versucht hatte, die Hol- 
steiner aufzureizen, ‘sich als Deutsche gegen Dänemark zu er- 
heben. Im Gegensatz dazu lobt der «Niederrheinische Courier» 
eine andere Schrift, die sich gegen Schlegel wendet, und die 
ausspricht: «Man sagt den Holsteinern, sie seien Deutsche, 
weil sie deutsch sprechen ; hat man denn vergessen, daß der 
Liefländer, ob er gleich deutsch redet, dennoch mit Treue dem 
russischen Reiche anhängt?» Und mit Bitterkeit wird vor allem 
auf Deutschlands Zerrissenheit, auf seine Nichtigkeit als Staat 
hingewiesen. Es klingen uns hier schon jene Befürchtungen 
entgegen, die Arndt und Görres zu zerstreuen suchten, daß 
die Elsässer zerstückelt werden, daß sie einem solchen unein- 
heitlichen Staatengebilde angehören sollten, wie es das Deutsehe 
Reich war. Fast wie Hohn klingt der Satz: «Wir sagen 
mit Stolz, daß Dänemark ein unabhängiger Staat ist, daß hin- 
gegen kein Deutschland in politischem Sinne existiert, daß also 


der Name als Deutscher und Mitglied des heiligen Reichs keinen. 


ı Krones, Zur Geschichte Oesterreichs im Zeitalter der franz. 
Kriege und der Restauration, S. 329. 

3 Ebenda, S. 337. l 

3 Niederrheinischer Courier, 17. Oktober 1813. 


dänischen Untertanen reizen kann, weil es doch einmal besser 
ist, etwas als gar nichts zu sein.» Und die Elsässer waren in 
dieser Zeit nicht nur davon durchdrungen «etwas» zu sein, 
nein sie waren stolz darauf, etwas großes zu sein. Nicht so 
sehr der Geist Frankreichs als eines Nationalstaates war im 
Elsaß lebendig, als vielmehr noch die Ideen ‘der französischen 
Revolution von Gleichheit und F reiheit, vor allem aber die Idee 
der «Humanité», der Menschlichkeit. Menschen wollte man 
sein, freie Menschen mit freien Rechten. Diese aber fürchtete 
man in Deutschland durch die Fürsten unterdrückt zu sehen. 
«Fluch den Ketten, die sie unserer Freiheit schmieden ; die 
Nacht des Vorurteils soll das Licht der Wahrheit nicht mehr 
verschlingen. Wir wollen als Menschen unsere Würde be- 
haupten. Unsere Selbstexistenz soll nicht in den Staub gedrückt 
werden. Bei uns adelt nicht die Geburt, das Verdienst allein 
‚adelt ; ihm allein auch die Krone!.» Das Verdienst aber hatte 
Frankreich, hatte Napoleon. Frankreich hatte dem Elsaß jene 
Güter mit der französischen Revolution gegeben, die es unter 
Napoleon so hoch emporgeführt hatten zu Ruhm und Glanz. 
Durch diese psychischen Faktoren hindurch hatte sich die 
elsässische Anhänglichkeit an Frankreich, speziell an Napoleon 
mit Notwendigkeit entwickelt. Jene Ideen tönen uns aus allen 
Flugschriften und Gedichten entgegen. Wird Frankreich als 
Vaterland besungen. so schwingt immer als Unterton dieser 
Stolz, diese Gewißheit mit, daß dieses Vaterland ihm jene 
Güter beschert habe. 

Diese aus der Revolution und ihren Ideen erst erstandene 
und gekräftigte Vaterlandsliebe mußte sich naturgemäß vor 
allem mit glühender Begeisterung an Napoleon hängen. Schon 
jener Bericht Haws spricht von dieser Stimmung der Esässer, 
und das ist eben einer der richtigen Punkte in ihm, denn 
auch aus den zahlreichen Flugschriften klingen uns diese, 
Stimmen für Napoleon entgegen. Ein alter Soldat singt ein 


1 G. Stöber, Aufruf an die Elsässer 1815. 
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aus tiefem Gefühl strömendes Willkommenlied zu Napoleons 
Rückkehr, die ein Wiederfinden des Glücks überhaupt für 
Frankreich bedeute !. Und den Auszug der Straßburger 
Truppen im Mai 1815 begleitet ein gewisser Guiramand mit 
einem Kriegslied®, in dem in jeder Strophe Napoleons 
Name als Anfeuerung für die Truppen, als Abschreckung für 
die Feinde genannt wird. Am besten aber beleuchtet diese 
Verhältnisse die Bildung einer «Fédération alsacienne», die wir 
hier kurz zur Charakterisierung der ganzen Stimmung erwähnen 
müssen. Nach der Landung Napoleons erließ anı 17. Mai 1815 
das Straßburger Bürgermeisteramt einen Aufruf an die Bürger 
unter dem bezeichnenden Leitwort «Einigkeit, Freiheit !» In 
ihm erklärte der Magistrat: eErwägend, daß Frankreich und 
vorzüglich die Grenzdepartemente zum zweiten Mal mit einem 
feindlichen Einfalle bedroht sind, dessen laut geäußerter und 
bekannter Zweck, wenn er erreicht werden könnte, Plünderung, 
Brand und Erwürgung unserer Gattinnen und Kinder, die 
Ausrottung oder wenigstens die Dienstbarkeit unserer Familien, 
die Zerstückelung unseres Vaterlandes mit einem Worte, die 
Vertilgung des französischen Namens sein würde; fest ent- 
schlossen ‘ohne Unterschied des Vermögens, Ranges oder Alters, 
alle unsere Kräfte aufzubieten, um unsere Nationalehre, unsere 
rechtmäßige Unabhängigkeit, unsere politischen Rechte unter 
der Regierung des großen Mannes’ zu verteidigen, dessen 
Europa uns beneidet, den wir freimütig gewählt haben und den 
wir uns freuen wieder an unserer Spitze zu sehen; erklären 


und erneuern wir den feierlichen Eid, im Angesichte das 


Himmels und in Gegenwart der Völker, daß, bis und solange 
die bewaffneten Ausländer sich nicht von den Grenzen des 
wirklichen Frankreichs entfernen, wir und die Unserigen mit 


1 Au retour de Napoleön. In den Anmerkungen werden nur die 


Stichworte angeführt, der genaue Titel ist im Register unter den 
Flugschriften zu finden. 
2 Guiramend, Chanson guerriére. 
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Herz und Sinn, in Willen und Vollbringen uns verbunden 
haben und verbunden bleiben, uns gegenseitig zu unterstützen !.» 
Dieser Bund richtete sich, wie die Proklamation schon zeigt, 
- gegen die Eroberer und gegen diejenigen, die Napoleon stürzen 
wollten. «Die Bande, heißt es weiter, welche die Franzosen 
einigen, sind für immer unwandelbar : Ehre, Vaterland und 
Napoleon I!» Am 17. Mai wurde dieser Aufruf erlassen und 
schon am 2. Juni konnte der Magistrat 4000 Straßburger als 
Mitglieder zählen und die Ankunft von zahlreichen Deputierten 
aus anderen Distrikten melden. Am 5. Juni kamen diese in 
Straßburg an, feierlichst vom Präfekten des Departements und 
der Bevölkerung begrüßt. Große Festlichkeiten wurden ihnen 
zu Ehren am nächsten Tag in der Orangerie gegeben, nachdem 
General Rapp eine Parade der Straßburger Truppen abgenommen 
hatte. Zahlreiche Reden in deutscher und französischer Sprache 
wurden auf das Vaterland, auf die Kaiserin und ihren Sohn 
gehalten. Die meisten aber gipfelten doch in dem Ausruf: 
«Vive la nation», «Vive l’empereur!» Am eindringlichsten 
aber sprechen die zahlreichen Lieder, die zu diesem elsässischen 
Bundestag gedichtet wurden, von dem Geist, der diese Männer 
beseelte. So verfaßte Ehrenfried Stöber ein Bundeslied für die 
Elsässer, das in bezeichnender Weise die Stimmung wiedergab, 
die vielerorts vorherrschte : 


«Der Fremdling mag sich trotzend bläh’n! 
Uns täuscht kein Gleißner Wort; 

Wir kennen des Sarmathen Glück, 

Des Sachsen jammervoll Geschick: 
Freiheit ist unser Hort. 


Dies ist des Bundes Kampfesruf, 
Wir weihen ihm das Schwert! 
Wir hassen des Eroberers Sinn: 
Die Freiheit nur ist uns Gewinn, 
Am heimatlichen Herd 2. 


1 Fédération alsacienne. 
2 E. Stöber, Bundeslied. 
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Ein anderer Dichter aber mahnte in einem längeren Gedicht 
«Am elsässischen Bundestage 6. Juni 1815», den heiligen Frei- 
heitssinn zu pflegen, die «Vernunft in ihrer Größe», «Tugend 
in erhabenem Kleid, Laster in beschämter Blöße» darzustellen, 
_ Gleichheit für die kommenden Geschlechter zu bewahren und 


«Ehrfurcht unserm Fürsten! Treue ® 
Ihm, den Frankreich sich erwählt; 

Auf des großen Geist aufs neue 

Er zu seiner Rettung zählt! 

Ihm, der Freiheit ersten Wächter 

Wie der Freiheit ersten Sohn! 

Ihm, der Völker Rechtsverfechter 

Unseren Napoleon». 


Vor allem in Colmar und Straßburg scheint die Federation 
Anhänger gefunden zu haben. Aber auch sonst ist diese napo- 
leonfreundliche Stimmung zu beobachten. So kam es z. B. in 
Ensisheim zu drohenden Bewegungen, als der Bürgermeister 
sich weigerte, die Trikolore anzuerkennen !. Sehr deutlich 
bringt ein «Aufruf an die Elsässer» von Gustav Stöber ? den 
Zusammenhang dieser Liebe zu Napoleon und Frankreich mit 
den Ideen der Revolution zum Ausdruck. Stöber führt aus, ` 
daß «Frankreich Napoleon gehuldigt habe, weil Frankreich © 
Frankreich bleiben will; weil eine fünfundzwanzigjährige Er- 
fahrung, Liberalität und Freibeit ihm zum Bedürfnis machten». 
«Wir hassen die Bourbonen, fährt er fort, insgesamt nicht, 
wir ehren einige verdienstvolle Männer unter ihnen, wir hul- 
digen ihren häuslichen Tugenden, aber diese Tugenden allein, 
gelähmt durch Schwäche und gänzliche Unkunde des Zeit- 
geistes, sind nicht hinreichend einem Throne Sicherheit, einem 
Volke Ruhe, Glück und Unabhängigkeit zuzusichern. Napoleon 
hat, unserer Ansicht nach, die großen Eigenschaften alle, durch 
welche man den Szepter verdient». Liberalität und Freiheit 


1 Revue d’Alsace 1904. Souvenirs de 1815. 
2 G. Stöber, Aufruf. 
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also, meint Stöber, sind den Franzosen und wir dürfen sagen, 
den Elsassern insbesonders zum Bedürfnis geworden, denn der 
Elsässer ist ja seiner ganzen Natur nach demokratisch gesinnt. 
Den Bourbonen traut Stöber nicht zu, daß sie diese Güter dem 
französischen Volke erhalten könnten. «Napoleon aber hat ge- 
schworen, Frankreichs Glück nicht mehr aufs Spiel zu setzen, 
den Traktat von Paris zu ehren, die Rechte seiner fürstlichen 
Brüder nicht zu kränken, Frankreich eine liberale Konstitution, 
Religions- und Pressefreiheit zuzusichern, und Wohlstand un- 
ter den Bürgern zu verbreiten». Ihm vertraute Stöber wie 
mancher andere im Elsaß unbedingt, denn «ein großer Mann 
löst groB sein Wort; er ist nicht taub für die Stimme der 
Erfahrung; er weiß, daB Völkerwohl besser ist als Völker- 
glanz». «Napoleon hat seinen Schwur auf dem Altar des Vater- 
landes abgelegt: Wir bauen fest auf seine Eidev. Von ihm 
erwartet Stöber also die Wahrung der heiligen Volksrechte, 
die man aus den blutigen Kämpfen der Revolution sich ge- 
rettet hatte. In diesem Vertrauen auf Napoleons Stärke und 
auf seine Hilfe standen die Elsässer fest zu ihm. «Elsässer!», 
ruft Stöber aus, «Wir kannten nie den Meineid, wir haben 
uns immer wie unsere Väter als Männer bewährt; nie werden 
wir eidbrüchig werden. Durch Standhaftigkeit erwarben wir 
uns selbst die Achtung unserer Feinde. Wenn die Leidenschaft 
schweigt, wenn das Blut ruhig in den Adern rollt, dann strahlt 
das Gute und Große in seiner Reinheit wieder hervor, sowie 
die Sonne siegend durch zerrissene Wolken blickt». Ein tiefes 
Gefühl der Treue, Dankbarkeit und Verehrung glühte in diesen 
elsässischen Patrioten für Frankreich und Napoleon. Sie konnten 
nicht so ohne weiteres diese Empfindungen ersticken und nach 
Napoleons Sturz wieder den Bourbonen zujubeln. Sie schuldeten 
dem Frankreich der Revolution und Bonapartes zuviel, als daß 
sie diese Zeiten hätten vergessen, diesen Mann ohne Kämpfe 
verlassen können. Die Ereignisse der jüngsten Vergangenheit 
waren zudem von solch elementarer Wucht und Größe, daß 
man sogar in vielen Kreisen die Ansicht hegte, all die Taten 
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elsissischer Helden der letzten Jahrzehnte seien gleichsara erst 
durch die Stürme der Revolution frei geworden. 

Neben diesen Kreisen, die den Revolutionsideen und dem 
Korsen anhingen,. aber huldigte man auch vor allem im Ober- 
elsa noch den Bourbonen. Jenes schlichte Loyalitätsgefühl, das 
die Bonapartisten mit an ihren Kaiser band, weil sie ihm den 
Eid der Treue geschworen, hatte manchen Elsässer in unab- 
` wandelbarer Treue an das alte bourbonische Königshaus durch 
die ganzen Revolutionsjahre hindurch gefesselt. Es wirkten 
naturgemäß hierbei auch die Eindrücke der Greuel der Schrek- 
kensherrschaft von Männern wie Eulogius Schneider mit. Diese 
Kreise fühlten sich im Grunde ihrer Seele von den so unend- 
liches Elend heraufbeschwörenden Ideen und selbstverständlich 


auch von dem Manne, der aus all dem Blut und Schrecken _ 


als Sieger hervorgegangen war und über Frankreich noch 
den Fluch jahrelanger Kriege heraufbeschworen hatte, abge- 
stoßen. Sie haßten in Napoleon den Sohn der Revolution, den 
Tyrannen, der nur aus eitler Ehrbegierde und aus Ruhmsucht 
skrupellos Völker ins Unglück stürzte. Persönliche Erlebnisse, 
wie der Verlust teurer Angehöriger in den Kriegen Bonapartes 
mochten ihren Haß noch bestärken. Gegen diese Gefühle aber 
schwand alle Erinnerung an drückende Mißstände und Not 
zur Zeit der Bourbonen. Die krassen Farben der Gegenwart 
und jüngsten Vergangenheit ließen das «ancien regime» in 
rosigem Lichte erscheinen, und von ihm, von seiner Wieder- 
kunft erhofften diese Männer alle Rettung. Diese bourbonen- 
freundliche Stimmung aber war, soweit ich feststellen konnte, 
nicht so weit verbreitet, wie die zu Gunsten Napoleons. Ein- 
zelne Kreise der Landbevölkerung im OberelsaB scheinen dem 
alten Königshause die Treue bewahrt zu haben!, dann auch 
die höheren Stände, wie Gelehrte und manche Beamte und die 


1 Wie ein Brief eines Bauern beweist, der im «Jahrbuch für 
Geschichte, Sprache und Literatur Elsaß-Lothringens herausgegeben 
vom hist. lit. Zweigverein des Vogesenklubs 22.» Jahrgang 1906, 
S. 204 ff. herausgegeben ist. Hierzu s. Lambla, S. 211, Anm. I. 
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katholische Bevélkerung. Als besonders eifriger Anhanger be- 
_gegnet uns vor allem Johann Gottfried Schweighäuser, der 
Sohn des berühmten Hellenisten, selbst auch als Altertums- 
forscher bedeutend. Er hatte als Freiwilliger der republikani- 
schen Armee in den Linien von WeiBenburg und in. der Pfalz 
mitgefochten und hatte gewiß schon hier, manchen abstoßen- 
den, nachhaltig wirkenden Eindruck von den Schrecken des 
Krieges empfangen. Er vermochte sich bald seiner weiteren 
Dienstpflicht ganz zu entziehen und lebte einige Jahre in Paris, 
wo er besonders in dem Salon der Frau von Stael verkehrte 
und gewiß von dieser Napoleonhasserin einen Teil seiner spä- 
teren Abneigung gegen Bonaparte empfing. Jedenfalls erließ er 
nach der Wiedereinsetzung der Bourbonen im Jahre 1815 eine 
«Patriotische Ermahnung an die Straßburger und Elsässer, als 
Nachtrag zu der teutschen Uebersetzung der Schrift des Herrn 
Chateaubriand 1». In dieser Veröffentlichung ermahnte Schweig- 
häuser seine Landsleute vor allem an die Vergangenheit: 
«Blühend war unser Land, unsere Stadt unter den Königen ; 
einige Mißbräuche wünschten wir abgeschafft, und sie waren 
es. Aber als sich die Revolution gegen das geheiligte Haupt 
des Königs wandte, damals erklärten sich Straßburgs Bürger 
für den Monarchen. Daher der Haß, daher die wütigen Ver- 
folgungen der fremden Schreckensmänner gegen unser Land». 
Vieles Unglück ist seitdem über das Elsaß gekommen, Krieg 
und Elend haben es verwüstet. «Wer aber war schuld, daß 
feindliche Heere zu uns vordrangen, daß sogar unsere nächsten 
Nachbaren, die vor kurzem noch in den freundschaftlichsten 
Verbindungen mit uns standen, ihre Hand gegen uns kehrten? 
Wer anders als jener Unmensch, der nackt und niedrig auf 
einer armen Insel geboren und erzogen war, und dessen 
schrankenlosem von ägyptischer Sonnenhitze und zwischen 
Mameluken ausgebrütetem, von erzwungener Schmeichelei auf- 
geblähtem Ehrgeize, bald die Oberherrschaft über die blühend- 


! Schweighäuser, Patriotische Ermahnung. 
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sten Lander Europas zu ,klein schien; der nicht nur Italien 
und Deutschland, nein auch das friedliche Spanien und das 
entfernte Rußland mit Krieg und Unheil überzog». Alle Leiden, 
die nach seiner Meinung Napoleon heraufbeschworen, führt er 
an, um den Korsen in wirkungsvollem Kontrast zu den Bour- 
bonen stellen zu können. «Die zurückgekehrien gütigen, be- 
scheidenen, wohldenkenden Prinzen; der so lang verstoBene 
fromme und weise König, der euch wiedergeschenkt ist, können 
nicht alle eure Uebel in einem Tage heilen, nicht durch einen 
Zauberschlag das von dem fremden Abenteurer verpraßte Gold 
und Blut wieder in die Kassen und Adern des Staates zurück- 
rufen». Darum muß man aber das alte königshaus unter- 
stützen und unter sich vor allem einig sein. Die Trennung 
z. B. der Konfessionen dürfe kein Hindernis in der gemein- 
samen Arbeit und gegenseitigen Liebe bilden. «Diese wechsel- 
seitige Abneigung, die sich noch in einigen beschränkten Ge- 
mütern befindet, müsse immer schneller verschwinden. Gemein- 
schaftlich erlittenes Unglück, das gemeinschaftlich verteidigte 
Vaterland, gemeinschaftlich und obne Unterschied der Religion 
verübte Wohltaten, die gemeinschaftlich bewillkommte Morgen- 
röte eines neuen Tages, mögen ein immer festeres Band, um 
die, unter einem Himmel, unter einer Sonne, unter einem 
allen sein Vaterherz aufschließenden Könige, lebenden Brüder 
schlingen». So sprach Schweighäuser in tiefer, warmherziger 
Liebe zu seinem Volke. Waren auch die Stimmen, die mit ihm 
zusammen die Rückkunft der Bourbonen ersehnten, nicht zahl- 
reich, so hören wir doch immerhin einzelne, die sich in dem 
. gleichen Geiste äußerten. Es lag in der Natur der Sache, daß 
alle diese sich in ihren Argumenten glichen. Wollten sie Na- 
poleon bekriegen, so mußten sie natürlicherweise die Schrecken 
der Revolution und das Elend der langen Kriege heraufbe- 
schwören, wie umgekehrt die Anhänger Napoleons meist von 
dem Segen der großen Zeit und von dem Genie ihres Kaisers 
schwärmten. In origineller, wirkungsvoller, wenn auch im 
bourbonischen Geiste allzu einseitig tendenziöser Weise suchte 
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ein gewisser Fr. A. Kuhn! diese beiden im elsässischen Volke 
mächtigen Stimmungen einander gegenüber zu stellen. In 
einem «Gespräch zwischen einem Royalisten und Napoleonisten» 
unternimmt er es für die Sache der Bourbonen einzutreten. 
In sehr bezeichnender Weise führt er diese Schrift so ein, daß 
wir merken können, daß er mit diesem Eintreten für das alte 
Könighaus auf keinen laulen und allgemeinen Widerhall 
rechnete. Er frägt im Vorwort: «Wer wird wohl diese Schrift 
lesen, beurteilen und tadeln? Gewiß kein Gelehrter, meint er, 
denn diese beschäftigen sich nicht mit Lesung von Gesprächen 
einfalliger, durch Kriegslasten niedergedrückter Dorfbewohner 
und Nachbarn, die beieinander Trost suchen und der Quelle 
ihres Unheils nachspüren; die zu wenig in eine andere Schule 
gingen, als in jene der gesunden Vernunft und des angeborenen 
Mutterwitzes ; keine anderen Kenntnisse besitzen, als jene der 
Natur und Religion ; keine andere Sprache verstehen, als jene 
der Wahrheit und ihrer guten, arglosen Einfalt. — Gespräche 
dieser Art müssen für Gelehrte ein wahrer Zeitverlust sein. 
Halbgelehrte werden diese Schrift hie und da in die Hand 
nehmen, einige Stellen durchgehen, bald aber wieder auf die 
Seite werfen, weil sie Wahrheiten enthält, die ihrem Zeit- 
geiste unmöglich werden behagen wollen». «Wird also gar 
niemand lesen diese kleine Schrift?» fragt der Verfasser zum 
Schluß. «Dem sei aber wie ihm wolle, so bleibt sie mir im- 
merhin ein trauriges Denkmal unserer Sitten und eines ent- 
setzlichen, von Bösewichtern ausgesponnenen Krieges». In 
seinen weiteren Ausführungen malt dann der Royalist diese 
Greuel und Schandtaten der Revolution und ihrer Kriege, beson- 
ders aber die Napoleons in so grellen Lichtern, daß schließlich 
der Bonapartist bekehrt in die Worte ausbricht: «Es lebe 
Ludwig XVIII. es leben die Bourbonen !» 

Eines der wirksamsten Mittel, welche der Royalist bei 
seinem Bekehrungswerke verwandte, ist ganz entsprechend 


1 Fr. A. Kuhn, Gespräch etc. 
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der Schrift Schweighäusers, die Religion. Das ist ein weiterer 
charakteristischer Faktor, der die öffentliche Meinung mitbe- 
stimmte. Die christlich Gesinnten, besonders die katholisch- 
orthodoxen Kreise der Bevölkerung hingen zum guten Teil den 
Bourbonen an und verehrten in Ludwig XVIII. «Sa Majeste 
très chrétienne». Die freieren Geister dagegen, zum größten 
Teil auch die Protestanten jubelten Napoleon zu. Die christ- 
lich yestimmten Teile der Elsässer, die über die Greuel der 
Revolution ihren Segen nicht zu erkennen vermochten, sahen 
in Napoleon nur den , Verächter der Religion, den Zerstörer 
aller Frömmigkeit. Die Tatsache, daß er die Kirchen wieder 
öffnen ließ, sahen sie als ein hinterlistiges Mittel an, um seine 
Gewalt zu stärken. «Denn nur deswegen, sagt in unserer 
Schrift der Royalist, schien er die geschlossenen Tempel wieder 
zu eröffnen, um jedem gestempelten Bösewichte Gelegenheit 
zu verschaffen, ihre geheiligten Mauern durch seine Gegenwart 
zu entehren. Nur deswegen rief er die Priester aus ihren 
Klüften und Höhlen wieder hervor, um sie der öffentlichen 
Verachtung der zahllosen Menge der Ausgearteten auszusetzen.» 

So erscheint uns nach diesen Zeugnissen die öffentliche 
Meinung beherrscht von den Ideen der Revolution und der 
Liebe zu Napoleon und in einzelnen Gegenden auch von einem 
Gefühl der Anhänglichkeit an die Bourbonen durchzittert. 
Diese Meinungen aber flossen schließlich doch zu einem tiefen, 
gewaltigen Strom zusammen, der Liebe zum Vaterland, zum 
Elsaß und zu Frankreich, Falsch aber wäre es anzunehmen, 
daB aus dieser Liebe zum französischen Reiche auch ein 
glühender Haß gegen Deutschland, wie ihn die Franzosen 
hegten, erwachsen wäre. Wohl mögen im Volke Gefühle des 
Zornes wach gewesen sein und sich im Feldzuge in blutiger 
Erbitterung kundgetan haben. Sie sind in diesen Kriegs- 
zeiten nur zu verständlich, wo der Deutsche als Sieger, und 
nicht immer als sanftmütiger Sieger, im Elsaß erschien. Im 
allgemeinen aber bemerken wir eine verhältnismäßig ruhige 
Haltung in den Aeußerungen der öffentlichen Meinung den 
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jenseits rheinischen Nachbarn gegenüber. Darum wirkien 
die mannigfachen Angriffe in deutschen Zeitungen gegen die 
Elsässer auch so außerordentlich aufreizend auf diese. Ehren- 
fried Stöber, der überhaupt in der öffentlichen Meinung der 
damaligen Zeit einen horvorragenden Platz einnimmt , und 
schon mit seinem Bundeslied zum 6. Juni als treuer Anhänger 
Frankreichs sich bewährt hatte, unternahm es, diesen Schmäb- 
schriften entgegenzutreten. Er tat es aus seiner ganzen Anschau- 
ung als Jünger der Ideen der Liberalität, Humanität und des 
Fortschritts, als elsässischer warmherziger Patriot, der sich 
nach seiner Auffassung wesentlich von einem echten Franzosen 
unterscheiden solle, denn: «Ma lyre est allemande, mais mon 
épée est francais et fidéle au coq gaulois!.» In seinen «Be- 
-~ merkungen über das Elsaß, veranlaßt durch deutsche Zeitungs- 
artikel» vom Jahre 1814 wandte er sich in diesem Sinne gegen 
diejenigen, die den Elsässern Verrat und Treulosigkeit vor- 
warfen, vor allem gegen die, die durch kleinliche verständnis- 
lose Schimpfereien ein Volk verächtlich machen wollen. «Ein 
Volk ehre das andere, sagt er, so ehri jeder sich und den 
Menschen. Der rohe, unwissende, leidenschaftliche, über- 
mütige Zanker werde zur Ordnung verwiesen. Wage er es 
den Weltfrieden durch Haß und Aufruhrpredigten zu stören, 
so treffe ihn die Reichsacht aller Guten. Vorzüglich fühle man, 
wie sehr sich jeder selbst schändet, derirgend ein Land im ganzen 
genommen, beschimpfet, denn jedes Land gehört der Menschheit 
an, so wie es für die ganze Erde nur eine Sonne gibt, wie in 
der Brust jedes guten Menschen ein und derselbe Gott wohnt.» 


1 Näheres über D. E. Stöber, s. «Allgemeine deutsche Biogra- 
phie» Bd. 36, S. 271 ff. in einem Aufsatz von Ernst Martin. Stöber 
wurde 1779 geboren, studierte die Rechte in Straßburg und Er- 
langen (1801) lebte dann als Notar in Straßburg. Er verteidigte die 
deutsche Sprache, die elsässischen Sitten und Traditionen‘ und liebte 
Frankreich glühend. 1811 erschienen seine lyrischen Gedichte, 1834 
bis 36 in drei Bänden sämtliche Gedichte und kleinere prosaische 
Schriften. 
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Wenn man in deutschen Zeitungen das Elsaß als «widerliches 
Zwitterwesen», als centarteten Familienteil des Deutschen Reichs» 
bespöttelte und verächtlich machte, so erwidert Stöber darauf: 
«Worin besteht denn diese Entartung? Etwa weil wir oft in 
einem unrichtig also genannten Dialekt sprechen. Schwaben, 
die Schweiz und das Elsaß sind das Vaterland der alemannischen 
Sprache». Die Elsässer, meint er, hätten zudem mit ihren 
Dichtern Gottfried von Straßburg, Gottfried von Hagenau und 
Pfeffel genugsam bewiesen, «wie schön, wie sanft und wie 
kräftig zugleich diese Sprache ist, wie glücklich sie sich be- 
nutzen läßt». «Ein widerliches Zwitterwesen», sagt man ferner ? 
<O te miser, mitleidswerte Verächter des Elsaß, wie wenig 
kennt ihr dasselbe! . . . Wenn man über ein Land urteilen 
will, muß man sich Mühe geben, in den Geist desselben 
einzudringen, und dazu ist im Kriege der Augenblick schlecht 
gewählt. Auch muß man, um tiefe Blicke in das Herz eines 
Menschen, geschweige dann in den Charakter eines Volkes 
zu werfen, sein Zutrauen zu erwerben wissen, und dazu sind 
infamierende Stockschläge, welche ein bartloser Offizier, der 
etwa seit sechs Wochen die Uniform trägt, einem Bauern, der 
vielleicht 20 Jahre die Last und die Ehre des Kriegsdienstes 
mit seinen Mitbürgern getragen hat, unentgeltlich aufzählen 
läßt und grobe Unordnungen aller Art eben nicht die zweck- 
mäßigsten Mittel. Bei uns in Frankreich sind die Bauern. 
Menschen, und nicht Hunde, die man für Dianenfeste ab- 
richtet. Sind der Liefländer, der ein Russe ist, der Holsteiner, 
der ein Däne ist, Zwitterwesen, weil sie deutsch sprechen ? 
Waraom wären es denn wir Elsässer, die wir Franzosen sind 
und dabei deutsch sprechen, deutsche Literatur und Kunst mit 
Wärme lieben? Ist es, weil wir uns bald an Göthe, Schiller, 
Klopstock, Gessner etc., bald an Racine, Corneille, Boileau, 
Rousseau etc., bald an anheimische Dichter, wie Nicolai und 
Pfeffel ergétzen?» «Sind wir Zwitterwesen, weil wir als ein 
Mittelland, unablässig danach streben, uns mit den Verdiensten 
eines jeden der beiden Nachbarstaaten bekannt zu machen 
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und uns dieselben anzueignen. Man sollte einsehen, wie nütz- 
lich ein solches Mittelland, wie unser Elsaß, das zwischen 
zwei großen Staaten liegt, für beide werden kann, indem es 
den Uebergang von dem einen zum anderen gewissermaßen 
vorbereitet, so daß er weniger grell, weniger abstechend wirkt, 
indem dadurch ein gewisser geistiger Transithandel entsteht.» 
Daß man den Elsässern nun gar von deutscher Seite vorwirft, 
daß sie so bereitwillig Napoleon gefolgt seien, beruht, meint 
Stöber auf barer Unwissenheit, denn die Konskribierten im 
Elsaß «verließen den heimatlichen Herd mit weniger Bereitwil- | 
ligkeit als die Badenser». «Oder spricht man von den Revo- 
lutionskriegen, in denen wir uns für unsere Unabhängigkeit, 
für die Erhaltung unverjährbarer Menschenrechte schlugen, dann 
sind wir stolz auf unsere Bereitwilligkeit, nicht irgend ein Land 
gedrückt, aber uns mit unsern Mitbürgern, den Franzosen 
aller Provinzen, geschlagen‘ zu haben.» Wie recht Görres, 
Arndt und Grimm mit ihren Bemühungen hatten, die Angriffe 
gegen die Elsässer zurückzuweisen, ersieht man aus Stöbers 
Worten. Diese blinde, deutschpatriotische, allerdings begreif- 
liche Verächtlichmachung eines Volkes, das aus wirklich tief- 
gewurzelten Gefühlen und Anschauungen handelte und nicht 
im Stande war, von heute auf morgen einem Mann und einer 
Nation, denen es so vieles verdankte, die Treue und Gefolg- 
schaft aufzusagen, erregte die Herzen im Elsaß so, daB sie 
ihrerseits nun in der wahrlich nicht ruhmreichen Geschichte 
der deuischen Staaten in den letzten Jahrzehnten nachschlugen, 
um die bitteren Vorwürfe ebenso bitter erwidern zu können. 
Die Geschichte der Rheinbundstaaten gab vor allem willkom- 
menen Anlaß, die gerade bei den kleineren Mächten herrschende 
charakterlose Nachahmung und Vergötterung französischen 
Wesens an den Pranger zu stellen. «Glauben etwa diese 
leidenschaftlichen Menschen, frägt Stöber, der liebe Gott sorge 
nur’ für Deutschland, sei etwa gar ein Deutscher? O nein, 
sein Vaterauge wacht auch über uns; seine Huld und unser 
Mut werden uns gegen die Unternehmungen blutdürstiger 
B. 15 
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deutscher Jakobiner zu schützen wissen. Deutschland sei 
endlich einmal Deutschland! Es habe Nationalität ! Es Affe 
die französischen Moden nicht nach! An seinen Höfen und 
in den Zirkeln der Vornehmen spreche man deutsch! Man 
sei nicht undankbar gegen die ausgezeichneten Schriftsteller 
der deutschen Nation! Vergesse minder schnell einheimische, 
vaterländische Verdienste! Krieche nicht in den Vorzimmern 
französischer Minister und Generale usw., und Frankreich 
wird Deutschland innerhalb seiner Grenzen nicht gefährlich 
werden.» «Hermannskraft und Rolandsmut sollten nie sich 
befeinden.» 

So wie Stöber aber dachten die meisten im Elsaß. In 
demselben ruhigen, selbstbewußten aber keineswegs gehässigen 
Tone wandte sich z. B. Andreas Ullrich! 1815 «An die teutschen 
Nachbarn», indem er den Wunsch aussprach : «So laßt uns 
miteinander in Ruhe über das Vergangene und das Zukünftige 
ein vernünftiges, den Zeitumständen angemessenes Wort reden.» 
An den Ereignissen, meint Ullrich, seien nicht so sehr die 
Völker als die Regierungen schuld. Warum aber eigentlich 
so viel Haß in die Massen säen, warum immer gegeneinander 
hetzen und gar drohen, man wolle die Elsässer «mit Stumpf 
_ und Stil ausrotten ?» Des Volkes wegen kann man diese Ab- 
sicht nicht begreifen. «Also Napoleons wegen?» Und nun 
spricht Ullrich aus dem schon erwähnten charakteristischen 
Loyalitätsgefühl heraus von den Banden, die ein Volk an seinen 
Herrscher ketten. «Wir kennen Napoleon nur als unser Ober- 
haupt. Wir sind gehorsam aller Obrigkeit, denn sie ist von 
Gott gesetzt. Ihr könnt uns deshalb nicht anfeinden. Und 
weshalb will man denn das französische und elsässische Volk 
dafür verantwortlich machen, daß die Krieger durch Napoleon 
ihren Glanz, ihren anerkannten Namen und Frankreich seine 


1 Ueber ihn vergl. die Straßburger Dissertation von Hartmann : 
Das blaue Buch und sein Verfasser. Ein Beitrag z. Geschichte der 
franz. Revolution in Straßburg, 1911. 
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Unabhängigkeit und Selbständigkeit wieder herzustellen hoffen. 
Ist der Enthusiasmus der Krieger aller Nationen für das große 
militärische Talent Napoleons nicht die natürliche Folge der 
Verehrung, die alle Künstler, Gelehrte, Staatsmänner aller 
Völker, dem Meister ihrer Kunst und Wissenschaft ohne Rück- 
sicht von welcher Nation er sei, widmen?» «Oder sollten wir 
etwa dafür büßen, daß eure Fürsten uns eine Dynastie gaben, 
die sich weder auf dem Throne erhalten, noch von euren 
Fürsten daselbst geschützt werden kann?» «Sollen die so sehr 
bedroht gewesenen zehn Millionen Nationalgüterbesitzer, drei 
Millionen nichtkatholischer und die große Anzahl liberal denkender 
Franzosen den Napoleon nicht mit offenen Armen empfangen?» 
So stellt Ullrich alle Gründe in ruhiger Sachlichkeit neben- 
einander, die seiner Ueberzeugung nach das Handeln der 
Elsässer nicht nur rechtfertigen, sondern es nutwendig so be- 
stimmen. Er versäumt dabei aber auch nicht mit leiser Ironie 
und Schärfe den Deutschen ihre Fehler vorzuhalten. 

Unter den Angriffen aus Deutschland rief in Straßburg 
besonders eine Flugschrift aus Frankfurt a. M. Erbitterung her- 
vor. «Ein deutscher Wehrmann von Frankfurt an die Straß- 
burger!» nannte sich die Schrift, und in ihr wurde die freudige 
Aufnahme des zurückgekehrten Napoleons in beißenden Versen 
gegeiBelt. «Wie einst vom alten deutschen Bunde, ruft der 
Frankfurter aus, so fielt ihr jetzt in schwarzer Stunde zur 
Höllenschlange, die euch betört.» 

«Die Korsenfahn am deutschen Strome 
Die Korsenfahn am heiligen Dome, 

Den eines Deutschen Hand gebaut: 

Bald soll sie auf dem Rheine schwimmen 


Bald soll ein Aschenhaufe glimmen, 
Aus dem empor der Münster schaut.» 


Allzutiefen Eindruck machten allerdings diese Drohungen 
auf die Elsässer nicht. Die Antworten darauf atmen alle eine 


' 8. im Register und Hartmann, Seufzer eines Straßburger ` Na- 
tionalgarden. 
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gewisse stolze, selbstbewuBte Ironie ‘über den Frankfurter 
Helden wieder, persiflieren in übertreibender Ausmalung der 
Schrecken, die Straßburg von ihm zu erwarten hat, den Ton 
des Wehrmannliedes und prophezeien ihm einen recht kräftigen 
Empfang im Elsaß. So singt Karl Friedrich Hartmann: 


«Auch will (doch unter uns gesagt) 
Sich Straßburg tapfer wehren. 

Es meint: Weil meist in jeder Schlacht 
Die Schreier rückwärts kehren: 

So könnte man, wenns müßte sein,- 
Den alten Sturmmarsch schlagen; 
Napoleon dann hintendrein 

A l’ordinaire sie jagen.» 

Ein mannigfaches Echo verschiedener Stimmen klingt uns 
also aus dem elsässischen Volke wieder. Und schon dieses nur 
die allgemeinen Grundzüge festlegende Bild, das wir bisher 
entwarfen, liefert uns die Antwort auf unsere, beim Beginn 
unserer Darstellung aufgeworfene Frage, ob Haw mit seiner 
Behauptung recht haben kann, daß man im Elsaß an eine 
Wiedervereinigung mit Deutschland speziell mit Oesterreich 
dachte. Wir müssen aus dem Studium der öffentlichen Meinung 
im allgemeinen schon diese Frage verneinen. Man war im 
Elsaß durchaus französisch gesinnt. Suchen wir nun die Stel- 
lung des elsässischen Volkes zu den Annexionsplänen selbst zu 
umschreiben. Es sind hier die direkten Zeugnisse viel seltener, 
und es war darum die Darstellung der herrschenden Stimmung 
in der öffentlichen Meinung eine Notwendigkeit. 

Wertvolle Aufschlüsse gibt uns hier Ehrenfried Stöber in 
seinen Schriften besonders in seinen schon benutzten «Bemer- 
kungen über das Elsaß». Die Veranlassung, sich direkt mit 
unserer Frage zu beschäftigen, gaben ihm die Aufsätze der 
«Deutschen Blätter», die wir bei anderer Gelegenheit besprachen, 
und die das Elsaß für Deutschland zurückverlangten. Stöber 
beleuchtet den Abtretungsgedanken von einem für ihn und die 
damalige Zeit äußerst charakteristischen Standpunkte. Man 
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hatte in den «Deutschen Blättern» u. a. geschrieben : «Das 
schöne Elsaß, von einem deutschen Völkerstamm bewohnt, 
dessen gegenwärtige Entartung unter der Einwirkung einer 
weisen und kräftigen Regierung mit dem Absterben des jetzt 
lebenden Geschlechts verschwunden sein würde, ist in der 
Hand der Franzosen geblieben.» «Aus diesen Zeilen, bemerkt 
Stöber dazu, ergibt sich, daß man sehr gern unser schönes, 
fruchtbares Land hatte; uns lebenden Elsässern aber wünscht 
man ob unserer Entartung eine baldige Vollendung. Wir 
danken für den verbindlichen Wunsch ! Auch wird hier von 
einer kräftigen Regierung gesprochen, wahrscheinlich um un- 
serer etwas freien Zunge Zaum und Gebi8 anzulegen, uns 
gehörig zu knebeln, uns um eines leichtfertigen Spasses willen 
Jahrelang auf einer Bergfeste schmachten zu lassen. Man dürfe 
etwa nur auf dem Odilienberge ein Staatsgefängnis anlegen, 
so würde man es, was die Aussicht anlangt, sich recht gut 
mit dem Asperg, wo der Sänger Schubart so lange schmachtete, 
vergleichen lassen; dann wäre auch dieser humane Wunsch 
in Erfüllung gebracht.» Stöber weist damit aufdie kleinlichen 
politischen Verhältnisse in Deutschland hin, die jeden Elsässer 
abstoßen mußten. Ihr patriotisches Gefühl für Frankreich wie 
auch die Furcht vor der bedrückenden Herrschaft freiheits- 
feindlicher Tendenzen, wie sie besonders in den deutschen 
Kleinstaaten bestanden, ließen ihn wie jeden gleichdenkenden 
Elsässer eine Vereinigung mit Deutschland aufs Entschiedenste 
ablehnen. Selbst der so ruhig und wohlwollend urteilende 
Andreas Ullrich schreibt: «Viele unter euch (den deutschen 
Nachbarn) hätten sogar gern gesehen, wenn sich das Elsaß 
von Frankreich getrennt hätte, aber an wen hätte sich das- 
selbe anschließen sollen, an euch liebe Nachbarn, die ihr so 
laut, so ‘bitter, oft ohne allen Grund über eure Fürsten klagt? 
Hätten wir weniger Abgaben zu bezahlen, weniger unsere 
Söhne hinzugeben. weniger Lasten zu tragen als ihr? Fragt 
doch eure größten Staatsmänner, ob auch nur einer unter ihnen, 
als Elsässer, wünschen würde, .daßB das Elsaß von Frankreich 
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getrennt werde, solange Frankreich, Frankreich bleibt. Erlaubt 
liebe Nachbarn, euch ein altes Sprichwort in das Gedächtnis 
zu rufen: Der Hund, der bellt, beiBt°nicht; und wer schilt 
ist in seinem Unrecht.» Mit der gleichen Entschiedenheit wies 
Philipp Pflüger! in einer Antwort auf die ungeziemende Aeus- 
serung eines Deutschen in drastischen, äußerst volkstümlichen 
Versen die Zumutung zurück, das Elsaß abzureißen. «Das 
schöne Land wollt ihr verteilen, ja hopps! Ihr kriegt einen 
Pfifferling,» ruft er aus und rät den Deutschen, die solche 
Gedanken hegen, sich aus Straßburg fortzuheben : 


«So geht, verlaßt denn Straßburgs Mauern, 
Wenn es euch ja hier nicht gefällt; 

Kein Biedermann wird es bedauern, 

Wenn hier und da ein Schafskopf fehlt.» 


Mit diesen groben Abweisungen begnügte sich Pflüger 
aber keineswegs, sondern bewies in einigen leidenschaftlichen 
Strophen, daß hinter diesem polternden Tone ein ernstes, tiefes 
Gefühl steckte. Aus diesem heraus verhieß er den Deutschen 
die solche Pläne nährten, die das Elsa verwüsten und ver- 
teilen wollten, ein Elsaß Fluren ihr Grab». Sehr charakte- 
ristisch in diesem Zusammenhang ist auch eine viel erzählte 
Anekdote, die uns ein badischer Soldat in einem zwei Jahre 
nach dem Feldzùge erschienenen Buche überlieferi hat?. Er 
schildert hierin «Denkwürdigkeiten badischer Truppen im 
Elsaß.» Welchen schlimmen Begriff, schreibt er, die Elsässer 
von dem GroBherzogtum Baden hatten, läßt sich daraus schließen, 
daß sie häufig bei Anwesenheit unserer Truppen ihre Kinder 
mit den Worten schweigend machten: «Schweig still, suest 
mußt du bodisch wäre3.» 

Alle diese Aeußerungen betonen aber .die Friedensliebe der 


1 In einem Aufsatze vom 27. Juni 1814. ? 
2 Pflüger, Antwort. 
3 Becht, Denkwürdigkeiten der zwei Feldzüge etc. 
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Elsässer, sie zeigen zugleich auch, wie entschlossen diese waren 
bei Frankreich auszuharren. Dies Vaterlandsgefühl war ihnen 
so vollkommen zu eigen geworden, daß sie umgekehrt diejeni- 
gen unter ihnen mit ihrer Verachtung und ihrem Fluch verfolg- 
ten, die einen Abfall vom französischen Reich empfahlen. Wer 
von Frankreich abläßt und gar zu den Feinden übergeht, 


«Der flieh verfolgt von Reu’ und Schand’ 
Den heiligen Boden Vaterland! 

Er flieh was er verraten ! 

Wie Kain nach dem Brudermord 

Trag flüchtig er von Ort zu Ort 

Das Zeichen böser Taten !!» 


Ganz merkwürdig mutet einem in diesem Stimmungsbild, das 
ganz und gar einheitlich ist, eine Schrift an, die für den Abfall 
des Elsaß sich einsetzte. Der Verfasser erörtert in ihr unsere 
Frage, die Frage «Soll Frankreich Elsaß und Lothringen verlie- 
ren und wer solls denn bekommen?» Der Inhalt vermag aber 
in nichts unsere bisherige Ansicht zu modifizieren oder gar zu 
widerlegen, denn der Verfasser entwickelt solch phantastische 
ideen, daß wir ruhig behaupten dürfen, daß sie nichts weiter 
sind, als Ausgeburten der Phantasie eines einzelnen Wirrkopfs. 
Zudem steht, da der Druckort nicht verzeichnet ist, nicht ein- 
mal fest, ob diese Schrift im Elsa geschrieben wurde. Aus 
einem glühenden Haß gegen Frankreich, einer Abneigung gegen 
die deutsche Kleinstaaterei entstanden verlangt sie die Trennung 
des Elsaß von Frankreich und verwirft den Plan, das Elsaß 
Deutschland zu geben, auch nicht Preußen oder Oesterreich, da 
das nur die Eifersucht beider Mächte erregen würde. In diesem 
Dilemma findet unser Verfasser den unmöglichen Ausweg, ElsaB 
und Lothringen dem russischen Kaiser zu geben und zwar als 
besonderen Staat unter einem König oder Großherzog. Das neue - 
Reich, meint er, könnte dann mit Rußlands Unterstützung eine 
kräftige Hilfe für Deutschland bedeuten. «Der Besitz dieser 


1 An die Franken. 
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Lander mit der Obliegenheit für Deutschlands Sicherheit und 
Europens Ruhe auf dem gefährlichsten Posten zu wachen, ist 
doch immer eine respektable Ehrencharge. Der König oder 
Großherzog vom Oberrhein ist gleichsam Mittelsmann zwischen 
Frankreich und Deutschland, der zur Befestigung der beidersei- 
tigen Ruhe und Eintracht vorzüglich mitwirken kann.» Man 
sieht ohne weiteres, wie man die Schrift zu beurteilen hat. Als 
vorhandenes Zeugnis mußte sie als Kuriosum erwähnt werden, 
aber als Dokument der öffentlichen Meinung hat sie keinen Wert. 

Aus allen angeführten Zeugnissen gewinnen wir das Ergeb- 
nis, daß Haws Denkschrift. mit ihrer Behauptung, daß man im 
Elsaß eine Vereinigung mit Oesterreich wünschte, allen vorhan- 
denen Beweisen widerspricht. Sie scheint mir nur darauf berech- 
net gewesen zu sein, auf den Erzherzog Johann Eindruck zu 
machen. Die öffentliche Meinung im Elsaß hielt tatsächlich in 
Treue zu Frankreich. Das aber ist auch einer der zahlreichen 
Gründe und nicht der uhwesentlichste, weshalb die Annexions- 
pläne scheiterten. Auf fremde Hülfe konnte sich Deutschland 
‚nicht verlassen, wollte es seinen Traum verwirklichen, die alten 
Grenzlande wieder als. Glieder seines Reiches zu sehen, es mußte - 
auf sich selbst und seine eigene Kraft bauen. Kleinliche Eifer- 
süchteleien, mißgünstiger Neid und übertriebene Eitelkeit mußten 
die deutschen Staaten zu diesem Zweck erst untereinander über- 
winden, sie mußten ein geschlossenes Ganzes bilden, um auch 
ohne Hülfe des deutschfremden Oesterreichs das Ziel zu errei- 
chen, das die Sehnsucht deutscher Herzen seit dem Verlust der 
Lande bildete. | 
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Kapitel I. 


Herkunft des Weins und Weinhandel. 


$ 1. Die Weinversorgung der Stadt. 
a) Sträßburgs Eigenproduktion. 


Die Eigenproduktion Straßburgs an Wein war im Mittel- 
alter nicht unbedeutend. Die Urkunden sprechen oft von dem 
Eigengewächs der Einwohner und Bürger!. In der «Neuord- 
nung der Stadtverwaltung» vom Jahre 1405 wird etwaiger 
eigener Weinwuchs der beiden Zollbeamten am Rhein erwähnt, 
Domherren und Geistliche durften in ihren Häusern und Höfen 
nur Eigengewächs feil halten’. In den Ungeltordnungen 
wird stets zwischen dem Eigengewächs und dem gekauften oder 
sonst erworbenen Wein des Frauenhauses und des Spitals 
unterschieden4. Bischof und Burggraf besaßen Eigengewächs>. 
In unmittelbarer Nähe der Stadt wurde ausgedehnter Wein- 
bau wohl nicht betrieben. Dazu war die Lage der Stadt in 
der Ebene nicht allzu günstig. In einer Ungeltordnung wird 
den Ungeltern aufgetragen, zweimal jährlich von Haus zu 
Haus und auch in alle «Gärten» in der Stadt und in den Vor- 
städten zu gehen um unter anderem festzustellen, ob den 
Leuten «gartwin» gewachsen sei®. Wahrscheinlich pflanzte der 
Rheinzöllner seinen Wein auf den Aeckern «die zu demselben 


1 Eheberg 429, Bracker 90. — 2 Eheberg 48. — 3 Hegel, 
Chron. II, S.. 970 (Briefbuch, Jahr 1314) — 4 z. B. Eheberg 52. — . 
5 UB. IVs, 8. 215. — 6 UB. I, 164 wird vinea mit «rebegarte» über- 
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zolle zugehorent»?. Im allgemeinen ernteten die Straßburger 
ihren «winwachs» von ihren Grundstücken «im lande»® d.h. in 
den näher gelegenen Ortschaften. So schenkte im Jahre 1211 ein 
gewisser Wolfram, Einwohner der Stadt Str., der Abtei Königs- 
bruck sieben Joch Rebland in Ehenheim 9. Im Jahre 1226 
tauschten das Thomaskapitel zu Str. und die Abtei Lützel 
Weinberge (rebegarte) in Morschweier!®, Ueber außerordent- 
lich reichen Rebbesitz auf dem Lande (agri viniferi, vineae) 
verfügten die Stifter, so das Thomasstift 1! und das Domkapitel 12. 
Gaben diese geistlichen Korporationen ihren Besitz meist zur 
Pacht gegen Zins in Wein aus!®, so besorgten die Straßburger 
Bürger ihre Reben zum Teil wenigstens selbst14. Ihren Eigen- 
wein verbrauchten sie zum Teil in ihrem Hause mit ihrem 
Gesinde und den Leuten, die als zinspflichtige Bauersleute oder 
als Lohnhandwerker, wie Maurer, Zimmerleute, Schneider 
in ihrem Hause zu tun hatten1S. Ueber den Hausbedarf hin- 
aus ist die Eigenproduktion von einiger Wichtigkeit für den 
Weinhandel und Weinschank. 

Die Bürger brachten ihren Ueberschuß an Eigengewächs auf 
den Weinmarkt!6, Jedem Bürger war es gestattet, seinen 
selbstgewachsenen Wein selbst auszuschenken '?. Der Rhein- 
zöllner exportierte offenbar direkt seinen Eigenwein 18. Wir können 
von einem nicht unbedeutenden Umfang der Eigenproduktion 
der Stadt und ziemlicher Bedeutung für den Weinverkehr 
sprechen. 


setzt. Für die Besitzer von «gartwin»> findet sich in einer Ordnung 
des 18. Jahrhunderts (M. O. 31 fol. 138) der Ausdruck: «Gartenleute>. 
— 1 Eheberg 47, 465. — 8 Eheberg 429. — 9 UB. I, 126. — 19 UB. I, 
164. — ıı UB. Ill, 87f — 12 UB. IV, a 26f, 191f,,138f — 
13 Walther Ritter von Brumat ist der St. Thomaskirche in Str. von 
vier Aeckern in Thalheim zu jährlichem Weinzins von vier Ohm 
Wein in mensuram que in communi usu Argentini habetur ver- 
pflichtet. — 14 Brucker 90. Welcher Bürger Aecker oder Reben «im 
lande in sine kosten gebuwen hat oder noch buwet> (14. Jahrh.) 
— 15 Eheberg 145. — 16 Brucker 555. — 1? Brucker 574. — 18 Ehe- 
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b) Einkauf auf dem Lande durch die Bürger. 


Neben der Eigenproduktion der Bürger kommt der Einkauf 
auf dem Lande, besonders im Herbst, durch die Städter in | 
Betracht. Die Bürger und Weinhändler decken ihr Bedürfnis 
an Wein z. T. auf dem Lande selbst. Auch Zapfer und Wirte, 
die in der Stadt den Ausschank ausüben, finden wir unter 
diesen Käufern auf.dem Lande!9. In der Regel aber ist ihnen 
der Einkauf auf dem Lande durch den Rat untersagt oder nur 
in manchen Zeiten für das laufende Jahr oder eine noch kür- 
zere Zeit gestattet2°. Sie kaufen innerhalb des Stadtbezirks 
auf dem Weinmarkt und in den Kellern. der Bürger und 
Klöster ein, wohl auch von den Vorräten, welche Bauern, Geist- 
liche und auswärtige Klöster in Straßburg liegen haben?!. Be- 
sonders das finanzielle Interesse führte die Stadt zu diesem 
Markteinkaufszwang für Wirte und Zapfer. 

Das obrigkeitliche Verbot, Wein auf dem Lande selbst oder 
durch Mittelspersonen aufkaufen und in ihre Keller zu bringen, 
umgingen die Zapfer und Wirte zum Teil durch Scheingeschäfte 
auf dem Markte. Für sie kauften Weinmakler aus der Stadt, 
die sich aus ehemaligen Weinrufern, Weinmessern und. Vor- 
logeln zusammensetzten, Wein auf dem Lande ein, und brachten 
ihn auf den städtischen Weinmarkt, scheinbar zum allgemeinen 
Verkauf; in Wirklichkeit gaben sie die Ware nur an ihre 
Auftraggeber ab 23, 

Auch die Stadt kaufte Wein auf dem Lande ein. Zu der 
Errichtung eines Ratskellers oder eines stadtischen Weinschank- 
monopols ist es in Str. allerdings nie gekommen. Den «schenk- 
wein», den die Stadt vornehmen Gästen verehrte, holte sie 
zum Zapfen oder faßweise bei den Wirten und Zapfern 38, 


berg 47. — 19 Brucker 571. — 20 Brucker 575, 550. — Ueber die 
Motive dieser Politik vgl. Kap. II 3 a, Kap. III. 4. — 21 Brucker 545, 
571. Es handelte sich z; T. um ständige Lager, teilweise in eigenen 
Häusern, teils um vorübergehend in gefährlichen Zeiten. Brucker 
590, vgl. Gény 1068 für Schlettstadt: was win auch harin geflöhet 
werde „. . — Brucker 590. — 22 Brucker 546. — 23 Eheberg 317. 
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Wohl aber ließ sie in manchen Jahren aus Sorge für reich- 
lichen und preiswerten Wein solchen im Lande aufkaufen. 
So wird z. B. im Jahre 1462 ein Vertrauensmann der Stadt 
aufs Land geschickt, der für die Stadt Wein einkaufen, seinen 
Auftraggeber aber nicht nennen soll, damit der Einkaufspreis 
nicht steige %, | 


c) Zufuhr durch Fremde. 


Wichtiger als der Einkauf auf dem Lande war wohl der 
Weinimport in Str. durch Fremde. Die Gäste stellten das 
Hauptkontingent der Weine auf dem Weinmarkte. Str. war 
der Stapelplatz für das weinreiche Elsa8%, Zum Teil kam 
ja Elsässer Wein auf den Markt von Basel; die Schweiz ver- 
sorgte sich zum großen Teil mit Wein aus dem oberen Elsaß *°. 
Ferner kauften Kaufleute z. B. aus Metz, Köln, Dortmund, 
Utrecht, Antwerpen, Frankfurt, Marburg, Fritzlar, Magde- 
burg Wein direkt in den elsässischen Weinorten wie 
Schlettstadt ein 27, Daher finden wir in Str. schon früh Er- 
wähnung der Zollsätze für durch Str. gehende Weine. Bischof 
Burchard von Str. befreit 1143 das Kloster Schwarzach (bei 
Bühl in Baden) vom Durchgangszoll durch Str. «Nec de vino 
neque de qualibet fruge...» braucht es Zoll zu entrichten 38. 
Immerhin kam ein höchst bedeutender Teil des Elsässerweins auf 


— % Brucker 585. — 35 vgl. W. Stein, Hans. Geschichtsblätter 1906 
Bd. 12 S. 437, 489, und A. Schulte, Gesch. d. mittelalt. Handels u. 
Verkehrs 1900 S. 664. — 26 Gering, Handel und Industrie der Stadt 
Basel 1886 S. 542. Im Herbst fuhren Leute aus der Familie des 
Klosters Muri «cum planstris vinum de Alsatia sive Brisgoye aut 
quocumque ducuntur cis Argentinam civitatem ... . quamvis quidam 
dicant, quod non debeant ultra Otinspole ire». Sie kauften also auch 
nördlich des Eggenbachs ein. (Acta Murensia, Quellen zur Schweizer 
Gesch. III, 63.) — Ueber Elsässer Wein auf den Höfen des Klosters 
Engelberg vgl. A. Schulte, Gesch. des mittelalt. Handels u. Verkehrs 
1900 S. 149. — 27 vgl. Durchfuhr der Weinkäufer aus Koln... 
durch Schlettstadt: Gény 1069 § 24 f., 1096; durch Straßburg G. U. P. 
S. 87. — 28 UB. I, 73. 


a e a 


den Straßburger Markt. Hierhin brachten die Bauern und fremden 
Kaufleute Wein aus dem Öberelsaß, aus Rappoltsweiler, St. 
Pilt, Barr, Türkheim, Schlettstadt 39, Schlettstadter Bürger 
ließen im oberen Elsaß Wein einkaufen und ihn durch die 
Schlettstadter Schiffleute auf der Ill nach Str. schaffen. Eben- 
so kamen die Weine aus der Gegend der Zorn und der Saar, 
ebenso vom Unterelsa bis Weißenburg nach Str.30 Aus- 
nahmsweise bei einer Teuerung an Getreide und Wein in Str. 
im Jahre 1372 führten die Bewohner von Basel, Zürich, Speier 
und Worms der Stadt Wein zu’!. Der Transport geschah zu 
Wasser oder Land. Einfuhr auf Schiffen ist schon im zweiten 
Stadtrecht erwähnt und zeugt so für das Alter der Einfuhr aus 
weiter entlegenen Orten. 

Ueberrheinische Weine trafen stets auf dem StraB- 
burger Markt ein und bildeten eine angenehme Ergänzung für 
die Nachfrage nach Wein; so war im Jahre 1509 im Elsaß nur 
halber Herbst, im Breisgau aber volle Weinernte®. Erwähnt 
werden die Oberländer und die Breisgauer Weine. Sie hatten 
ständige, getrennte Lagerplätze auf dem Weinmarkt (s. Kap. II). 
In Saladins Chronik wird ferner der Ausschank von Neckar- 
wein in den Herbergen für das Jahr 1529 erwähnt8®. Neckar- 
wein, Mosel- und Rheinweine spielten eine gewisse Rolle im 
Straßburger Weinverkehr%. Schließlich ist noch der Einfuhr 
künstlicher und ausländischer Weine zu gedenken. Woher sie 
kamen, wissen wir nicht. Solche Weine waren «gefürter win, 


29 Göny 1096; Löper, Rheinschiffahrt 60. — 30 Brucker 525. 
Eheberg 178. Ueber den Weinbau im Saargebiet vgl. J. Wimmer, 
Gesch. des deutschen Bodens 1905, S. 262. Es ist nicht sicher, 
ob der Saarwein, den die Zapfer und Wirte ausschenkten (Eheberg 
178), von den Fremden in die Stadt gebracht oder von den 
Straßburgern auf dem Lande eingekauft wurde. Die betreffende 
Weintaxordnung bei Eheberg ist datiert Michaelis 1457. In. der 
Zapfer-O. vom 1. April desselben Jahres (Brucker 547) ist kein 
Verbot des Weineinkaufs auf dem Lande für Zapfer und Wirte 
enthalten. — 31 Königshofen 869. — 3? Barfüßerannalen. M. d. G. 
1897 S. 4. — 38 Saladin, M. d. G. Bd. 23, S. 326, — 34 M. O. 31, fol. 105. 
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getretter win, zittwan win, gesotten win, gebranter win, essig, 
Malfasy, Romany und dergleichen» 4. Später, unter der fran- 
zösischen Herrschaft finden wir in den Urkunden französische 
Weine, wie Burgunder und Champagner erwahnt35, Am leb- 
haftesten war der Import naturgemäß. im Herbst. Das Ruhen 
der Fehden war für die Einfuhr der neuen Ernte von großer 
Wichtigkeit. So teilt Bischof Heinrich von Str. der Stadt u. a. 
mit, daß der Waffenstillstand mit einem Gegner verlängert 
sei: «insuper vina collecta . . . . sunt deducta» ss. Bischof 
Walther von Geroldseck schließt mit der Stadt Str. und ihren 
Verbündeten in dem auf: die Schlacht bei Hausbergen folgenden 
Herbst einen Waffenstillstand vom 9.—29. September. Als 
Motiv ist u. a. erwähnt: «unde mit namen daz iederman sol 
sine wine ahelesen und varen, swar er wil»3?, 


§ 2. Die Ausfuhr. 


Unter den Orten am Rhein bis Köln, die als Weinhandels- 
und Exportplätze in Betracht kommen, nahm Str. die erste 
Stellung ein. Das weinreiche Hinterland drängte geradezu die 
Stadt in die Stellung eines Handels- und Ausfuhrplatzes. Wir 
dürfen mit E. v. Borries sagen: Weinhandel und Schiffahrt 
waren die Säulen desStraßburger Wohlstandes8. Hiermit ist auch 


die Frage nach dem Alter des Straßburger Weinhandels gegeben. 
Der Weinbau im Elsaß ist durch die Römer aufgekommen und. 


ist, wenn auch mit Schwankungen, stets betrieben worden. 
Dementsprechend reichen die Anfänge des Weinhandels in alte 
Zeit hinauf, zumal die Natur die Wasserstraße des Rheins bot. 
Der Export von Wein ist so alt wie die Rheinschiffahrt im 


era 
— 35 MO. 34, fol. 111. — 36. UB. II, 16. — 37 UB. I, 383. — 88 E. v, 


Zu Me = 
Mittelalter. Wir können aus den Zeugnissen höchstens eine 
Blüte und allgemeine Ausdehnung des Handels feststellen. 
Karl der Große befreite das Kloster Honau unterhalb Str. durch 
eine Urkunde vom Jahre 782 von den Schiffsabgaben, was sich 
zunächst auf den Kaiserlichen Schiffszoll zu Str. bezieht, wohin 
das Kloster seiner Geschäfte wegen oft kommen mußte. Der 
Schiffzoll von Str. setzt aber notwendig voraus, daß der Rhein- 
handel im 8. Jahrhundert bestand89, Schon im Jahre 755 er- 
teilte Karl dem Bischof Etto von Str. das Privilegium, daß die 
Angehörigen der Kirche der hl. Maria zu Str. bei ihrem Handel 
im ganzen Reich zu Lande und Wasser von Zoll und Abgabe 
befreit seien mit Ausnahme dreier Plätze an der Rhein- 
mündung4. Wir dürfen von einer gewaltigen Ausdehnung 
des Handelsgebietes sprechen und gehen wohl nicht fehl mit 
der Behauptung, daß Wein dabei eine Hauptrolle spielte. Er- 
moldus Nigellus, der von 824—826 in der Verbannung zu Str. 
lebte, sagt bei der Schilderung des weinreichen Elsaß : Wollte 
das Elsaß Seinen Wein selbst vertrinken, so ginge es daran zu 
‘Grunde, und in der großen Stadt (Str.) bliebe wohl niemand 
übrig. Daher war es ein glücklicher Gedanke, Wein an die 
Friesen und Mariner zu verkaufen4!. Der Elsässer Wein spielte 
im mittelalterlichen Weinhandel eine sehr bedeutende Rolle. 
Da er aber meistens unter dem Namen Rheinwein ging, ist es 
unmöglich, eine erschöpfende Darstellung der Ausfuhr des El- 
sässerweins zu geben. Wir beschränken uns darauf, festzustellen, 
wohin Wein von Str. aus exportiert wurde. Besonders die 
Gebiete nördlich von Str. versahen sich in Str. mit Wein. Die 
Kaufleute aus Hagenau fanden wir beim Weineinkauf in Schlett- 
stadt; wir finden sie auch in Str. Den etwa billigeren Ein- 
kauf in Schlettstadt wog wohl zum Teil die Zollfreiheit Hage- 
naus in Str. auf#. Von Str. gingen Weintransporte nach 
Baden, Rastatt, Selz (bei Weißenburg), weiter nördlich nach 


Borries, Gesch. von Str. 1909, S. 58. — 39 Mone ZGORh. IX 3f. — 
40 UB. I, S. 8 — 41 M. G. S. S. II 518 Elegia I 115. — 42 Gény 
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Frankfurt. Schwaben und Bayern kaufen Wein in Str. ein 4, 
Kaufleute von Gmünd, Nürnberg und Regensburg werden 
in den Str. Urkunden besonders erwähnt“. Als Handels- 
straßen hierfür kamen in Betracht das Kinzig- und Donau- 
tal; der Kniebispaß führte nach Schwaben und Franken. Ueber 
die Zaberner Steige wurde der Wein zum Teil nach Brabant 
geführt 45, Vor allem aber trug der Rhein die Weinschiffe 
nach dem Norden, nach Köln4, Flandern und Brabanté?. 
Kaiser Karl IV. gebietet der Stadt Str., seinen Abgesandten 
30 Fuder Elsässerwein, die für ihn in Str. liegen, den Rhein 
hinab zollfrei bis Dortrecht führen zu lassen; von dort ging 
der Wein in die Mark Brandenburg. Unter den Waren, die den 
Rhein hinabgeführt wurden, dominierte der Wein #. Die Straß- 
burger brachten Wein zu Schiff nach Köln, gelegentlich auch über 
diesen Großstapelplatz hinaus 5°. In Deventer finden wir Straß- 
burger als Weinhandeltreibende erwähnt 51. Unter den Export- 
waren der Straßburger Kaufleute findet sich Wein meistens be- 
sonders erwähnt. Heinrich VII. weist die Reichsbeamten an, die 
Straßburger Bürger «cum vino et blado suo seu quibus cumque 
aliis suis mercibus per Rheni alveum descendentes et ascendentes» 
zu schiitzen5?. König Friedrich bittet die Stadt Str., sie möge 
ihre «mercatores» veranlassen, «ut vina, annonam, merces et 


1069. Eheberg 296. — % Urkundenbuch der Stadt Frankfurt Bd. II 
Insatzbuch § 179. — Eheberg 266, 325. G. U. P. 87. — 44 Eheberg 
266. UB. V, 675. — 45 E. v. Borries, a. a. O. — 46 Ueber Elsässer 
Wein in Köln vgl. W. Stein, Akten z. Gesch. der Verf. und Verw. 
der Stadt Köln S. 107; 262; 165. Vgl. auch W. Stein, Beiträge 
zur Geschichte der deutschen Hansa 1900, S. 39 f. — 47 Eheberg 
266, 325. — 48 UB. V, 844. — 49 UB. VI, 446/447. — UB. II, «des 
meniglich, der den Rin abevert, von iedem fader wines oder von 
anderem Kofschatze ... den Schiffleuten war Weinfälschung ver- 
boten. vgl. Königshofen 481, Löper 60. — 50 Hans. UB. VIII, S. 118. 
— 5! Wie in Deventer soll in Köln den Straßburgern, die mit 
Wein in die Stadt kamen, auch der Ausschank zum Zapfen über 
die Straße erlaubt gewesen sein. Von der Abschaffung dieser Freiheit 
und anderen Maßregeln gegen die Straßburger Weinfaktoren berichtet 
G. U. P. 87. — 52 Vgl. v. Borries S. 58: «Die Rheinschiffahrt war 


a, FOR, ee 


alias res» zum Verkauf auf dem Rhein nach Selz führen 
«quamdiu in Selze moram feocrimus» 58. 

An diesem Weinexport war der Straßburger Klerus, nicht 
nur einzelne Stifter und Klöster stark interessiert 54. So kann der 
Papst Alex IV. konstatieren, von alters her sei es eine ge- 
wohnte Erscheinung, daß Prälaten und Klerus von Str. Ge- 
treide und Wein aus der Stadt ausführen 55. Neben den Straß- 
burgern exportierten die Fremden Wein aus der Stadt. Wir finden 
hier Kaufleute aus Hagenau, Gmünd, aus Schwaben überhaupt, 
aus Bayern, so Nürnberg, sogar Brabant, «die har farent noch 
winen»56, Häufig läßt sich indes nicht entscheiden, ob wir bei 
dem Export an Straßburger oder Fremde zu denken haben. Ueber 
die Art des Handels gibt uns eine Kaufhaus- und Zollordnung 
Aufschluß: die Kaufleute von Nürnberg, von Baden, von Bra- 
bant und Schwaben bringen Eisen, Salz und andere Waren 
nach Str. zum Verkauf, und kaufen dafür Wein und andere 
Waren ein5?. Aus dieser Stelle läßt sich ersehen, daß der 
Einkauf und Export von Wein durch Fremde mit dem Verkauf 
anderer Waren verbunden war. Allgemein‘interessant ist diese 
Stelle durch einen Vergleich mit $ 48 des ersten Straßburger 
_ Stadtrechts: «Item olei, nucum, pomorum undecunque adducta 
fuerint et vendita pro nummis, theloneum accipiet burcgravius. 
Si vero pro sale vel vino vel frumento vel quocunque alio precio 
vendita fuerint, theloneum dividet burcgravius cum theleonario. » 
In beiden Stellen wird Wein gegen andere Waren eingetauscht. 
In dem ersten Stadtrecht handelt es sich noch teilweise um 
Güterverkehr ohne Tauschmittel. Daneben ist aber bereits die 
Geldwirtschaft getreten (vendita pro nummis). In unserer 
Kaufhaus- und Zollordnung ist die sog. Geldwirtschaft längst 
herrschend. Der Burggraf hat mit seinen übrigen Rechten 
das Zollbezugsrecht eingebüßt. Auch in unserer Kaufhaus- 


damals von Basel bis Mainz vollkommen in den Händen der Straß- 
burger Schiffer. — 58 UB. II, 270. — 54 UB. IV), S. 116. vgl. Anm. 
10. 11. — 55 UB. IV;, 116. — 56 Brucker 530. Eheberg 305. — 57 Ehe- 
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und Zollordnung handelt es sich um Zölle. Es wird probe- 
weise für einige Jahre bestimmt, daß die erwähnten Kaufleute 
entweder ihre Einfuhr- oder Ausfuhrwaren verzollen müssen, 
und zwar dasjenige von beiden, das am meisten Zoll einbringt : 
(«do sol man den zoll nemen von dem, das sich allermeist des 
zolles triffet, es sii von dem gute das sie alhar bringent oder 
das sie alhie widerumb koufent».) | 

Hiermit sind wir bei der Frage angelangt, welchen 
Umfang der Straßburger Weinexport hatte. Dadurch,. daß 
die Rechnungsbücher der Stadt, welche die Einnahmen an 
Zoll und Ungeld verzeichneten, vernichtet sind,. ist uns die 
Beantwortung der Frage nicht möglich. Aus ihren Zahlen 
könnten wir auf die Zahl der importierten und exportierten 
Fuder schließen. Die Chronik Bühelers verzeichnet die Fuder- 
und Maßzahl für die Ausfuhr an Wein, Branntwein und Essig 
für acht Jahre des 16. Jahrhunderts 8. Wir fügen die An- 
gaben Saladins für die Jahre 1585 und 1586 hinzu 5%. _ 


Weinausfuhr. 


Jahr: in Fuder à 24 Maß: 

1574 418331 

4576 1699 

4577 2086 

1578 | 497 

4579 3061 

1580 1681 

4581 4534 

1582 3417 

1585 203 Fuder 18 Ohm (Saladin) 
1586 887 » 18 » |» 


berg 266. — 58 Büheler Chr. M. d. G. Bd. 13. S. 130. — 59 Saladin 
Chron. M. d. G. Bd. 23. Die Statistik in Bd. 15 S. 73 der M. d. Ñ. 
bringt andere Zahlen. 
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Branntwein. 


Jahr: Maß: 

1580 | 080 

1581 6749 

1582 - 3700 © 

15755 259 Fuder 4 Ohm (Saladin) 
1586 . 4386 » 17 » » 

Essig. | 

Jahr: = Maß: 

1580 — | 3984 

1581 | 7848 

1582 6408 | 
1585 178 Fuder (Saladin) 


1586 165 » 9 Ohm >» 


Kapitel II. 


Die städtische Weinhandelspolitik. 
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§ 1. Die städtische Einfuhrpolitik. 


Wein gehörte neben Getreide und Fleisch zu den wich- 
tigsten Bedürfnissen eines mittelalterlichen Gemeinwesens wie 
Str. Daher verzeichnen die Chroniken schlechte und gute 
Getreide- und Weinernten!. Die Wichtigkeit des Weins mag 
an einigen Beispielen aus StraBburger Quellen gezeigt werden: Die 
Zapfer durften schon in der Morgenfrühe vor Eröffnung der 
Ungeldkasse für Pilger und Landleute Wein ausschenken 2. 
In der Nacht vor dem Adolfitag, dem Patronsfest des Münsters, 
brachten die zum Feste strömenden Landleute und Pilger die 
Nacht im Münster zu. Dabei ließ der Rat von altersher ein 
halb Fuder Wein zur Stärkung in einer Seitenkapelle in Krügen 
umsonst ausschenken3. Meister und Rat geben im Jahre 1308 
freies Geleite für Kommen und Gehen allen denjenigen, die 
zum Neubau des Frauenwerkes Steine, Holz, Wein oder Korn 
herbeiführten®*. Mit dieser letzteren, vorübergehenden Begün- 
stigung der Getreide- und Weineinfuhr, aus der wir sehen, 
welche wichtige Stelle der Wein unter den Bedürfnissen ein- 


1 Vgl. Closener, Königshofen, Trausch u. a. — 2 Brucker 549. 
— 3 Brant, Annalen (M. d. G. XV 219). Wencker Chron. 105, Wim- 
pheling, Cat. Ep. Arg. S. 117. Geiler von Kaisersberg schaffte diese 
Sitte ab, weil sie zu schwerem Aergernis in der Kirche geführt 
hatte. — 4 UB. II, 216. Das Frauenhaus war bei dem großen Brande 
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nahm, ist die Frage nach einer Begünstigung der Weineinfuhr, 
die Frage nach der Einfuhrpolitik allgemein gegeben. 


A. Herzog sagt in seiner Arbeit über die Lebensmittel- 
politik der Stadt Str. (mit Ausschluß des Weins): «Merk- 
würdigerweise treffen wir keine Spuren von Bestrebungen zur 
Belebung des Imports (von Getreide), um auf diesem Wege das 
Vorratsquantum zu heben. Man kann vermuten, daß es deren 
infolge der günstigen Lage Str. in der Rheinfalırtsstraße und 
seiner großartig angelegten Einrichtungen der Vorratsbildung 
für Teuerungszeiten weniger bedurfte5. Dieser Ansicht werden 
wir uns anschließen, wenn wir an das getreide- und wein- 
reiche Elsaß und die überaus günstige Lage Str. denken, war 
doch das Elsaß, wie ein Brief der Kölner an Str. sagt, Str. 
«schier vor der Tür gelegen». Und gerade auf unsere Frage 
nach dem Vorhandensein einer städtischen Weineinfuhrpolitik 
werden wir geneigt sein, eine solche zu verneinen: der Reb- 
bauer pflanzte den Wein, um ihn abzusetzen. Ihn brauchte 
die Stadt nicht anzuziehen ; er war wesentlich auf den Absatz 
auf dem städtischen Markt angewiesen. 

Und doch können wir von einer bewußten Begünstigung 
der Wein- und auch der Getreideeinfuhr sprechen. Den 
Landleuten ist (zwar) zu allen Zeiten gegönnt, Wein in die 
Stadt zu bringen... Das fünfte Stadtrecht von 1322 sagt 
§ 219: 

Wer «gulte und zinse» in die Stadt fährt (engert) soll für 
seine Person und sein Gut «fride hynne haben vor menglichem 
und wider heim, den tag und den andern darnoch». Gericht- 
liches Festhalten in der Stadt durch Bürger ist verboten. 


$ 220. Derselbe Friede gilt für diejenigen, die Straßburger 
Bürgern Wein, Korn oder was es ist, zu Land oder Wasser, 


vom Jahre 1298 abgebrannt. Vgl. Seyboth 152. — 5 A. Herzog, Die 
Lebensmittelpolitik der Stadt Str. im Mittelalter. (Abhandl. zur Mittl. 
u. Neueren Gesch. 12.) S. 7/8. — 6 G. U. P. 87. Vgl. auch J. G. 
Kohl, Der Rhein. — 7 M. O. 82, fol. 132 § 36. 
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um Bezahlung oder umsonst, bringen. Der Straßburger Bürger, 
der einen solchen Landmann angreift, wird bestraft und muß 
‘ den Schaden ersetzen 8, | 

Diese letzte Bestimmung gewährt also dem Bauern, der 
Wein und Getreide nach Str. bringt, besonderen Geleits- 
frieden. Nicht einmal Beschlagnahme durch das städtische 
Gericht ist möglich. 

Wohl handelt es sich in dem Satze um Wein, Korn «coder 
was es ist». Dieser Zusatz macht indes einen ziemlich. 
stereotypen, formelhaften Eindruck, zumal die Bestimmung 
fortfährt: Will der Bürger schwören, daß er nicht wußte, daß 
der Fremde «gulte, zins, win oder korn, als vorgeschriben 
stot», hereinbrachte ... Von sonstigen Waren ist also 
nicht die Rede. Und sollte derselbe Friede für die Waren- 
transporte der Landleute überhaupt gelten9, so würde uns die 
auffallende Hervorhebung von Wein und Korn dennoch 
berechtigen, von einer Begünstigung der Wein- und Getreide- 
einfuhr zu sprechen. 

Eine Reihe von Gründen, die teilweise in der Natur der 
Dinge selbst liegen, mußte den Rat veranlassen, ‘für rege Zu- 
fuhr zu sorgen. 

1. Reiche Weinernten sind viel seltener als günstige 
Getreideernten. In den Baseler und Colmarer Annalen werden 
z. B. folgende Weinjahre als völlig verfehlt bezeichnet: 1273, 
1275, 1279, 1281, 1282, 128610. Daher mußte die Stadt sorgen, 
‚daß die Zufuhr in guten Weinjahren und die Versorgung der 
Bürger mit Wein so reichlich war, um den Mangel in anderen 
Jahren nicht zu schwer empfinden zu lassen, zumal die Stadt 
keine Einrichtungen ger Vorratsbildung an Wein für Teuerungs- 
zeiten besaß. 


8 UB. IVs, S. 102. — 9 Dies ist auch deshalb unwahrscheinlich, weil 
es sich bei diesen Artikeln nur um Bestimmungen für «lantliute> handelt, 
die doch nur ihre Produkte, also Getreide oder Wein führten und ab- 
setzten. — Die Bestimmung ähnelt auffallend den Marktfriedensbestim- 
mungen. Hier kann es sich aber nicht darum handeln. — 10 MG. S.S. 
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2. Beim Wein spielt die Qualität eine viel bedeutendere 
Rolle als beim Getreide. Bei diesem handelt es sich wesent- 
lich um Unterschiede wie zwischen Korn, Gerste, Weizen oder 
um verdorbenes und gutes Getreide!!, Die Sorge für guten 
Wein kehrt in einer Menge von Urkunden wieder. Um trink- 
baren Wein zu erhalten, mußte man für reichliche Auswahl | 
sorgen. | 
Eine Ordnung klagt, daß infolge des Verbotes für Zapfer 
und Wirte, im Lande Wein einzukaufen, der gute Wein im 
Lande von Fremden und Händlern aufgekauft worden ‘sei, und 
daß daher nach Str. nur schlechter Wein komme. 

3. Die Stadt zog den Import an sich, weil sie aus reich- 
beschickten Märkten großen finanziellen Nutzen zog. Sie war 
auf rege Zufuhr bedacht in ihrer Stellung als oberrheinischer 
Weinhandels- und Ausfuhrort!®. 

Die allgemeinen Weinordnungen erklären uns die Gründe 
für die Maßnahmen nur selten und unvollständig. Einen viel 


ergiebigeren Einblick lassen uns die Beratschlagungen tun, wo . 


es sich um das Für oder Wider handelt. Die Gründe der Import- 
. politik zeigt uns ein solches Ratschlagen der Weinkommission : 
Die Wirte und Zapfer dürfen nur auf dem Markte ein- 
kaufen, damit mehr Wein auf den Straßburger Markt gebracht 
wird. (Dieser Grund der Verhinderung, ‘das Marktangebot zu 
verkleinern, ist beachtenswert.) Dadurch hat die Stadt Nutzen 
an Zöllen und Gefällen. Die Menge findet so bessern und wohl- 
feileren Wein auf dem Markte. Auch das Handwerk hat vom 
Marktverkehr Nutzen. Denn wer vom Land Wein in die Stadt 
fährt, gibt von seinem Erlös wieder Geld in ihr aus. Auch 
werden so Gläubiger in der Stadt eher bezahlt 18. 
DiesInteresse an reichlicher Weinzufuhr veranlaßte die Stadt, 


XVII 189—232. — 11 Herzog, a. a. O. S. 12.— 12 Damit läßt sich die . 
Stellung Straßburgs für den Getreidehandel nicht vergleichen. Man 
sucht hierbei die Ausfuhr wenigstens aus dem Bistum zu verhindern. 
Vgl. Herzog, a. a. O. S. 11. Vgl. UB. IVa, S. 137. — 13 Brucker 
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etwaige neu entstehende Märkte in der Nähe der Stadt zu unter- 
drücken. Im Herbst 1473 war ein Weinmarkt zu Kehl auf-' 
gekommen. Sofort bestimmte der Rat, daß die Weine auf der 
Achse nach Str. gebracht werden mußten und ging gegen den 
weiteren Verkauf in Kehl sehr scharf vor!4, Auch in den fol- 
genden Jahrhunderten finden wir stets das Bestreben Str., daß 
keine Ladstatt in der Nähe der Stadt errichtet werde. 

Einer Beschränkung und Erschwerung der Weinzufuhr 
durch die Straßburger Obrigkeit begegnen wir um die Mitte 
des 17. Jahrhunderts. Vor allem war es das Bestreben der in 
der Nachbarschaft gelegenen Herrschaften und Städte, sich 
gegenüber ihren Untertanen und Bürgern das ausschließliche 
Verkaufsrecht an Wein zu sichern. Die Stadt Colmar hielt 
ihre Fürkäufer an, Wein ausschließlich von ihr-in Colmar zu 
kaufen und hatte deshalb von den Landleuten reichliche Wein- 
mengen aufgekauft. Daher kamen nur noch wenige Leute mit 
Eigengewächs auf den Straßburger Markt, und die Weinhändler 
nutzten das Fehlen von reichlichem Angebot aus, indem sie durch 
Zurückhaltung der Weine die Preise steigerten. Str. wehrte sich 
gegen diese Ausbeutung dadurch, daB es den Händlern 2 4 
Platzgeld für den Ohm täglich von den Weinen abnahm, die 
außer den Markttagen in die Stadt gebracht und am Krahn 
oder in den Kellern niedergelegt wurden 5, 

Im Jahre 1666 beschloß man, daß für jedes Ohm auslän- 
dischen Weines, also vom Neckar, Rhein oder Mosel und aus 
anderen Gegenden 3 schill. über das gewöhnliche Ungeld für 
die Kriegskasse zu erlegen seien. Die Krahnleute und Zöllner 
hatten auf ihren Zetteln für die Ungeldkasse zu vermerken, ob 
es sich um elsässische oder ausländische Weine handle!s, 
Die Gründe dürften sich mit denen decken, die wir aus einer 
weiteren Einschränkung drei Jahre später kennen lernen 1?, 


554 — M Brucker 562 vgl. Kap. II § 3 Anm. 1 Vgl. auch 1621 XXI 
fol. 1, 1608 XXI 91 u. 6, — 15 1668 XXI fol. 26. — 16 M. O. 81 fol. 
106. — 17 G. U. P. 87 Nr. 2. 
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Darin wird verfügt, daß kein Fremder und niemand, der bei Str. 
nicht verbürgert oder der nicht in straßburgischen Dörfern oder 
Aemtern sei, andern Wein als Eigengewächs auf den Straßburger 
Markt führen, auch nicht chinterrücks» an den Mann bringen dürfe. 
Die fremden Weinhändler hatten sehr geringe Weine ange- 
kauft und zu Markte gebracht. Der Hauptgrund lag aber darin, 
daß die Obrigkeit in dem Herzogtum Württemberg, dem Bis- 
tum Str. und in anderen der Stadt benachbarten Orten ihren 
Untertanen verbot, Wein anderswo als bei ihrer ordentlichen 
Obrigkeit zu kaufen. Dieses Abschließungsbestreben fügte den 
Straßburgern empfindlichen Schaden zu, da sie ihre Weine nur 
schwer oder gar nicht absetzen konnten. In einer der endlosen 
Beschwerden Colmars weist Str. darauf hin, daß es den Verkauf 
den Fremden schlechthin nicht verbiete, wie dies in Colmar 
der Fall sei, daß Colmar aber keine Rücksicht auf Str. nehme, 
und daß Str. gegenüber den Klagen Colmars notwendigerweise 


zuerst an das Wohl seiner eigenen Bürger zu denken habe. 
o 


§ 2. Die Ausfuhrpolitik. 


Str. durfte erst dann an Weinausfuhr und ihre Begünsti- 
gung denken, wenn seine Einwohner hinreichend mit Wein 
versorgt waren. Daher erließ der Rat gelegentlich in schlechten 
Weinjahren wie z. B. im Jahre 1389 Weinausfuhrverbote 18, 
Die Stadt befürchtete bei weiterer Erlaubnis der Ausfuhr, «das 
nit so viel wines in unser stat sye oder kumen möge das die 
menige dis jore zu trinken habe; so wurde ouch unser stat ir 
ungelt und zolle vast gemynert.» Der Rat habe darüber zu ent- 
scheiden, ob auswärtige Klöster und Landleute ihre in der Stadt 
gelegenen Weinvorräte aus der Stadt schaffen dürften. 


18 Coll, Speckl. U. d. G. XIV S. 130 vgl. auch Brucker 589. 
B. 2. 
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Dies Ausfuhrverbot ist im Interesse der Konsumenten und 
der Stadt erlassen. Es ist ein wirtschaftliches Verbot. Das- 
selbe gilt von einem Ausfuhrverbot, von dem wir durch Sala- 
dins Chronik wissen. Im Jahre 1565 wurde aufallen Zünften ein 
Ratsmandat erlassen, daß niemand Wein «auf Verkauf oder 
Mehrschaft kaufen oder zu Wasser aus Str. fahren sollte», 
wie bisher. Die Reben waren im Winter erfroren und mußten 
umgehauen werden. So hatte man auf keinen Herbst zu hoffen 19. 
Daß die zu große Ausfuhr den Wein gelegentlich verteuerte, 
ersehen wir aus den Coll. Specklins: Der Aufschlag im Jahre 
1485 rühre nicht allein von dem schlechten Herbst her, son- 
dern davon, daß der Wein ins Ausland geschafft worden sei®. 
Ein weiteres Ausfuhrverbot findet sich bereits in der Mitte des 
13. Jahrhunderts erwähnt. Wir lernen es aus einer Urkunde des 
Papstes Alexander IV. vom Jahre 1256 kennen. Der Papst 
beschwert sich: ... quod magister, consules et universitas 
civium Argentinensium de novo statuerunt, ut nullus de civi- 
tate ipsa bladunf® vel vinum asportet, sicque pretextu statuti 
huiusmodi, quominus prelati et clerus predicti bladum suum 
et vinum de dicta civitate pro suis utilitatibus possint extrahere, 
impedire presumant2!, Da es sich um ein Ausfuhrverbot 
gleichzeitig für Getreide handelt, bespricht auch A. Herzog 
diese Urkunde. Er interpretiert2?: «Diese Notiz läßt uns einen 
scharfen Interessengegensatz innerhalb der Bürgerschaft er- 
kennen. Auf der einen Seite steht eine Partei, wohl die Zünfte 
und das große Volk, mit dem Wunsche nach billigem Brot- 
korn und daher nach einer Unterdrückung der Kornausfuhr. 
Andererseits will die Kaufmannschaft, zu der wir auch die 
Geistlichkeit rechnen dürfen, den Gewinn aus dem Getreide- 
import sich nicht entgehen lassen». Zur Ergänzung dieser Auf- 
fassung ließe sich etwa anführen, daß im Jahre 1256 nach 


19 Saladin, M. d. G. XXIII S. 391 f. — 2 Coll. Speckl. M. d. G. 
XIV S. 286. Die Teuerung hielt bis 1493 an. — 31 UB. IV+, S. 
116. — ?? Herzog, a. a. 0. 6 f. 
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dem Berichte der Annalen von Colmar und Thann eine groBe 
Hungersnot herrschte. Ein analoges unfreundliches Verhalten 
der Geistlichkeit lieBe sich in der Chronik Saladins finden, der 
zum Jahre 1517 berichtet, daß die Geistlichen die Früchte nicht, 
unter 1 g 5 zu kaufen gaben, obwohl Korn und Wein im 
ganzen Elsaß erfroren waren. Aus Erbitterung schlugen die 
Bürger nachts an den Kirchen und Häusern die Schriften 
Luthers an. Indes datierten die Erlasse des Papstes vom 
44. Juni aus Anagni. Zu dieser Zeit konnte die Frage einer MiB- 
ernte noch nicht in Betracht kommen, zumal die MaBnahmen des 
Klerus dem päpstlichern Schreiben vorhergegangen waren. Zu- 
dem war das vorhergehende Jahr 1255 ein vortreffliches Weinjahr. 

An dieser Interpretation ist zunächst auffallend der kon- 
struierte Gegensatz innerhalb der Bürgerschaft. In unserer 
Urkunde hören wir nur von «magister, consules et univer- 
sitas civium Argentinensium». 

Die Sorge für Brot im Mittelalter drängte adurren oft 
entgegenstehende Interessen der Patrizier beiseite. Wäre dieser 
scharfe Gegensatz indessen bestanden, so wäre immerhin die 
Frage, ob die Zūnfte und das niedere Volk in Str. damals ihr 
Ziel erreicht hätten, da sie bis 1332 keinerlei Vertretung im 
Rate hatten. 

Etwas befremdend ist auch das gleichzeitige Verbot der 
Getreide- und Weinausfuhr. 

Daß diese Erklärung mit den Tatsachen selbst schwer in 
Einklang zu bringen ist, sieht H. selbst ein, wenn er sagt: 

«Dieses Exportverbot ist das einzige, das uns überliefert 
ist; freilich läßt das «de novo» darin auf mindestens noch ein 
vorausgegangenes schließen. Allein demgegenüber haben wir 
oben zahlreiche Stellen anführen können, die von einem tat- 
sächlichen Export aus Str, sprechen. Die Stadtregierung scheint: 
also im großen und ganzen doch das Interesse der Kaufleute 
wahrgenommen zu haben, Leider fehlen uns genauere Nach- 
richten, auf Grund deren wir die Stellungnahme des Rates 
ausführlich hätten darlegen können». 
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Stellen wir für unsere Interpelation die betreffende Ur- 
kunde in einen größeren Zusammenhang ! 

Der Papst schickt unter demselben Datum zwei andere 
Schreiben an den Erzbischof von Besancon. Der Inhalt der 
drei Urkunden ist folgender (Regest) : 

Urkunde I (UB. IV, Nr. 205) der Papst beauftragt den 
Erzbischof von Besancon, durch die Strafe der Exkommuni- 
kation und des Interdikts Rat und Bürgerschaft der Stadt Str. _ 
von ihren Feindseligkeiten gegen Bischofund Klerus der Diözese 
Str. abzuschrecken. 

Urkunde II (UB. IV, 116) er beauftragt den Erzbischof, 
er möge für die Aufrechterhaltung der vom Bischof und Klerus 
der Diözese Str. gegen die Gewalttaten der Laien erlassenen 
Statuten sorgen. 

Urkunde III (UB. IV, 116) (die oben zitierte Urkunde) er 
gibt dem Erzbischof den Auftrag, er möge Rat und Bürger- 
schaft der Stadt Str. dazu bewegen, daß sie ihrem Klerus 
wieder freie Ausfuhr und Verkauf von Getreide und Wein 
gestatten. 

Aus Urkunde I und III, ersehen wir, daß es sich um 
Feindseligkeiten der Bürger gegen den Klerus handelt, und daß 
der Bischof Abwehrmaßregeln getroffen hat. Die Feindselig- 
keiten gegen Geistliche und Ordensleute, namentlich die Prediger- 
mönche, zählt Urkunde I ausführlich auf, ebenso die Art der 
Abwehrmaßregeln von seiten des Bischofs. Diesen bischöf- 
lichen Maßnahmen trotzen aber «magister, consules et commu- 
nitas Argentinenses ac nonnulli nobiles et mulieres earundem 
civitatis et diocesis». Daher rufen Bischof und Klerus zum 
Papst um Hilfe. 

In diesem Streite wenden die Bürger, die «communitas 
civium», als Mittel «de novo» Wein- und Getreideausfuhrverbote 
an. Dies war der Punkt, wo sie den Klerus schädigen oder 
treffen konnten. Und um für ihr Vorgehen eine gesetzliche 
Grundlage zu haben, wurde amtlich verordnet, «ut nullus de 
civitate ipsa bladum vel vinum exportety. Diese Verordnung 
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ist also nur Handbabe gegen den Klerus; daher sagt der Papst: 
«sicque pretextu statuti huiusmodi, quominus prelati et 
clerus predicti bladem suum et vinum de dicta civitate pro suis 
utilitatibus possint extrahere, impedire presumant. » 

Die Burger. mochten eine Zeitlang durch dieses Verbot 
der Ausfnhr sich selbst schaden; aber welcher politische oder 
wirtschaftliche Kampf verläuft nicht ohne Opfer auf beiden 
Seiten? Zudem wäre es nicht unmöglich, daß die Bürger in 
der Praxis ihre eigenen Weine ausführten. 

Daß wir es mit einem Schlag gegen den Klerus zu tun 
haben, ersieht man aus der zweiten Beschwerde des Klerus 
beim Papst: 

«si vero aliqui ex prelatis vel clero predictis bladum sive 
vinum suum in eadem civitate vendi faciunt, magister con- 
sules et universitas predicti ab eis quandam summam pecunie 
contra iusticiam exigunt et extorquent in derogationem liber- 
tatis ecclesiastice ac prelatorum et cleri predictorum preiudi- 
cium et gravamen.» 

Die Stadt will den Klerus auf alle Fälle treffen; deshalb 
legt sie ihm eine Abgabe beim Weinverkauf in der Stadt auf, 
eine Steuer, die bisher nicht üblich war. 

Handelt es sich nun um vorübergehende Streitigkeiten 
zwischen Bürgern und Klerus oder haben wir in den städtischen 
MaBregeln Vorläufer bewußter Amortisationsbewegung zu sehen? 

Aufschluß erhalten wir durch Einreihung der Tatsachen 
in den größeren lokalhistorischen Hintergrund : Um die Mitte 
des 13. Jabrhunderts war das Einvernehmen zwischen Bürger- 
schaft und Klerus in Str. kein gutes. Die Arenga der Diöze- 
sanstatuten von 125133 mag allerdings schwarz in schwarz 
malen. Aber es läßt sich nicht bestreiten, daB die Gewalt- 
tatigkeiten gegen den Klerus in der Tat zunahmen, Die erwähnte 
Synode erließ dagegen sehr scharfe Bestimmungen. Im Jahre 
1255 trat Waffenstillstand ein. Die Statuten wurden durch 


23 Abdruck von Mone, ZGORh. III 141 f. vgl. Hegel, Chron. 968. 
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den Kardinal Hugo aufgehoben, «turbatione cessente ac pace 
ibidem generaliter reformata, per eadem statuta scandalufh 
generatur in populo.»#. Nun setzt Ende 1255 oder Anfang 


1256 der Kampf wieder ein; die Bürgerschaft erläßt «de novo» 
ein gegen den Klerus gerichtetes Ausfuhrverbot. DaB wir die 


Feindseligkeiten von 1256 mit denen von 1251 in Verbindung - 


bringen dürfen, zeigt uns ein äußerliches Merkmal: der Papst 
beschreibt die neuen Maßregeln des Bischofs 1256 gegen die 
Stadt Str. mit den nämlichen Worten des ersten Paragraphen 
der Diözesanstatuten von 1251 25. Und nun wird diese Vermu- 
tung bestätigt: Unsere drei Urkunden sind in Band IV des 
Urkundenbuchs abgedruckt. Dazu findet sich in Band I eine 
vierte, Nr. 401 (Regest). : 

Papst Alexander IV. bestätigt dem Bischof und Klerus der 
Diözese Str. die gegen die Gewalttaten der Laien an Geistlichen 
erlassenen Statuten von 1251. 

Die Nebenfrage, ob wir es hier mit Tendenzen der Amor- 
tisationsbewegung zu tun haben, hat uns die Bestätigung ge- 
bracht, daB unser Ausfuhrverbot nicht wirtschaftlicher Natur, 
sondern daß es ein politischer Schachzug gegen den Klerus ist. 

Nun werden wir auch nicht mehr die Frage stellen : zeit- 
weilige Feindschaft oder Amortisationsbewegung ? Beides hängt 
zusammen. Die wirtschaftliche Konkurrenz der geistlichen In- 
stitute hatte wohl in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
noch nicht zu dieser geführt, wenn nicht schon Abneigung 
und Feindschaft gegen den Klerus bestanden hätte, und um- 


gekehrt. Wirtschaftliche und persönliche Gründe finden sich 


hier verschmolzen. Daß die Stadt gelegentlich solche Ausfuhr- 
verhote als Kampfmittel anwandte, zeigt die Maßregel der Stadt, 
die uns Königshofen berichtet 2. Die Fürsten und Städte am 
Mittel- und Niederrhein belegten die Schiffahrt mit neuen 
Zöllen, «das es die Kouflüte, die win oder ander Koufmanschatz 


34 Wencker, Appar. archiv. 166. — 25 Vgl. UB. IV, 115 mit 
ZGORh. III 141 f. — 26 Königshofen 481. Ä 
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den Ryn abe fürtent, nit möchtent erliden.» Str. sperrte den 
Rhein und hielt die Sperre mindestens über ein Jahr aufrecht, 
bis die neu eingeführten Zölle fallen gelassen wurden. 

Abgesehen von diesem wirtschaftlichen Verboten finden wir 
durchweg, daß die Stadt ein lebhaftes Interesse für rege Aus- 
fuhr bekundete. 

Die Weinkommission hat wegen der schwäbischen und — 
sonstigen Kaufleute, die «harfarent nach winen», beratschlagt, 
wie ihnen Zollerleichterungen gewährt werden könnten, «das 
sie dann deste geneigter wurdent herin zu faren, davon der 
-gemeynen stat vnd iren burgern merklicher nutz entstünde 21. 
Sogar bei Nacht und an gebotenen Feiertagen durften die Kauf- 
leute den Krahn für den Export ihrer Weine benützen. Da die 
Küfer, Weinsticher und Faßzieher die Fremden, die Wein in 
Str. holen wollten, überfordert hatfen, und die Fremden des- 
halb die Stadt mieden, erlie der Rat für die genannten 
Gewerbe neue Bestimmungen, und machte ihnen zuvorkom- 
mendes Betragen gegen die fremden Kaufleute zur Pflicht, «uf 
das die frömden desto bas liebe har in die stat zu faren und 
ouch umb das das geverte hie desto besser werde%8». Bis ins 
48. Jahrhundert finden wir das Bestreben der Stadt, möglichst 
viel fremde Weinfuhrleute nach Str. zu ziehen#. Die Un- 
gelter mußten die Kasse nach Bedarf länger offen halten, 
«uf des die lite gefördert werdent®%.» Zum Schluß möge ein 
weiteres Beispiel angereiht werden, das. zeigt, wie sehr die 
Stadt die Weinausfuhr begiinstigte. Niemand durfte bei 
30 schill. Strafe Vieh auf die Almende treiben außer den Leuten, 
die das Vieh in der Stadt verkaufen wollten und den Wagen- 
leuten, «die do win an den Rin fürent» 3. 


37 Eheberg 305. Für das folgende Eheberg 313. — ?8 Brucker 
530. — 29 M. O. 34, fol. 135 § 8. — 30 Eheberg 375. — 31 M. 0.7, 
fol. 108. | 
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§ 3. Die stadtische Weinmarktpolitik. 


a) Konzentration des Weinhandels. 


Bei der Betrachtung der Stra8burger Einfuhrpolitik sahen wir, 
daB die Stadt etwaige neue Markte in der Umgebung, wie z. B. 
in Kehl, unterdrückte!. Derselbe Grund liegt in der Bestimmung, 
daB die Kifer nur solchen Fuhrleuten, die Wein, den sie in 
Str. eingekauft hatten, ablassen und behülflich sein durften, 
die gelobten, die Weine nicht innerhalb vier Meilen um Str. 
zu verkaufen 3. Bestraft wurden die Leute, die ihre Wagen 
mit Wein nicht auf dem Markte, sondern zwischen der städti- 
schen und der nächsten Zollstation am Rhein luden. Der Markt 
bot eben der Stadt wesentliche Vorteile. Die Einnahmen aus 
dem Zoll, Krahngeld, Einlegegeld und Ungeld der zu Markt 
gebrachten Weine war sehr bedeutend. Eine beträchtliche 
Zahl von Arbeitern und Beamten, Faßzieher, Krahnarbeiter, 
Weinsticher lebten vom Markte. Er stellte die Oeffentlichkeit 
her und verhinderte so verbotene Geschäfte; er brachte für die 
Konsumenten Gelegenheit, unter Ausschaltung des Zwischen- 
handels reichlichen, billigen und guten Wein zu kaufen. Unter- 
schätzen dürfen wir nicht, daß er auch wesentlich das Interesse 
der Produzenten förderte: auf dem Markte fanden sie Absatz- 
möglichkeit ; Uebervorteilung durch Weinhändler war nicht so 
leicht möglich. So bemühte sich Str., daß «der feyl merkte 
der gemeinde nit entzogen werde». Wesentlich unter diesem 
Gesichtspunkt verbot es auch den Fürkauf3. Das Bestreben, die 
Bedeutung des städtischen Weinmarktes nicht sinken zu lassen, 


1 Brucker. 562. Der Weinmarkt in Kehl war wohl durch 
Schwierigkeit, bei dem niederen Wasserstande von Kehl nach Straß- 
burg zu gelangen, aufgekommen. Straßburg gebot daher, die Weine 
auf Wagen in die Stadt zu schaffen. Zuwiderhandelnden sollte 
der Straßburger Zöllner in Kehl ein Pferd als Pfand nehmen, 
nach Str. bringen und die Sache dem Ammeister übergeben. — 
2 Brucker 539. — 8 Brucker 585f. Herzog S. 10 Anm. 1 scheint 
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führte die Stadt gelegentlich zu MaBregeln gegen die Fremden, 
die auBerhalb der Stadt Wein kauften und mit ihm durch 
Str. kamen. So beschweren sich im Jahre 1577 Kölner Wein- 
kaufleute, daß sie von den Weinen, die sie im ElsaB kaufen, 
den vierten Teil in Str. den Bürgern zum Verkauf anzubieten 
hätten. Diese wüßten sich diesen Stapelrechtszwang meister- 
lich zu Nutze zu machen und kauften den Kölnern den Wein. 
- his zu 10 fl. billiger ab als er sie im Einkauf gekostet habe. Diese 
Maßregel, welche die Kölner Kaufleute dazu noch viel Zeit koste, 
sei nicht etwa durch eine Notlage der Stadt gerechtfertigt ¢. 

Der Weinhandel spielte sich in Str. nicht ausschließlich 
auf dem Weinmarktplatz in der Stadt und am Krahn ab, so 
wie etwa der gesamte Getreidehandel auf dem Getreideplatz 
stattfand ; die Einkaufsgelegenheit in den Kellern darf nicht 
übersehen werden5. Betrachten wir zunächst die Ordnung 
des Weinmarktplatzes, wo die Fässer, die zu Wagen in die 
Stadt kamen, abgeladen werden mußten! Im zweiten Stadt- 
recht wird verboten, feilen Wein in den Schiffen auf der 
Breusch oder auf den Wagen vor dem Münster zu stechen®. 
Mit dieser Bestimmung, die auch in das vierte Stadtrecht (um 
1275) übernommen ist?, ist die doppelte Kaufgelegenheit, auf 
dem Münsterplatz und am Wasser verwiesen. 

Im fünften Stadtrecht (vor 1311) ist der Weinverkauf «vor 
dem Münster» nicht mehr erwähnt. Der Münsterplatz als 
Weinmarkt muß also zwischen 1275 und 1311 in Abgang ge- 
kommen sein. In der Tat findet sich der eigentliche mittel- 
alterliche Weinmarkt Str., der heutige «Alte Weinmarkt» nach 
Ch. Schmidt schon 1306 als «forum vini» erwähnt®. Der Platz 


dies Moment etwas zu unterschätzen. — * G. U. P. 87. — 5 H. Hart- 
meyer, Der Weinhandel im Gebiet der Hansa im Mittelalter (Volks- 
wirtschaftliche und wirtschaftsgeschichtl. Abhandl. N. F. 3) S. 82 
irrt, wenn er sagt: «Jeder, der seinen Wein nicht auf dem Wein- 
markte einkaufte, fiel in Strafe von 5 g und wurde noch auf ein 
Jahr aus der Stadt verbannt». Ueber Hartmayer s. u. — 6 UB. I, 
S. 479 § 37. — T UB. IVs, S. 9 8 46. — 8 In den gedruckten Urk. 
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vor dem Münster war im 14. Jahrhundert der Ort für den 
Traubenmarkt®. Der «Alte Weinmarktplatz» genügte indes 
der Zeit nicht; man nahm daher noch die heutige Kinderspiel- 
gasse dazu. Jener Teil hieß fortan «Hinterer Weinmarkt», 
dieser der «Vordere Weinmarkt» 10. Trotz dieser und anderer 
doppelten Bezeichnungen wurden beide als «der Weinmarkt» 
bezeichnet. Auf diesen Markt kamen die Weine, die auf Wagen 
in die Stadt gebracht wurden. Wein aus Gegenden links des 
Rheins hatten ausnahmslos auf den Weinmarkt zu kommen!i. . 

Der gewöhnliche Markttag war der Freitag. Im Jahre 1509 
bestimmte der Rat!?, daß der Wochenmarkt schon am Donners- 
tag gehalten werden sollte, wenn auf den Freitag ein von der 
Kirche gebotener Feiertag falle. Am Donnerstag nach zwölf 
Uhr mittags durfte auf dem Marktplatze kein Wein mehr an- 
gestochen werden!s. Es fuhren jetzt schon Weinwagen in die 
Stadt. Die Fuhrleute durften die Weine nur auf den Wein- 
markt stellen. Verboten war, sie z. B. bei dem Zolltor bei 
Alt-St. Peter am Anfang der Breiten Straße zu verkaufen. Die 
drei Knechte der Dreier am Pfennigturm hatten am Donnerstag 
Mittag drei Uhr bis zum Beginn des Marktes zu achten, daß 
die Fässer nur auf den Marktplatz kamen. Zu derselben Zeit 
hielten sich auf dem Weinmarkt vier von den Weinstichern 
auf, um zu verhindern, daß schon Donnerstag angestochen 
wurde, Auf dem Weinmarkte hatten die einzelnen Wein- 
sorten ihre bestimmten angewiesenen Plätze. Die Weinsticher 
durften bei Eid nur solchen Leuten anstechen, deren Wein 
an dem vorgeschriebenen Orte lag. Ueber die Plätze sind wir. 
aus Weinsticherordnungen vom Jahre 1463 und 1535 unter- 
richtet 15. Nach der ersten Ordnung waren die Fässer aus der 


‚ist er erst 1315 erwähnt (UB. VII, 246) der Name «Alter Weiumarkt» 
seit dem 15. Jhrh. vgl. Brucker 527. — 9 Seyboth 148 vgl. Ch. Schmidt 
125. — 1° Seyboth 284, 289. Vgl. den Stadtplan bei Hegel Nr. 74, 
‚15. Er bezeichnet die Plätze mit «Großer W.» und «Kleiner W.» 
— !! Wstb. 152. — 12 Str. Barfüßer-Anm. M. d. G. XVIII S. 310. 
— 13 Wstb. 156. — !4 Brucker 525. — 15 Watb. 155, Brucker, 525. 
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Gegend der Zorn bei Ottoman Frankenheims sel. Haus aufzu- 
stellen. Halbe Fuder und Vierlinge durften nur vor der Elen- 
denherberge verkauft werden. Die übrigen Weine lagen auf 
dem :Platz bei der «Koleschiire». Die Chronik des Künast 
sagt über die Weinmarktsanordnung: Am Speiertor standen 
die Leute aus Nieder-Elsaß, von Weißenburg bis zur Zorn; 
die von der Zorn bis Schletistadt gegen Alt-St. Peter zu, die 
Leute vom Oberrhein endlich beim Zoll. Beachtenswert in der 
‘Ordnung vom Jahre 1535 ist die Unterscheidung der Weine 
nach solchen, die von den Produzenten, und solchen, die von 
‚Fürkäufern zu Markt gebracht wurden. Die Leute mit 
Eigengewächs sollten vor der Elendenherberge und in 
der Gasse nach Alt-St. Peter zu halten. Eigengewächs von 
der Saar mußie auf dem Platze gegen das Speirertor feil ge- 
halten werden. Zwischen beiden Sorten von Eigengewächs 
mußte aber eine Lücke bleiben, so daB der Käufer sofort sah, 
daB es sich um verschiedene Sorten handle. 

Die Fürkäufer mit Landwein mußten hinter der Elen- 
denherberge in der Straße bei dem Brunnen.gegen den.Roß- 
garten, aber nicht vor der Ecke der Elendenherberge feil halten. 
Der Platz oberhalb der Herberge hatte frei zu bleiben. Für- 
käufer mit Weinen aus der Zorngegend sollten getrennt von 
den Leuten, die Eigengewächs aus dem Zorngebiet verkaufen, 
bis zu dem Brunnen gegen den Roßgarten hin stehen. 

Ein zweiter Weinmarkt fand gleichzeitig am Krahn statt. 
Als Aufstellungsort war der Platz zwischen Krahn und Zoll- 
‚keller bestimmt. Wie auf dem «Alten Weinmarkt» hatten 

auch hier die einzelnen Sorten ihre bestimmten Lagerplätze, 
deren Anordnung innegehalten werden mußte, wenn der 
Markt auch nur wenig beschickt war. Wer seinen Wein 
‘ nicht auf den vorgeschriebenen Platz legte, zahlte 30 schill. 
Strafe. Die Krahnbeamten, Weinsticher und sonstigen Knechte 
mußten Uebertretung den Ungeltern anzeigen. Ferner waren 
auch hier die Fürkäufer von den Leuten, die ihren eigen ge- 
wachsenen Wein verkauften, getrennt. Der Krahnmeister und 
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die Krahnarbeiter durften bei Eid den Wein nur dann aus den 
Schiffen heben, wenn ihnen der Eigentiimer des Weins, oder 
falls dieser nicht zugegen war, der Schiffmann, der den Wein 
brachte, versichert hatte, ob der Wein Eigengewächs oder 
«fürkauffte weyn» sei, damit der Wein auf den richtigen 
Platz gelegt werden konnte16, 

Auf diesem Weinmarkt am Krahn kamen wesentlich die 
rechtsrheinischen Weine zum Verkauf. Unterschieden wurde 
zwischen Oberländischen und Breisgauer Weinen. Die Ober- 
länder mit Eigengewächs mußten die Weine zwischen dem 
alten Krahn und dem Kaufhaus, auf den drei Lagern («lige- 
ringen») zunächst dem Wasser feil halten. Die eigen gewach- 
senen Breisgauer Weine wurden daneben auf den vierten 
Lagerplatz gelegt. Der Krahnmeister sollte den Breisgauern 
einen neuen Lagerplatz zu ihrem alten anweisen, wenn sie 
nicht mit dem Platze auskamen. Die Grenze zwischen ober- 
ländischen und Breisgauischen Weinen war durch einen 
schwarzen Strich und eine Inschrift am Kaufhaus kenntlich 
gemacht. 

Die Weinhändler mit oberländischem und Breisgauer 
Wein sollten auf den Platz zwischen dem neuen Krahn und 
der St. Nikolausbrücke stehen. Zwei Lager zunächst am 
Wasser waren den Oberländern, die zwei andern den Breis- 
gauern vorbehalten. i 

Der Markt auf dem Alten Weinmarkt dauerte bis Mittag 
zwölf Ubr. Wer bis dahin seinen Wein noch nicht verkauft 
hatte, durfte ihn von alters her an den Krahn führen und auf 
dem Platz zwischen Krahn und Zollkeller verkaufen. 

Der Weinmarkt begann in der Regel bis Martini um 
sieben Uhr, von da bis Weihnachten um acht Uhr, dann 
wieder um sieben Uhr. Wer vor dieser bestimmten Stunde 
verkaufte, wurde um 30 schili. gestraft. Das Aufstecken eines 
Zeichens zur Eröffnung, etwa eines Fahnchens wie beim Korn- 


16 Hierfür und für das folgende vgl. Wstb. 152—156. Vgl. 
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markt oder Einläuten des Marktes findet sich nicht erwähnt. 
Die Bestimmung lautete, daß die Weinsticher erst anzustechen 
hätten, wenn die Frühmesse bei den Barfüßern zu Ende sei. 

Seyboth vermerkt, daß der Weinmarkt seit 1555 auf dem 
Barfüßerplatz, dem heutigen Kleberplatz abgehalten wurde. 
Der Platz wurde zu diesem Zwecke mit hölzernen Schranken 
umgeben, an deren Enden zwei verschlüssige Grendel waren. 
Saladins Chronik erzählt, dad man im Jahre 1555 Schranken 
um den Barfüßerplatz machte und man sagte, daB man den 
Weinmarkt dorthin verlegen wolle. Ob es aber sofort zur 
Ausführung des Beschlusses kam, ist unsicher 17, 

Wer führte die Aufsicht über den Weinmarkt und Wein- 
verkehr? Verpflichtet zum Aufpassen und zur Anzeige ver- 
botener Geschäfte war jedermann, insbesondere alle städtischen 
Beamten und Arbeiter, so die Weinsticher, die Sammler, die 
Weinkieser (siehe unter Ausschank), die Knechte am Ungeld, 
die Knechte vom Pfennigturm, die Krahnleute und besondere 
Markthüter!s. Sie erhielten oft einen Teil der Strafgelder. Die 
Anzeige erstatten die Genannten bei den Ungeltern, die es 
wiederum dem Rate oder den Fünfzehnen, den Siebenzüchtern 
meldeten 19, 


b) Vereidigte städtische Beamte und Arbeiter im 
Dienste des Weinhandels. 


Der Wein, der zu Schiff nach Str. kam, wurde von den 
städtischen Krahnleuten mittels des Krahns aus dem Schiffe 
gehoben und auf den vorgeschriebenen Platz am Krahn gelegt. 
Weinsticher und Knechte hatten darauf zu achten, daß die 
Weine, die auf Wagen in die Stadt kamen, nur auf den Wein- 
marktplatz geführt wurden. Dort durften sie nur vom Wein- 


Dacheux, Fragm. in M. d. G. XVIII 142. — 17 Saladin, M. d. G. 
XXIII S. 374, 384. Seyboth S. 56. — 18 Brucker 525, Wstb. 198, 
M. O. 13, fol. 342. — 19 M. O. 13, fol. 342. Vgl. O. Winckelmann, 
ZGORh. 1903 S. 617. | 
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sticher angestochen werden’; nur in seiner Gegenwart wurden 
Geschäfte abgeschlossen. Der verkaufte Wein mußte auf der 
Ungeldkasse verungeltet werden. Das Auf- und Abladen 
wie das Einlegen der Fässer hatten städtische Arbeiter, die 
Faßzieher, zu besorgen. Wurde der Wein zu Wasser aus 
der Stadt geschafft, so hoben ihn die Krahnleute in das Schiff: 
überall griff die Stadt als Vermittlerin ein. 


a) Die Krahnbeamten. 


Der Krahn an der Breusch wurde im Jahre 1385 errichtet!, 
Vorher schafften die Faßzieher und ihre Knechte die Fässer mit 
Seilen aus den Schiffen. Veranlassung zur Aufstellung eines 
Krahns bot wohl der gesteigerte Verkehr zu Wasser, zumal 
das Kaufhaus im Jahre 1358 am Breuschufer erbaut worden 
war. Mit dem Krahn hob man den Wein und andere Waren 
aus den Schiffen und in diese. — Ein zweiter Krahn befand 
sich am Rhein. | 

An der Spitze der‘ Krahnleute oder Krahndiener stand der 
«Kranmeister»; im 15. Jahrhunderts wurde ihm ein «Zu- 
kranmeister» beigegeben. Später hieß ihr Titel Ober- hezw. 
Unterkrahnmeister. Diese Beamten waren wie ihre Untergebenen, 
vereidigt?. Wollte jemand Wein heben lassen, so begab sich 
der Krahnmeister mit dem Weineigentümer in das Kaufhaus 
und meldete dem Kaufhausherrn das Quantum. Dieser legte 
das ihm zu entrichtende Hebegeld in eine Büchse, die jeden 
Samstag auf die Stadtkasse kam und ga’ als Quittung eine 
Hebemarke. Darauf berechnete der Kaufhausherr das Quan- 
tum nach Fudern, das Fuder zu 24 Ohm. Bei je 24 Fuder 
wurde ein weiteres Fuder nicht angerechnet. Die Anzahl der 
Fuder vermerkte der Kaufhausherr auf einem Zettel, besiegelte 
ihn und schickte damit den Krahnmeister und Kaufmann an 


1 Saladin 216. — 2 Ueber den ganzen Abschnitt vgl. Eheberg 
28, 142, 512f. Das Krahngeld wurde nicht unter Zollfreiheit ver- 
standen. 
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die Ungeldkasse, wo das Ungeld nach Angabe des Zettels er- 
hoben wurde. Hier erhielt der Kaufmann ein «worzeichen», 
das für den Rheinzöllner bestimmt war, der so wußte, daß 
das Hebe- und Ungeld bezahlt war. 

Das Hebezeichen gab den Krahnleuten die Erlaubnis zu 
heben.. Am Ende der Woche wurden die eingegangenen Marken 
auf die Ungeldkasse gebracht und von dem Krahnmeister ge- 
zählt. Darauf wurden sie wieder dem Kaufhausherrn zur Aus- 
teilung zugestellt. 


1. Taxe für den Rheinkrahn. 


Ein Faß von 4 Fuder zahlte Hebegeld: 2 schill. 
» » bis 30 Ohm » » Qe » 


» » von 30 » » » 3 » 
» > unter 40 » » » Sie d 
» » von 40 » » » 4 »3 
» » bs 50 » » » 4 » 
» >» von 50 » » » 5 » 
» » bs 60 » >» » 51/2 » 
» » von 60 » » » 6 » 


Halbe Fuder, die 20 Ohm * halten, wurden zusammenge- 
hoben und zahlten 4 schill. ; dasselbe galt auch von halben 
Fudern zu 18 Ohm. Halbe Fuder unter 18 Ohm zahlten zu- 
sammen nur 3 schill. Bei kleinen Fässern wie Vierlingen 
wurde das Fuder zu 24 Ohm für 2 schill. zu Grunde gelegt. 
Davon erhielten die Krahnleute 1/3; der Rest fiel als Krahngeld 
an die Stadtkasse. 


2. Die Taxe am Stadtkrahn 


betrug pro Fuder 8 4, sonstige Fässer entsprechend mehr 
oder weniger. 


3 Statt 8 schill. (Druckfehler bei Eheberg.) — 4 Statt 2 schill. 
(Druckfehler bei Eheberg.) 
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Das Geld kam in eine besondere Büchse und fiel zur 
Hälfte den Krahnleuten zu, zur Hälfte der Stadt. 

Ein niedrigerer Satz fir Rhein- und Stadtkrahn galt far 
diejenigen Weine, die nur bis Rastatt und Selz und in Orte 
südlich dieser Linie gebracht wurden. Hier zahlte das Fuder 
nur 1 schill. Hebegeld. Ein Drittel davon fiel den Krahnleuten 
zu; außerdem erhielten sie 2 3 außer dem Taxgeld, wenn sie 
Wein bei Nacht oder an gebotenen Feiertagen hoben, wo sie 
zur Arbeit nicht verpflichtet waren. Seit dem Jahre 1578 
zablten die Weinhändler für das Fuder, das sie den Rhein 
hinabführten, 6 schill, in die sog. «Sechserbüchse» auf dem 
Kaufhaus. Der Satz wurde im Jahre 1600 auf 9 schill. erhöht; 
die Kasse hieß daher jetzt die «Neunerbiichse»5. Zu Anfang 
des 17. Jahrhunderts finden wir, daß die Bürger 2 schill., die 
‘Weinhandler aber das Doppelte vom Fuder zu zahlen hatten ®. 

Nach dem Läuten der Torglocke am Abend bis zum Läuten 
der Glocke am nächsten Morgen früh durften keine Fässer 
über 40 Ohm gehoben werden. Wollte jemand Fässer unter 
40 Ohm während der Nacht einladen lassen, so zahlte er 
den Krahnknechten außer der Taxe 4 § pro Fuder. Kamen 
Weine an gebotenen Feiertagen an, und sollten sie am Rhein- 
und Stadtkrahn aus den Schiffen gehoben werden, so erhielten 
die Krahnleute für sich pro Fuder 3 4. 

Die Krahnleute waren verpflichtet, die beiden Krahnen 
gut imstande zu halten und zu verwahren. Schäden mußten 
sie dem Lohnherrn oder den Werkleuten anzeigen. 

Der Lohn der städtischen Krahnleute setzte sich aus dem 
Anteil an den Hebegeldern (1/6 bezw. |s und !/g, bei andern 
Waren als Wein !/3) zusammen. Außerdem erhielt der Krahn- 
meister für sich jährlich 4 g 4, der Zukrahnmeister 1 8 4. 
Essen und Trinken durften die Krahnleute annehmen, nicht 
aber Geld und sonstige Geschenke. Krahnleute, die Kommis- 
sionäre eines Fürkäufers waren oder sich der Weine zum Ver- 


6 1600. XXI. 58. — 6 1630 XXI 147/148. z 
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kauf annahmen, wurden mit 5 & 4 gestraft. Entlassung und 
sonstige Strafe traf diejenigen Krahnleute, die sich gegen die 
obrigkeitliche Ordnung vergingen. 


B) Die Weinsticher! 


(vinarius, personeta vini?) waren vereidigte Weinmakler (Unter- 
käufer), denen allein $ die obligatorische Vermittlung bei Wein- 
handelsgeschäften für Einheimische und Fremde oblag4. Ihr 
Amt übten sie auf dem Weinmarkte, in den Kellern und auf 
dem Wasser in der Stadt aus. Ihre stete Zuziehung zu den 
Weinkäufen, besonders auf dem Markte, ihre Kontrolle 
über die Erlegung des Ungeldes5 brachte sie naturgemäß all- 
mählich in die Stellung von Aufsichtsbeamten des Marktes und 
Weinverkehrs. Als solche besaßen sie keine eigene Strafbe- 
fugnis : Uebertretungen, die sie bemerkten, zeigten sie den 
Ungeltern an. Diese Aufgabe als Polizeiorgane trat aber erst 
sekundär hinzu. Die Weinsticherordnung aus dem 14. Jahr- 
hundert bei Brucker® spricht hiervon noch nicht. Die Ord- 
nungen aus dem 15. Jahrhundert sind viel ausführlicher und 
zeigen uns die Weinsticher auch als Aufsichtsbeamte?. Immer 
aber blieb es ihre Hauptaufgabe, «win helfen koufen und ver- 
koufen» 8. Der allgemeine Vermittlungszwang bei Weinein- 


1 Vgl. Lexer, Mhd. Wbth. Martin und Lienhard, Wh. der Els. 
Mundart II 573. Weinsticher = Weinmakler, eigentlich Weinkenner, 
Weinkoster. Später (16. Jhrh.) ist statt win stechen: «win an- 
schneiden» gebräuchlich, vgl. Weinsticherbuch 167. — * Vgl. Ch. 
Schmidt, Str. Gassen- und Häusernamen S. 30: Unterkäufer = per- 
soneta, Weinsticher = personeta vini, vgl. Schöpflin II 333: vina- 
rius = Weinsticher. — 3 M. O. 13, fol. 137, 318. — 4 Brucker, 523, 
524, 531 usw. — 5 Brucker. 523, 526, 555. — ® Brucker 523. — 
1 Brucker 527. — 8 Hartmeyer, Der Weinhandel im Gebiete der Hansa 
Kap. II § 3 Anm. 5, behandelt S. 76/90 den Weinhandel im mittel- 
alterlichen Ulm, Straßburg, Nürnberg. Auf diesen Exkurs von 20 
Seiten, der aus dem Thema herausfällt, ist in den Rezensionen von 
W. Stein, Hans Geschbl. 1907 und in der Vierteljahrschrift für 
Sozial- u. Wschgesch. 1907 nicht eingegangen. Wir werden daher 
in unserer Arbeit die durchgehend irrigen Auffassungen H’s zu prüfen 
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kaufen erstreckte sich auch auf die Weinsticher. Auch sie 
bedurften bei Einkäufen für sich eines Weinstichers9. 


Die Weinsticher auf dem Weinmarkte. 


Jeden Donnerstag von mittags drei Uhr ab hatten vier 
Weinsticher mit den Knechten vom Pfennigturm darüber zu 
wachen, daß die Weine auf den Weinmarkt gebracht, nicht 
an anderen Orten abgelegt und auf dem Markte nicht ange- 
stochen wurden 10. Von Donnerstag um zwölf Uhr bis Freitag 
früh war das Weinstechen auf dem Marktplatz verboten !. Am 
Freitag früh begann der Weinmarkt. Die Weinsticher durften 
im Sommer nicht vor sieben Uhr, im Winter nicht vor acht 
Uhr anstechen; oder es war der Schluß der Messe in der 
Barfüßerkirche als Eröffnungstermin für den Weinmarkt an- 
gesetzt!2. Durch diese MaBregel war das Publikum vor dem 
Kauf von schlechtem Wein, den es in der Dunkelheit nicht 
deutlich sehen konnte, geschützt13. Der Weinsticher durfte 
ferner nur solche Fässer anstechen, die an den vorgeschriebenen 
Orten auf dem Marktplatze lagen 4 und die vom Ungelter ge- 
zeichnet waren, d. h. für die das Ungeld bezahlt war15. Der 
Rat ermahnte die Weinsticher zu fleiBiger Arbeit und rascher 
Verteilung auf dem Markte, damit Käufer und Verkäufer nicht 
zuviel Zeit versäumten!6. Wie wir eingangs sagten, kam die 
Aufsicht über den Markt hinzu!?. Glaubte jemand, daß der 
Wein, der ihm angeboten wurde, unecht sei, so rief er die 


und zu korrigieren haben, besonders in dem Kapitel über Weinaus- 
schank. Hartmeyer sagt S. 90: «diese in Köln wichtige Zunft (der Unter- 
käufer) ist in den oberrheinischen Städten bei weitem nicht so aus- 
gebildet, der Name kommt auch nur in Ulm vor; in Straßburg 
und Nürnberg treten dafür andere Namen an die Stelle, wie Wein- 
sticher und Weinmesser; auch ihre ursprüngliche Bestimmung (als 
Unterkäufer) hat sich verwischt. Sie dienen nicht mehr der Ver- 
mittlung beim Kaufgeschäft (!,, sondern nehmen die Stelle einer 
Gewerbe- bisweilen Gesundheitspolizei ein». — 9 UB. IV,, 33. — 
10 Brucker 525. — 11 Wstb. 156. — 12 UB. IV: 9, Brucker 524. — 
13 Brucker 587. — !4 Wstb. 155. — 15 Brucker 523. — !6 Brucker 
587. — 17 ebenda, 
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Weinsticher herbei. Sie führten auch einen Tarif der Küfer- 
gebūhren zur Kontrolle bei sich, und mußten auf die Faß- 
zieher achten, damit diese die Fremden nicht überforderten 18. 
Sie schworen den Ungeltern, diejenigen Bürger und Gäste an- 
zuzeigen, die «gremperei» mit Wein auf dem Markte trieben, 
statt die Weine in den Kellern zu verkaufen 19, 

Ihr Lohn für Weinstechen auf dem Markte und auf dem 
Wasser betrug für das Fuder 8 f, worein sich Käufer und Ver- 
käufer gleichmäßig teilten. Für ein kleineres Quantum wurde 
entsprechend weniger bezahlt 2. (Ueber den städtischen Anteil 
siehe unten.) | 

Die Weinsticher und sonstigen Unterkäufer in Str. hatten 
drei Märkte zu versehen: den eigentlichen Weinmarkt, den 
Markt am Krahn und den Roßmarkt21. Es gab daher zahl- 
reiche Streitigkeiten unter den Weinstichern, weil sie ohne 
Ordnung von einem Markte auf einen andern liefen und dort 
ihren Nutzen suchten. So mochte sich diese Konkurrenz für 
viele Unterkäufer unangenehm bemerkbar machen. Durch die 
Freiheit des Kommens und Gehens war die Kontrolle durch 
die Obrigkeit sehr erschwert. Indem ferner jeder Unterkäufer 
seinen Lohn persönlich einnahm, war es für ihre Zunft manch- 
mal schwer, die Zunftmitgliedsbeiträge einzubringen. Die 
Unterkäufer am Roßmarkt weigerten sich, Geld für Kerzen, 
die im Münster vor dem Marienbilde täglich durch die Zunft 
unterhalten wurden, ebenso für die Kerzen für Fronleichnam 
beizusteuern 22. Ihr Beispiel konnte die übrigen Zunftmitglieder, 
die so stärker belastet waren, leicht zu demselben Verhalten 
führen. 

Daher wurde im 15. Jahrhundert die Einziehung des Stich- 
lohns organisiert, und die Einkünfte wurden von der Zunft 
aus verteilt. 


18 Brucker 535. — 19 Brucker 555. — 2 UB. V. 1047. — 
21 Hierüber und das folgende vgl. M. O. fol. 45 f. Wstb. 150f. — 
3 Die Zunftpatrone waren St. Franziskus, Eustachius und Lubin. 
Dacheux, M. d. G. XVIII 179. 
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Jährlich am Sonntag nach Michaeli wählte die Zunft vier 
oder zwei Leute zu «Sammlern». Diese gelobten an Eidesstatt, 
jeden Freitag früh nach der ersten Messe bei den Barfüßern, 
d. h. bei Beginn des Marktes, jedem Weinsticher, der sich bei 
ihm einfand, ein «wortzeichen» zu geben. Der Empfang des 
«wortzeichens» gab dem Weinsticher die Erlaubnis, an dem 
betreffenden Tage Unterkauf zu treiben2. Ein Sammler, der 
Unterkäufer war, nahm dann die nötige Anzahl von Unter- 
käufern mit sich auf den Roßmarkt, ein zweiter ging mit 
Weinstichern an den Krahn, die beiden letzten auf den Wein- 
markt. Später hatte man nur zwei Sammler: einen für den 
RoBmarkt, einen für den Weinmarkt™, Jeder Sammler trug 
eine verschlossene Büchse bei sich, in die er den Lohn der 
Weinsticher sofort und in Gegenwart von Käufer und Ver- 
käufer einzuwerfen hatte. Nur mit Erlaubnis der Sammler 
durften Weinsticher und Unterkäufer vom Marktplatze gehen. 
Wie am Freitag so mußten die Weinsticher auch an sonstigen 
Markt- und Jahrestagen die Gebühr in die gemeinsame Büchse 
abliefern 25. Am darauffolgenden Sonntag, später monatlich ein 
Mal, brachten die Sammler ihre Büchsen auf die Zunftstube 
und verteilten den Inhalt gleichmäßig an diejenigen Zunftmit- 
glieder, die ihr Wortzeichen vom letzten Markte vorzeigen 
konnten. Die Kontrollmarken wurden sodann eingesammelt 
und am nächsten Markttage wieder unter die Anwesenden aus- 
geteilt. Die Verteilung des von den Sammlern eingenommenen 
Geldes fand im 46. Jahrhundert nach der Predigt statt. Der 
Sammler blieb 11/3 Stunde; der Weinsticher, der innerhalb 
dieser Zeit seinen Betrag nicht erhob, hatte den Anspruch 
darauf verloren 26. Nach vielen Streitigkeiten setzte die Zunft 
fest, daß der von ihr in den Rat entsandte Meister sowie der 
Zunftvorsteher auch auf dem Markte tätig sein und von den 
Sammlern die Kontrollmarke nehmen sollten, wenn sie Sonn- 


23 M. 0O. 13, fol. 43. — 24 Wstb. 151. — 25 Wstb. 177. — 26 Wstb. 
170. Die Zunft schaffte für die Sammler ein Halbstundenglas an. 
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tags ihren Anteil fordern wollten. Nur Krankheit oder Arbeit 
im Interesse der Zunft entschuldigte sie27. Die Sammler er- 
hielten für die Mühe der Geldauszahlung die Mahlzeit bezahlt, 
falls man einen Imbiß hielt; war dies nicht der Fall, so eine 
entsprechende Entschädigung, aber nicht über zwei schill. Zur 
Messezeit, an Pfingsten und an St. Adolfi bekam er vor der 
Teilung zwei schill. und wurde zechfrei gehalten. Er durfte 
aber nicht, wie es vorkam, sich mit Geld aus der Zunftkasse 
Gänse, Fische und dgl. kaufen 28. 

Es lag nahe, daß zu dem wenig anstrengenden Geschäft 
eines Sammlers ältere Leute genommen wurden. Allzu einträg- 
lich war ihre Tätigkeit nicht. Daher mußten sie an den übrigen 
Tagen durch sonstige Arbeit ihr Brot verdienen suchen. Eine 
Ordnung im Zunftbuch der Weinsticher 39 besagt, daß die städ- 
tischen Maßherrn sich bei der Zunft beschwerten, daß die 
Sammler während der Meßzeit um Almosen bettelten, etliche 
an Stecken gingen. Die Zunft solle dies untersagen, sonst 
wären sie zum Einschreiten gezwungen. Manche führen auch 
mit Karren in der Stadt, statt des Marktes zu warten. Die 
Zunft entschied: 

Es brauchten nicht täglich alle Sammler tätig zu sein; es 
werde täglich abgewechselt, so daß ein Sammler den einen 
Tag den Unterkauf d. h. das Stichgeld «ufiheben» und am 
andern Tag fahren könne. Die Alten, die an Stöcken gingen, 
würden nicht auf dem Roßmarkte, wo es manchmal gefährlich 
zugehe, sondern nur auf dem Weinmarkte verwendet. 

Ferner verbot die Zunft das Betteln allen denen, die 
Zeichen nehmen wollten. Die untaughchen alten Zunftmitglieder, 
die aus der Zunft schieden, brauchten die bei Austritt üblichen 
2 8 f nicht zu erlegen %. Man solle nur taugliche Leute an- 
stellen, die ihre Pflicht richtig versehen könnten. Wer aus 


27 M. O. 18, fol. 46. — 28 Wstb. 170. — 2 Watb. 19. — 
80 Diejenigen, welche die Zunft aufsagten, mußten einen ganzen Jah- 
resbeitrag zahlen; später kam noch die Zahlung von zwei Schil- 
ling für die Ausstellung des Scheins und ein Schilling für den Zunft- 
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dem Dienste trete, solle dadurch an seiner Ehre nicht be- 
eintrachligt sein. 


Die Kellerweinsticher.: 


Unter «Kellerweinstichern» oder «Birgerweinstichern» ver- 
stehen die Urkunden 1. den Weinsticher, der Kaufgeschäfte 
in Kellern vermittelt, schlechthin ; 2..Mitglieder eines von der 
Obrigkeit, zeitweilig zahlenmäßig fixierten Kreises der Wein- 
sticher für die Keller. 

Einheimische wie Fremde hatten sich bei Einkäufen in den 
Kellern an die Weinsticher zu wenden, die sie in die ver- 
schiedenen Keller führten, wo Wein feillag. Diese Weinsticher 
-trieben ihr Geschäft in Gruppen zu zwei oder vier Leuten. 
Zuvorkommendes Verhalten gegen die Fremden wurde ihnen 
stets eingescharft8!. Sie hatten die Käufer in alle Keller zu 
führen und durften die großen Weinlager nicht bevorzugen 33. 
War in einem Keller kein Geschäft zustande gekommen, so 
gingen sie mit dem Käufer in andere, ohne deshalb eine be- 
sondere Gebühr beanspruchen zu dürfen. Bei Weingeschäften 
der Wirte und Zapfer hatten die Weinsticher darauf zu achten, 
daß diese den Wein und das Faß nicht teurer zahlten als ihnen 
verlangt wurde, um dann teurer verkaufen zu können®. 
Nach dem Abschluß des Kaufgeschäftes begleiteten sie ihren 
Klienten an die Ungeldkasse, wo sie auch den Umgeltern 
mündlich oder schriftlich mitteilten, wem sie mit Kaufen und 
Verkaufen behülflich waren 3%. Bei Geschäften für Wirte und 
Zapfer mußten sie den Namen des Wirtes und den Kaufpreis 
angeben. Damit war eine Kontrolle für die richtige Erlegung 
des Ungelds durch die Wirte und zugleich für Einhaltung eines 
dem Einkaufspreis entsprechenden Ausschankpreises gegeben. 
Mit der Mitteilung des Kaufgeschäftes an die Ungeldkasse hatten 
sie ihre Pflicht gegenüber Käufer und Verkäufer erfüllt. Es war 


büttel hinzu. Wstb. 202. — 31 Brucker 540. — 32 Brucker 534. — 
33 Brucker 526. — 3% Brucker 523, 526, 538, Eheberg 143. Vel. 
dagegen Hartmeyer a. a. O. S. 86. 


— 39 — 


ihnen aber erlaubt, dem einheimischen wie fremden Kaufer 
«witer dienen dann mit win koufen und verkoufen, es sy mit 
rechenen, gelt enpfohen oder betzalung tun 35». Eine Ord- 
nung für die Kellerweinsticher vom Jahre 1604 bestimmte, daß 
der Weinsticher auch anwesend zu sein habe, wenn die Weine 
aus den Kellern gezogen würden 36. 

Etwa bis in die Mitte des 15. Jahrhunderts scheinen die 
Weinsticher das Anstechen auf dem Markte wie in den Kellern 
zusammen besorgt zu haben. Mit der Zeit bestimmte der Rat 
eine Anzahl, die allein die fremden Fuhrleute und Weinkaufer 
in die Keller führen durften 37. Das Anstechen auf dem Wein- 
markte und auf den Schiffen war ihnen untersagt. Als Grund 
zu dieser Arbeitsteilung gibt eine Ordnung die «fürderung der 
fremden und geste» an38. Sodann war durch diese obrigkeit- 
liche Regelung der Lebensunterhalt einer wenn auch kleinen 
Zahl von Weinstichern ‘gesichert. Zugleich war der Stadt die 
Kontrolle über das Weinstechen in den Kellern erleichtert. In- 
dessen wechselte die Zahl dieser Kellerweinsticher sehr häufig. 
Gelegentlich wurde die Einrichtung der Kellerweinsticher wieder 
aufgehoben. Im Jahre 1478 wurden zehn Leute als Keller- 
weinsticher vereidigt. Aus einer Ordnung von 1489 ersehen 
wir, daß ihre Zahl vor 1489 nur sechs Mann betragen hatte; 
in dieser Ordnung wurde sie auf vier beschränkt, fünf Jahre 
später wurden ihnen noch vier weitere Zunftmitglieder bei- 
gegeben. Der Rat begründete diese Erhöhung der Zahl mit 
der größeren Möglichkeit reichlicheren Absatzes für die Ver- 
käufer, weil die wenigen Kellerweinsticher, wohl aus Bequem- 
lichkeit, bisher die Kaufgeschäfte «allein in die großen Keylre 
zogen 89». Das Jahr 1506 endlich brachte allen Weinstichern 
für einige Zeit die Erlaubnis, sowohl auf dem Markte wie in 

I , l 

35 Brucker 533. — 36 Wstb. 178. — 31 Wstb. 176. — ?8 M.O. 
13, fol. 317. — 3? Brucker 529, 533, 534. Die Jahreszahl 1494 
am Kopfe bei Brucker ist irreführend, ebenso die Einteilung des 


Abdrucks. Der Abschnitt über die Faßzieher gehört auf S. 533 
oben gestellt. 
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den Kellern zu stechen. Diejenigen, die den Unterkauf in den 
Kellern treiben wollten, nahmen ihr «wortzeichen» von dem 
Sammler am Krahn. In seine Büchse lieferten sie abends 
ihren Lohn ab#. Anlaß zu solchem steten Wechsel gab ein- 
mal das wechselnde Bedürfnis ; bei schlechten Ernten brauchte 
man nur wenige Weinsticher, Sodann lassen uns die Urkunden 
deutlich ersehen, daB die Unterkäufer mit dieser Beschränkung 
nicht einverstanden waren, also nach einer Aenderung strebten. 
Im Jahre 1478 gaben sie sich mit der obrigkeitlichen Rege- 
lung nicht zufrieden ; die zehn Leute, die für die Keller be- 
stimmt waren, erklärten sich mit ihren Zunftgenossen solida- 
risch. Sie mußten von den Umgeltern aufs Neue vereidigt 
werden; der Rat drohte im Falle von Widersetzlichkeit mit 
scharfem Vorgehen. Die Weinsticher suchten also die Ver- 
größerung der zugelassenen Zahl oder vielmehr Beseitigung 
dieses enumerus clausus» zu erreichen 41. : 

Die Kellerweinsticher konnten von der Stadt ernannt wer- 
den, wurden aber in der Regel von der Weinsticherzunft ge- 
wählt. Am Freitag vor der Wahl machte man den Wahltermin 
bekannt. Wer fortan in die Keller gehen wollte, hatte sich 
zu melden. Aus der Zahl der Bewerber wählte man sodann 
die Kellerweinsticher4#. Jährlich gingen die beiden ältesten ab, 
so daB ein Weinsticher drei Jahre sein Amt ausübte. Die 
Kellerweinsticher mußten ein Vierteljahr vor ihrem Austritt 
kündigen. Das Gericht bestimmte sodann einen Ersatzmann 4, 

Auch bei dieser festgesetzten Zahl verrichteten die Wein- 
sticher ihr Geschäft in Gruppen zu Zweien oder Vieren. Eine 
Ordnung aus dem 16. Jahrhundert setzt die Zahl auf 
sechs fest. Von diesen hatten vier während einer Woche zu 
arbeiten. War jemand von ihnen krank, so trat einer vom 
nächsten Paar ein“. Die beiden Weinsticher, die während der 
Woche frei hatlen, mußten, falls sie in der Stadt anwesend waren, 


40 M. O. 13, fol. 43, 46. — 41 Eheberg 305. — 4? Brucker 
533, Watb. 167. — 43 Wstb. 172. — 44 Wstb. 161f., 174 u. 3. 
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täglich mindestens einmal sich bei den vier ausübenden Kollegen 
am Krahn einfinden, um sich zu erkundigen, ob man ihrer 
bedürfe. Mitglieder, die einen Monat oder länger krank waren, 
erhielten wöchentlich ihren sonstigen Anteil wie die Ausübenden. 

Das Verhältnis unter diesen Kellerweinstechern war durch- 
aus nicht immer ein kameradschaftliches. Ueber Unfreundlich- 
keit und Mißgunst hatten sich besonders die jährlich neu Ein- 
tretenden zu beklagen. Daher befahl die Obrigkeit, daß die 
Kellerweinstecher stets einander sagen sollten, wo Wein zu 
stechen sei. Man verwies den ältern Stichern das Verheim- 
lichen. Brüderliches Verhalten sollte unter ihnen herrschen. 
Die Aeltesten am Amt sollten die Neulinge zu Gesellen nehmen, 
und unterweisen45, Der Weinsticher, der einem Kollegen einen 
Kaufmann wegnahm mußte Strafe zahlen 4, 

Wie bei den übrigen Weinstichern, wurde auch bei den Wein- 
unterkäufern in den Kellern die Art der Einnahme späterhin 
besonders organisiert. Hatte ein Keller-Weinsticherpaar ein 
Faß angeschnitten, so machten sie eine Kerbe in ihr Kerbholz. 
Das Geschäft hatten sie dann den Kollegen mitzuteilen und 
ihren Verdienst nach Angabe des Kerbholzes abzuliefern. Die 
vier Ausübenden verwahrten die Büchse ; den Schlüssel batte 
der Zunftmeister. Die Kasse sollte vierteljährlich beim Einzug 
des vierteljährlichen Zunftbeitrags geleert werden. Der zehnte 
Pfennig fiel an die Zunft; der Rest wurde unter die sechs 
Kellerweinsticher gleichmäßig verteilt. Der Termin der Aus- 
zahlung war bald kürzer, bald länger. Das Stichgeld in den 
Kellern betrug für das Fuder 16 den. Im 15. Jahrhundert 
wurde dies Stichgeld auf 1 schill. herabgesetzt. 

Außerdem bezogen später die Kellerweinsticher von der 
Stadt aus einen Batzen für jedes Fuder eingelegten oder ver- 
kauften Weines vom Ungeld. Im Jahre 1602 schaffte der Rat 
dies ab; er mußte indes noch 1612 verbieten, daß die Wein- 
sticher den Batzen nicht mehr forderten”. 


45 Wstb. 174, 175. — 46M. O. 13, fol. 317, Brucker 531. — 41 Brucker 
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Eine stete scharfe Scheidung zwischen Kellerweinstichern 
und Weinunterkäufern für den Markt bestand, wie wir sehen, 
nicht. Die wirtschaftliche Lage gestaltete die jeweiligen Ver- 
hältnisse sehr mannigfaltig. Die Kellerweinsticher fanden zeit- 
weise sehr wenig Arbeit. Sie gaben im Jahre 1564 vor Gericht 
an, sie hätten in diesen Tagen nichts eingenommen 488. Oft 
waren nur wenige Ohm zu verkaufen, und es war dem Wein- 
sticher unmöglich, den Lohn mit einem Genossen zu teilen. 
Dann durfte er allein Wein stechen 4. Daher finden wir auch, 
daß die Kellerweinsticher nebenher auf dem Wein- und Roß- 
markte tätig waren. Sie erhielten dann auch gleichen Anteil 
aus den Büchsen ihrer Zunftgenossen. Sie waren aber nicht 
immer bereit, das Geld, das sie dann von Donnerstag mittag 
bis Freitag abend verdienten, in die gemeinsame Büchse zu 
legen, und der Rat mußte verordnen, daß sie an diesen Tagen, 
deren Erträgnis in die allgemeine Zunftkasse fließe, ebenso 
fleißig ihrem Geschäfte nachgingen als an anderen Tagen 50. 

Stellen wir vor der Betrachtung der einzelnen Bestimmungen 
für die Weinsticher zusammenfassend fest, daß sie einem drei- 
fachen Interesse dienten: 41. durch ihren vorzüglichen Ueber- 
blick über das Weinangebot wie durch ihre Anwesenheit beim 
Kaufgeschäft (Echtheit des Weines) förderten sie den Käufer. 
2. Ihre Verpflichtung, die Kaufenden in alle Keller zu führen, 
machte es Produzenten und Verkäufern möglich, auch kleinere 
Weinvorräte abzusetzen ; so wurde die Konkurrenz großer Wein- 
keller nicht drückend. Das Vorhandensein eines vereidigten 
Weinstichers als dritten Zeugen darf nicht übersehen werden. 
3. Sie bildeten ein wichtiges Kontrollorgan für den Weinver- 
kehr auf dem Markte und in den Kellern. Sie überwachten 
“das Anfahren und Aufstellen der Weine, kontrollierten den 
gesamten Weinverkehr und die dabei tätigen Wirte. Arbeiter 
und Handwerker, so die Küfer und Faßzieher. Sie führten 
einen Gebührentarif der Kifer bei sich5t. Sie sorgten für 


527, Wstb. 168. — 48 Wstb. 173. — 49 Wstb. 167. — 50 Wstb. 
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richtige Erlegung der Abgaben an die Stadt. Weiterhin zog 
die Gemeinde direkten finanziellen Nutzen von ihrer Zunft, indem. 
ihr ein Teil des Stichgeldes zufiel. Dieser städtische Anteil wurde 
in eine besondere Kasse gelegt. Er betrug vom Stichgeld auf dem 
Markt die Hälfte, von dem in den Kellern ein Drittel 52, 

Im Interesse redlicher Ausübung des Amtes waren den 
“ Weinstichern Geschäfte nur in Gegenwart des Kaufherrn oder 
dessen Vertreters, «der sin mus und sin brot iszet», gestattet. 
Sie durften Bauern nur Wein zu trinken und zu kaufen geben, 
wenn der Eigentümer des Weins zugegen war. Umgekehrt 
kam es öfters vor, daß die Weinsticher bei Weingeschäften 
fehlten, das Resultat nur ungenau und falsch an die Ungeld- 
kasse meldeten und so die Zapfer schädigten. Dies war ihnen 
untersagt 53. 

Kein Weinsticher durfte eigenen oder fremden Wein zu- 
rücklegen, um ihn mit Gewinn zu verkaufen. Ebensowenig- 
durften sie Weingeschäfte gemeinsan mit andern treiben 54, 
Kein Küfer, der sein Gewerhe mit der Hand trieb, durfte 
Weinsticher sein. Jeglicher Handel mit Waren war ihnen und 
ihrer Familie untersagt, ebenso Verabredungen mit auswärtigen 
Leuten durch sich. oder Mittelspersonen. Weinsticher, die 
Nachboten eines Fürkäufers waren, oder sich der Weine des- 
selben annahmen, zahlten 5 g Strafe. Sie durften im allge- 
meinen. nicht zu Geschäften aufs Land gehen 55. Das Verbot 
für die Weinsticher, sich aus der Stadt zu Geschäften zu ent- 
fernen, scheint aber nicht immer bestanden zu haben. Eine 
Ratsverordnung gestaltet dem Weinsticher, bei Begleitung des | 
Gastes aufs Land eine mäßige Vergütung anzunehmen 56. 

Ihre Gebührentaxe durfte nicht überschritten werden. Geld 
darüber anzunehmen war strenge untersagt und wurde zum Teil als 
Meineid bestraft57. Dasselbe galt von der«Annahme» von «Stich - 


52 Brueker 561. — 58 Brucker 526. — 54 Brucker 527, Wath. 
164, M. O. 13, fol. 46. — 55 M. O. 13, fol. 46. — 56 UB. V, 1047. . 
. — 57 Watb. 46, 164, 167, M. O. 13, fol. 217. | 
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wein». Auch derjenige, der dem Unterkäufer ınehr zahlte, als be- 
stimmt war, verfiel einer Strafe von 58 f. Solche Versuche mußten 
die Weinsticher dem Ammeister anzeigen 58. Die Kollegen 
hatten sich in all diesen Punkten gegenseitig zu überwachen 59, 
Eine kleine Vergütung, etwa einen Imbiß oder ein Vesperbrot 
durften sie annehmen, wenn sie den Kaufleuten nach dem 
Kaufe behülflich waren, oder wenn sie, falls in einem Keller 
kein Geschäft zustande gekommen war, mit dem Gast in an- 
dere Keller gingen 60. 

Geschenke anzunehmen, war ihnen und ihrer Familie 
strenge verboten. Die Bürger, die Wein zum Verkauf in den 
Kellern liegen hatten traktierten oftmals die Familien der Wein- 
sticher mit Essen und Trinken, schenkten ihnen auch gelegent- 
lich Kleider, damit der Weinsticher ihnen die Käufer zuführte. 
Deshalb wurde besonders den Kellerweinstichern das Verbot, 
sich beschenken zu lassen, eingeschärft und in den Eid gegeben. 
In Wirklichkeit aber wurden diese Bestimmungen milde ge- 
handhabt. Eine Kontrolle durch die Obrigkeit war nicht leicht. 
Daher verordnete der Rat, daß Geldgeschenke, die einem Keller- 
weinsticher gemacht wurden, um des Friedens willen in die 
allgemeine Zunftbüchse zu werfen seien 6t. Zeitweise hielten 
die Kellerweinsticher eine besondere Büchse, in die sie die 
ihnen gemachten Geldgeschenke legten. Dies untersagte ihnen 
der Rat. Die Geschenke sollten in ihre gewöhnliche Lohn- 
büchse gelegt, und der Ertrag zu ein Zehntel der Zunft zufallen ; 
die übrigen neun Zehntel durften die MEUSEWEIALENEN. unter 
sich gleichmäßig verteilen. 


Die Weinsticherzunft. 


Das zweite Stadtrecht (§ 37) verbietet das Anstechen und 
den Verkauf der Weine vor der Prim. Diese Bestimmung ist 
in das vierte Stadtrecht übernommen6. Zum ersten Mal aber 


' 58 M. O. 13, fol. 8317. — 5 UB. V, 1047, Brucker 523, 527. — 
60 Brucker 532. — 6! Wstb. 174, 175. — 6è UB. IVs, 8. 9. 


a AS eds 


tritt das Gewerbe der Weinsticher erst klar im fünften Stadt- 
recht (vor 1311) aufs. Hier sind die Weinsticher Leute, die 
berufsmäßig anstechen. Es wird ihnen verboten, für sich auf 
der Breusch oder von Wagen Wein zu kaufen. Zugleich unter- 
sagt der Rat den Landleuten, Wein anzustechen. Die obrig- 
keitlich verordnete Mitwirkung der Weinsticher wurde offenbar 
noch häufig nicht befolgt, wohl besonders deshalb, weil die 
Weinsticher noch nicht straff organisiert waren. Bei dem 
Sturze der alten Verfassung taten sich die Weinsticher mit den 
Unterkäufern zu einer Zunft zusammen 64. Vor 1322 hatten sie 
zu den Konstofeln gezählt. Seit 1334 schickten sie einen Ver- 
treter in den Rat, vorerst jedoch nicht alljährlich, sondern in 
der Weise, daß sie und die Zunft der Wagner-Kistner jähr- 
lich mit der Zunft der Faßzieher und Schiffszimmerleute ab- 
wechselten. 

Vom Jahre 1349 ab schickten die Unterkäufer- Weinsticher, 
Wagner-Kistner, FaBzieher und Schiffzimmerleute jährlich je 
einen Vertreter in den Rat %. 

Die Zunfikompetenz war gering. Im Jahre 1354 gab der 
Rat der Zunft eine Ordnung, die Beleidigungen in Wort und 
Tat auf der Stube, StraBe und auf dem Markte verbot und 
mit Strafe belegte®. Die vom Zunftgericht ausgesprochenen 
Urteile mußten als gültig anerkannt werden. Der Kläger durfte 
nicht etwa Ritter und Knechte gegen seine Gegner aufbieten. 
Der Zunft wurde das Recht zugesprochen, über Vergehen 
gegen diese Ordnung zu richten und Strafgelder zu erheben. 

Solche Strafbestimmungen wegen Beleidigungen gaben sich 
die Zünfte in der Regel selbst. Allzu groß war ihre Autonomie 
in Str. überhaupt nicht. Es mag aber bei der Weinsticherzunft 
das Fehlen einer Tradition den Rat veranlaßt haben, diese Ord- 
nung von sich aus zu geben. 

Der Eintritt in die Zunft wurde von der Zunft geregelt 7. 


6 UB IV :, 33 § 41. — St Closener 124. — 65 Hegel, Chron. S. 124 
Anm. 2 ist nach den Ratslisten in M. 13, VII zu berichtigen. — 
66 UB. V, 287. — 67 UB. V, 288 Vgl. Anm. Die Datierung der kurzen 
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Die Aufnahmegebühr betrug 2 g Straßburger Pfennige für 
denjenigen, der «mit dem Leib» auf der Zunft diente, 34 
5 schill. für denjenigen, der nur das Stubenrecht erwerben 
aber auf einer andern Handwerkstube dienen wollte. Inter- 
essant ist, daß der Erwerb des Zunftrechtes das Stubenrecht 
nicht in sich schloß und verlangte. Die Höhe des Eintritts- 
geldes in die Zunft wechselte. Im Jahre 1607 hatten die Leute, 
die vom Lande in die Stadt zogen, oder die von einer andern 
Zunft in die der Weinsticher übertraten, 10 schill. für das 
Zunftrecht als «Zudiener» zu zahlen. Diese «Zudiener» hatten 
bis dahin nichts bezahlt, wohl aber an den «Verehrungen» für 
die Zunft teilgenommen 68, Eine Ratsverordnung von 41533 be- 
stimmte, daß nur Bürger das Zunft- und Stubenrecht empfangen 
dürften 69, | 

(Ueber die Weinmesser seit 1471 in der Weinsticherzunft 
vgl. «Weinmesse».) 

Die Einnahmen der Zunft setzten sich zusammen aus den 
Aufnahme- und den jährlichen Beitragsgeldern ; dazu kamen die 
Strafgelder, die zur Hälfte der Stadt, zur Hälfte der Zunft zu- 
fielen. Von den städtischen Einkünften am Fässel- und 
Roßmarkt erhielten sie jährlich einen gewissen Anteil, der im 
18. Jahrhundert endgültig für 15 g 4 jährlich von der Stadt 
abgelöst wurde7!, Der jährliche Mitgliedsbeitrag betrug bis 
zum Jahre 1587 für die Zunftmitglieder 5 schill. In diesem 
Jahre wurde er auf 4 schill. ermäßigt, die in vierteljährlichen, 
gleichen Raten zu bezahlen waren 7. Eine weitere Vergünsti- 
gung wurde zwei Jahre später eingeführt: bisher hatte man an 
den Schwörtagen ein Essen auf Kosten der Zunftkasse abgehalten. 
Dies fiel jetzt weg. Dafür wurden die Beiträge herabgesetzt . 
So zahlte ein Mitglied jährlich nur noch 2 schill., auch die 
Weinmesser und «zudiener» der Zunft erhielten Ermäßigungen. 


Bestimmung, die sich unmittelbar an die vom Rat erlassene Ordnung 
anschließt, ist unmöglich. Vielleicht ist sie gleichzeitig erfolgt. — 
68 Wstb. 197. — 69 Wstb. 203. — 70 Wstb. 152. — 71 M, O. 34 fol. 
138, § 9. — 7 Wetb. 200, 201. 
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Die soziale Stellung der Weinsticher und ihrer Zunft war 
wohl nicht glänzend. Die Zunft stellte in der Zeit von 1332 
bis 1624 nur zwei Ammeister 73, 


y) Die FaBzieher. 


Die Faßzieher (tractores) Karcher oder Kärchelzieher (in 
späteren Jahrhunderten genannt) waren vereidigte städtische 
Arbeiter, die das Ab- und Aufladen der Weinfässer für Ein- 
heimische und Fremde zu besorgen hatten. Man mußte sich 
ihrer beim Einlegen von Wein bedienen!. Der Bürger begab- 
sich dazu auf die Hälblingzoll- oder Ungeldkasse. Kinder und 
unwissende Leute durften nicht geschickt werden. Dort gab 
man den Namen des Eigentümers, das Quantum und den 
Namen des Faßziehers an, der den Wein einlegen sollte?, 
Gegen Bezahlung des Einlegegeldes erhielt man eine Marke 
für den Faßzieher ausgehändigt, Jeder Faßzieher hatte auf 
seinen Marken das Zeichen, mit dera er auch sein Geschirr 
gezeichnet hatte. Erst nach Empfang dieses Einlegezeichens 
_ durften die Faßzieher den Wein auf- und abladen. Ohne die 
«wortzeichen» durften sie höchstens die Fässer vom Wagen 
auf die Erde vor den Keller legen. Verboten war ihnen, die 
awortzeichen» eines andern Faßziehers zu nehmen. Später 
finden wir anstatt der Marken «Einlegezettel» eingeführt. Sie 
durften dann also Wirten und Zapfern Wein nur dann ein- - 
legen, wenn diese ihnen die Einlegezettel vom Ungeld abgaben. 


73 Decl. Formae Rei Publ. Arg. 1674. 

1 M. O. 4, fol. 120, M. O. 32, fol. 132. Wirte und Zapfer, die: 
sich ihrer nicht bedienten, zahlten bis zu 50 & Strafe. — Hart- 
meyer, a. a. O. S. 87 sagt: «In Str. vermittelten die Faßzieher den 
Transport des Weines aus den Schiffen auf den Markt und von da 
in die Keller». Er zitiert dafür Brucker 535. Dort steht aber: «die 
vasszieher söllent nemen zu lone von den fremden iren win uss 
dem kelre zu ziehen und ufire wägen zu laden 
von eime fader...» — Ueber ihre Tätigkeit beim Ausladen der 
Schiffe vgl. den Abschnitt «Krahnleute. — 2 Der Hälblingzoller 
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Auf den Zetteln war die Anzahl der Fasser vermerkt. Die 
Zettel lieferten die Faßzieher bei der folgenden Anzeige an der 
Ungeldkasse ab. Bei Strafe von 30 4 durften sie diese keinen 
Tag länger behalten. 

Weineinlegen an Sonn- und Feiertagen oder nach Schluß 
der Hälblingzoll- bezw. Ungeldkasse bedurfte vorheriger Geneh- 
migung durch einen Ungeld- odez Hälblingzoller. Konnte man 
einen solchen nicht erreichen, so mußte der Faßzieher an dem 
andern Morgen früh an dem Ungeld unter Eid angeben, wem 
und wieviel Wein er eingelegt habe. Der festgesetzte Lohn 
der Faßzieher für den Transport eines einfudrigen Fasses 
(24 Ohm) für Fremde betrug 18 den., für ije Ohm 8 den. 
Mahlzeiten durften sie sich von den Gästen nicht bezahlen 
lassen ; dieselbe Strafe von 30 schill. mußten sie zahlen, wenn 
sie mehr als den Taxpreis nahmen 4. Später durfte der Faß- 
zieher beim Transport eines Ohm Weins beanspruchen: 2 4 
zwischen Pfennigturm und der steinernen Brücke, 3 4, wenn 
der Transport über diese Grenze ging, 4 J für das Fortschaffen 
des Weins in den Vorstädten 5. 

Die FaBzieher waren ein burggräfliches Handwerk. Ihr 
Recht hatten sie vom Bischof und dem Burggrafen. Sie mußten 
daher den Wein des Bischofs und Eigenwein des Burggrafen 
in der Zeit zwischen dem 29. September und 21. Dezember 
in die Stadt ziehen und ablegen. Der jeweilige Burggraf setzte 
den FaBziehern einen Meister aus ihrer Zunft. Sie schickten 
seit 1332 alle zwei Jahre, seit 1349 jährlich einen Vertreter 
in den Rats. In einer Aufzeichnung um 1400 beschwert sich 


bezw. Ungelter hatte die Angaben in ein Buch einzutragen. Das 
betr. Buch war in bestimmte Teile eingeteilt, nach Stiftern, Klöstern, 
Konstoflern, Handwerken, Leuten und Häusern, die keiner der ge- 
nannten Korporationen angehörten, wie z. B. Beginnenhäuser u. dgl. 
Da die Hälblingszolier also dic Weinvorräte der Bürger aufzeich- 
neten, hatten sie ein Kontrollmittel für die Bezahlung des Hälbling- 
zolls. Daher mußten die Ungelter ihnen auch sagen, wenn ein 
Bürger Wein verkauft hatte. Vgl. Eheberg 145f. — 3 M. O. 30, 
fol. 126. — 4 Brucker 535. — 5 M. O. 10, fol. 35. — 6 Eheberg 
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der Burggraf u. a. darüber, daß sich ihm die Faßzieher nicht 
unterwerfen wollen”. Sie durften nur Leute in ihr Zunft- und 
Stubenrecht aufnehmen, welche die Faßzieherordnung beschworen 
hatten 8. 

- Die Faßzieher sollten darauf achten, daß sie die Zeichen 
nicht verlören. Jeden Montag mußten sie die Marken an der 
Kasse dem ersten Hälblingzoller abliefern. Eine andere Ord- 
nung forderte, daß die Zeichen an demselben oder am folgen- 
den Tag wieder auf die Kasse gebracht würden. Der Hälbling- 
zoller kontrollierte nach den Aufzeichnungen in seinem Buch, 
ob alle Marken zurückgebracht wurden. | 

Die FaBzieher hielten Gesinde, Lohnknechte (mysteknechte), 
die wie die Faßzieher auf die Faßzieherordnung vereidigt 
sein muBten. Leute, die Fasser einlegten und auf- und ab- 
luden, ohne geschworen zu haben, mußten den Ungeltern an- 
gezeigt werden. | | 

Den Faßziehern war freundliches Betragen, besonders auch 
gegen die Fremden zur Pflicht gemacht. Sie mußten ihre Auf- 
träge sofort ausfibren und durften nicht mehrere Besorgungen 
zusammen erledigen®. Umgekehrt mußte das Publikum bei 
Strafandrohung den Faßziehern «zu wege und zu stege» aus- 
weichen, damit sie ihr Geschäft rasch erledigten!. Da das 
Einlegegeld für Einheimische auf der Ungeld- bezw. Hälbling- 
zollkasse eingenommen wurde, erhielten die Faßzieher wohl 
von der Stadt einen bestimmten Lohn. Geld, das der Stadt zu- 
kam, durften sie voneinander nicht annehmen, sondern lediglich 
die Marken. Dagegen bezahlten die fremden Kaufleute ihr 
Einlage- bezw. Ladegeld direkt dem FaBzieher. Von der Be- 
zablung an Ungeld war wohl für Fremde im Interesse des 
regen Handelsverkehrs abgesehen; außerdem fiel hier die Aus- 
fertigung als Kontrolle für den Hälblingszoll von selbst weg. 
Vielleicht war das Einlegegeld der Fremden die einzige Ent- 


864. — 7 Eheberg 386. — 8 UB. VI,387. — 9 M. O. 4, fol. 120. — 
10 M. O. 30, fol. 7. 
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schädigung der FaBzieher. Die Faßzieherzunft war wohl sehr 
klein. Bei einem städtischen Aufgehot vom Jahre 1392 stellten 
die Wirte 80, die Weinsticher 37 Leute, die Faßzieher nur 
acht!1, 

Im Jahre 1463 vereinigten sich die Faßzieher mit der 
Weinmesser-Ruferzunft 12. Die vereinigte Zunft sandte einen 
Ratsherrn in den Rat. Wachdienst und sonstige bürgerliche 
Pflichten wurden gleichmäßig unter die Mitglieder verteilt, die 
beiden Zunftstuben und Stubeninventare vereinigt. Streitig- 
keiten innerhalb der Zunft sollten durch das Zunftgericht er- 
ledigt werden. Als dann im Jahre 1471 die Weinrufer-Messer- 
zunft aufgehoben wurde, bestimmte man, daß die Faßzieher 
mit den Salzmüttern zu gehen hatten!s. 

Die Nachrichten sind zu dürftig, als daß wir uns ein Bild 
der sozialen Lage der städtischen Arbeiter machen körmten. 
Sie mögen noch weniger angesehen gewesen sein als die Wein- 
sticher ; denn diese werden gelegentlich unter den neun Hand- 
werken gezählt, von denen Leute auch zu Roß dienen, von 
den FaBziehern aber nicht!4.. In den Privaturküunden treffen 
wir auf Faßzieher, die eigene Häuser besaßen, die sie gelegent- 
lich geistlichen Korporationen und Häusern, wie der Domfabrik, 
vermachten!5, Unter den Faßziehern findet sich in einer 
Privaturkunde Vater und Sohn aufgeführt. Das Gewerbe mag 
sich wohl oft in der Familie fortgepflanzt haben. 


$) Die Spanner 


werden in einer Ordnung des 16. Jahrhunderts, die in das 
Weinsticherbuch eingetragen ist, erwähnt!. Unter Spannern 
versteht man Ballenbinder und Wagenlader?. Sie hatten sich 


11 UB. VI, 387. — 12 Brucker 522, Saladin M. d. G. XXIV 
272. — 18 Saladin 279. — 14 UB. V, 1051. — 15 UB. III, 282. 

1 Wstb. 176. — 2 Vgl. Wtb. der elsäss. Mundarten II S. 542: 
1. Arbeiter an den Krahnen, zum Verladen der Waren, Güterwagen- 
lader. 2. Dienstmann. (Im Mannheimer Rheinhafen heißen die Schiff- 
lader heute «Spanner>.) 
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täglich vor- und nachmittags vor dem Kaufhaus einzufinden®. 
In der erwähnten Ordnung wird ihnen zu Gunsten der Keller- 
weinsticher verboten, die Käufer in die Keller zu führen und 
mit den Fuhrleuten aufs Land hinaus zu laufen. Als Lohn 
für ihre Arbeit durften sie von dem Ohm Wein nicht mehr 
als 1 4, d. h. 2 schill. pro Fuder nehmen. Identisch mit 
den Faßziehern können sie indes nicht sein, da diese besonders 
in der Ordnung erwähnt werden. 


e) Die Küfer 
werden in diesem Abschnitte behandelt, insofern sie neben der 
Herstellung der Fässer die Weine für.Einheimische und Fremde 
durch Schläuche in die Keller ablieBen4, die Fässer für die 
Frémden herrichteten, wohl auch diesen sonst bei Einkäufen 
behülflich waren. 

In einem Ratschlagen von 1409 wird bestimmt, daß die 
Küfer verkauften Wein nur in kleine Fässer abfüllen durften, 
wenn sie vom Ungelter vorher die Wortzeichen erhalten hätten, 
daß die Fässer visiert und verungeltet seien 5. Fremden Fuhr- 
leuten durften die Küfer die Weine nur dann ablassen und 
zum Transport zurichten, wenn diese versprachen, ihren Wein 
nur innerhalb eines weiteren Umkreises als vier Meilen um 
Str. zu verkaufen 6. Der Lohn des Küfers war bis ins Kleinste, 
von der Stadt geregelt. Für das Aufschlagen, Waschen, 
Reinigen und Zuschlagen eines einfudrigen Fasses erbielt er 
4 schill. Es war ihm dabei untersagt, den Wein oder die 
Fässer mit Weidasche, Kalk oder Schwefel zu behandeln. Für 
einen Reifen an ein solches Faß durfte er 2 den. berechnen, 
für Weinablassen nicht mehr als 1 schill., für 1/2 Fuder 6 den. 
Wein in Geschirren anzunehmen und wegzutragen war ihnen 
verboten ; ebenso durften sie nicht auf Kosten der Gäste mit 
diesen zehren 8, | 

3 M. 0. 34, fol. 164. — 4 «einteuchlung» — hieß dieses Ab- 


lassen des Weins. (tiuchel = Röhre). — 5 Eheberg 63. — 6 Brucker 
559, 560. — 6 M. O. 13, fol. 365. — 8 Brucker 530. 
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Den Küfern war zuvorkommendes Betragen gegen die 
Fremden zur Pflicht gemacht. Der Rat ermahnte sie auch 
zu fleißiger Arbeit, weil sonst den Bürgern die Weine liegen 
blieben; denn die Küfer waren oft nur für diejenigen Bürger 
tätig, bei denen sie stets verdienten und wohl auch mehr er- 
hielten als die Taxe vorschrieb®. | 

Neben dem Zurichten der Fässer und Abfüllen der Weine 
begleiteten die Küfer manche Käufer in die Keller und waren 
ihnen durch ihren Rat behüflich. So lag es nahe, daß der Rat 
im Interesse der vereidigten Weinsticher gegen diese Kifer ein- 
schreiten mußte. Er verbot den Küfern, Gäste in die Keller 
zu führen oder an bestimmte Orte zu weisen!%. Dies war die 
Aufgabe der Weinsticher. Stets mußten diese zugezogen werden, 
wenn ein Gast mit einem Kifer Wein einkaufen wollte", 
Ebenso durften nur die Weinsticher die Käufer nach dem Ab- 
schluß des Geschäftes an die Ungeldkasse führen. Kein aus- 
übender Kifer durfte in den Kellern Wein stechen!®. Ein 
Weinmandat vom Jahre 1572 verbietet den Küfern auf den 
beiden Weinmärkten für andere Leute Wein zu verkaufen, 


wenn nicht der Eigentümer oder jemand seinetwegen dabei sei 13, 


c) Marktpolizei. 
a) Regelung von Quantität und Qualität. 
Die Maße. 


Das Straßburger Normalmaß für Wein war die Ohm 
(amphora) == 46,02 l. Sie zerfiel in 24 große oder «Alte» 
Maß und in 30 kleine oder Wirtsmaß, beide zu vier 
Schoppen. Diese Verkleinerung der Maße war ein finanzielles 
Mittel. Die Kollektaneen Specklins berichten, daß im Jahre 1547 
das neue Ungeld anfing, indem man das Ungeld größer und 
die Maß kleiner machte. Er setzt lakonisch hinzu: «das solte 


9 Wstb. 160. — 10 Brucker 531. — l1 Wstb. 159. — 12 Brucker, 
530, 534, 559. — 13 M. O. 6, fol. 94. 
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zehn jahr wehren, die sind noch nicht herum». 24 Ohm: 
machten ein Fu der aus, also ca. zehn Hektoliter. Für den 
Weinhandel galt das Fuder als Normalmaß : «Wein, der in 
Str. gekauft und verkauft wurde, durfte nur .nach Fudern, 
nicht aber nach Ohm verkauft werden!». Ein Weinmaß: für 
den Handel in den früheren PNrnUNdenIEn war der Wagen 
(carrada). 

Ferner kennen wir die situlae. Die Bannweinabg abe be- 
stand in zwei «situle», die eine Ohm bildeten?. Viertel und 
Sechstel waren relative Maße. 


Fässer. ~~ 


- Die Größe der Fässer war außerordentlich verschieden. Es 
werden Fässer vom kleinen «logel» bis zu Fässern von 60 Ohm — 
erwähnt. Ein «maßlanges» Faß hielt ein Fuder oder 24 Ohm. 
Zur Versendung bediente man sich in Str. im allgemeinen 
großer Fässer, so daß sich z. B. Frankfurt bei Str. über die zu 
großen Fässer beschwerte, und erklärte, keine Fässer über 
30 Elsässer Ohm ‘mehr anzunehmen 4. 

Zweifudrige Lagerfässer waren immerhin eine Seltenheit 
und: wurden als solche in den Ratschroniken erwähnt. Solche 
zweifudrige Fässer besaß z. B. das Spital5. Als im Jahr 1539 
ein ungewöhnlich reiehlicher und guter Weinherbst war, und 
man den alten Wein ausschüttete, um neuen fassen zu können, 
machten die Schreiner große Kasten von zwölf und 14 Fuder®. 


"Maßrecht. 


In Str. hatte der Bischof als Stadtherr die Aufsicht 
über die Maße. . Aus den Beschwerden des Bischofs Walther 
von Geroldseck ersehen wir, daß er sein Hoheitsrecht aufrecht 


1M. O. 18, fol. 252. — ? Inama-Sternegg, Deutsche Wirt- 
schaftsgesch. I, 523 II 496 f. ama = 2 situle. — 3 M. O. 20, fol. 99. 
— 4 Kriegk, Deutsches Bürgertum 290. 25 Ohm bildeten im allge- 
meinen im Elsaß ein Fuder. — 5 Z. B. Saladin, M. d. G. XXII 
302. — 6 Saladin a. a. O. 346. 
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zu halten suchte; er beklagt sich, daß der Rat das Maß ge- 
ändert habe «quarum ad nostrum officium conservatio noscitur 
pertinere», Für ihn prüfte und zeichnete der Zöllner die Salz-, 
Wein-, Oel- und GetreidemaBe?. Er besorgte die Eichung 
noch persönlich: ... «et per ipsum signatae sint». Unter 
ihm stand der Saiger (seyger). Er wird unter den «admini- 
stratores thelonii civitatis Arg.» aufgezählt8; er ist «seyger in 
der stat zu Str. von des zolles wegen9». Seine Stellung er- 
sehen wir aus den Aufzeichnungen über den Burggrafen in 
der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts. Er wurde von dem 
Burggrafen eingesetzt: und war ihm zur Zinszahlung verpflichtet. 

Aufschluß über diese Leistungen geben uns die zwischen 
die einzelnen Abschnitte des Burggrafenweistums eingegtreu- 
ten Notizen aus den Jahren 1378 und 1385. Darin mußte 
er schwören, dem Burggrafen jährlich 3!js g den. und drei 
neue fudrige Fässer der «ınossen lang», die geräumig sein 
sollen, und an Ostern einen clambesbuch» zu geben", Er be- 
zag ein vierteljährliches Gehalt von 1 g 26 den.!ı 

Aus denselben Notizen ersehen wir, daß im ersten Falle 
ein Faßzieher das Saigeramt erhielt, im Jahre 1385, sodann 
ein Kifer; also beide Male Leute, die in dem Weingewerbe 
Bescheid wußten. Das Saigeramt übten diese Leute wohl nur 
als Nebenberuf aus, denn die Verordnungen gebieten das Eichen 
der Maße nur vierteljährlich. Der Saiger mußte schwören, 
richtig zu eichen. Geschenke von Leuten, deren Maße er eiche, 
anzunehmen, war ihm verboten. 

Ein altes, schon geeichtes Geschirr. zahlte zwei den.; für 
ein neues wurde bezahlt: zwei den. für ein halbes Viertel wie 
für einen Becher, 1 den. für Gefäße unter einem Becher. 

Verkaufte jemand ein Maß dieser Größe, so mußte der 
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7 g. Stadtrecht § 56. — 8 UB. IV., S. 219. — 9 UB. IV, 8. 
222. — 10 UB. IV ,, S. 212 Anm. 4. Im Jahre 1385 nur 3 & dan., 
dafür aber 5 schill. an das Gesinde des Burggrafen. Denselben Zing. 
gahite der vom Burggrafen ernannte Kiifermeister. — 11 UB. IV, S. 
219. 
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Saiger beim Handel zugegen sein und erhielt 1 den. Nur 
der Saiger war zum Verleihen der Maße für Geld berechtigt. 

Neben dem Eichen der Geschirre hatte er außerhalb und 
innerhalb der Stadt, auf dem Markte und in den Häusern, 
«do man veilen kouf hat», so oft es ihm nötig schien, nach 
Maßen zu suchen («der masse wor nemen und flisslich suchen 
an allen stellen, wo er truwet, das er findet»). Ungeeichte 
Maße brachte er dem Zöllner im Zollkeller, der die Eigentümer 
bestrafte. 

Das Recht zu eichen und die Maße zu prüfen stand also 
der Stadt nicht zu. Sie hatte natürlich ein großes Interesse 
an richtigem Maß. Dies zeigt sich an der Häufigkeit der 
städtischen Verordnung, daß jedermann seine Korn-, Wein-, 
Salz-, Bier-, Obstmaße binnen 14 Tagen eichen lassen müsse. 
Die Strafe für Säumige betrug 30 sol1®. Im fünften Stadtrecht 
(vor 1311) schreibt die Stadt dem Bürger vor, vierteljährlich 
die Maße zum Eichen zu tragen 8. Alle Geschirre und Kannen 
müssen- bei Strafe von 3 g J gesinnt sein, bestimmt die revi- 
dierte Wirts- und Ungeldordnung vom Jahre 167914, 

Verlassen wir einen Augenblick die Betrachtung über Ma8auf- 
sicht und wenden uns der Aufsicht über richtiges Messen und Ein- 
sehank zu, die von der Stadt ausgeübt wurde, Schon im zweiten 


Stadtrecht $ 44 wird das falsche Messen der Weine mit der - 


Strafe des Schupfens15 belegt; der Wirt (hospes), dem die 
Weine gehören, muß ein Talent bezahlen. Die Bestimmung 
ist in das vierte Stadtrecht aufgenommen. Der Eingang des 
Stadtrechts zeigt, daß die «cives Argentinensis civitatis» das 
Recht setzen. Nun wissen wir aus dem ersten Stadtrecht, daß 
der Gerichtsbarkeit über die meisten Handwerke und Gewerbe, 
so auch der «caupores», dem Burggrafen zustand. Die Strafe 
von ein Talent fir Wirte könnte also auf den ersten Blick 
stillschweigend dem Burggrafen zufallen. Die Auferlegung der 


13 UB. VI, 621, Eheberg 364. — — I UB. IV ,, S. 32. — 14 M. O. 
32, fol. 132 § 25. — 15 Seyboth, Topogr. 157/158. 


— 56 — 


im Vordersatz ausgesprochenen Strafe «q uicunque etiam 
vina inuste mensuaverit de scupha cadet in merdam», kann 
` sich aber nur auf das städtische Gericht beziehen, da es sich 
nicht um «hospites» handelt. Außerdem sehen wir z. B. in 
§ 41 f., daß die Stadt über ein anderes burggräfliches Hand- 
werk, die Küfer Aufsicht ausübt. Die Stadt bestraft auch das 
Ausschenken von zweierlei Wein, «in uno cellario vel taberna». 
«Quicunque hoc mandatum transgressurus fuerit, viginti sol. 
civitati debit.» Es ergiebt sich hieraus deutlich, daß die 
Strafe für unrechtes Messen der Wirte von der Stadt auferlegt 
wurde. Die Stadt sorgte also fir richtiges Messen des Weins. 
Die Weinmesser waren für richtiges Messen vereidigt. Die 
Knechte, welche die Hauswirte etwa statt untauglicher Wein- 
messerknechte einstellten, mußten schwören, recht zu messen. — 
Der Hauswirt, seine Familie und sein Gesinde wurden in Eid 
genommen, den Wein richtig zu messen 16. Den Zapfer und 
ihren Angebörigen war es zur Pflicht gemacht, richtig zu messen, 
falls nach Feierabend der geschworene Weinmesser nicht 
mehr anwesend war. Oa 

Kehren wir zur Aufsicht über das Maß zurück. Wir 
finden Bestimmungen aus dem 15. Jahrhundert wie: «unsere 
herren meister und rat süllend ouch die sünneisen tun geben 
und die sünner sweren zu sünen als im alten buch geschriben 
stot»17. Diese Bestimmung kann besagen, daB der Rat die 
Eisen zum Eichen in Verwahrung hatte, und daß der Sinner 
ihm schwur. Möglich wäre es, daß die Stadt auch die Aufsicht 
über das Maß in der Praxis an sich zog; um so möglicher, 
als dem Burggrafen kein Gerichtsbann zukam und er sich bei 
Ungehorsam gegen sein Urteil an den Bischof zu wenden hatte. 


Sorge für guten Wein — Weinfälschung. 


Der Rat mußte im Interesse der Bürger und des Rufes 
der Stadt im Weinhandel dafür sorgen, daß guter und unver- 


16 Brucker 542. — 17 Brucker 550, 582. 
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falschter Wein in die Stadt gebracht, daselbst verkauft und 
ausgeschenkt wurde. Wir behandeln daher die Sorge des Rats 
im Groß- und Kleinhandel, d. i. dem Ausschank. Mit seinen | 
Verordnungen gegen die mannigfache Weinfälschung ging Str. 
nicht allein vor. Um die Mitte des 14. Jahrhunderts beschwerte 
sich Köln bei Str.: die Weine, die nach Köln kämen, seien 
schlecht und faul, da in ihnen alter Wein mit neuem gemischt 
sei. Köln habe dagegen scharfe Ordnungen erlassen und bitte 
Str., dies seinen Einwohnern und der Umgebung der Stadt 
mitzuteilen. Nürnberg teilt im Jahre 1482 Str. die ausführ- 
lichen Bestimmungen gegen Weinfälschung mit, die es im 
Verein mit benachbarten Landesherrn erlassen habe!8. Die 
Blüte des Weinfälschens zwang benachbarte Fürsten und Städte 
zu gemeinsamen Abwehrmaßregeln. In Breisach fanden sich — 
im Jahre 1472 eine ansehnliche Zahl von Herren und Städten 
ein und verboten die «gearneyde und gekünstelte» Weine. 
Zu den Teilnehmern zählten die Herzöge von Burgund und 
Oesterreich, die Markgrafen von Baden und Röteln, die Grafen 
von Lauffen, Lichtenberg, Rappoltstein, der Landvogt von 
Hagenau, die Herrn von Staufen u. a., die Städte Str., 
Colmar, Schlettstadt, Kaysersberg, Freiburg, Breisach, Ken- 
ingen, Burkheim, Lahr, Sennheim, Selz, Rufach. Beschlossen 
wurde ein Verbot der «gearneten» Weine in dem ganzen 
oberrheinischen Gebiet zwischen Schwarzwald und Vogesen. 
Die Teilnehmer versprachen, die beschlossenen Satzungen den 
Weinstichern, Weinladern und denen, die mit Wein umgehen, 
in den Eid zu geben19. Auf die ausführliche Schilderung ihrer 
Beschlüsse werden wir unten eingehen. Ob sie verwirklicht 
wurden, ist sehr zweifelhaft. Ä 

1. Neuer Wein mußte vor der Schätzung drei Taye, nach 
anderen Bestimmungen acht Tage ®% gelagert werden. Rühren 
und Schütteln der Fässer war verboten. Das Faß as von 


. 18M, 0. 1, fol. 167. — 19 M. O. 13, tol, B61; 362. eo 
fol. 4. 
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den Wirten und Zapfern nicht tiefer ala eine Handbreit von 
unten angestochen werden, damit die Hefen (trusen) in dem 
Fasse blieben. Diese durften in dem Fasse nicht bewegt 
werden 3!. | 

Drohte dem Wein Gefahr zu verderben, so durfte man 
ihn nur mit Erlaubnis der Ungelter neben einem gesunden 
Wein ausschenken#. War der Wein schon verdorben, so 
mußte er so lange im Keller gelagert werden, bis er wieder 
«zu sich selbs kumen ist%». Hefenwein (trusenwin) oder Wein, 
der erst durchgeseiht werden mußte, um genießbar zu werden 
(sacwin), im Keller oder sonstwo zu halten, zu bereiten oder 
auszuschenken war den Hauswirten verboten**. Wein durfte 
nicht in Essigfässer geschüttet werden 35. 

2. Im allgemeinen galt der Grundsatz, daß der Wein 
nicht anders gemacht werden dürfe, als er von den Reben 
komme und Gott ihn habe wachsen lassen#. Jedoch war es 
oft nötig, den Wein zu «artzenen», um dem schwach oder 
schlecht gewordenen wieder Farbe oder Geschmack zu geben. 
Von einem Verbot schlechthin, die Weine zu behandeln, ist 
also die Rede nicht. Beim Weinahlassen durften die Wirte 
in das Faß ein «schlecht ringel lassen brennen, wie dann ge- 
wöhnlich ist2?». Der Abschied des Freiburger Reichstags vom 
Jahre 1498 erlaubte, daB das Faß vor dem füllen einmal und 
nicht mit mehr als einem Lot reinen Schwefels geschwefelt 
werde. War der Eigentümer beim Transport besorgt, sein 
Wein möchte verderben, so durfte er das Faß, das vor dem 
Füllen schon geschwefelt war, nochmals mit einem halben Lot, 
ein vorher nicht geschwefeltes Faß mit einem Lot schwefeln. 
Er mußte aber dies dem Käufer sagen, damit dieser den Wein 
nicht nochmals schwefelte. Den Fässern, die wider diese Ord- 
nung zuviel geschwefelt waren, wurde der Boden ausgeschlagen, 


21 Brucker 556. — 2 Brucker 548. — 8 Brucker 576. — 
% Brucker 538. — 35 1622 XXI 337. — 26 Wstb. 198; M. O. 18, 
fol. 361 u. 6. — 97 M. O. 30, fol. 125 § 15. 
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der Wein wurde ausgeschüttet und der Eigentümer war der 
Stadtobrigkeit fir jeden Eimer oder jede Ohm ein Rheinischen 
Gulden schuldig 38. 

Strenge Strafe erwartete aber diejenigen, die Wein auf 
unerlaubte Weise, mit verbotenen, gesundheitsschädlichen Mitteln 
behandelten, ihn also falschten, schwächten oder «krank» 
machten. Solche Mittel waren Weidasche, Lehm, Salz, Schwefel, 
Kalk, Scharlatt (Salbei?), Eiweiß, Eiermilch. Das Behandeln 
der Weine mit Eiweiß oder Kalk (vgl. Chaptalisieren) wurde 
in Straßburg mit zwei Pfund Pfennig und vier Wochen Ver- 
bannung. oder mit 20 und 25 Pfund geahndet®. Eine Rats- 
schlagung empfiehlt, den Wein durch Stadtknechte einzuziehen 
und dem Spital zu schenken®*. Die Tagung in Breisach be- 
stimmte, daß die Verkäufer von Wein, die mit den eben ge- 
nannten Mitteln gemacht seien, in dem vereinbarten Gebiet mit 
Leib und Gut dem Herrn verfallen seien, in dessen Bezirk sie 
betroffen würden. 

Dagegen war es erlaubt, im Herbste «gefuwerte, getreberte 
zitwe, Salbe oder derglichen» Wein im Herbste zu machen und 
«im Feuer zy tun» wie von alters Herkommen und Gewohnheit 31. 
Man durfte aber diese Behandlung erst vornehmen, kurz bevor 
der Wein ausgeführt wurde. Außerdem mußte beim Laden, 
Ablassen und Füllen der Fässer den Weinstichern, Ladern und 
sonstigen Arbeitern und Beamten gesagt werden, daß dies ge- 
machte Weine seien und daß man sie in dem oben bestimmten 
Gebiete nicht absetzen werde. In den Aufzeichnungen über 
den Zoll wird die Einfuhr der oben genannten Sorten (gefeuerte) 
der von Südweinen gleichgestellt #2. Bei den großen Vorräten 
der Wirte lag es nahe, umgefallenem Wein aufzuhelfen. Verlor 
ein Wein Farbe, Stärke oder wurde er schlecht, so daß man 


28 G. U. P. 87. — 29 M. O. 30, fol. 125 § 15; M. O. 32, fol. 
132,8 20. — % M. O. 18, fol. 365. — 31 M, O. 13, fol. 361. — 33 UB. 
IV s, S.224. In G. U. P. 87 finden wir solche «Fauerungsatteste> 
von Kaisersberg und der Herrschaft von Andlau. 


ihn nicht ausschenken konnte, so durften ihn die Wirte aber 
nur mit Erlaubnis der Schatzer und mit unschädlichen Mitteln 
verbessern. Sie mußten ihnen angeben, welche Mittel und ir 
welchem Umfang sie diese verwandten. Dann durfte der be- 
treffende Wein «im Ganzen» verkauft werden; taugte er zum 
Ausschank, so mußte er ausgezapft werden 388. War es aber 
nicht möglich, den Wein zum Verkauf oder Ausschank fähig 
zu machen, so erhielt der Wirt das der Stadt bezahlte Ungeld 
zurückbezahlt. 

2. Neben dem «machen» der Weine mit künstlichen 
Mitteln kam das «schrenken», d. h. das Vermischen verschie- 
dener Weinsorten, vor. Es war untersagt, alten Wein mit 
neuem und umgekehrt oder eine gute mit einer schlechteren 


Sorte zu vermengen %. Die Folgen dieses Mischens lernten . 


wir aus den Beschwerden Kölns an Str. kennen. — Im Jahre 
4353 wurde der Schneider Eberlin aus der Stadt für immer 
verbannt, weil er, «argen win under guten vermenkelte» und 
den Wein nicht verungeltete. 


Um diesem Vermenkeln mit anderen Sorten, oder mit 


Trebern und Wasser vorzubeugen, verordnete der Rat, daß die 
Zapfer und Wirte die Fässer möglichst rasch, ohne Unter- 
brechung auszuschenken hätten 85. | 
3. Die.grobe Weinfälschung durch Zuschütten von Wasser 
wurde beim Transport vor und in. der Stadt auf dem Land- 
wie Wasserwege getrieben. Straßburger wie Fremde wurden 
fortwährend geschädigt, weil die Fuhrleute unterwegs die Fässer 
anstachen und von dem Wein tranken. Der Rest des Weins 
wurde durch das stete Schaukeln schwach, oder er wurde mit 
Wasser aufgefüllt. Daher verbot die städtische Obrigkeit Land- 
leuten und Fuhrmännern schlechthin, in der Stadt die zu 
Markte gehenden Fässer anzustechen und wies die städtischen 
Knechte und Beamten .an, auf die Schiff- und Fuhrleute ein 
wachsames Auge zu haben. | 


33 M. 0.30, fol. 125 § 16. — 3t Brucker 539, 551, 571; UB. V, 1030; 
M. O. 2, fol. 4. Hegel, Chron. II 1020 (Heymlich Buch). — 35 Brucker 
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Gegen betrügerische Weinleute, Wirte, Weinsticher, gegen 
Einheimische wie Fremde ging der Rat mit Strafen an Leib 
und Gut vor. Wein, der mit Wissen des Verkäufers gewäs- 
sert war, sollte eingezogen und dem Spital überwiesen werden. 
WuBte der Verkäufer nicht, daB sein Wein gepantscht war, 
so mußte er ihn nach Hause führen und durfte ihn nicht 
wieder in die Stadt bringen oder bringen lassen 3. | 
Der Hauswirt und Zapfer, der Wein mit Wasser und sonstigen 
Dingen vermischte, mußte 100 g Strafe bezahlen und das Bis- 
tum Str. für immer verlassen 3”. Die Strafe konnte je nach 
der Schwere des Vergehens noch erhöht werden. Der Reichs- 
tagsabschied vom Jahre 1498 setzte als Strafe für Weinfälschung 
fest: Konfiskation des Weins und 100 fl. Strafe, wovon die 
Hälfte dem Reich, der andere der betreffenden Herrschaft zu- 
fallen sollte. Alle Bürger, besonders die Schiffsleute, Wein- 
sticher, Kornunterkäufer und die Stadtknechte waren zur An- 
zeige wahrgenommener Weinpantscherei eidlich verpflichtet 38. 
Zeitweise mußten die Verkäufer den Weinstichern vor dem 
Anstechen des Weines ehrenwörtlich angeben, ob der Wein 
echt oder mit Wasser und Arznei vermischt sei 8, Fand je- 
mand beim Probieren eines Weines auf dem Markte, daß dieser 
wohl gefälscht sei, so sollte er seine Wahrnehmung den Visie- 
rern oder sonstigen Beamten melden. Diese kosteten den Wein, 
auch wenn er inzwischen verkauft und der Zapfen am Faß 
abgeschlagen war. Fanden sie den Wein verdächtigt, so ver- 
hörten sie den Verkäufer, der seine Aussagen an Eidesstatt zu 
machen hatte. Fanden die Beamten Betrügerei, so sollten sie 
das Faß mit dem städtischen Schild zeichnen und den Namen 
des Verkäufers am Faßboden anschreiben. Nach zwölf Uhr 
wurde das Faß vom Markt auf einen besonderen Platz am 
oberen Weinmarkt bezw. am Krahn gebracht, so daß jeder- 
mann wußte, daß er gefälschten Wein vor sich habe. Dann 


579. — 86 M. O. 20, fol. 98. — 87 Brucker 538, 550, Hegel II 1021. 
— 38 Brucker 567. — 39 M. O. 20, fol. 99. — 
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wurde der Verkäufer je nach der Schwere der Fälschung und 
der Umstände bestraft, zum mindesten um 30 schill., der 
Wein eventl. eingezogen. 


8) Weinpreise. 


Es ist kaum möglich, aus den Nachrichten über die mittel- 
alterlichen Weinpreise im Straßburger Handel ein einheitliches 
oder klares Bild herzustellen. Closeners und Königshofens 
Notizen über Weinpreise beziehen sich fast nur auf billige und 
teure Weinjahre und zeigen für uns nur, welch außerordent- 
lichen Schwankungen die Weinpreise selbst an ein und dem- 
selben Tage manchmal unterworfen waren. Der Preis konnte 
da von zwölf Denaren auf einen Denar sinken. In den Tax- 
ordnungen für Wirte und Zapfer werden Einkaufsmöglichkeiten 
von 5 schill, bis 14 Pfund für das Fuder berücksichtigt 4, 
Sommerlad spricht die Ansicht aus, das Fuder Wein sei 
unter anderm der Zollveranlagung zugrunde gelegt worden, 
«weil dieses Objekt den geringsten Preisschwankungen 
infolge der noch nicht vorgeschrittenen Verarbeitung unter- 
worfen war». Er weist darauf hin, daß heutzutage die Preis- 
schwankungen beim Wein weniger als beim Getreide durch 
den Ernteausfall als durch die Ausbildung der Technik bedingt 
seien41, Gewiß läßt sich konstatieren, daß die Technik im 
Weinbau und Weingewerbe überall ziemlich auf derselben 
Stufe stand, ebenso läßt sich zeigen, daß die Weinpreise in 
einer Gemarkung etwa ziemlich die gleichen waren. Aber 
Sommerlad unterschätzt den Einfluß des Ausfalls der Ernten 
für das Mittelalter. In unserer Zeit schafft der riesige Verkehr 
einen Ausgleich; er schafft den Ueberfluß rasch an Stellen, - 
wo Mangel herrscht. Auch gegen Ende des Mittelalters, etwa 
46. Jahrhundert finden wir in Str., daß bei völligem Versagen 
des einen Weingebiets benachbarte Landschaften und Städte 


40M. O. 13, fol. 110, Brucker 573. — 4! Th. Sommerlad, Die 
Rheinzölle im Mittelalter. Habilitationsschrift Halle, 1893 S. 40. 
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mit billigem Wein herbeieilen und so einen annehmbaren 
Preis schaffen 42, Aber das waren eben doch außergewöhnliche 
Maßregeln in der Not, in außerordentlichen Fällen und leiten 
zur Neuzeit über. Der mittelalterliche Verkehr war noch nicht 
für eine organische Ausgleichung von Angebot und Nachfrage 
befähigt. Dies zeigen uns die Notizen in den Chroniken wie 
die Ratschlagungen, sich mit neuem Wein zu _ versorgen4s, 
Sommerlad spricht allerdings nur von «verhältnismäßig ge- 
- ringen Preisschwankungen». Es liegt aber in seiner Behaup- 
tung eine Ueber- oder Unterschätzung, die wir nicht teilen 
können. — Die Weinaufschläge traten gewöhnlich um Ostern 
oder vor und nach der Ernte ein“. 

In den Ratsordnungen finden wir manchmal die Erwäh- 
nung des «gemeinen slac». So bestimmt eine Verordnung 
über den Vorkauf von Früchten und Wein, daß niemand nach 
Str. Adolfstag Wein kaufen solle «dann uf den ge- 
meinen slagk nach landes gebruch»#. Das Straßburger 
Archiv besitzt zwei Verzeichnisse des Weinschlags zu Barr vom 
Jahre 1538—1666, undzu Mittelbergheim vom Jahre 1510 — 16664, 
Unter Weinschlag verstund man einen für eine Gemarkung 
obrigkeitlich festgesetzten Normalpreis, der den Käufern und 
Verkäufern eine Richtlinie bei Weinhandelsgeschäften bot. 


~y) Fürkaufgesetzgebung — Zwischenhandel. 


Unter die Fürkaufgesetzgebung fallen die städtischen Ver- 
ordnungen, die den Kauf außerhalb des städtischen ‚Marktes, 
den Aufkauf, den Mieferungsraut, den Zwischenhandel über- 
haupt betreffen !. 

Wir lernten als einen der Grūnde, die den Kauf an den 
Reben verboten, die Sorge für Erhaltung des städtischen Wein- 


42 Vgl. Einfuhrpolitik. — 48 Vgl. bes. Hanauer, Études économiques 
II 30—45. — 44 Wstb. 190. — 45 Brucker 588. Vgl. Hanauer, a.a. O. 
S. 325. — 46 G. U. P. 87. 

1 Vgl. von Below, Jahrb. f. Nat.ök. 76, 593; Herzog 8.10 A. 1. 
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marktes kennen. Dieses Motiv barg das finanzielle Interesse 
der Stadt wie die Sorge für reichliches Weinangebot in sich : 
«domit menglich zu bewinung kommen möge und der fey! 
merckte der gemeinde nit entzogen werde?.» Ganz zu unter- 
drücken waren solche Käufe auf dein Felde nicht. So suchte 
denn die Stadt grobe Auswüchse zu verhindern, indem sie 
solche Fürkäufe im allgemeinen vor Erntebeginn (St. Adolfs- 
tag, 29. Juli) als Verletzung des christlichen Sittengebots unter- 
sagte und nach dem 29. Juli nur «uf den gemeinen slagk nach 
landes gebruch» gestattete. Fürkaufen auf besonderen Schlag 
wurde als Wucher geahndet3. Solche Fürkaufgeschäfte waren 


gestattet, wenn ein Städter einem Kebmann während des Jahres - 


Geld geborgt und die Rückzahlung in Wein ausbedungen hatte. 
Käufer und Verkäufer hatten dann als Maßstab für die Schätz- 


ung den Marktpreis eines bestimmten Tages zwischen Martini 


und Weihnachten zu bestimmen und einzuhalten. Konnte der,- 


Weinbauer seine Schuld auf den festgesetzten Termin nicht 
begleichen, so mußte der Käufer aus der Stadt trotzdem am 
ausbedungenen Preis festhalten. Er durfte die schlimme Lage 
seines Schuldners nicht ausbeuten4. So sorgte die Stadt auch 
für den Produzenten. Dies Schutzmotiv im Interesse der Pro- 
‘duzenten findet sich schon in der (Gesetzgebung Karls des 
Großen: der «missus» solle eine Untersuchung halten «de 
illis qui vinum et annonam vendunt undequam colligantur et 
per hanc occasionem pauperes efficiantur5», — 

Verteuernd wirkte das massenhafte Aufkaufen von Wein- 
vorräten auf dem Markte und in- und außerhalb der Stadt 
durch Bürger, Wirte, Zapfer und Weinhändler, der Aufkauf. 
Der Bürger durfte sich im allgemeinen nur mit Vorrat für 
seinen Hausbedarf für ein oder anderthalb Jahre versehen 6. 
Mehr einzukaufen war ihm meistens verboten. Besonders ver- 


2 Brucker 586. — 8 M.O. 3, fol. 271. Ueber den gemeinen slac 
vgl. den vorigen Abschnitte — 4 Brucker 588. — 5 M. G L.L. 
Sectio II Bd. I 152. — 6 Wstb. 157; Saladin 383. 
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pont war der Aufkauf bei Preisaufschlag und Teuerung. Die 
Obrigkeit wollte, daß man «Billigkeit gebrauche, von dem un- ` 
ersättlichen Uebernehmen, verruchten Fürkauf und verderb- 
lichen monopolischen Wesen (Aufkauf) abstehe”», Einige 
Beispiele mögen zeigen, wie gegen diese Intention gefehlt wurde. 
‘Die Chroniken melden für das Jahr 1446, daß die Reichen 
und die Weinhändler die Weine zurückhielten und zu keinem 
annehmbaren Preise abgeben wollten, so daß die Menge zum 
Bierbrauen schritt. Im Jahre 1575 durfte jedermann wegen 
des guten Herbstes für seinen Bedarf und darüber hinaus «uf 
merschatz» sich mit Wein versehen. Unter dem 10. September 
mußte aber der Rat Aufkauf des Weins und Steigerung der 
Preise verbieten. Als dann am 20. April des folgenden Jahres 
Reif und Kälte den Reben schadete, wurde aller zu erreichende 
Wein im Lande aufgekauft, so daß der Preis erheblich stieg. 
Der Rat ging energisch vor. Die Bürger mußten von allen 
Weinen, die sie seit dem 20. April gekauft oder sonstwie an 
sich gebracht hatten, das Quantum, den Kauf- und Lagerort 
angeben. Ohne obrigkeitliche Erlaubnis durfte bis zu weiterer 
Eröffnung nichts verkauft, umgetauscht oder verschenkt werden9. 
Besonders gefürchtet wegen Aufkaufs waren die Zapfer, Wirte, 
besonders aber die Weinhändler, als «geizhälse, die alles ihr 
thun auf die Monopolia allein richten». In den siebziger, acht- 
ziger Jahren scheint die Obrigkeit gegen die Weinhändler be- 
sonders scharf vorgegangen zu sein. Un: 1580 bestrafte sie 
von 16 Weinhändlern 15, die Wein in zu großer Menge und 
zu allzuhohem Preis aufgekauft hatten10. Die Höhe der Herbst- 
einkäufe schwankte zwischen 6—90 Fuder. Die verurteilten 
Weinhändler nahmen die Strafe nicht ruhig hin. Interessant 
in ihrer Eingabe ist der Hinweis, daß die Obrigkeit berechtigt 
sei, MiBbrauche im Weinhandel abzustellen, daß sie aber nicht 
die Macht habe, gegen Weinhändler einzuschreiten, wenn diese 


7M. O. 9, fol. 90. — 8 Büheler, Chron. M. d. G. XIV 8. 62. — 
9 M. O. 5, fol. 109. — 10 G. U. P. 87. 
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nicht im Herbst, sondern auch zur Unzeit, wenn die Reben 
Schaden gelitten hatten, Wein in größerer Menge zusammen- 
kauften. Darüber fänden sich keine Verfügungen in den 
Reichspolizeiordnungen und Ratsmandaten, namentlich auch 
keine Verordnung hinsichtlich der Zahl der Fuder, die man 
ohne Aufkauf zu treiben, einkaufen dürfe. Eine ganze Anzahl - 
der Verurteilten habe nicht über 30 Fuder ausgeführt, und 
diese nur, um die Kunden zu befriedigen. Dadurch könne 
unmöglich eine Teuerung entstehen. Der Rat habe 36 fl. für 
das Fuder als Verkaufspreis festgesetzt, wo das Fuder im Ein- 
kauf auf mehr als 50 fl. zu stehen komme. Eine Ordnung aus 
dem 15. Jahrhundert gestattet auch in Fällen der Teuerung den 
Wirten (und Bäckern) den Einkauf im Großen: «die der mennige 
domit dienent zum zapfen (und brotladen)». Die Bürger sollten 
eben reichliche Auswahl bei den Wirten haben. So konnten im 
Jahre 1530 die Wirte allen Wein aufkaufen. Der Rat ließ 
ihnen aber die Maß für 2 J siegeln, so daß sie von ihrem 
Aufkauf bald abstanden!!. Im allgemeinen müssen wir aber 
festsiellen, daß die Stadt den freien Einkauf der berufsmäßig 
Ausschenkenden einschränkte. Nach einer Ratsordnung durften 
sie auf beiden Weinmarktsplätzen nicht vor zwölf Uhr ein- 
kaufen, einkaufen lassen oder Verabredungen treffen, außer 
wo es sich um Rappes oder Muskateller handelte. Für jede 
vor zwölf Uhr eingekaufte Ohm mußten sie fünf Schilling 
Strafe zahlen. Weinsticher und krahnbeamte waren beauftragt, 
solche Wirte, wie auch die Küfer und Faßzieher, die dem 
Käufer vor der erlaubten Stunde gekauften Weine heimschaff- 
ten, den Ungeltern anzuzeigen!*, Da die Klagen, daß Wirte 
und Zapfer, Wein- und Essighändler durch ihre massenhaften 
Einkäufe auf den Weinmärkten dem gemeinen Bürgersmann 
großen Schaden zufügten, nicht verstummten, so dehnte der 
Rat die Einschränkung für Zapfer, Wirte und Weinhändler bis 
Samstag mittag zwölf Uhr ausis, Zugleich bestimmte er, daß 


11 Coll. Speckl. M. d. G. XIV 847. — !2 Wath. 243. — 18 M. O. 
3, fol. 252. M. O. 30, fol. 124. 
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Wirte, Zapfer und Weinhandler den Bürgern auf deren Wunsch 
von den gekauften Weinen bei Strafe der Konfiskation abzugeben 
hätten 14, 

Fassen wir mit Herzog den Fürkauf im weiteren 
Sinne als unreelle Geschäfte aller Art, so zählt hierzu auch 
das «Einfallen in den Kauf». Wenn Leute mit den Weinver- 
käufern noch verhandelten und markteten, schlugen andere 
an den betreffenden Fässern die Zapfen ab, d. h. sie kauften 
damit den Wein und schädigten so den ersten Kaufliebhaber. 
Der Rat setzte darauf eine Strafe von 30 schill.25. 

Untersagt waren ferner gemeinsame Geschäfte auf dem 
Weinmarkt. Es war den Einheimischen untersagt, mit einem 
Fremden zusammen Wein zu verkaufen, indem sie etwa zu 
ihnen an die Fässer standen, den Wein rühmten und so das 
Publikum zum kaufen brachten!6. Kein Einheimischer durfte 
für einen Fremden einkaufen !1, namentlich auch nicht während 
der Meßzeit ; dadurch sollte der Ungeldhinterziehung vorgebeugt 
und verhindert werden, den Wein im Keller wieder zu ver- 
schleißen!s. Hierher sind auch die betrügerischen Geschäfte 
der Wirte und Zapfer zu stellen, welche die Weine teurer 
kauften, als verlangt wurde, um einen entsprechend größeren 
Gewinn zu erzielen. Aus demselben Grunde bezahlten sie auch 
manchmal die Fässer noch besonders und viel höher, als sie 
wert waren, obgleich die Fässer in die Preise der Fuder 
immer eingerechnet waren 19. 

Schließlich gedenken wir der eigentlichen Wucherverbote 
im Weinhandel. Als Wucher wurde bestraft, wenn jemand 
Wein, Getreide, Tuch und dgl. Waren auslieh und sie wieder 
selbst oder durch einen andern viel billiger zurückkaufen ließ 20. 


Zwischenhandel. 


Der Straßburger Maler Büheler vermerkt in seiner Chronik, 


14 M. O. 7, fol. 264; M. O. 9, £fol.19. — 15 Brucker 587. — 
_ 46 Brucker 555. — 171617 XXI 171. — 18 Eheberg 875. — 19 Brucker 
557. — 20 UB. IV „S.140. 


— 68 — 


daß er im Jahre 1584 auf dem Markte am Krahn, ebenso im 
Herbst 1590 neuen Wein fir 25 fl. das Fuder einkaufte. Er 
verkaufte ihn im Jahr 1594, als der Wein in der Stadt teuer 
war, an zwei Nürnberger Kaufleute, das Fuder für 125 fl. 21. 
Er hatte also geraume Zeit gewartet, um den Wein bei gün- 
stiger Verkaufsgelegenheit loszuschlagen. So wie Biheler. 
mögen die meisten der Wohlhabenden neben ihren bürgerlichen 
Beschäftigungen gelegentlich Weingeschäfte getrieben haben. 
Zu dieser Klasse von Bürgern, die wir nicht als eigentliche 
Weinhandeltreibende bezeichnen dürfen, kamen noch die Leute, 
die ihr Eigengewächs e«versilberten». Hierher gehörte auch 
die Geistlichkeit, die zum Teil sehr große Weinvorräte aus 
Eigengewächs und Zinsweinen besaß??, Denn gewerbs- 
mäßigen Handel mit Wein nannte man das «koufen und ver- 
koufen uf merschatz». Die mittelalterliche Marktpolitik hielt 
den Zwischenhandel für preisverteuernd und schränkte ihn, 
weil er sich doch nicht schlechthin ausschalten ließ, ein. Man 
wollte möglichst den. direkten Verkehr zwischen Konsumenten 
und Produzenten hergestellt wissen. So gebot der Rat im 
Jahre 1544, da der Wein schlecht geraten war und das 
kommende Weinjahr keine guten Aussichten bot, jeden Wein- 
verkauf «uf merschatz» sowohl auf deim Markte wie in den 
Kellern und an den Reben2. Vom 14.—17. Jahrhundert sind 
uns Ordnungen erhalten, worin den Weinhandeltreibenden 
gelegentlich verboten wird, ihren Wein auf den Markt zu 
bringen. Der Rat war dabei oft geteilter Meinung. Es ließ sich 
ja diese «gremperei» auch eindämmen, indem man den Händ- 
lern den Markt zugestand, sie aber zwang, den Wein daselbst 
auf jeden Fall zu verkaufen, wie dies z. B. 1604 bestimmt 
wurde2%#. Eine Ordnung? vom Jahre 1461 bestimmt, daß die 
Weinhandeltreibenden den Wein in die Keller zu schaffen 


21 Büheler Chron M. d. G. XIV, 149. — 32 Vgl. Hegel, Chron. II 
970 ; Brucker 575. — 23 M. O. 3, fol. 287. — 24 M, O. 34, fol. 138 
vgl. Brucker 553. — 25 UB. V, 1051, UB. VI, 206 
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hätten und daß sie ihn nicht vor achttägiger Lagerung ver- ` 
äußern dürften. Eine Verordnung vom Jabre 1461 erhöht die 
Lagerfrist-auf 14 Tage. Man, suchte auf alle mögliche Weise 
das Kaufen «uf merschatz» zu unterdrücken. Ordnete der Rat - 
zeitweise im Interesse der Bürger an, daB die Weinhändler 
jedes vierte Fuder zu einem festgesetzten Preis den Bürgern 
zum Kauf zu überlassen hätten, so befahl er aber auch gleich- 
zeitig, daB die Käufer auf Treue versicherten, daß sie den 
Wein nur zum Hausgebrauch und nicht «uf merschatz» kauften. 
Mehr als zwei Fuder durfte man aus demselben Grunde bei 
dieser Gelegenheit nicht kaufen. Bei der Anordnung der Plätze 
sehen wir den Weinen der Fürkäufer von den Leuten mit 
Eigengewächs getrennte Plätze angewiesen wurden. Man stand 
den Händlern unfreundlich gegenüber ; gelegentlich schloß man 
im Interesse des heimischen Weinhandels die fremden Handler 
vom Markte und dem Weinhandel überhaupt aus und ließ nur 
Auswärtige mit Eigengewächs zu 26, oder man erhob von den 
Weinen, die sie in Straßburgischen Kellern liegen hatten, wie 
in anderen Städten ein bedeutendes Staffelgeld für jedes Fuder 
außer dem gewöhnlichen Ungeld, wenn sie den Wein schon 
nach einem bis drei Monaten wieder aus dem Keller holten ??., 
War die Stadt also gegen die Wein einführenden Händler ein- 
genommen, so lieB sich bei der Betrachtung der Ausfuhrpolitik | 
zeigen, wie die Stadt den exportierenden Weinhändlern und 
Kaufleuten entgegenkam. In dem Abschnitte über Weinaus- 
fuhr wurde schon erwähnt, wie Kaufleute aus. Nürnberg, aus 
Schwaben, Bayern, Brabant mit Eisen, Salz und anderen Waren 
auf das Straßburger Kaufhaus gezogen kamen und daß sie da- 
gegen aus der Stadt Wein und andere Waren fortführten 28. 
_ Bemerkenswert ist, daß der Rat als das Gewöhnliche den Ein- 
kauf von Wein in Verbindung mit anderen Waren hinstellt.. 
Die städtischen Weinhandeltreibenden kauften vor allem auf 


26 G. U. P. 87 Nr. 2. — 27 M. O. 34, fol. 138. — 28 Eheberg 
266. 
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dem Markte ein. Als eine Teuerung verursachenden Weg be- 
zeichnet es der Rat bei herrschendem Weinmangel, wenn 
Bürger von Bürgern Wein kauften, ihn am Kaufort liegen 
ließen und bei günstiger Gelegenheit verkauften®. Der Käufer 
sollte den Wein nicht aus dritter oder vierter Hand erhalten. 
Konnten wir schon am Eingang dieses Abschnittes feststellen, 
daß die Weinhändler der Obrigkeit ein Dorn im Auge waren, 
so läßt sich dies um so eher begreifen, wenn wir bedenken, 
daß keine festen Preistaxen, Bestimmungen über das Quantum 
des erlaubten Einkaufs für längere Zeit erlassen werden konnten, 
daß also der Obrigkeit eine rechtliche Handhabe zum Ein- 
schreiten oft fehlte. Unter den erschwerenden Bedingungen, 
welche die Stadt den heimischen Weinhändlern auferlegte, fallen 
namentlich besondere Abgaben auf. So zahlten die Wein- 
händler etwa doppeltes Krahngeld 8°, oder sie mußten außer dem 
gewöhnlichen Umgeld 1 schill. pro Ohm in die Kriegskasse 
abliefern 3. Gelegentlich wurde bestimmt, daß sie jedes vierte 
Fuder in Straßburg am Krahn den Bürgern zum Verkauf, aber 
nicht über 36 fl. anzubieten hätten, wie teuer sie auch den 
Wein eingekauft hätten 33. Erst wenn Ungelter und Wein- 
sticher dies vierte Fuder ausgewählt hatten, und wenn die 
gezeichneten Fässer verkauft waren, durfte der übrige 
Wein nach besonders eingeholter Erlaubnis in die Schiffe ge- 
bracht und fortgeführt werden. — Es ist bezeichnend, daß die 
Weinhändler im Eingang ihrer Eingabe vom Jahre 1580 aus- 
drücklich feststellen müssen: Der Weinhandel sei ein freies, 
unverbotenes, allgemeines Commercium, eine ehrliche und 
redliche Hantierung, die nur mit Hilfe der Reichspolizei- 
ordnungen eingeschränkt und aufgehoben werden könne. 
Werde der Weinhandel rechten Verordnungen gemäß betrieben, 
so sei er unstraflich. Am Schluß ihrer ausführlichen Darle- 
gung erklären die Unterzeichneten, sich dem ergangenen Urteil 


29 Brucker 589. — 3¢ 1680 XXI fol. 148. — 3! 1644 XXI fol. 157. 
— 3 G, U. P. 87. 
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nicht fagen zu kénnen, weil sie dadurch an ihrer birgerlichen 
Ehre angegriffen würden. Nähmen sie die Strafe hin, so hieBe 
man sie die «Weinjuden» ; sie erlitten moralische und mate- 
rielle Einbuße. Der Schlußsatz weist auf den Nutzen des 
Weinhandels für die Stadt hin, die durch diese und andere 
Commercia Zölle und Gefälle erhalte. 
Wir haben bisher viel von «Weinhändlern» gesprochen. 
Es ist notwendig, daß wir diesen Begriff etwas analysieren. 
Für die Jahrmärkte des eigentlichen Mittelalters war der Be- 
griff «Weinhändler» ein fließender. Der Name «Weinhändler» 
tritt erst in den Jahrhunderten des ausgehenden Mittelalters 
“in unsern Handschriften auf. Vorher hießen die Weinhandel- 
_ treibenden: «Weinkäufer, Weinverkäufer», «die uf merschatz 
koufent und verkoufent». Im Jahre 1580 wird von der Obrig- 
keit das Verbot errieuert, daß niemand, der mit Wein handle, 
von den obenerwähnten vierten Fudern am Krahn kaufen 
dürfe, daß aber diejenigen, die Wein nicht in großen Mengen 
ausführten, sondern den Schwaben und andern verkauften, 
und nicht unter den Weinhändlern begriffen 
seien, daß solche nur dann von den Weinen kaufen durfien, 
wenn sie versicherten, den Wein nur für den Hausgebrauch zu 
verwenden 88. Es werden also die nicht exportierenden Wein- 
handeltreibenden nicht zu den Weinhändlern gezählt. In dem- 
selben Jahr sagen die Weinhändler von sich; «die wir neben 
andern Bürgern den gemeinen gebräuchlichen und im ganzen 
römischen Reich geübten Handel mit Wein führen,» und an 
anderer Stelle nennen sie sich Weinhandeltreibende, «so mit 
Wein in fremden Ländern handeln™». Im Jahre 1630 ver- 
merkt das Buch der Einundzwanzig, daß Folgende das doppelte 
Krahngeld zu zahlen hätten: «die Weinhändler und welche die 
Märkte gebrauchen, und die Weine auf Mehrschatz einkaufen». 
Auch hier sind also die Weinhändler ein besonderer Kreis 
innerhalb der Weinhandeltreibenden, wohl wie fünfzig Jahre 


33 G. U. P. 87. — 34 Vgl. Anm. 33. 
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friher, für den Export. Eine klare Definition vom Jahre 1679 
zeigt uns aber, daß sich der Begriff «Weinhändler» erweitert 
hat: 

«Weinhändler sind diejenigen, die zu allen Zeiten des 
Jahres Wein kaufen und ihn sowohl im Keller als am Krahn aus- 
zapfen und wieder verkaufen. Als Weinhändler werden aber nicht 
angesehen, die zu guten billigen Zéiten sich mit Wein ver- 
sehen wie auch diejenigen nicht, die selbst viel Wein wachsen 
haben und solchen zu versilbern suchen». Weinhändler ist 
hier gleichgesetzt dem Weinhandeltreibenden. 

Dem Kreis der Weinhandeltreibenden, den wir in unserem 
Abschnitte kennen lernten, stand der Weinverkauf im Großen 
zu. Auf dem Markte und in den Kellern~sollte nur nach 
Fudern und halben Fudern verkauft werden. Ausdrücklich 
gebot der Rat den Weinstichern, Unterkäufern und Stadt- 
knechten, diejenigen Leute anzuzeigen, die in der Stadt Wein 
nach der Ohm statt nach Fudern kauften, wie dies von alters 
üblich sei®. Die Weinhändler durften im allgemeinen nicht 


weniger als vier oder sechs Ohm auf einmal abgeben8?, Im 


47. Jahrhundert wurde ihnen Weinverkauf nach ganzen und 
halben Ohmen für die Zeit von Donnerstag bis Samstag für 
kranke Leute, sowie an Neujahr und Martini zum Verkauf an 
die Zünfte gestattet. Ohmweise durfte auch das oben er- 
` wähnte vierte Fuder der Weinhändler, die Erlanbnis hatten, 
ihren Wein auszuführen, verkauft werden. Für die Bauern 
aus der Umgegend, die Wein auf den Straßburger Weinmarkt 
brachten, galt im allgemeinen der Grundsatz, daß sie nicht 
im Kleinen, sondern faBweise, also nach ganzem und halbem 
Ohm zu verkaufen hätten3s. Gelegentlich wurde ihnen erlaubt, 
vor Herbst den noch übrigen Wein in kleinen Fäßchen in die 
Stadt zu bringen®. In den sechziger Jahren des 17. Jahrhun- 


35 M. O. 32, fol. 132 8 38. — 86 Wstb. 156. — 37 z. B. 1644 
XXI fol. 57. — 38 M. O. 32 fol. 132, M. O. 9, fol. 44. — 59M. O. 
10, fol. 142. 
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derts wurde den Bürgern von Barr auf Bitten ihrer Gemeinde 
hin erlaubt, auf dem StraBburger Weinmarkte ganze und halbe 
Ohm auszuschenken, während sonstige Fremde nicht unter 
. drei Ohm verkaufen durften4#. Abgesehen von diesen Aus- 
nahmen sollte nur nach Fudern und Fäßchen verkauft werden. 

Vergegenwärtigen wir uns -die Pflichten und Leistungen, 
namentlich hinsichtlich der Erlegung des Ungeldes, die ein 
"Weinhändler binnen drei Tagen nach Eintrag seines Namens 
in das Weinhändlerverzeichnis vor den Fünfzehnern zu be- 
schwören hatte41; Nachdem eine Verordnung vum Jahre 1577, 
die bestimmt hatte, daß die Ungelder für Weinhändler und 
Fässeler ein besonderes, dem für Wirte und Zapfer entsprechend 
angelegtes Buch zu führen hätten, nicht eingehalten worden 
war, wurde sie um 1600 wieder eingeführt. | | 

Alle Fässer mit Wein, welche die Fäßler und Wein- 


händler einlegten, mußten vorher durch einen geschworenen ` 


Ungelter und Visierer beschaut und von ihnen überschlagen 
und notiert werden, wieviel Ohm oder Fuder der Vorrat und 
jedes Faß im einzelnen enthalte. Ungelter und Visierer gaben 
ihre Aufzeichnungen sofort an die Ungeldkasse, wo sie in das 
Buch für Weinhändler und FaBler eingetragen wurden. Inner- 
halb vierzehn Tagen war das Ungeld zu erlegen. Ihre Weine 
- durften sie an Einheimische wie Fremde, Wirte und sonstige 
Bürger nur dann verkaufen, verhandeln oder eintauschen, 
wenn sie vorher das «wortzeichen» in ihre Hand erhalten 
hatten, wodurch bescheinigt wurde, daß sie an der Ungeld- 
kasse die Gebühr für so und soviel Fuder oder Ohm Wein, 
als verkauft wurde, bezahlt hatten. Stets mußte ein geschwo- 
rener Kellerweinsticher zugegen sein. Alle zwei Wochen hatten 


40 1666 XXI 159; 1669 XXI 200, 201. Der Stadt Barr war es 
durch die Verfügung, daß die Straßburger und Hanauer Untertanen 
Wein ausschließlich bei ihrer Herrschaft und deren Untertanen zu 
holen hätten, unmöglich geworden, ihren Wein abzusetzen, zumal 
auch keine Fuhrleute auf ihren Markt kamen. — 4! M. O. 30, fol. 
124. 
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die Weinhändler am Ungeld anzugeben, wieviel Geschäfte sie 
in ihren Häusern und am Krahn abgeschlossen hätten. Stimmten 
ihre Angaben mit den Eintragungen im Ungeldbuch, den von 
den Zöllnern abgegebenen Zetteln und den Angaben der Küfer 
und Kärchelzieher nicht überein, so untersuchte der Ober- 
Ungeldherr die Sache. 

Die Weine, die sie an Wirte verkauften, durften sie nur 
durch die bestellten geschworenen Faßzieher hinbringen lassen. 
Nach dem Läuten der Torglocke abends durften sie keinen 
Wein mehr aus dem Keller ziehen. 

Ueber die Größe des Umsatzes der Straßburger Wein- 
händler läßt sich kein klares Bild gewinnen. Aus den Prozeß- 
akten vom Jahre 1580 läßt sich nur erkennen, daß es 16 ex- 
portierende «Weinhändler» gab, daß der einzelne im Herbst 
zwischen 6 und 90 Fudern einkaufte und daß sie z. T. wenig- 
stens regelmäßige Abnehmer, Kunden hatten. 

Es hilft auch wenig, wenn wir aus dem Frankfurter 
Insatzbuch4 ersehen, daß im Jahre 1380 ein Fraukfurter Bürger 
einem gewissen Lamprecht aus Str. 200 g ph. und 20 g h. 
für Wein schuldete. 


Erlauben wir uns am Schluß der Untersuchung ein all- 
gemeines Urteil, so müssen wir sagen, daß die städtische Or- 
ganisation des Weinhandels einer bis ins Kleinste geregelten, 
präzisen und doch nicht zu künstlichen Maschinerie glich. Bei 


der Betrachtung des Verhaltens der Stadt gegenüber dem. 


Weinhandeltreibenden könnte man an eine gewisse Enge des 
Gesichtskreises denken. Indessen dürfen wir einige wichtige 
Punkte dabei nicht vergessen : 

Bei aller Wichtigkeit des Einfuhr- und Ausfubrhandels 
kam für Str. als einem geschlossenen Gemeinwesen mit nur 


42 Codex dipl. Moenofr. II, 8 571 8 171. 
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kleinem Landgebiet die finanzielle Rücksicht und das Wohl 
der großen konsumierenden Bürgerschaft in erster Linie in 
Betracht. Sodann zeigt sich in den Ordnungen ein schärferes 
Vorgehen gegen die Weinhandeltreibenden bis zum Ausschluß 
fremder importierender Händler erst in den Jahrhunderten des 
ausgehenden Mittelalters. Auswüchse des Weinhandels mögen 
zu dem Rigorismus der Obrigkeit wesentlich beigetragen haben. 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, wie die Obrigkeiten der 
benachbarten Territorien und Städte sich vom Straßburger 
Markte frei machten, d. h. ihre Untertanen und Bürger zwangen, 
bei ihr zu kaufen und zu verkaufen. Der Plan eines solchen 
Weinverkaufsmonopols im Interesse reichlicher Einkünfte tauchte 
auch gelegentlich in Str. auf#. 


43 Eheberg 683. 


Kapitel II.. 


Die Regelung des Weinausschanks durch 
die Stadt. 


$ 1. Die Weinschankordnungen. 


Die Ordnungen unterscheiden zwischen Leuten, die Wein 


«uf merschatz» feil haben, Wein vergrempen und solchen, die 
Wein «umb Koste» feil haben, «uf den zapfen koufent oder 
sich des zapfen began». Ersteres sind die einheimischen und 
fremden Weinhandeltreibenden, die wir im vorigen Abschnitte 
kennen lernten ; sie verkauften nach Fuder, ausnahmsweise 
nach der Ohm, — letzteres die Wirte, Zapfer, Weinschenken 
von Beruf. Ihnen war der Ausschank in den Häusern bezw. 
der Gassenschank vorbehalten. Weinverkauf nach Fudern und 
Fässern war ihnen bei schwerer Strafe untersagt, außer wenn 
die Stadt zu Geschenkzwecken Wein von ihnen faßweise 
_ kaufte!. Die Gruppen der Weinhandeltreibenden einerseits, die 
Wirte, Zapfer, Weinschenken andererseits. waren scharf ge- 
trennt. Gemeinsame Geschäfte zwischen Angehörigen der bei- 
den Gewerbe waren verboten 3. 

Die Regelung des Weinausschanks für Zapfer, Wirte, Wein- 
schenken war eine noch genauere als beim Weinhandel. Die 
Stellen des Weinausschanks in der Stadt waren zahlreich und 
mannigfaltig, ihre Regelung und Ueberwachung durchaus nicht 
leicht. Der stets wechselnde Ausfall der Weinernte veranlaßte 
immer neue Ordnungen und Preistaxen. Daß die Weinschank- 


! Brucker, 536, 542, 545. — ? M. O. 32fol. 132 8 38. 
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preise auch für den allgemeinen Weinmarkt ihre Rückwirkung 
haben konnten, ersehen wir aus dem Jahre 1506, wo die Stadt. 
beim Einreiten des Bischofs Wein zu billigerem Preis aus- 
schenken ließ als eigentlich beabsichtigt war, damit der Wein 
auf dem Lande nicht teurer würde3. Schon das zweite, noch 
mehr das vierte und besonders das fünfte Stadtrecht bringen 
eine Menge ‘von Einzelbestimmungen für Weinschenken und 
die vereidigten Schankbeamte4. Neben der von «Meister und 
Rat» erlassenen Ordnungen kommen die Beschlüsse des Kolle- 
giums der «Einundzwanzig» in Betracht5, sowie die Proto- 
kolle von besonderen Weinkommissionen. Als eine solche finden 
wir einige Male die «Fünfzehner» tätig, die speziellen Wein- 
kommissionen seizten sich aus 3—5 Mitgliedern zusammen, von 
denen jährlich ein Teil durch neue ersetzt wurde. Manchmal 
wirkten bei ihnen auch die Ungeller mit 6. 

Wirte, Weinschenken, Zapfer, Weinrufer und Weinmesser 
mußten eine Ordnung beschwören, die der Rat «durch der stat 
und der wennige gemeines nutzes und notdurft willen erließ», 
Das Interesse der Stadt und der konsumierenden Bürgerschaft 
scheint in den Ordnungen his ins 15. Jahrhundert fast allein 
das ausschlaggebende Motiv zu sein. Das Interesse der Menge 
forderte reichliche, billige und gute Ausschankmöglichkeiten. 
In dieser Richtung liegen die Begünstigung für reiche Zu- 
fuhr, das gelegentliche Verbot der Weinausfuhr, die obrigkeit- 
liche Festsetzung der Weinpreise bei den Wirten durch die 
_ Weinschätzer, die den Wirten und Zapfern öfters gewährte 
Erlaubnis, auf dem Lande ihret Wein einzukaufen, Verbote 
gegen Weinfälschung, die Konkurrenz der zahlreichen Aus- 
schankstellen sollte nach Ansicht des Rats guten und billigen 
Wein schaffen. Auch die Fremden in der Stadt sollten reich- 
liche und gute Auswahl an Wein haben. Der Rat sorgte dafür, 


5 Code hist. et dipl. II, S. 280. — 4 UB. I 4 B, IV; 4, 11, 32, 
33. — 5 Vgl. O. Winckelmann, ZGORh 1903, S. 523. — 6 Winckel- 
mann, S. 607; Brucker 560. — 7? Brucker 551. 
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daß jedermann abends zu trinken fand. Die Stadt als Gemeinde 
war fir den Ausschank lebhaft interessiert, «das der stat deste 
me Zölle und ungelt von win fallen möge®». Ihr lag viel 
an dem Bestehen der zahlreichen Schenken und Schankkeller. 
Daher ging sie gegen diejenigen Zapfer und Wirte vor, die ihr 
Gewerbe wegen einer Ordnung aufgaben. Solchen Leuten sollte 
neben sonstiger Bestrafung die Erlaubnis zu zapfen oder ein 
Weingewerbe zu treiben, auf eine Reihe von Jahren entzogen 
werden. Dasselbe gilt von den Herbergen. Im 16. Jahrhundert 
sollte das Haus «zum Raben» an einen Kaufmann verkauft 
werden, der die Wirtschaft «abtun» wollte. Der Rat gab aber 
die Erlaubnis nicht, weil das Wirtshaus zu bekannt war und 
die Kundschaft vieler vornehmen Herren hatte 1%. Immerhin 
trug die lebhafte Sorge der Stadt um die Accise keinen un- 
gesunden Charakter. Die Wirte wollten den Wein möglichst 
teuer einkaufen, um ihn entsprechend teurer ausschenken zu 
können. Die Gemeinde war aber so klug, diese Gelegenheit 
einer reichlichen Einnabmequelle nicht anzunehmen und die 
Verteuerung zu verbieten. 

Erst gegen die Mitte des 15. Jahrhunderts tritt in den 
Ordnungen auch die Sorge für die Leute auf, «die sich des 
zapfen began: das der menige von dem zapfen recht geschiht, 
und das doch der zapfer redeliche wynnunge und guten vor- 
stant habe». Man darf aber sagen, daß sich die Stadt nur 
dann der Interessen der Zapfer und Wirte annahm, wenn diese 
sich mit den ihrigen deckten. Gewiß vertrat die Stadt das In- 
teresse ihrer Wirte, wenn sig gegen verbotenen Winkelschank, 
Hausieren mit Wein gegen Einheimische und Fremde vorging, 
wenn sie den Wirten in den Vorstädten Erleichterungen ge- 
währte!1, ihren Bürgern im allgemeinen mit Ausnahme der 
Messezeit !2 verbot, in den Ortschaften außerhalb des Burgbaues, 


8 Brucker, 581, 558 u. 6. — 9 Brucker, 522, 541, 578. — 10 Da- 
cheux, M. d. G. XVIII 169 der Raben war c. 1520 bis Ende des 18. 
Jahrhunderts das feinste Hotel in Str. (Seyboth 208). — 11 Brucker, 
562, 563. — 12 Eheberg, 692. 
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in Schiltigheim, Eckbolsheim, Hönheim Wein zum Zapfen zu 
holen oder dort zu zechen!8, oder wenn sie den Ungeltern ver- 
bot, andere Leute bei sich auf der Accisekasse zehren zu lassen 14. 
Aber der verbotene Winkelschank, das unerlaubte Hausieren, 
das Zehren außerhalb der Stadt schädigte die Wirte am Ver- 
dienst und die Stadl am Ungeld 15, das Zechen der Bürger auf der 
Ungeldkasse, im Kaufhaus oder im Scharwachthause war für die 
Stadt «nicht nützlich und passend» 16. Wenn sich die Wirte etwa 
im Jahre 1630 über Schädigung ihres Gewerbes durch den allge- 
meinen Ausschank in keinen Fäßchen beklagten, so mußte sich 
der städtische Oberungeldherr gleichzeitig darüber beschweren, 
weil dadurch die Accisekasse um 2000 fl. geschädigt wurde1?. Wir 
sehen, daß die Sorge für die konsumierende Bürgerschaft und 
die Accise im Vordergrund stehen, daß schließlich auch das 
Interesse für die Ausschenkenden hinzu kommt, daß es sich 
aber stets mit den ersteren Gesichtspunkten verbindet oder sich 
ihnen unterordnet. 


a) Die Visierer. 


Jeder Wein, der in Str. gekauft und verkauft wurde, 
mußte visiert, d. h. sein Quantum mußte für die Erhebung 
des Ungelds festgesetzt werden. Dasselbe galt von dem Wein, 
der zum Zapfen ausgeschenkt werden sollte1. Diese Schätzung 
des Weinquantums geschah durch vereidigte städtische Be- 
amte, die Visierer mittels der Visierrute oder des Visierstabes?. - 
Nach ihrer Schätzung wurde die Höhe der Accise für den ein- | 
zelnen Fall von den Ungeltern berechnet. Es war natürlich, 
daß die Visierer neben dieser eigentlichen Aufgabe zum Auf- 
sichtsorgan für den Weinverkehr wurden 3. 


13 M. O. 2fol. 46, 65, 101; Brucker 543, Eheberg 361. Vgl. 
Stetten, Gesch. von Augsburg, S. 574. — 14 Eheberg 34. — 15 M. 
O. 9 fol. 44. — 16 Eheberg 27, 34; Levi, Zur Gesch. der Rechts- 
pflege in Str., 8. 41. — 17 1680 XXI 56. 
| ı M. O. 20 fol. 99. — ? Eheberg 627. — 3 M. O. 13 fol. 16. 
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Die Visierer waren den Ungeltern unterstellt und ‚zum 
Gehorsam verpflichtet4. Sie hatten sich mit diesen jeden Mor- 
gen früh auf der Ungeldkasse einzufinden. Wollte ein Straßburger 
Wein visieren lassen, so ließ er einen Visierer von der Un- 
geldkasse zu sich holen. Dieser mußte der Aufforderung sofort 
Folge leisten und sich nach getaner Arbeit alsbald wieder auf 
der Ungeldkasse zurückbegeben. Nach erfolgter Visierung stell- 
ten sie den betreffenden eine Marke aus, welche die Empfänger 

‘ den Ungeltern auf der Ungeldkasse ablieferten, die so wußten, 
wieviel Accise sie zu erheben hatten. Die Ungelter durften nur 
von solchen Leuten Accise annehmen, die ihnen solche Wort- 
zeichen der Visierer brachten. Die Zapfer und Weinmesser. 
hatten zu schwören, keinen Wein auszuschenken, bevor nicht 
die «wortzeichen» der Visierer den Ungeltern übergeben seien. 
Die Küfer durften erst dann Wein ablassen, wenn sie von den 
Ungeltern «wortzeichen» erhalten hatten, daß der Wein visiert 
und verungeltet sei5. Schenkte jemand Wein aus und faßte 
aus, das schon früher visiert war, und verungeltete er es ge- 
gen sein besseres Wissen zu niedrig, so muBte er, wenn er 
entdeckt wurde, außer 2 Schilling Strafe das volle Ungeld be- 
zahlen. Sobald den Zapfern und Wirten ein Faß leer wurde, 

’ mußten sie- dies den Visieren anzeigen, die das Faß nochmals 
visierten und das «me oder mynre» an Ungeld auf Schreibtafeln 
notierten ê. — Gerechtes Visieren war den Visierern in den 
Amtseid gegeben. Die Obrigkeit sah darauf, daß das Publikum 
durch die Visierung nicht übernommen und sein Wein nicht 
geschädigt wurde. Glaubte jemand, daß sein Faß nicht richtig 
visiert worden sei, so durfte er es auf seine Kosten von einem 
andern Visierer schätzen oder das Faß neu eichen lassen. 

‘ Die Visierer durften nur das vorgeschriebene Ungeld neh- 
men?, Die Höhe des Visiergelds richtete sich nach Fuder oder 


4 Hierfür und für das Folgende M. O. 13 fol. 15. — 5 Eheberg 
63—65. — 6 Eheberg 384, Brucker 549. — 7 M. O. 20 fol. 99. Bis 
zu 10 Ohm: 1 4, 10—20 Ohm: 4 $, 20—30 Ohm: 6 f, über 30 Ohm: 
8.2. | l 
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Ohm. Umsonst oder billiger zu visieren, war ihnen untersagt. 
Sie durften von dem Visiergeld nichts hergeben, verschenken, 
auch nichts verzehren oder vertrinken. Das Visiergeld warfen 
sie in Gegenwart des Zahlenden in eine verschlossene Büchse, 
die sie stets bei sich trugen. Den Schlüssel dazu hatten die 
Ungelter, welche den Inhalt täglich in die große Visierbüchse 
legten, die jeden Montag auf den Pfennigturm, die städtische 
Finanzzentrale, gebracht wurde. War die Ungeldkasse abends 
geschlossen, wenn ein Visierer wegen vieler Arbeit zu spät 
kam, so wurde seine Büchse am folgenden Morgen geleert. 

Die Visierer durften weder auf der Ungeldkasse noch zu 
Hause Geschenke annehmen, außer etwa 1—2 Mab Wein, 
wenn sie ein Schiff mit Wein visiert hatten. In den Kellern, 
in denen Wein geschenkt wurde, zu zehren, war ihnen ver- 
boten. Gelegentlich war ihnen gestattet, in einem Keller ein 
oder zwei Maß Wein anzunehmen 8., Fürchtete ein Weinschenk, 
sein Wein könnte dürch das Hantieren mit der Visierrute ge- 
trübt werden, so mußte der Visierer nach der Größe des 
Fasses das Weinquantum abschätzen und ein Wortzeichen aus- 
stellen 9, 

Am anstrengendsten war die Tätigkeit der Visierer im 
Herbst und an den Weinmarkttagen während des ganzen Jahres. 
Deshalb war bestimmt, daß sie alle Freitage und Markttage, 
ebenso am Montag und Samstag mit den Ungeltern auf der 
Ungeldkasse zu essen hätten, außer wenn sie durch zu viele 
Arbeit abgehalten sein würden. Sonstiges Zehren am Ungeld 
war ihnen im allgemeinen verboten 10. Zu dieser Hauptaufgabe 
des Visierens trat aber noch die Kontrolle der Ausschenkenden 
hinzu. Täglich hatte ein Visierer mit einem Ungelter zusammen 
in die Keller der Zapfer und der Weinschenken zu gehen und 
mit der Hand an die Fässer zu klopfen, so daß sie wußten, 
ob die Fässer voll oder leer waren. Fanden sie, daß jemand 
Wein hatte, der nicht angemeldet war, oder glaubten sie einer 


8 M. O. 13 fol. 33. — 9 Eheberg 64. — !0 M. O. 13 fol. 16; 
Be 6 
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Betrügerei auf die Spur gekommen zu sein, so sollten sie den 
Ungeltern Anzeige erstatten. Ebenso kontrollierten sie wöchent- 
lich sämtliche Hauswirte, Fäßler, die Ammeisterstube und 
sonstige Stuben und Gesellschaften, wo Wein verbraucht wurde. 
Sie mußten stets Schreibtafeln mit sich führen, auf denen sie 
die Zahl der Fässer und das (Juantum der einzulegenden 
Weine der Zapfer, Hauswirte, Gasthalter, Weinschenken, 
Hauptkannen und sonstigen Leute, die den Wein auf das 
höhere Ungeld zu verungelten hatten, verzeichneten. Waren 
die betreffenden Fässer durch die Weinschätzer geschätzt, ver- 
siegelt und der Ausschankpreis festgesetzt, so wurden sie 
wiederum von den Visierern notiert und an die Akzisekasse 
gemeldet, wo die Notizen in die Bücher eingetragen wurden!l, 
Schließlich hatten sie gemeinsam mit den Ungeltern die ein- 
zelnen Akzisebücher zu führen 22. 

Die Tätigkeit der Visierer war also eine sehr anstrengende. 
Ihr Gehalt war daher höher als dasjenige, das die Ungelter 
bezogen, wöchentlich 7 Schilling, im Jahr 18 & 7 Schilling. 
Neben den zwei oder drei ordentlichen e«stettvisierern» 18 treffen 
wir in späterer Zeit noch außerordentliche Visierer, die sich in 
einer Prüfung vor einem städtischen Ungelter, einem ordent- 
lichen Visierer und sonstigen Visierkundigen über ihre Fertig- 
keit im Visieren auszuweisen und folgende Ordnung zu be- 
schwören hatten: gerecht zu visieren ; sich den Leuten nicht 
aufzudrängen, sondern zu warten, bis man ihrer begehre, nicht 
mehr als 3 5 vom Fuder zu nehmen. Wenn die großen 
Herbstweinmärkte stattfanden, müßten sie auf Ersuchen der 
Ungelter am Donnerstag Mittag und Freitag im Dienst der 
Stadt tätig sein. Wo es ‘das Interesse der Stadt und .des 
städtischen Ungeldes beträfe, sollten sie sich ohne Wissen und 
Befehl von seiten des Oberungeldherrn des Visierens nicht an- 
nehmen, sondern die Leute an das Ungeld weisen. 


 Eheberg 384 $ 58. — ıı M. O. 13 fol. 15. — 12 Eheberg 379. — 
13 Eheberg, 145, 238, 384. 
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Hatten die Visierer das Quantum des Weines festgesetzt, 
so bestimmten die vereidigten Weinschätzer oder Kieser (auch 
Beseher genannt) den Verkaufspreis des auszuschenkenden 
Weines. Sie stellten indes keine ständige Einrichtung dar!; 
daher zeigte ihre Organisation gelegentliche Aenderungen. 

Nach einer Ordnung vom Jahre 14612 hatten die beiden 
Weinschätzer mit einem Ungelter in der frühe und nach dem 
Mittagessen auf der Ungeldkasse die Anmeldungen der Wirte 
und Zapfer, später auch der Gasthalter und Pastetenbäcker, 
die Wein ausschenkten, entgegenzunehmen. Die Schätzungs- 
kommission ging sodann von Keller zu Keller und bestimmte, 
wie teuer der Wein ausgeschenkt werden sollte, je nach der 
Güte um vier Denare oder niedriger. Die Wirte mußten zu 
diesem festgesetzten Preis verkaufen, gleichviel, wie teuer sie 
den Wein eingekauft hatten. Die Kommission nahm ihre 
Schätzung’ in Abwesenheit des Wirtes vor, ließ durch den 
anwesenden Visierer notieren und an die Ungeldkasse melden, 
daß dem betreffenden Wirt oder Zapfer gestattet worden sei, 
ein oder mehrere Fässer von dem und dem Quantum zu 
dem festgesetzten Preise auszuschenken; hierauf wurde 
das Faß am Spunten, Werchzapfen, den vorderen Reifen und 
sonstigen Stellen versiegelt, damit «kein geverde» mit dem 
Wein verübt werden konnte. Erst dann sagten sie dem Wirte, 
wie teuer er die Maß Wein zu geben hätte und forderten ihn 
auf, das Faß vor dem Anstich zu verungelten. Der Wirt zahlte 
sodann auf der Ungeldkasse die Akzise in barem Geld oder er 
gab entsprechende goldene oder silberne Pfänder8. Die Un- 
gelter notierten in ihren Büchern den Betrag der Akzise und: 
das Datum der Bezahlung. Mindestens einmal im Monat ver- 
glichen sie die Verzeichnisse der eingelegten und der verun- 


1 Brucker 560. — 2 Brucker 541; vgl. auch M. O. 30 fol. 123. 
— 3 Freiburger Zunftbuch (abgekürzt Fbg. Z.) 184. 
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= gelteten Weine und konnten so die richtige Bezahlung der 
Akzise feststellen. | 

Gelegentlich wurde die Art der Weinschätzung dahin ab- 
geändert, daß die Weinschätzer mit den Ungeltern an bestimmten 
Wochentagen, Dienstag, Donnerstag, Samstag sowie an Feier- 
und Markttagen bei allen Ausschenkenden den künftig zu 
verkaufenden Wein probten und den Preis der Maß nach dem 
laufenden Marktpreis festsetzten. Sie sollten dann den Wirten 
und Zapfern soviele Fässer schätzen, als diese wünschten, aber 
nur zu demselben Preis (vgl. Kap. HI, Abschnitt 4). Der Wirt 
durfte aber immer nur ein Faß anstechen und hatte bei 5 g 
Strafe die Reihenfolge einzuhalten, die ihm von den Besehern 
angegeben war. Fanden die Schätzer einen Wein im Wirts- 
keller für den Ausschank gerade geeignet, so mußte ihn der 
Wirt ausschenken. Die Wirte, Zapfer, Weinmesser, welche 
bessern Wein zur Schätzung gaben als sie in Wirklichkeit 
ausschenkten, wurden mit Geld, Haft und Verbannung be- 
straft 5. Weder Rat noch das Kollegium der Einundzwanzig 
konnten die Schätzung der Weinkieser umstoßen oder ihrer 
Entscheiduug Eintrag tun. Der Wirt, der sich über ihre 
Schätzung beschwerte, zahlte 30 Schilling Strafe. 

Die Weinschätzer durften nur gelagerte und geklärte Weine 
schätzen und zum Ausschank zulassen. Sie waren also: auch 
für gute Qualität der Weine besorgt. Sie sollten vor Martinitag 
Wein erst nach dreitägiger Lagerung schätzen, nach Martini 
mußte der Wein acht Tage gelagert sein ®. 

Die Weinschätzer mußten wie die Ungelter über die Wein- 
preise in Stadt und Land unterrichtet sein, damit ihre Taxierung 
einen gesunden Mittelweg darstellte, sodann um die Berechti- 
gung der Wünsche der Wirte und Zapfer beurteilen zu können, 
die bei Teuerungen und Preisaufschlag um Ostern sowie vor 
= und nach der Ernte schon geschätzten Wein oder solchen, 
der nach der Schätzung verdarb, niedriger eingeschätzt haben 


4 ebenda 186. — 5 Brucker 549, 577. — 6 Fbg. Z. 192. | 
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wollten. Sie hatten solche Wirte vor der neuen Schätzung 
unter Eid zu fragen, ob die angegebenen Weine auch 
wirklich die früher geschätzten seien. Schätzten sie schlecht 
gewordene Weine ‘niedriger ein, so erhielt der Wirt oder 
Zapfer das zuviel bezahlte Ungeld an der Kasse wieder heraus- 
bezahlt. 

War die Einrichtung der Weinschätzer keine ‚ständige, so 
lag dies zum Teil daran, daß die städtische Obrigkeit meistens 
selbständig Weinpreistaxen für die Ausschenkenden einheitlich 
festsetzte. Meistens gab sie auch den Weinkiesern Anweisung 
über die Höhe der Schätzung, etwa, daß die MaB nicht höher 
als für vier Denare ausgeschenkt werden solle. Bei der Aussicht 
eines nahenden. Preisaufschlags sollten sich die Schätzer an die 
Ordnung der Fünfzehner halten ”. Im allgemeinen schätzten 
die Weinkieser nach dem mittleren Durchschnittspreis. Manch- 
mal finden wir, daB die Weine nach der Schätzung in drei 
Klassen zerfielen : in die überrheinischen Weine, die Weine 
aus der Saar u. dergl., die weniger geschätzt waren. Weitere 
Klässen bildeten die guten elsässischen Landweine und die 
oberländischen Weine 8. 

Wir finden zwei, drei, sechs, gelegentlich 10 Weinschätzer 
tätig. Im Jabre 1619 baten die beiden Schätzer um Erhöhung 
ihres Gehaltes oder um Anstellung weiterer Kieser. Sie er- 
klärten, sie müßten über der Weinschätzung ihr Küfergewerbe 
versäumen oder bezahlte Leute anstellen, denen sie in der 
Woche 22 Schilling zu geben hätten. Das Weinschätzeramt 
war also wegen der großen Mühe und des sehr geringen Ge- 
halts (jährlich vier, gelegentlich sechs Pfund) nicht begehrt. 
Der Rat nahm daher diejenigen, die sich gegen die Annahme 
des Amtes sträubten, in 10 @ Strafe und zwang sie trotzdem, 
das Amt zu übernehmen. : 

Zu Weinschätzern wurden nur ehrbare und fleiBige Leute 


1 Fbg. Z. 247. — 8 Fog. Z. 190. — 9 Fbg. Z. 247; 1619 XXI 
fol. 20. 
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genommen, die während ihrer Amtszeit mit keinem Weinhandel- 
oder Weinschanktreibenden gemeinsame Geschäfte unternehmen, 
auch nicht allein mit Wein handeln durften. Es war ihnen 


verboten, bei den Leuten, denen sie Wein schätzten, zu zehren 
oder Geschenke jeder Art anzunehmen, 


Die Weinschätzer wurden bei der jährlichen Aemterbe- | 


setzung durch die Zünfte «wie herkommens» aus der Kifer- 
und Weinsticherzunft gewählt und vom Rate bestätigt. Die 
Ungelter vervollständigten durch ihren Beitritt die Schätzungs- 
kommission. Waren mehr als zwei Weinschätzer für das Jahr 
gewählt, so blieb jeder Schätzer gewöhnlich zwei Jahre im 
Amt; jährlich wurden zwei Abtretende durch zwei neu Ge- 
wählte ersetzt. Beim Sehätzen sollte stets ein geübter Schatzer 
mit einem neu beginnenden zusammen gehen, Jährlich be- 
schworen sie ihre Ordnung vor dem Rat und dem Kollegium 
der Einundzwanzig. 


c) Weinrufer. 


Hatte der Ausschenkende mit der Akzisebezahlung: und 
dem Empfang einer Quittungsmarke die Erlaubnis zum. Aus- 
‚schank der einzelnen Fässer erhalten, so machte er seine Mit- 
bürger durch einen geschworenen Weinrufer (proclamator vini) 
auf die Schankgelegenheit aufmerksam. Dieser rief den Wein 
und den Preis vor dem Keller und in den Straßen aus!. Die 
Annales Argent. berichten, daß die Weinrufer in dem über- 
reichen Herbst des Jahres 1297 vor verschiedenen Kellern 
riefen: bonum vinum gratis®. | 

Jeder Straßburger, der vorübergehend oder gewerbsmäßig 
Wein über die Straße ausschenkte, mußte dazu einen ge- 
schworenen Weinrufer und Weinmesser (vgl. den nächsten Ab- 
schnitt) anstellen. Das fünfte Stadtrecht besagt : Niemand dürfe 


1 Brucker 462. — 2 Die Pastetenbäcker ließen an den Schwör- 
tagen bis zum Jahre 1789 ausrufen: «Pastetlein, heiß, heiB!» (Herr- 
mann, Notes hist. et archéol. ed. von R. Beuß. S. 92). Ueber das 
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Wein vor die Tire geben ohne einen Weinrufer zu haben 
bei 10 @ Schilling Strafes. 

Indessen finden wir gelegentlich Ordnungen, worin es 
den Leuten, die Wein vor die Türe geben wollten, frei- 
stand, einen geschworenen Weinrufer zu halten: eund welicher 
also win geben wolt, wer es im eben, so mecht er auch ein 
weinriefer haben, ob er wolt4». Daß aber die Anstellung eines 
geschworenen Weinrufers im allgemeinen vorgeschrieben war, 
ersieht man aus einem Ratschlagen vom Jahre 14095, woselbst 
die Wirte, welche Wein nicht vor ihre Tür gaben, also keinen 
Weinrufer benötigten, dem Weinrufer von jedem Fuder einen 
Schilling zu zahlen hatten. Dieser hatte dafür lediglich einmal 
im Tag nachzusehen, ob das Faß leer geworden war und dies 
dann den Ungeltern zu melden, damit das Faß zum zweiten 
mal visiert wurde. Der Weinrufer, der sich weigerte, einem 
Bürger Wein zu rufen, zahlte 1 & Strafe und war für ein 
halbes Jahr aus der Stadt verbannt®. Er durfte sich nur dann 
weigern einzutreten, wenn er schon einen neuen Herrn be- 
stimmt in Aussicht hatte und er darauf warten mußte. 

Die Leute, welche berufsmäßig über die Straße ausschenkten 
und einen Weinrufer hielten, mußten bei 5 # Strafe einen Wein- 
ruferstuhl vor die Tür oder den Keller stellen,- der wohl auch 
nachts im freien stehen blieb 7, 

Neben dieser Tätigkeit für die Ausschenkenden stellten die 
Weinrufer ein Kontrollorgan im Interesse der Stadt, vorab 
des städtischen Ungelds sowie der Erhaltung der erlassenen 


Badrufen (ins bädli blasen, gugen) vgl. Martin, das deutsche Bade- 
wesen in vergang. Jahrh. 1916, S. 144. Vgl. M. Heyne III, 55. — 3 UB. 
IV; S. 32 § 37, 2. — 4 Brucker 584. — 5 Eheberg 66/67. — 6 UB. 
IVs, S. 33. — 7 Brucker 549. Im 6. Stadtrecht (UB. IVs, S. 161) 
werden Strafen festgesetzt gegen Leute, die u.a. nachts Weinrufer- 
stühle, Grempdächer und Holz herumwerfen. — In Berlin dient 
noch heute eine um einen vor der Ladentür gehängten Stuhl ge- 
knüpfte weiße Schürze als Metzgerzeichen. (O. Döring, Deutschlands 
Mittelalterliche Kunstdenkmäler als Geschichtsquelle, 8. 220). 
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Schankordnungen dar. Bevor das Institut der Weinschatzer 
eingerichtet wurde, finden wir die Weinrufer, Weinmesser 
und Vorlogel als Weinschätzer tätig8. Die Weinrufer durften 
keinen Wein ausrufen und keinen Becher bei dem Becherer 
nehmen, bevor der Wein verungeldet war. Sie brachten ge- 
wohnlich die Ungeldzeichen in die Keller der Wirte und Zapfer, 
wo sie von dem Knechte der Ungelder wieder eingesammelt 
wurden. Die Weinrufer mußten schwören, keinen andern 
Wein zu rufen, bevor das Faß völlig leer war und sodann dies 
den Ungeltern anzuzeigen 11. Zwei Weinsorten durften sie 
nur dann zur selben Zeit ausrufen, wenn die Weine nicht zu 
gleichem Preise verkauft wurden. Als verbotene Reklame 
wurde es angesehen, wenn die Weinrufer den Leuten mit 
Wein in Kännchen, Kannen und Bechern entgegenliefen 11. 
Der Lohn eines Weinrufers betrug für ein Fuder, «das er 
_ diente», zwei Schillinge und darunter. Mehr durfte ihm nicht 
gegeben werden. Die Weinrufer durften einen Genossen nicht 
strafen, wenn er weniger als zwei Schillinge nahm. Wir 
finden indes Klagen der Zapfer, daß die Weinrufer zu Zeiten 
21/2 Schilling und 4 3 Trinkgeld forderten, so daß sie sich 
besser stellten als die Zapfer!®, Die Weinrufer trieben wie 
die Weinmesser nebenbei auch Weinschank. Daher be- 
stimmte der Rat, daß niemand Wein ausrufen dürfe, der 
ihm gehöre, oder an dem er Anteil habe 13. Beschäftigungs- 
lose und ehemalige Weinrufer konnte man wie auch ge- 
wesene Weinmesser und Vorlogel beim Einkauf von Wein 
für Rechnung der Wirte und Zapfer auf dem Lande treffen 14, 
Die Weinrufer waren ein bischöfliches Gewerbe und mit den 
Weinmessern in einer Zunft vereinigt. Als Zugehörige zu 
einem bischöflichen Gewerbe hatte jeder Weinrufer beim Be- 
ginn seiner Tätigkeit dem SchultheiBen 5 Schilling zu zahlen15, 


8 Brucker 519. — 9 Eheberg 34. — 1% Brucker 550, 582; UB. 
IV, S. 33. — 11 UB. IV, S. 33 § 42. — 1% Eheberg 65. — 
18 Vgl. Anm. 11. — 14 Brucker 546, — 15 UB. IVa, S. 192 § 9, 16. 
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Als sich mit Beginn des 14. Jahrhunderts die Befugnisse 
des Rats mehrten und er den Schultheißen einsetzte, mußte 
dieser die Aufnahmegebühr der,Weinrufer an den Rat abliefern !6. 
(Ueber die Weinrufer-messerzunft vgl. unten S. Af.) 


d) Weinmesser. 


Jeder Wirt, Zapfer und Birger, der Wein ausschenkte, 
war verpflichtet, einen geschworenen Weinmesser zu halten, 
der den Wein ausmaß. Diesem war unter anderm in den Eid 
gegeben, richtig. zu messen und nicht wegzugehen, ehe das 
Faß auf eine oder eine halbe Ohm leer war!. Nur die ge- 
schworenen Weinmesser durften auch dem ReppisfaB den 
Wein entnehmen, den der Wirt zum Fischsieden oder Kochen 
brauchte? Wein durch seine Familie und sein Gesinde aus- 
messen zu lassen war streng verboten und war nur nach dem 
eigentlichen Geschaftsschlu8 am Abend gestatiet3. Daher 
war auch der Familie des Wirts richtiges Messen zur Pflicht 
gemacht. 

Der geschworene Weinmesser mußte Mitglied der Wein- 
messerzunft sein +. Benötigte man einen Weinmesser, so 
wandte man sich an den Büttel der Weinrufer-messerzunft, 
der einen Weinmesser zuschickte5. Fanden die Ungelter die 
Klagen eines Wirtes oder Zapfers, daß der von der Zunft zu- 
geschickte Weinmesser für seinen Dienst nicht tauge, für be- 
rechtigt, so durften die Ausschenkenden einen beliebigen 
Knecht dingen, der schwören mußte richtig zu messen. Die 
Notwendigkeit der Zuziehung der Weinmesser zum Ausschank 
veranlaßte die Zunftbestimmung, daß bei Kriegszügen der Stadt 
aur dann Leute aus der Weinrufer-messerzunft genommen 
werden durften, wenn sonstige Knechte nicht aufzufinden waren®. 


16 UB. IVs, S. 191. 

1 Brucker 554, 583, M. O. 13 fol. 340. — 2 Brucker 557. Rappes 
= leve quoddam vini genus, M. G. S. S. XIII 223. — ® Brucker 577, 
580. — 4 Brucker 577. — > Fhg. Z. 179. — ® Brucker 521. 


—~ 90 — 


Der Weinrufer-messer, der bei einem’ Kriegszug freiwillig mit- 
zog, wurde von der Zunft bestraft 7. 

Der Weinmesser verrichtete neben dem Ausmessen gelegent- 
lich noch die Arbeiten eines Hausburschen und Aufwärters 
oder Kellners. Die Wirte beklagten sich gelegentlich über die 
zu großen Ansprüche der Weinmesser, die lediglich des Kellers 
warten wollten, sich aber weigerten, im Notfall den Tisch zu 
decken, den Gast zu bedienen oder Wasser für die Küche zu 
holen. i 

Die Weinmesser waren in erster Linie ein Kontrollorgan 
der Stadt für die Befolgung der Ausschank-Ordnungen. Sie 
mußten den Ungeltern Vergehen des Wirtes anzeigen8. Für 
die Vergehen ihrer jeweiligen Herrn gegen die Schankordnung 
waren sie mitverantwortlich. Gab etwa ein Weinmesser jemand 
bessern Wein, als den er zum Zapfen angestochefi hatte, so zahlte 
er und der Wirt je 5 Æ Strafe, und beide gingen auf ein Jahr 
aus der Stadt9. Manchmal wurde der Weinmesser allein be- 
straft. Die Bestimmungen für Zapfer und Wirte galten so zum 
großen Teil mit für die Weinmesser (vgl. Kap. III, § 4). 
Verboten war es den Weinmessern, den Wein, den sie aus- 
maßen, dem Publikum anzupreisen oder Kostproben in Gläsern 
und Geschirren auf Stuben zu tragen 10, 

Die Weinmesser dienten einem Wirte oder Zapfer gewöhn- 
lich ein oder ein halbes Jahrli. Manchmal verkürzte die 
Obrigkeit diese Frist, etwa auf einen Monat, da man befürchtete, 
der Weinmesser möchte es bei längerem Bleiben nicht wagen, 
Vergehen: seines Brotherrn anzuzeigen. Fanden die Wein- 
messer keine Arbeit, so trieben sie wohl Ausschank (vgl. $ 3), 
oder sie kauften wie die unbeschäftigten Weinrufer und Vor- 
logel auf dem Lande Wein für Zapfer und Wirte ein, oder 
sie suchten als Weinsticher tätig zu sein. Sie hatten recht- 
lichen Anspruch auf Zulassung als Weinsticher, wenn sie ohne 


1 W. Z. fol. 7. — 8 Brucker 578, Fbg. Z. 179. — 9 Brucker 
577; 554. — 10 Brucker 520. — !! Brucker 554. 
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Schuld arbeitslos geworden waren, wenn also ihr bisheriger 
Brotherr mit Zapfen aufhörte oder starb, nicht aber wenn sie 
eigenmächtig ihrem Dienstherrn wegliefen oder von ihm wegen 
schlechter Führung entlassen wurden!2, | 

Für jedes ausgeschenkte Fuder erhielten die Weinmesser l 
18 -§ Lohn. Ferner hatte der Wirt für jedes Fuder noch 
einen „ in die Büchse der Weinrufer-messerzunft zu zahlen 13. 
Ein Ratschlagen vom Jahre 1409 läßt es trotz der allgemeinen 
Vereinbarung der Bezüge bei diesem Lohn, weil ein Wein- 
messer ständig im Keller sein müsse und die Kellerstiege 
ständig auf- und abzulaufen habe. 


Vorlogel 


waren die Einnehmer des Kaufpreises von Wein. Sie scheinen 
beim Auschank als Kellner beschäftigt gewesen zu sein!5. Sie 
waren Mitglieder der Weinrufer-messerzunft. 


Die Weinrufer-messerzunft. 


Die Weinrufer - messer waren mit den Küfern und Vorlo- 
geln in einer Zunft vereinigt. Sie schickten gemeinsam einen 
Vertreter in den Rat. Weinrufer und Weinmesser hatten 
aber ihren besonderen Vorsteher und Siegell. Neben den Vor- 
stehern bestand ein Geschworenenausschuß der Zunft, der sich 
aus Rufern und Messern zusammensetzte. Die Zahl seiner Mit- 
glieder betrug acht, in späterer Zeit sechs Mann. Sie bildeten 
vor allem das Zunftgericht 2. Brüder sollten daher nicht gleich- 
zeitig als Geschworene gewählt werden, ebenso nicht Vater 
und Sohn. Meister und Geschworenenausschuß wachten über 
die Befolgung der Zunftartikel, stellten Uebertretungen zur 
Rede und bestrafien sie. Artikel und Ordnungen durften aber 


12 Fbg. Z. 171. — 13 G. U. P. 12 Nr. 2. — 14 Eheberg 67. — 
15 Brucker 520, 568 vgl. Martin und Lienhard, Wb. der Els. Mundarten. 

1 Brucker 520. Vgl. Dettmering, Beiträge zur Zunftgesch. der 
Stadt Str. S. 71. — 2 Brucker 519, W. Z. fol. 1, Dettmering 73. 
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von ihnen nur mit Zustimmung der Zunftmitglieder-Mehrheit 
geändert und abgeschafft werden. Sie durften auch an der 
Zunftstube von sich aus «kein gebuwe» vornehmen lassen, das 
mehr als ein Pfund kostete. Die Geschworenen besaßen die 
Schlüssel zur Zunftlade, in der die Zunftpapiere beschlossen 
lagen. Die Lade und das Banner wurden im Hause des Zunft- 
meisters aufbewahrt, das große Zunftbanner später auf der 
Zunftstube. Das Zunftbuch verwahrte der Büchsenknecht auf 
der Zunftstube. Der Vertreter im Rat bot neben den beiden 
Zunftmeistern die Zunftmitglieder zusammen zu Beerdigungen, 
Primizen und ähnlichen Anlässen. Der Weinmesser, der seiner 
Aufforderung nicht gehorchte, zahlte einen Schilling, ein 
Weinrufer sechs Pfennig Strafe. Die Strafsätze waren also 
für Rufer und Messer verschieden hoch, wohl entsprechend 
dem Unterschied der Entlohnung ihrer Arbeit, während die 


Strafgelder zu gleichen Teilen geteilt wurden. Der Ratsherr- 


hatte während des Amtsjahrs auch das Zunftgeschirr zu ver- 
wahren. Für Repräsentationskosten erhielt er 30 Schilling 
aus der Zunftkasse. Bestimmungen der Geschworenen des 
Weinruferhandwerks vom Jahre 13643 zeigen indes, daß 
das Zunftgeschirr der Weinrufer durch ihren Zunftmeister 
aufbewahrt wurde, der für selbstverschuldeten Schaden haftete. 

Die Zunft gab sich selbständig Ordnungen, auf welche 
die Zunftmitglieder vereidigt wurden. Sie richtete über 
Vergehen der Mitglieder gegen manche Gewerbevorschriften 
wie über gegenseitige Beleidigungen der Mitglieder. Dahin 
gehören Verbote, Wein beim Schätzer zu «letzen», sich 
dem Ausschenkenden ohne Not zu versagen, einen Zunftbruder 
vom Dienst zu verdrängen, sich Wirten und Weinschenken 
durch harmlos klingende Fragen und Reden aufzudrängen. 
Trotzdem dürfen wir mit Dettmering gegenüber‘ Schmollers 
Bild einer mächtig entwickelten Zunftautonomie sagen, daß 
diese Autonomie «keineswegs von weittragender Bedeutung» 


3 UB. V,S. 491. — * liegt euer win noch da? Sol ich semtlichen 
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war5. Die Weinrufer hatten im Jahre 1409 bestimmt, daß 
jeder Neueintretende außer den fünf Schillingen für den 
Schultheißen 6 gf in die Zunftkasse zu zahlen hätte. Sofort 
aber griff der Rat ein und setzte das Eintritisgeld auf 2 g 
5 Schilling fest, verwarf also ohne weiteres den Beschluß des 
Weinruferhandwerks «den sie under. in selbes gemacht und 
uff gesetzet hant one urlop Meister und rates». Die höchst 
genaue Regelung der Zunftfinanzen, höchst ausführliche Ver- 
haltungsmaßregeln für das Auftreten und Verhalten der Mit- 
glieder an Fronleichnam und sonstigen feierlichen Anlässen be- 
rechtigen nicht, von einer beträchtlichen Autonomie unserer 
Zunft zu sprechen. | 

Die Zunft. scheint in der Mitte des 14. Jahrhunderts von 
mittlerer Stärke gewesen zu sein. Bei einem Aufgebot im 
Jahre 1351 stellte sie bei einer Durchschnittsleistung der Zünfte 
von elf Mann zwölf. Als im Jahre 1463 die Faßzieherzunft 
aufgehoben und nicht ohne Sträuben der Rufer und Messer 
mit unserer Zunft vereinigt worden war, zählte sie ohne FaB- 
zieher 50 Mann, darunter 31 Weinrufer - messer. 

Nur ein Teil der Mitglieder scheint regelmäßig einen 
direkten Beitrag an den Fronfasten in die Zunftkasse bezahlt 
zu haben. Die meisten beschäftigten Mitglieder gaben einen 
Teil ihres Verdienstes an die Zunft ab. So zahlte jeder Wein- 
messer für jedes Fuder Wein, das er ausgemessen hatte, einen, 
später zwei Pfennig, die Küfer ebensoviel, ein Vorlogel einen 
Pfennig’. Die Abgaben der Weinrufer werden nicht erwähnt. 
Dazu kommen noch diejenigen von Wirten, welche Weine 
über die Straße verkauften und die für jedes ausgeschenkte 
Fuder einen Pfennig in die Zunftkasse der Weinrufer - messer 
zahlen mußten. Der Meister hatte alle Einnahmen und Aus- 
gaben für die Zunft aufzuschreiben und dem Büchsenknecht 
darüber eine «gegenschrift» auszustellen. Dieser mußte bei 


win dienen. Er mueste us sin. u. dgl. — 5 Dettmering 46. — 6 UB. V. 
255. — T UB. V 208. 209, 422, 483; Brucker 519. G. U. P. 12 Nr. 2. 
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deräAbrechnung von Meister und Geschworenen zugegen sein 
und bei der Jahresabrechnung diejenigen Mitglieder notiert 
haben, die mit dem Beitrag im Rückstand waren. Der 
Rechenschaftsbericht mußte vor der versammelten Zunft ver- 
lesen werden. Ratsherr, Meister, Geschworene und Büchsen- 
knecht erhielten zu gewissen Tagen, bei der Rechnungslegung 
und bei besonderen Arbeiten im Interesse der Zunft Gratifika- 
tionen in Geld und Mahlzeiten, ebenso die Kerzenträger an 
Fronleichnam, das Zunftmitglied, das die Ampel «zum ellenden 
. Krütze» oder Kerzen im Münster für die Zunft unterhielt. 
Zunftmitglieder, die an einem Kriegszuge teilnehmen mußten, 
erhielten von der Zunft alle Woche zwei Schilling. Wünschten 
sie einen höheren Beitrag, so hatten die Geschworenen darüber 
zu befinden. Geschenke erhielten in früheren Jahrhunderten 
auch die Frauen der Zunftmeister, in deren Haus das Zunft- 
geschirr aufbewahrt wurde. 

Im Jahre 1471 wurde die Zunft der Weinrufer, Oelleute 
und Müller aufgehoben. Die Faßzieher dienten von da an mit 
den Salzmüntern, die Weinrufer- messer mit den Wein- 
stichern 8. | | 


§ 3. Stellen des Weinausschanks. 


- Zu einem städtischen Weinschankmonopol ist es in Str. 
nicht gekommen!, wohl weil die Einrichtung bei dem großen 
Weinverkehr zu schwierig gewesen wäre. Daß der Gedanke 
eines Stadtmonopols gelegentlich auftauchte, beweist ein 
Ratschlagen zur Besserung der städtischen Finanzen vom 


8 Saladin, Chron. Straßb. M. d. G. XXIII 279. 
1 Vgl. Monopole in norddeutschen Städten wie Hamburg, Lübeck, 
Wismar u. a. — In Str. hatte die Stadt das Salzmonopol. 
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Jahre 16242. Man erwog, ob die Wirte ihren Weinbedarf 
nicht bei der Stadtgemeinde decken sollten, entsprechend dem 
Zustand in dem ganzen Fürstentum. Die Stadt sollte erst dann 
zum Einkauf auf dem Lande schreiten, wenn die. Birger 
keinen Wein mehr zu verkaufen hätten. Gewänne die Stadt 
an der Ohm auch nur einige Schilling, so ergäbe sich doch eine 
hübsche Summe. — Indessen treffen wir trotzdem die Stadt 
beim Einkauf und Verkauf von Wein auf ihre Rechnung,’ um 
eine schon vorhandene oder zu erwartende Teuerung zu mildern 
oder abzuhalten, Einheimischen und Fremden reichliche und 
gute Schankgelegenheit zu bieten. Bei einer Teuerung im 
Jahre 1492 ließ der Rat im Pfennigturm während der Meß- 
zeit der Fremden wegen einen Keller guten Weins auftun. 
Der Preis von neun Pfennig für die Maß entsprach dem der 
Wirte; der Wein war aber viel besser’. So zwang die Stadt 
die Wirte, guten Wein zu verkaufen. Bei einer Teuerung im 
Jahre 1498 ließ der Rat täglich ein Fuder ausschenken, die 
Maß zu zwei Pfennig‘. Beim Einreiten des Bischofs im Jahre 
15065 ließ die Stadt Wein ausschenken, die Maß zu zwei 
oder drei Denaren. Man wollte den zahlreichen Bewaffneten 
aus Stadt und Land guten Wein zu billigem Preis geben und: 
verhüten, daß der Wein im Lande teurer würde. — Brauchte 
die Stadt für solche Zwecke Wein, so schickte sie weinkundige 
Leute aufs Land, die aber ihre Auftraggeberin verschweigen 
mußten, oder sie ließ in der Stadt einkaufen 6. 

Jeder Straßburger Bürger durfte sein Eigengewächs zu 
einem beliebigen Preis selbst ausschenken’?. Das Geld zog seine 
Frau, seine Kinder oder das Gesinde ein. Er mußte aber für 
den Ausschank einen geschworenen Weinmesser und Küfer 


2 Eheberg 683. — 3 Notes prises dans Transch par Hanauer M. 
d. G. XV 59. Vielleicht ist der große Ratskeller unter den Barfüßern 
damit gemeint, von dem Saladin spricht. Vgl. Seyboth, Topogr. 58. 
— 4 Brant, Annalen M. d. G. XV 221. — 5 Code hist. et dipl. II 
280. — 6 Brucker 558. — ? Vgl. Gothein, Wirtschaftsgesch. des 
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anstellen, die ihm die betreffenden Gewerbe nicht versagen 
durften. Eine Ordnung® fügt hinzu, daß diese Bürger wie 
die Zapfer und Wirte am dritten Tag mit dem Preis zu fallen 
hätten. Solche Bürger, die ihr Eigengewächs ausschenkten, 
durften von den berufsmäßig:; Ausschenkenden daran nicht 
gehindert werden. Die Bürger durften auch Wein, den sie 
als Schuldentilgungsmittel angenommen hatten, ausschenken, 
aber nur «uf den pfennig als er sie stet». | 


Wollte aber ein Bürger sein Eigengewächs «tun schenken 
umb lon», so war ihm dies erlaubt, «und dem sol man die 
Losung geben oder die eynung, welches er will». Straubt er 
sich dagegen, so zahlt er 30 schill. Strafe. Eine Parallele 
hierzu findet sich in einer Urkunde über den Innungszwang 
der Backhauser!®, die Keutgen (Aemter und Zünfte, S. 228) 
bespricht. Nach dieser Verordnung waren die Bürger, die 
Backhäuser besaßen, gezwungen, für diese von den Bäckern 
das «ius quod dicitur einung» zu erwerben. «Daß jene 
Bürger dadurch Mitglieder des Bäckeramts geworden wären, 
ist durch den Wortlaut der Urkunde ausgeschlossen». «Innung» 
hat an dieser wie an unserer Stelle den Sinn von «Mitbe- 
rechtigung zum Gewerbebetrieb». Der Bürger, der mit Wein- 
schenken Gewinn machen wollte, mußte das Recht, das 
ceinung» hieß, erwerben, sonst wurde er gestraft, oder er 
bezahlte eine Lésungssumme. Diese Klasse von Ausschenken- 
den nahm also eine Zwischenstufe ein zwischen den Bürgern, 
die Eigengewächs- und Schuldwein verkauften, lediglich um 
ihn los zu werden, und andererseits zwischen den gewerbs- 
mäßigen Zapfern, die auf die Zapfer-Ordnung vereidigt waren. 
Von einer allgemeinen Schankberechtigung in Straßburg kann 
also nicht die Rede sein. Gelegentlich erlaubte die Obrigkeit 
bei ungünstigen Schankverhältnissen, daß jedermann in Str. 


Schwarzwaldes I 492. Ebenso in Basel, Konstanz. — 3 Brucker. 
584.'— 9% Brucker 539, 546/47, 549, 574. — 10 UB. I Nr. 549; 
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gekauften Wein ausschenkte, ohne auf die allgemeinen Zapfer- 
Ordnung vereidigt zu sein 1i». 

Dieselbe Bestimmung, daß im allgemeinen nur Eigen- 
gewächs von nicht berufsmäßig Ausschenkenden, im Kleinen 
verkauft werden durfte, galt wenigstens zeitweise auch für die 
Geistlichkeit, die wie in andern mittelalterlichen Städten!2 so 
auch in Str. am Weingewerbe lebhaft beteiligt war. Im Jahre 
1314 schloß die Geistlichkeit mit der Bürgerschaft zunächst 
auf drei Jahre einen Vertrag, wonach kein Geistlicher in 
seinem Haus oder Hof eine Taverne halten oder Wein aus- 
schenken durfte außer Eigengewächs I8. Die Geistlichkeit gab 
sich um so lieber diesem Nebenerwerb hin, da sie als privi- 
legierter Stand beanspruchte, keine Abgaben zahlen zu müssen 
und den Ordnungen der städtischen Obrigkeit nicht unter- 
worfen zu sein. — Das Frauenhaus und Spital scheukten auch 
Eigengewächs aus ; dafür waren sie akzisefrei. Wein, den sie 
als Schuldentilgungsmittel, als Pfand und Zins angenommen 
hatten und ausschenkten, mußten sie wie die übrigen Bürger 
verungelten. — Kein Weinbrenner durfte am Sonntag Morgen 
vor und während des Gottesdienstes «Uerte» und Zehren mit 
Branntwein geben 14. Eine Ordnung in den Jahren 1464 und 
154715 gestattet den herkömmlichen Ausschank von neuem 
Wein vor dem Münster, auf dem Fischmarkt und andern 
gebräuchlichen Orten bis Martini (11. November). Der Wein, 
der nach St. Gallustag ausgeschenkt wurde, mußte vierzehn 
Tage gelagert sein. Wer zu diesem Ausschank berechtigt 
war, zeigt uns eine spätere Ordnung 16, wpnach der Ausschank 
von süßem Wein und Most auf dem Barfüßerplatz nach 
ganzen und halben Maß und Schoppen für die Dauer eines 
Monats den «Garten-Leuten» d. h. Straßburgern, die Eigen- 


Keutgen Urk. 290. — 11 Brucker 581. — !2 Vgl. Stetten, Gesch. 
v. Augsburg 1743, S. 124, 833, 842. — 13 Hegel Chron. II 970. Für 
das Folgende Hegel II 969, 973. — 14 Polizei-Ordnung (P. O.) 1628. 
— 15 Brucker 529, 549. — 16 M. O. 34 fol. 134. — 
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gewachs an Wein hatten, sowie den Fremden erlaubt war. 
Im 18. Jahrhundert durften die Fremden nur noch an den 
Weinmarkttagen, also Donnerstag und Freitag wahrend vier 
Wochen ausschenken. Mit dem Läuten der Torglocke am 
Abend hatte der Ausschank stets aufzuhören. 

Die berufsmäßig Ausschenkenden waren die Zapfer 
und Wirte. Jeder Straßburger/durfte Zapfer sein, d. h. 
gewerbsmäßig den Tag über Wein im Kleinen über die Straße 
verkaufen, wenn er die im Stadtbuch aufgezeichnete Zapfer- 
Ordnung beschworen hatte, deren Hauptinhalt ihn verpflichtete, 
das Ungeld pünktlich vor Anstich des Fasses zu bezahlen, den 
Wein am dritten Tage billiger zu geben (s. § 4), einen ge- 
schworenen Weinrufer und Weinmesser zu halten und einen 
Stuhl vor die Türe zu stellen!”. In späterer Zeit mußten die 
Zapfer und Wirte dem Kollegium der «Fünfzehner» Bürgen 
für die Erlegung des Ungelds stellen 18. Dem Zapfer war aber 
strenge untersagt, in seiner Behausung etwas anderes als Wein 
zu verabreichen und diesen auf keinen Fall in seinen Räumen. 
Er durfte Leuten, welche Käse, Brot oder Obst mitbrachten, 
ein Kännlein, Geschirr oder Krug mit Wein geben und es auf 
der Kellerstiege oder vor dem Keller verzehren lassen19. Der 
‚öffentliche Wirtschaftsbetrieb war also dem Zapfer zu gunsten 
der Wirte untersagt. Daß er in Wirklichkeit trotzdem häufig 
von den Zapfern getrieben wurde, zeigen die Beschwerden der 
Wirte. — Ihren Wein schenkten die Zapfer aus in den eigenen 
Kellern, in ihren Häusern oder in gemieteten Kellerräumen, 
die Rittern, Knechten, Bürgern, Handwerkern, Geistlichen ge- 
hörten. Im Jahre 1344 verboten Bischof und Domkapitel, die 
«curias claustrales» Laien als Wohnung oder Keller für den 
Weinschank zu vermieten, wenn letztere keinen besonderen 
Zugang zur Straße hätten, so daß die Käufer, Verkäufer und 
ibre Leute die eigentlichen Höfe nicht zu betreten hätten®. 


11 Brucker 540 M. O. 30 fol. 27 vgl. Abschnitt «Weinrufer». Anm. 7. 
— 18 M. O. 82 fol. 132. — 19 Fbg. Z. I fol. 16f. — * UB. IV, 
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Wein, den die Zapfer in Kellern innerhalb der Stadt hatten, 
mußten sie daselbst ausschenken. Sie durften aber in ihrem eigenen 
Keller diejenigen Fasser zum Ausschank bringen, die sie in 
Vorstädten, Klöstern und auf dem Weinmarkte gekauft hatten 21. 

Neben den Kellern der Zapfer wurden namentlich in den 
früheren Jahrhunderten des Mittelalters die «tafernen» ?? er- 
wähnt: «enullum vinum post aliud vendi debet equali precio 
sola die in uno cellario vel taberna». Die Tavernen waren 
die Weinschenken, wo man Wein trinken, während 
der Messezeit nach altem Herkommen auch Brot und Butter 
verlangen konnte. Ein Weinschenk durfte kein Bier schenken; . 
umgekehrt der Biersieder keinen Wein33. Die Spielverbote für 
Tavernen sind nicht selten2#. Hier herrschte reges Leben. 
Daher war die Nachbarschaft der Schenken nicht angenehm. 
Häufig lesen wir, daß geistliche Korporationen beim Verkauf 
von Häusern den Weiterverkauf oder das Vermieten an taber- 
narii ausschließen 35, 

Zur Messezeit durften die Pastetenbacker den 
Gästen, die bei ihnen Pasteten aßen, Brot und Wein dazu ver- 
abreichen 36. Auch sonst scheinen die Pastetenbäcker in späteren 
Jahrhunderten Wein ausgeschenkt zu haben. 

Der Begriff «Wirt» ist ein mannigfaltiger. «Wirte» wer- 
. den gelegentlich die Zapfer genannt, «Wirte» heißen die vom 
-Frauenhaus und Spital mit Weinausschank betrauten Leute, 
«Wirt» ist der Herbergswirt (hospes); im allgemeinen be- 
deutet «Wirt» den «Hauswirt», der tagsüber in seiner Stube 
Gästen Wein vorsetzte bezw. jedermann vorsetzen mußte31. 

Wer in der Stadt oder Burgbann Wirtschaft halten wollte, 
mußte vor dem Rat die Wirte-Ordnung beschwören, die von den 
Ungeltern vorgelesen wurde. Die Ungelter zeichneten die Namen 


S. 131. — 2! Brucker 575. — 2? Heyne I, 301. UB. I 480. 2 Stadtrecht ;. 
Keutgen Urk. 106. — 33 Eheberg 692. — 24 Brucker 584 UB. IV; 10. 
— 25 UBV II, 63, I 445, VII 330. — 26 Eheberg 692. — M. O. 30 fol. 
125. — 27 Brucker 569, 574 — Eheberg 33 — UB. VII 88 — Brucker- 
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der Wirte und das Datum des Schwörtags auf. Mit fünf Jahren 
Verbannung und fünf g büßte derjenige, der das Wirtsgewerbe 
unbefugterweise ausüble#. Später mußten sie wie die Zapfer 
wegen Bezahlung des Ungelds Bürgen stellen 39. Eine Ordnung 
von 1452 erlaubt den Wirten, nachts Wein über die Straße zu 
geben, wie dies die Zapfer am Tage taten. Er durfte dabei 
keine schlechtere Sorte verkaufen als tagsüber3%. Wollten sie 
auch am Tage den Gassenschank neben ihrem Wirtsgewerbe 
treiben, so mußten sie neben der Wirte- auch die Zapfer- 
Ordnung beschwören und sich mit dem Ausschank dabei wie 
die Zapfer halten. (Außerdem durften die Hauswirte an die 
Gemeinde Wein faßweise abgeben, wenn diese Wein zu Ge- 
schenkzwecken brauchte.) Aber schon im Jahre 1459 war der 
Weinverkauf vor die Türe tagsüber den Hauswirten wieder 
untersagt. — Nach Feierabend bis zur Mitternachtstunde 
mußte jeder Wirt, «er tribe den Zapfen oder nit», jeder- 
mann Wein verabreichen. Nach dieser Stunde stand es in 
ihrem Belieben, Wein zu verkaufen 351. Der Wirt, der das «mol 
git und kein pfennwert», brauchte keinen Wein vor die Türe 
geben 32, 

Die Wirte mußten den Wein in ganzen oder halben Fudern 
ausschenken, wie sie ihn gekauft hatten. Wollte ein Wirt 
keinen ganzen oder halben Fuder anstechen, so mußte er den 
Wein für seine Gäste beim Zapfer holen3s. 

Eine Doppelstellung scheinen die «vesseler» eingenommen 
zu haben. Sie trieben den Zapfenschank und daneben Wein- 
bandel im Großen. Sie unterschieden sich im Ausschank viel- 
leicht dadurch von den Wirten und Zapfern, daß sie kleinere 
Fässer ausschenkten. Die obrigkeitlichen Bestimmungen für sie 
decken sich mit denen der Zapfer: Bezahlung des Ungelds 
vor Anstich des Fasses, Ausschank nur eines Fasses am Tage, 
Verminderung des Schankpreises am dritten Tage. Die Ord- 


537. — 28 Brucker 540. — 29 M. O. 30 fol. 125. — % Brucker 537. 
— 81 Brucker 536/537. — 32 Brucker 584. — 3? Brucker 542. 
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nung fährt fort%4: die Fässeler haben an jedem Fuder, das sie 
auf dem Markte, auf dem Wasser, an den langen Kellern oder 
sonstwo verkaufen, vier Denare der Stadt zu zahlen. Weniger 
als 1 oder 2 Ohm zu verkaufen, war ihnen bei zehn # Strafe 
verboten 3. 

An Sonn- und Festtagen herrschte mittags auf den Arm- 
brust- und Büchsenrainen reges Leben 36. Der Rat bestimmte, 
daß zum Abendzehren nur Brot, Wein, Käse und Obst gegeben 
werden sollte. Das Zehren mußte aufhören, sobald die Abend- 
predigt begann3”. Auf dem Schießrain durfte nach einer Ver- 
ordnung vom Jahre 1636 bis auf weiteres zur Zeit der Kaufmesse 
Montags und Dienstags, auf dem Armbrustrain Sonntags ein 
mäßiges Zehren stattfinden 38. 

Städtische Beamte wie Maier, Bleicher, Jäger, der Gansau- 
Förster, die Leute auf den Warten, an den Ziegelöfen, auf den 
Brücken usw. durften nur mit besonderer Erlaubnis der Obrig- 
keit Wein faßweise kaufen und vertrinken 39, Solchen Beamten, 
etwa den Rheinbrückenmeistern und ihren Knechten war ge- 
stattet, ein halbes oder ein Viertel Fuder Wein zu kaufen und 
bei der Arbeit zu trinken, wenn sie dem Rheinbrücken-Lohn- 
herrn schworen, keinen Wein wegtragen zu lassen oder davon 
abzugeben außer etwa dem Zöllner auf der Brücke, wohl auch 
dem Lohnherrn und städtischen Beamten, die in obrigkeitlichem 
Auftrag zu ihnen kamen. Mit Ausnahme des Häblingszolls 
mußten sie alle allgemein üblichen Abgaben bezahlen. Einen 
Trunk batte der regierende Ammeister allabendlich der Schar- 
wache in seinem Hause zu geben, bis diese Sitte im Jahre 
1553 abgeschafft wurde. Der Ammeister erhielt als Entschädi- 
gung von der Stadt acht, später wöchentlich sechzehn Schil- 
linge 40, 

Diese Beamten sind in späteren Jahrhunderten in den 


34 UB. V, S. 1049. — 85 1620 XXI 91. — 36 M, O. 10. P. O. 1628. 
— 37M. 0. 5 fol. 985. — 88 Eheberg 692. — 39 Eheberg 46 § 151; 
M. O. 32 fol. 132 § 35. — 49 Eheberg 13; Chron. Büheler M. d. G. 
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Zapfern und Wirten inbegriffen. Die revidierte Wirts-Ungeld- 
ordnung zählt unter der Vorschrift Zapfer und Wirte auf: alle 
Gasthalter, Hauptkannen, Irtenmeister, Weinschenken, Pfennig- 
wirte, Büchsen- und Schützenmeister der beiden Raine oder 
ihre Vertreter, die Pastetenbäcker, denen der Weinausschank 
erlaubt war, die Wasserzöllner usw.4. Sie alle wurden jähr- 
lich vor dem Rat und den Einundzwanzig in der großen Rats- 
stube-in der Woche nach dem großen Schwörtag vereidigt. 
Am Montag schworen die Gasthalter, Hauptkannen, Küchen- 
Schützenmeister, am Mittwoch alle Pfennwertwirte, am Samstag 
die Zapfer. Jeder, der eines dieser Gewerbe treiben wollte, hatte 
‘innerhalb drei Tagen zu schwören. Jährlich wurde die Ordnung 
vor dem Kollegium der «Fünfzehn» innerhalb acht Tagen nach 
ihrem Amtsantritt im Beisein der beiden oberen Ungeldherrn 
verlesen. Dabei wurde jeder Zapfer unter Eid gefragt, ob er 
sich nach der Ordnung gehalten habe. Konnte er dies nicht 
beschwören, so wurde er an Leib und Gut gestraft 42. 

Wenden wir uns den verbotenen Ausschankgelegenheiten 
zu. Oft hören wir von Spielen und Gelagen in den eGärten» der 
Bürger. Auch Kuppelei wurde daselbst gelegentlich getrieben #. 
Auch Trinkstuben und Wirtshäuser besaßen solche Gärten“. 
Im Jahre 1397 muß ein auf fünf Jahre aus der Stadt ausge- 
wiesener Tucher schwören, nach seiner Rückkehr keine Ge- 
sellschaft seines Handwerks zum Zechen in seinen Garten oder 
sonstwohin einzuladen. Einer mäßigen Bewirtung der Gäste war 
die Obrigkeit natürlich nicht entgegen. Merkwürdigerweise 
berichten unsere (Juellen nichts über Zechen in den zahlreichen 
Badestuben, die in vielen Städten als Orte zum Zehren und 
Trinken dienten #. 

Von Judenwirten haben wir in unseren Straßburger Quellen 
keine Nachrichten. Daß in dem Judenviertel reges geselliges 
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Leben in zahlreichen Schenken herrschen konnte, zeigen die 
Inschriften des alten Prager Judenfriedhofes46, In Strb. wurden 
die Juden im 15. Jahrhundert vertrieben. 


& 


§ 4. Verordnungen fiir Zapfer und Wirte. 


Die Gemeinde beschränkte die Einkaufs möglichkeiten 
für Zapfer und Wirte. In der Regel durften die berufsmäßig 
Ausschenkenden in Stadt und Burgbann, auf dem Weinmarkt, 
an den Kellern, auf dem Wasser, in den Klöstern Wein ein- 
kaufen. Dabei war der städtische Weinmarkt den Zapfern und 
Wirten meist bis Samstag Mittag verschlossen. Höchstens durften 
sie vor dieser Zeit Rappes und Muskateller einkaufen!. Ein- 
kauf und Bestellung auf dem Lande, persönlich oder durch 
Mittelspersonen war zumeist mit Strafe belegt; denn stets 
mußte beim Einkauf ein Weinsticher zugegen sein. Daher 
war es auch verboten, fremden Wein in Wirtskeller oder in 
Keller, die Wirte oder Zapfer gemietet hatten, zu legen, weil 
sonst die Ausschenkenden diese Weine ohne Zuziehung der 
Weinsticher einkaufen und so die Akzisekasse schädigen konnten 2. 
Indem ‘die Wirte meistens in der Stadt einzukaufen hatten, 
kam durch die Weintransporte der Bauern in die Stadt reges 
Leben in die Geschaftswelt8. Indessen veranlaßte die Sorge 
für guten. Wein die Obrigkeit, den Weineinkauf im Lande den 
Zapfern und Wirten zeitweise zu gestatfen4. Dabei waren 
aber Kompagniegeschäfte verboten. 

Eine weitere Beschränkung ergab sich aus der Furcht 
vor dem Für- und Aufkauf. Nur selten durften sich die Wirte 
und Zapfer «zur rechten Zeit» mit einem bedeutenden Wein- 
quantum versehen5. Zwar tritt ein Ratschlagen dafür ein, 


46 Zschr. f, d. Gesch. der Juden V. Die Inschriften beziehen 
sich allerdings nur auf das 17. und 18. Jahrhundert. 

1 M. QO. 32 fol. 132, M. O. 80 fol. 125 § 25. — 2 Brucker 538, 
549, § 77. — 3 Brucker 586, 575. — * Brucker 543, 551. — 5 M. 0. 
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die Zapfer möchten nicht darauf beschränkt sein, in einem 
Haus und Keller nur eine Weinsorte einzukaufen 6, aber andere 
Ordnungen bestimmen doch, daß ein Zapfer erst dann wieder 
einkaufen dürfe, wenn er den Wein der zuletzt eingekauft 
‘war, ausgeschenkt hatte. 

Wir lernten als das Hauptinteresse der Stadt am Wein- 
verkehr die Sorge um reichliche Akzise und als Kontrollorgan 
hierfir die Weinsticher kennen. Daher muBten die Weine 
der Zapfer stets gekauft und nicht als Schuldtilgungsmittel an- 
genommen sein, da sonst der Weinsticher ausgeschaltet gewesen 
wäre. Dagegen durften Nicht-Zapfer Schuldwein verkaufen; 
aber genau zu dem Wert, den er für sie habe’. 

Den in der Stadi eingekauften Wein durften die Wirte 
nicht selbst heimschaffen, Er mußte sich dazu der Faß- 
zieher bedienen (vgl. Kap. II, § 3b). Daher war es den 
Zapfern, Gasthaltern, Wirten bei 50 æ und einwöchiger Haft 
untersagt, Weinleitern, Seile und anderes Geschirr zum Ein- 
lagern zu besitzen 8. Die Faßzieher durften den Wein aber 
nur einlagern, wenn das vom Weinsticher an die Akzisekasse 
gemeldete Quantum verungeltet war. War die Ungeld- 
kasse geschlossen, konnte daher die Aufnahme, Visierung und 
Abschätzung (vgl. Weinschätzer, Visierer) nicht vor der Ein- 
kellerung geschehen, so mußte der Wirt wenigstens zwei 
Leute, einen Ungelter, Weinsticher oder Schätzer auftreiben. 
Dann durften die Küfer und Faßzieher den Wein einlegen und 
eventuell abfüllen, wie wenn der Wirt von der Ungeldkasse 
den Einlegeschein für sie erhalten hatte. Der Wirt mußte 
am nächsten Vormittag unter Eid am Ungeld die Namen der 
betreffenden Ungelter, Visierer und Schätzer angeben. Eine 
Nachvisierung hatte an dem Tage zu geschehen, an dem das 
Faß leer war!0, 


30 fol. 125 § 13, Eheberg 66. — € Eheberg 74; dagegen Brucker 
574. — 7 Brucker 546 «uf den pfennig als er sii stet.» — $8 M. O. 
30 fol. 125 § 23. — 9 M. O. 30 fol. 125. — 19 Brucker 536. 539. 
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Den ,Zapfern war gestattet, in der Frühe Arbeitern und 
Pilgern Wein billiger zu geben als er tagsüber ausgeschenkt 
wurde. Sobald aber die Akzisekasse geöffnet wurde, mußten 
sie den Ausschank eines neuen Fasses anzeigen und verun- 
gelten!!. Wer ein neues Faß anzapfen wollte, mußte der 
Schätzungskommission morgens oder mittags zur bestimmten 
Stunde Anzeige machen. Die Wirte, Zapfer, alle Ausschenken- 
den hatten das höhere Ungeld zu erlegen. Die Höhe des Un- 
geldes war verschieden. So wurde im Jahre 1531 eine «große 
Schatzung und Ungeld zu Straßburg aufgelegt 19»; nach dem 
Schmalkaldischen Krieg 1547 wurde das Ungeld gesteigert 
und erhöht, die Maß Wein aber um einen guten Becher kleiner 
gemacht. Das erhöhte Ungeld sollte zehn Jahre in Kraft sein. 
Die Coll. Speckl. fügen mit trockenem Humor hinzu: «das 
solte 10 jahr wehren, die sind noch nicht herum» 18. Bis zum 
Jahre 1547 hatten die Wirte von der Ohm 4 Maß Ungeld ge- 
geben, jetzt geben sie 6 Maß!«. Vor dem Jahre 1594 bestand 
ein Unterschied in der Höhe des Ungelds zwischen Gasthalter, 
Küchenmeister Hauptkannen einerseits, Zapfern und Pfannwerk- 
wirten andererseits15. Eine Verdoppelung des Ungelds, die 
um 1600 eintrat, wurde bald wieder abgeschafft. Da es den 
Wirten teilweise schwer fiel, das Ungeld sofort am Einkaufs- 
tag zu bezahlen, erhielten sie zwei, später drei Monate Zahlungs- 
frıst von dem Tage ab gerechnet, an dem man den Wein an 
der Akzisekasse anmeldete. Jeden Tag aber, der darüber hinaus 
versäumt wurde, büßten Zapfer und Wirt mit 3 & 5 und einer 
Woche Haft. | 

Die von der Obrigkeit festgesetzten Preistaxen richteten sich 
naturgemäß nach dem jeweiligen Ausfall der Ernte. Nur selten 
waren sie längere Zeit in Kraft. Specklin hält es in seiner 
Chronik für bemerkenswert, daß gelegentlich die Maß während 
des ganzen Jahres zu demselben Preis ausgeschenkt wurde1®, 


11 Brucker 549. — 12 Saladin M. d. G. XXIII 328. — 18 Coll. 
Specl. M. d. G. XVIII 79. — 14 Saladin, M. d. G. 318. — 15 M. O. 
30 fol. 125 § 29. — 16 Coll. Specl. XIV 122, 
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Die Obrigkeit überließ öfters die Festsetzung der Schankpreise 
dem Belieben der Ausschenkenden, und zwar nicht nur in 
sehr guten, sondern telweise auch in. sehr schlechten Jahren !?, 
Indem man eine obrigkeitliche Taxierung unterließ, hoffte 
man durch Freigabe der Konkurrenz guten Wein ausgeschenkt 
zu erhalten. Verordnungen zeigen aber, daß die Politik nicht 
glickte. Denn die Wirte suchten die Weine möglichst teuer 
einzukaufen, um sie entsprechend teurer auszuschenken. Aus 
demselben Grund kauften sie auch die Fässer besonders ein, 
‚obwohl im Kaufpreis der Wert des Fasses stets inbegriffen warı®. 
Daher bestimmten in der Regel eine Ratskommission, Abge- 
ordnete der Einundzwanzig und dazu geordnete Leute die 
Schankpreise. Es sind uns eine Anzahl von kürzeren und 
ausführlichen Taxen erhalten, die den Verkaufspreis für 
das Fuder festlegten'®. Verschieden hohe Einschätzung er- 
fuhren gewöhnlich alter und neuer Wein, elsässischer einer- 
seits und oberrheinischer und Saar-Wein andererseits ; ver- 
schieden hoch eingeschätzt wurde der Wein etwa vor und nach 
Martini. Nach Einführung der Weinschätzer (s. 0.) konnte 
der Wein der Wirte auf deren Ersuchen nachträglich höher 
oder billiger eingeschätzt werden. 

Der Reingewinn der berufsmäßig Ausschenkenden an dem 
einzelnen Faß erscheint uns auffallend gering. Oft mußten sie den 
Wein so ausschenken, wie sie ihn eingekauft hatten, und zwar 
nicht allein bei außerordentlichen Festen wie etwa Turnieren %, 
Oder es war bestimmt, daß Wirte und Zapfer den von Ungeltern 
und Schätzern lavierten Wein einen Kreuzer teurer ausschenken 
durften#!, Der Verdienst ergab sich aus einer Anzahl von 
kleinen Gewinnen : die Ausschenkenden durften einen beschei- 
denen Fuhrlohn in Berechnung bringen, aber nicht über sechs 
Schillinge das Fuder 23. Sodann ließ die Taxe einen gewissen 


17 Königshofen 869. — 18 Brucker 579. — !9 z. B. Brucker 573. — 
20 UB. VI 319. Im J. 1408 dagegen durften die Wirte und Zapfer den 
Preis beliebig festsetzen. — 21 M. O. 32 fol. 138 § 9. — 23 Brucker 
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Spielraum, so mußte die Maß um 6 4 für den Wein gegeben ` 
werden, der zehn bis vierzehn Pfund im Einkauf für das Fuder 
gekostet hatte. Als das alte Fuder von 26 Ohm durch das neue 
von 28 Ohm ersetzt wurde, brauchten Zapfer und Wirte auch 
fernerhin nur 26 Ohm zu verungelten. - Dabei wurden bei 
lauterem Wein ein Ohm, bei Wein auf Trusen zwei Ohm ab- 
gerechnet. Die Obrigkeit setzte als Entlohnung der Wein- 
rufer-messer und Vorlogel 7 Schilling pro Fuder in die Rech- 
nung ein. In Wirklichkeit hatte aber der Wirt oder Zapfer nur 
5 Schilling Unkosten. Der Wirt oder Zapfer, der das Geld 
selbst einkassierte, konnte auch die Ausgabe für einen Vor- 
logel sparen. Schließlich konnten die Ausschenkenden die 
leeren Fässer verkaufen, die im Einkautspreis einbegriffen 
waren 23, | 

Damit die Barger wußten, welche Weinsorten und zu 
welchem Preis sie ausgeschenkt würden, mußten Zapfer und 
Wirte dies auf einem Täfelchen verzeichnen, das sie jeden 
Morgen vor ihrem Keller aushingen*. Hatten die Wirte ver- 
schiedene Sorten, so mußten sie dies ihrem Gesinde und den 
Gästen sagen. Sie hatten die Gäste zu fragen ob diese roten, 
neuen oder alten Wein wünschten. 

Der Wein mußte vor dem Ausschank gelagert sein. 
Wein, der in der Sthdt eingekauft war, mußte eine Woche ~ 
vor dem Anstich gelagert sein; auf dem Lande gekaufter 
Wein vierzehn Tage. Nach dieser Lagerzeit mußte aber mit 
dem Ausschank begonnen werden. Der Wirt, der mit dem 
Anstich zögerte oder sich über die Einschätzung beim Rate be- 
klagte, zahlte sofort 30 schill. Strafe. Beim Ausschank hatten 
sie sich in betreff der Reihenfolge der Fässer an die Wei- 
sungen der Ungelter und Schätzer zu halten. | 

Wirte, welche die Schätzung durch die Weinschätzungs- 
kommission verhinderten oder an den von ihr angebrachten Siegeln 
herumoperierten, zahlten 10 & Strafe. War es verboten, während 


550. — 23 Brucker 544f. — 24 M. O. 30 fol. 125 (allerdings erst 
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der Lagerung des Weines die Trusen umzurühren, so war 
auch die Trübung durch Mitausschenken der Trebern unter- 
sagt. Deshalb durfte das Faß nicht tiefer als ‚eine Handbreit 
von unten angestochen werden2. Die Obrigkeit verbot im all- 
gemeinen das Abfüllen in mehrere kleinere Fässer, weil sie 
dabei Unredlichkeiten der Wirte befürchtete. Der Wein 
durfte auch nicht in Kübel abgelassen und verkauft werden, 
weil er dadurch warm wurde und leicht verdarb 26. Kleinere 
Fässer als von vier Ohm (ausgenommen «rappeswin» und 
Muskateller) durften Zapfer und Wirte nicht anstechen. Der 
Wirt, der kein ganzes oder halbes Fuder auflud, mußte den 
Wein für seine Gäste zum Zapfen holen 7, Nur in den Vor- 
stidten in der Steinstraße, im Bruch und unter den Wagnern, 
wo der Ausschank nicht so lebbaft war wie in der eigentlichen 
Stadt, durften von alters her auch Viertels-Fuder ausgeschenkt 
werden, Das Faß mußte bis auf einen oder eine halbe 
Ohm ausgeschenkt werden. Es mußte zu dem Preise, zu dem 
es verungeltet war, zwei Tage gegeben werden. War es dann 
noch nicht leer, so mußte die Maß vom dritten Tage ab um 
einen Hälbling billiger (valler) gegeben werden 29. Der Wein 
unten im Fasse war weniger preiswert. Die Bürger kamen 
so zu billigerem Wein ; der Wirt war auf möglichst raschen 
Absatz in den beiden Tagen nach dem Anstich bedacht, die 
Stadt erhielt so reichlich Ungeld. Man durfte den Wein zu 
demselben Preis nicht länger als zwei Tage ausrufen lassen. 
Der Wirt oder Zapfer, der am dritten Tag nicht «valler» gab, 
mußte von dem Weinmesser angezeigt werden. Diese Be- 
stimmung war sehr nötig; denn die Wirte und Zapfer hielten 
oft 6—8 Ohm in den Fässern zurück, schlugen das Faß zu 
und stachen ein neues an. Schenkte der Betreffende dann 
gelegentlich eine gute Sorte Wein aus und setzte er sie vor- 


um das Jahr 1600). — 25 Brucker 556. — 36 M. O. 32 fol. 132. — 
27 Brucker 542. — 28 Wstb. 186. Brucker 562. — 29 Brucker 542, 584; 
M. O. 13 fol. 340. In den Vorstädten mußte gelegentlich erst am 
fünften Tag billiger ausgeschenkt werden. — 30 UB. IV z, S. 32/33. 
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teilhaft ab, so rückte er betrügerischerweise den Trog, in den 
der Tropfwein floß, vor das alte Faß. So glaubten die 
Käufer, von dem guten Wein zu bekommen. Diese Manipula- 
tionen trieben sie auch in fremden Kellern3!. Den Wein- 
messer suchten sie während dieser Betrügerei unter irgend 
einem Vorwand aus dem Keller zu entfernen3®. Schon das 
fünfte Stadtrecht setzt Strafen gegen das unerlaubte Zuschlagen 
der Fässer fest, die nicht leer waren 83. Im Jahre 1453 verbot 
eine Ordnung sogar, eine oder eine halbe Ohm im Fasse zu 
lassen. Man mußte es bis auf den Trübwein leeren 3. 

Den Trübwein hatte der Schankwirt in ein repsvass35 
zu schütten. In einem Keller durfte aber nur ein solches Faß 
von nicht mehr als 4—6 Ohm vorhanden sein36. Dies Rappis- 
faß hatte der Wirt zu zeichnen, damit der Ungelter Bescheid 
wußte. Rappiswein, den der Wirt für die Küche brauchte, 
durfte nur durch den geschworenen Weinmesser dem Faß 
entnommen werden. Die Weinschätzer hatten bei jedem 
Kellerbesuch nachzusehen, ob das Rappisfaß voll war. War 
dies der Fall, so durften Zapfer und Wirt nur noch dasjenige 
Faß vollends ausschenken, das er gerade angestochen hatte. 
‚Dann aber mußte er das RappisfaB ausschenken. Die Wein- 
schätzer bestimmten auch dafür den Ausschankpreis 8’. 

Verboten war, die in Fässern zurückgebliebenen Trebern 
zusammen zu schütten und den sich darauf bildenden Wein 
in ein RappesfaB zu tun. Was den Wirten an Trebern übrig 
blieb, hatten sie als Trebern zu verkaufen. Trebernwein oder 
«sacwin» im Keller oder sonstwo zu halten, zu verfertigen und 
auszuschenken wurde vom Rate nach der Schwere des Falls 
bestraft 38. 


31 Brucker 560, 578. — 32 Eheberg 64. — 38 UB. IVa, S. 32 vgl. 
auch Brucker 574, 578. — 34 Brucker 546. — 35 rappes = Sackwein 
vgl. M. Heyne, Nahrungswesen. Nübling, Ulms Handel und Gewerbe im 

` M.S. A.88 sagt dagegen: der in Ulmer Urkunden vielgenannte Rappas 
war ein Kräuterwein. — M. G. XVII. S. 223 rappes = leve quoddam 
vini genus. — 36 Brucker 546, 538. — 87 Brucker 558. — 38 Brucker 
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: Eine Verfügung um das Jahr 1600 stellt es den Zapfern, 
Wirten, Kosthaltern, Hauptkannen, Küchen- Schützen meister, 
Pfennwertwirten frei, beliebig viele FaBhahnen zu haben und 
beliebig viel Wein auszuschenken $9. Diese Bestimmung stellt 
indes eine Ausnahme von der Regel dar. Denn es galt als 
das Normale, daß die Schätzer keinem Wirt oder Zapfer ge- 
statten durften, denselben Wein zu verschiedenem Preis oder 
zwei Weinsorten zu demselben Preis auszuschenken oder zwei 
Weinsorten im Keller zu haben 40. Zweierlei Wein durfte nur 
ausgeschenkt werden, wenn der Ungelter zugab,. daß dem 
Wein Gefahr drohe zu verderben4!. Versiegelten die Schätzer 
dem Wirt mehr als ein Faß, so durfte doch nur ein Fab 
nach dem andern angestochen werden. Bei 5 & Strafe durften 
Zapfer und Wirt keine zwei Hahnen im Keller zugleich 
haben #2. Eine spätere Ordnung gestattet zwischen Michaeli 
und Weihnachten den gleichzeitigen Ausschank von neuem 
und altem Wein, von Ostern bis Michaeli von rotem und 
weißem Wein. 

Der Zapfenschank durfte Sonntags wie Werktags betrieben 
werden 43. An Sonn- und Feiertagen durfte aber kein Wein 
vor «imbs» (Mittagessen) ausgerufen werden. Die Zapfer und 
Wirte schlossen im Winter um 8, im Sommer um 9 Uhr. 
Der Zapfer, der Haus und Keller beisammen hatte, sollte auch 
nach Feierabend auf Verlangen Wein verabreichen. (Die 
Hauswirte siehe oben.) 

Wer sein Schankgewerbe aufgeben wollte, mußte alle 
Fässer völlig ausschenken. Von verungelteten Weinen wurde 
ihm nichts zurückbezahlt4. Die vevidierte Wirts-Ordnung 
vom Jahre 1679 verfügte, daB die Aufgabe des Gewerbes ein 
Vierteljahr vorher dem Ungelter anzumelden sei. Bevor der 
alte Wirt ausgezogen war, durfte der neue nicht ausschenken. 


580. esacwin» = Tropfwein. Vgl. Brucker 550. — 39 M. O. 30 fol. 
125. — 4° Wstb. 189. Eheberg 63; UB. I 480, — 4! Brucker 581. 
— 42 Wstb. 186. — 43 Eheberg 142; Brucker 542. — 4¢ Brucker 
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Wer sein Geschäft aus Trotz gegen eine Ordnung aufgab,. 
wurde mit Geld gestraft und durfte eine bestimmte Zeit keim 
Weingewerbe mehr ausüben 45. | 
Untersagt waren den Zapfern: und Wirten gemeinsame 
Geschäfte unter sich oder mit andern Leuten, die im Wein- . 
gewerhe tätig waren. Kein Ausschenkender durfte ınit einem 
Ungelter, Weinhändler, Weinschätzer, Kellerweinsticher oder 
Küfer Gemeinschaft haben. Ein Zapfer oder Wirt durfte nicht 
zu gleicher Zeit Kifer oder Hauptkann sein46. Entweder war 
er ein Jahr Kifer oder ein Jahr Zapfer. Bei- jedem Wechsel 
hatte er die Küfer- bezw. Zapfer-Ordnung neu zu beschwören. 
Verbotene gemeinsame Geschäfte waren leicht möglich, wenn 
die Zapfer und Wirte ohne Erlaubnis des oberen Ungeldherrn 
mehrere Keller hielten, wenn sie Wein in fremde Keller 
legten, in denen noch sonstige Weine waren, wenn sie in 
ihre eigenen Keller fremde Weine einlegten und Bürgern und 
Landleuten aufbewahrten. Alle diese Möglichkeiten waren von. 
der Obrigkeit verboten 41, ` 


$5. Wirte und Wirtshäuser. 


Jeder Wirt in Str. mußte auf die Wirte-Ordnung ver- 
eidigt sein. Der Bürger, der kein offener Wirt war und trotzdem 
Leuten Essen und Trinken gab, wurde schwer bestraft, weil 
er «ein offene würtschaft ohn unserer herren erlaubnis ange- 
stellt hatte» 1. © | 

Die Frage nach der Entstehung der Wirtshäuser in Str. 
kann. nicht befriedigend beantwortet werden. Wir finden Wirte: 
als Unterhändler beim Pferdekauf. Sie hatten wie die ge- 
schworenen Roßtäuscher zu schwören, kein Pferd von einem 
Gast in Str. oder vier Meilen im Umkreis «uf merschehen» 


536, 539; M. O. 30 fol. 125 8 9. — 4 M. 0. 32 fol. 182 — Brucker 
572. — 46 Brucker 539, 529, § 74. — 47 M. O. 32 fol. 132. 
1 Eheberg 675. i 
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zu kaufen, das mehr als 4 & kostete. Gemeinsame Geschäfte 
waren ihnen untersagt?. Diese Stelle genügt indes nicht, die 
Wirte aus ihrer Stellung als Makler herzuleiten. Unsere 
Quellen Sind leider zu dürftig, um ein befriedigendes Resultat 
zu ergeben. 

Sehen wir vonden Weinschenken ab, die ihren 
Gästen irn allgemeinen nur Wein verabreichen durften, so ist 
zwischen «Haus- und Kochwirten» zu scheiden. 
Die Hauswirte verabreichten Speisen und Getränke, verkauften 
aber keinen Wein über die Straße; die letzteren holten ihren 
Wein im Kleinen bei Zapfern. Die Obrigkeit bestimmte gele- 
‚gentlich, wer Koch- oder Hauswirt sein sollte 8. 

Entsprechend dem Verbot des Fürkaufs an Wein durch 
die Wirte vor dem Stadttor oder durch Verabredung bestimmte 
die Obrigkeit, daß Gasthalter, Wirte und Hauptkannen Geflügel 
und andere «essende speiß» von den Bauern ausschließlich auf 
dem Markte zu kaufen hätten. Untersagt war, den Landleuten, 
welche die Lebensmittel in die Stadt brachten, vor das Tor 
entgegenzulaufen, dort die beste Ware auszumustern oder die 
Waren teurer einzukaufen als gefordert wurde, um entsprechend 
teurer verkaufen zu können. Die Wirte durften die Bauern 
auch nicht durch Geschenke in ihre Wirtshäuser ziehen ; sonst 
war der Markt ungenügend beschickt. Im Jahre 1727 bestimmte 
der Rat, daß sich kein Wirt oder seine Leute vor 10 Uhr auf 
dem Lebensmittelmarkt sehen lassen dürfe. Kein Wirt oder 
Hauptkann durfte gemäß einer Verordnung vom Jahre 1464 
fernerhin ganze Salmen und Lachse kaufen und andern Leuten 
‚davon abgeben. Nur bei großem Vorrat durften die Fischver- 
käufer mehr als ein Viertel von einem Salmen oder Lachs an 
einen Wirt verkaufen. Auch war den Wirten gemeinsamer 
Einkauf von Fischen untersagt, da beim Teilen «in keinem 
sin recht gewicht werden konde» 5. Die Wirte kauften gelegent- 


—— 


2? UB. V 1046 vgl. M. O. 14 fol. 241. — 3 Wstb. 19. — 
4M, O. 34. fol. 193. — 5 Brucker 221; vgl. Herzog a. a. O. 83. 
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lich viel mehr Lebensmittel ein, als sie brauchten. Die Ware 
mußte dann z. T. verdorben auf dem Markte wieder verkauft 
werden®, Kein Wirt oder Hauptkann durfte miBbackenes Brot 
einkaufen. Merkten dies die Brotbeseher, so wurden Backer, 
Wirte und Hauptkannen, bestraft. — Jeder offene Wirt, Gast- 
halter, Hauptkann in Str. hatte die Spanferkel zum Schlachten 
in dem allgemeinen Brühhaus töten und brühen zu lassen. 
Der geschworene Brüher urteilte, ob die gebrachten Schweine 
oder Ferkel «gut oder schadhaft» seien. Verboten war das 
Brühen in Wirtshäusern, Herbergen, Zunfthäusern. Nur die 
Ammeisterstube durfte Lamm-, Hammel- und Kalbfleisch aus 
dem J.ande lebendig oder geschlachtet in die Stadt bringen 
oder in der Stadt schlachten. Die übrigen Stuben und Leute 
hatten Einkauf und Schlachten den Metzgern zu überlassen 7, 
Die Wirte hatten bei Kleinvieh freie Hand, beim Metzger goder 
Bauern einzukaufen, wenn sie die Akzise bezahlten. Im Jahre 
4657 verbot der Rat den Wirten, in ihren Häusern zu 
schlachten; sie sollten fortan alles Fleisch wie die übrigen 
Bürger beim Metzger holen®. Dagegen machten die Wirte 
geltend, es sei ihnen unmöglich, alles Fleisch, das sie brauchten, 
bei den Metzgern zu bekommen. Seit urvordenklichen Zeiten sei 
es ihnen erlaubt, nach Belieben Vieh zu schlachten. Sie wollten 
die Akzise nach Schuldigkeit entrichten9. Die «Einundzwanzig» 
entschieden dahin, daß die Wirte Bratfleisch nach Belieben 
einkaufen und schlachten dürften, daß sie aber Rindfleisch 
stets bei den Metzgern zu holen hätten, da diese immer ge- 
nügend damit versorgt seien. Alles Kleinvieh mußten die Wirte 
durch die geschworenen Brüher abstechen lassen. Daher wohl 
finden wir gelegentlich, daß ein Wirt zugleich als Metzger be- 
zeichnet wird: Peter Spanbett im Jahre 1422 wird als Wirt 
und Metzger erwähnt!?. — Der Wirt zum «Wolf» wird als 
Besitzer einer Bäckerei und eines Brotladens aufgeführt!!. Es 


6 M. 0. 3 fol 293. — 7M.0. 3 fol. 297. — 8 1657 XXI 203. 
— 9 1657 XXI 211. — 10 Seyboth 122. — !! ebenda 28. 
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läßt sich aus der kurzen Notiz bei Seyboth indes nicht fest- 
stellen, ob der Wirt die Bäckerei als Nebengewerbe betrieb oder 
ob er den Brotladen vermietet hatte. — lm Jahre 1552 wird 
ein Matthias Hupf als Buchdrucker und Wirt «Zum Tiergarten» 
erwähnt 12, | 

Bei der folgenden Aufzählung der Wirtshäuser mit deren 
Jahreszahl ihrer ersten Erwähnung sind die Herbergen nicht 
aufgezählt (s. d.)38. 


Ch. Schmidt Seyboth Jahr 

Zur Glocken Zur Glocken. 1337 
Nesselbach 1366 
Zum (großen) Spiegel 4377 
Rindesfuß 4395 

Spanbett Spanbett 1401 
Zum Dannenfels 1402 

Zum Snabel 1403 
Zum roten Löwen 1410 

(Kundschaft des Henkers) 
Zu dem Hecker mit Wirts- 1415 
haus 

Zu dem Seiler 4447 

Zu dem Gertenfischer Zu dem Gertenfischer 1418 
Zu den Sellosen Zu den Sellosen 1424 
Zum Roß Zum Roß 1427 
Zum Schelkelin 4427 
Zu dem bohen Hause. 4427 
Zu dem Sturm 1427 


. 12 ebenda 151. 18 Es wird im Folgenden lediglich eine 
chronologische Anordnung der bei Ch. Schmidt und Seyboth ge- 
nannten Wirtshäuser erstrebt, um 1. das nachweisbare Alter der 
Wirtshäuser zu zeigen und 2. auf die Namen der Häuser hinzu- 
weisen. Der Verfasser ist sich wohl bewußt, daß hier nur eine Fülle 
von schwierigen lokalgeschichtlichen Einzeluntersuchungen völlig 
Klarheit bringen kann. 
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Ch. Schmidt 


Zum guldenen Lowen 
Zum Wolf 

Zur’ Sellosen 

Zum roten Bären 
Zum Swederiche 
‘Zum roten Krück 
Zu der Krusen 


Zum Büffel 


| Zum tiefen Keller 


Zur kalten Witwe 


E 


= o 
Seyboth | 


Zu dem Zolle . 
Zur Kannen 


Zum Hau (z. roten Hau) 


Zum guldin Löwen, 


(Vater von Seb: Brant) 


Zu der Rosen 
Zur Spangen 


Zur Sellosen 


Zum growen Mann 


Zur Lungen 
Zum antvogel 


Zum Zoller — 


Zum Thurn 
Zum roten Krük 
Zu der Krusen 

» 
Zum Dirle 

» 
Zum Christoffel 
Zum Salmen 
Zum. Bären 
Zum Haspel 
Zum Hecker 
Zur Blumen 
Zum Diergarten 
Zum schwarzen Adler 
Zur kalten Witwe 


Jahr 


1427 
1427 
1429 


4427 
4427 
4427 
4450 
4466 
4466 
1466 
1466 
4466 
1466 
1466 
4476 
1479 
4479 
45. Jh. 
45. Jh. 
15. Jh. 
4509 
A515 
4522 . 
1525 
1526 
1535 
4536 
1552 
1558 
1587 
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Ch. Schmidt Seyboth . Jahr 

Zur Blumen 1587 
Zum Bock Zum Bock i 1587 
Zum Schwert 1587 
Zum Ochsen 1587 
Zum wilden Mann 1587 
Zum Stall 1587 
Zum weißen Rößlein 1587 


Bannwein. Eine Urkunde Heinrichs V. vom Jahre 
4119 stellt den in Str. gewohnheitsrechtlich bestehenden Bann- 
wein zu Gunsten des Bischofs als ein ungesetzmäßiges Joch 
für die Bürgerschaft dar. Bischof Otto (+ 1100) habe diese 
Beschwernis ein klein wenig erleichtert. Worin die Erleich- 
terung bestand, wird nicht gesagt. Mußte bisher in der Zeit 
von Ostern bis Mariä Geburt (9. Sept.) von jedem Fuder (car- 
rada) «venalis vini» eine Ohm an den bischöflichen Fiskus 
abgeliefert werden, so. wurde durch Heinrich V. die Zeit auf 
sechs Wochen nach Ostern beschränkt. Die Einrichtung des 
Bannweines tritt uns also als eine Abgabe, eine Naturalsteuer 
für eine bestimmte Zeit im Jahre entgegen. Gothein!4 drückt 
sich nicht scharf aus, wenn er interpretiert : «...auf dieselbe 
Weise wurde sechs Wochen nach Ostern von jedem Fuder 
Wein, das nach Str. geführt wurde, eine 
Ohm erhoben... Heinrich V. hatte im Jahre 1119... den 
Bannwein auf diese Zeit beschränkt, während er vorher... 
eine dauernde Abgabe gewesen war.» In erster Linie 
kamen für den Vertrieb des venalis vini die Zapfer und 
Wirte (caupones) in Betracht. Auf ihnen ruhte vor allem die 
Last, obwohl sie in der oben erwähnten Urkunde nicht be- 
sonders genannt sind15, Daß dies der Fall war, zeigt uns eine 
Urkunde vom Jahre 1252, welche klar sagt: der Bann bestand 


14 Gothein, a. a. O. I 315. — 15 Vgl. Keutgen, Aemter und 
Zünfte 59 Anm. 143. 
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darın, daß jährlich von Osterabend ab auf sechs Wochen die 
caupones von jedem Fuder Wein, das sie verkauften, ‘eine 
Ohm gaben 16. 

Im Jahre 1252 beurkundet Bischof Heinrich von Str., 
daß die Stadt Str. von der Familie Beyer den Bannwein, den 
sie von den Herren von Lichtenberg und diese wiederum von 
der Straßburger Kirche zu Lehen hatten, um 400 Mark 
Silber abgelöst habe und daß die Beyer durch Güterübertra- 
gungen ihre Lehensherrn dafür entschädigt hatten!?. So war 
der Bannwein für den Bischof verloren. Ueberraschenderweise 
findet sich unter den Forderungen des Bischof Friedrich an die 
Stadt im Jahre 139318 die Forderung von seiten des Bischofs 
nach Bannwein. Er verlangt sogar zwei Ohm Bannwein von 
jedem Fuder Wein, das zwischen Ostern und Pfingsten von 
den Wirten in Str. ausgeschenkt werde. Der Friedensvertrag 
zwischen Bischof und Stadt im Jahre 1395 zeigt, daß seine 
Ansprüche veraltet waren!9, Durch den Wegfall des Bann- 
weines für den Stadtherrn wurde es der Stadt möglich, ihrer- 
seits den Bürgern Getränkesteuern aufzulegen. Im Manifest 
vom Jahre 1261 an die Bürgerschaft klagt Bischof Walter über 
die eigenmächtig vorgenommene Besteuerung des Weines der 
Bürger durch die städtische Obrigkeit ohne Erlaubnis des Bi- 
schofs und des Kapitels®. Zugleich ersehen wir aus der Be- 
schwerdeschrift, daß das Weinungeld damals nicht zum ersten 
Mal erhoben wurde; denn der Bischof sagt, er habe die Er- 
hebung von Ungeld in gewissen Zeiten, wo es der Stadt «not- 
dürftig» war, genehmigt habe. Das Ungeld wurde allmählich 
aus der nur gelegentlich bei besonderem Bedürfnis erhobenen 
Abgabe eine ständige, städtische, indirekte Steuer ®1. 

Die Wirte waren ein burggräfliches Gewerbe. Sie hatten 


16 UB. I 275. — 17 UB. I Regest 273. UB. I 274. — 18 UB. 
VI 410. — 19 UB V 590. — % Vgl. auch UB. V 590. — 2! Vgl. die 
2. Erweiterung des 4. Stadtrechts vom Jahre 1279 (UB. IV, 13). 
5. Stadtrecht 1311 (UB. IV, 32). 
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als öffentliche Leistung an den Bischof dessen Abort an den 
einzelnen Tagen abends zu reinigen, ebenso sein Vorratshaus 
(Speicher), so oft er ihren Dienst verlangte 32. Keutgen (Aemter 
und Zünfte S. 85—86) erklärt die. Leistungen der einzelnen 
Gewerbe im wesentlichen als solche für die kaiserliche Hof- 
und Heeresfahrt des Bischofs. «Die Nahrungsmittelgewerbe 
konnten für die Ausrüstung zu weiten Festen weniger in Frage 
kommen.» — Ob wir unser Gewerbe schon als fest organisierte 
Zunft zu denken haben, ist ungewiß. Das erste Stadtrecht 
zählt die caupones unter denjenigen Gewerben auf, die der 
Gerichtsbarkeit des Burggrafen unterstanden, und deren «ma- 
gistri» von dem Burggrafen gesetzt wurden. Wir dürfen wohl 
gegenüber Eberstadt mit Keutgen?® annehmen, daß dieser 
«Magister» dem Wirtsgewerbe entuommen war. Dieser «ma- 
gister cauponum» hatte nach dem 1. Stadtrechte (§ 56) alle 
kleinen wie großen Salz, Wein-, Oel-, Getreidemaße zu 
«formare», die dann der Zöllner zu eichen hatte. Der Begriff 
formare ist in sonstigen Urkunden in ähnlichem Zusammen- 
hang nicht belegt. Entweder hatte unser «magister» die Nor- 
malınaße für Oel, Wein, Salz, Getreide anzufertigen, oder er 
hatte die Maße etwa mit einem Strich oder Stempel an der- 
jenigen Stelle zu bezeichnen, die der Zöllner sodann <ignito 
ferro» in das Gefäß einbrannte. Grandidier 34 fügt dem 1. Stadt- 
recht die deutsche Uebersetzung hinzu: die Zöllner sollen die 
Salz . . . mae- «die da von dem winliuten Meister be- 
schopfet sullen sin, zeichenen mit einem gluiende isin». — 
Der magister der Wirte hatte wie derjenige der Maller in der 
_Erntezeit 1 Schilling zum Einkauf von Brot beizusteuern. Viel- 
leicht war der «magister» von den Pflichten seiner Gewerbe- 
genossen gegen den Bischof entbunden und leistete dafür eine 
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22 UB. I 473 § 14. — % Keutgen a. a. O. 44 Anm. 3. 
Keutgen 165 kommt zu diesem Resultat besonders durch den 
Rückschluß aus der Vertragsurkunde vom Jahre 1263: der burg- 
` grave sol in och gehen von ieclichem antwerke, das er pfliget, 
einen meister, der das antwerc kan. (UB. I 394/395). — 24 Grandi-. 
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Geldabgabe. Wahrscheinlich ist die Ansicht Keutgens%5, daß 
diese Zahlung wohl mit der ihnen verliehenen Würde zu- 
sammenhing. i 

In dem Vertrag zwischen Bürgerschaft und Bischof vom 
Jahre 12602 fehlen neben Kürschnern, Handschuhmachern, 
Becherern die «caupones» unter den burg&räflichen Gewerben. 
Sie haben sich vom Burggrafen also frei gemacht. Das V. 
Stadtrecht (vor 1311) verbietet, daß zwei «wynmann» gemein- 
same Geschäfte treiben. Um 1370 wird Weinleuten und 
Zapfern verboten, Wein in ganzen, halben oder Viertelsfudern 
auszuschenken??, «Weinleute» und «Wirte» scheinen für die 
Wirtezunft im 44. und 15. Jahrhundert nebeneinander ge- 
bräuchlich gewesen zu sein. Die Ratslisten bis 1400 sprechen 
nur von «Weinleuten» 38. Dagegen werden in den Aufgeboten 
der Jahre 1388—92ff. unter den Zünften die «Wirte» aufgeführt #, 
Ihr Name im 15. und in den folgenden Jahrhunderten ist «Frei- 
burger Zunft». Diese Bezeichnung führte sie nach dem 
Namen des Zunfthauses, das im. Jahre 1320 einem Herrn von 
Freiburg gehört hatte %. 


Die Zunft der Wirte, Weinschenken- und berufsmäßigen 
Zapfer begegnet uns als geschlossene‘ Korporation zuerst in 
einer Ordnung vom Jahre 13498}. Diese Rats-Ordnung handelt 
über den Zunftzwang der Freiburger Zunft: Wer Wein 
«umbe Koste oder uf den Zapfen» kaufte, mußte in die 
Zunft eintreten und 10 schill. Eintrittsgeld bezahlen. Konnte 
der Ausschenkende beschwören, daß er den Ausschank nur 
als Nebengewerbe treibe, so brauchte er nicht einzutreten. 
Erlaubte der Rat eine Geldsammlung der Freiburger Zunft, 
so waren aber solche im Nebenamt Ausschenkenden, die zu- 
fällig zur Zeit der Sammlung Wein verzapften, verpflichtet, 


dier, Hist. de l'église de Str. I 43. — 25 a. a. O. 217. — 26 UB. IV, 
241 § 36. — 27 UB. V 1044. — 28 UB. VII 886 f. — 2 UB. VI 262 f. 
386. — 8° Winckelmann ZGORh. 1903 S. 517, Schmidt, Str. G. u. H. 
69. Die falsche Ableitung von freien Leuten, die kein Handwerk 
treiben, bei Heitz 43. — 3! Brucker 535. 
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in die «Freiburger» Zunftkasse beizusteuern. Dasselbe galt 
von den Weinrufern - messern, welche ausschenkten. Die 
Zunft strebte darnach, alle Ausschenkenden in sich zu ver- 
einigen. Sie erlangte aber trotz heißer Bemühungen nur, 
daß der Rat im Jahre 1457 verordnete3?, daß alle Neuzu- 
ziehenden, die neben ihrem Hauptberuf Wein ausschenken 
wollten, 10 schill. in die Wirtekasse zu zahlen hätten, daß 
sie im übrigen bei einer beliebigen Zunft dienen könnten. 
Besonders zahlreich und heftig waren die Streitigkeiten 
zwischen Weinmessern und Wirten. Im Jahre 1359 wurde 
bestimmt, daß die Weinmesser, welche den Zapfen treiben 
wollten, von jedem Fuder den Weinleuten 1 -§ abzugeben 
hätten 88, Hingegen hatten die Weinmesser der Weinleute für 
jedes Fuder, das sie ausmaßen, 1 4 in die Weinmesserkasse 
zu zahlen. Der Streit wurde z. T. deshalb so lebhaft geführt, 
weil die Weinmesser der ‘Weinleute nur dann zum Dienst 
in der Weinmesserzunft verpflichtet waren, wenn es ihnen 
körperlich und finanziell möglich war, mit Harnisch zu dienen. 
Ein RatsbeschluB vom Jahre 1364 läßt es bei der alten Be- 
stimmung, daß derjenige, der mit den Weinleuten diene, pro 
Fuder, das er ausschenke, 1 J in die Weinmesserkasse zu 
zahlen habe. Im Jahre 1377 verfügte eine Ordnung, daß die 
Wirte, die zugleich Zapfer seien, also auch Wein über die 
Straße verkaufen wollten, von jedem auf diese Weise verzapften 
- Fuder 1 f in die Weinmesserkasse zu zahlen hätten 3%. Die 
Frage des Zunftzwangs für die Freiburger Zunft wird durch 
eine Ordnung vom Jahre 1558 klar formuliert 55 : 

Wer Wirtschaft treibt, Gäste beherbergt, oder wer Zapfer 
ist und kein anderes Handwerk treibt, ist zum Eintritt in die 
Freiburger Zunft verpflichtet. Die Freiburger Zunft hatte 
aber in ihrem zähen Kampf immerhin erreicht, daß alle Aus- 
schenkenden, die nicht mit dem Leib auf der Zunft dienten, 


32 Brucker 532. — 38 UB. V 422/23 vgl. 488/484. — 34 UB. V 
141. — 55 Fbg. Z. I fol. 60; 1558 XXI fol. 522, 587/588. 
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wenigstens geldzünftig auf der Freiburger Zunft waren. Das 
Stubenrecht kostete 30 schill. Wir können von einem 
äußeren Erfolg der Freiburger Zunft und dem Wachsen ihrer 
inneren Autonomie sprechen. Schpn Dettmering 36 führt zum 
Beweis, daß der Rat viel in die Zunftangelegenheiten eingriff, 
unsere oben erwähnte Ordnung vom Jahre 1349 an: Die für 
die Wirte aufgezeichneten Artikel sollten solange gelten, als es 
der Rat für gut fand. Sammlungen für die Zunftkasse sollten 
nur mit Genehmigung des Rats stattfinden. Die letztere Be- 
stimmung betraf alle Zünfte gleichmäßig 97. Aber im 16., 
und noch mehr im 17. Jahrhundert ist der Freiburger Zunft 
ein gewisses Aufsichts- und Zwangsrecht über die im Wirte- 
gewerbe Beteiligten eingeräumt. Als sich im Jahre 1558 die 
Gasthalter und Wirte beschwerten, daß viele Bürger Wirt- 
schaft trieben und Fremde beherbergten, ohne in der Frei- 
burger Zunft zu dienen, erklärten die «Einundzwanzig»: Die 
Freiburger Zunft habe Artikel, wonach sie diejenigen, die ihr 
Eintrag täten, vorladen und bestrafen dürfe. Sie solle diese 
Mittel anwenden. Widersetze sich ihr jemand, so sollte sie 
den Betreffenden den «Fünfzehnern» anzeigen. Im Jahre 1607 
erklärt die Wirtezunft vor dem Rat, zwei Artikel zu haben, 
wonach sie auf die Bierbrauer Achtung geben, sie nötigen- 
falls bestrafen solle. Endlich spricht eine Ordnung vom Jahre 
1668 dem Gericht der Freiburger Zunft ein besonderes Auf- 
sichtsrecht zu, da die Verordnungen über Fremdenbeher- 
bergung oft übertreten würden. Die Mitglieder der Freiburger 
Zunft sollten solche Uebertretungen ihrem Zunftmeister an- 
zeigen, der den Fall beim nächsten Zunftgericht vorbringen 
und aburteilen lassen mußte. Nahm er seinen Auftrag nicht 
ernst, so mußte er selbst die Strafe bezahlen. 

Für das soziale Ansehen der Wirte und ihrer Zunft 
spricht, daß sie in den Jahren 1332—1674 elf Mal den 
Ammeister stellte3, Diese Zahl wurde nur noch von der 


86 Dettmering 47 ; Brucker 535. — 87 UB. IVs 259. 6. Stadtrecht. 
— 38 Declinatio Formae Rei Publ. Arg. 1673 S. 160. 
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Zunft zum Enker und von der Metzgerzunft übertroffen. In 
der Reihenfolge der Zünfte nimmt unsere Zunft in den Rats- 
listen des 14. Jahrhunderts gewöhnlich die siebente, im 15. 
Jahrhundert regelmäßig die vierte oder fünfte Stelle ein 59. 
Bei den zahlreichen Aufgeboten stellten die Weinleute ge- 
` wöhnlich ein stärkeres Aufgebot als die Durchschnittsleistung . 
der Zinfte. | 


8 6. Zunft-Trinkstuben. 


Unter Trink-Zunftstuben Straßburgs werden im folgenden 
zusammengefaßt: die adeligen Trinkstuben, die Stuben der 
Zünfte und sonstiger Gesellschaften und die Ammeisterstube. 
Als Bezeichnung der Stuben wie der Häuser, in denen sie sich 
befanden, finden sich Ausdrücke wie «Gesellschaftsstuben», 
«Trinkstuben», «Stuben», «stupae publicae», «stubae conviva- 
les»ı. Darnach benannte man die in ihnen verkehrenden Ge- 
sellschaften kurz «Trinkstuben»?. 

Die ältesten Trinkstuben sind wohl die adeligen Gesell- 
schaftsstuben, die Konstoflerstuben (curiae’). Sie waren der 
Versammlungsort der Familien und Parteien“. Schoepflin zählt 
acht Adelsstuben auf5. Die Zunftrevolution zerstörte wohl die 
Konstoflerstuben auf der Almende ; immerhin finden wir in der 
Mitte des 14. Jahrhunderts folgende vier adeligen Stuben: 
«zum Hohensteg» (ad Scalam altam), «zum Mühlstein» (ad 
Lepidem molarem) «zum Schiff» (ad Navem), «zum Brief» 
(ad Epistolam). Sie waren nach dem Jahre 1322 wieder auf- 
gebaut worden. Nach diesen Häusern waren die Konstofeln 


89 Eheberg 234. Vgl. auch Borries, ‚Gesch. der Stadt Str. S. 71 
Abbildung 22. UB. VI 386. — 40 UB. VI 262, 688 u. 6. 

ı Brucker 27, 563; Sdraleck, Straßb. Diözesansyn. 158, Schmidt, 
Str. G. u. H. 15. — 2 Societates dicendo vulgariter dringstuben 
(UB IV; 156. Vgl. UB. VII 98). — 3 Winckelmann, a. a. O. 575. 
— 4 Dettmering 93. — 5 Schepflin II 331 i. 
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benannt. Im 15. Jahrhundert existierten noch die Trink- 
stuben «zum Mühlstein» und «zum Hohensteg». 
Die Zunftstuben entstanden sehr zahlreich nach der Zunft- 
revolution vom Jahre 1322. | 


Im folgenden soll das Jahr angegeben werden, in dem 
eine Trinkstube der einzelnen Gewerbe zum ersten Mal erwähnt 


wird. 


Obesser 


6 Vgl. Heitz 19; Winckelmann 8. 515. 


Ch. Schmidt Seyboth | Jahr 
Küfer 1241 
Kürschner 1276 
Faßzieher 1334 

Kornhändler 439 
Bäcker 4349 
Seiler 1350 
Goldschmiede Goldschmiede 4354 
Schuster Schuster 1358 
Backer 1361 
| Krämer 1369 
(Gesellen der Schuh- 1377 

macher) 

Schmiede 1373 
| Tucher 1374 
Steuerleute Steuerleute 1380 
Weinrufer: 1385 
Gremper 1385 
Zimmerleute 1385 
Gerber Gerber 1390 
Faßzieher 1393 
Weber, Weber 1398 
Schiffleute Schiffleute 1398 
‘Metzger Metzger 1398 
Bader Bader 4398 
Obesser 1401 
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Ch. Schmidt Seyboth | Jahr 
Freiburger Zunft Freiburger Zunft AMA 
Gartner 1402 
Sander Sander 4403 

Fischer 4404 
Maurer Ba 1405 
Zimmerleute | 1408 
Schneider 4414 
Kornleute 4411 
Schiffzim merleut 1413 
Altbüster 1415 
Weinmesser ` 1415 
Maler Maler 1427 
Wagner 4427 
Vogler 4427 
Oelleute 1427 
Salzhandler 1430 
Waffenschmiede Waflenschmiede 1442 
Schiffleute 1446 
Scherer 4451 
Weinsticher . | 1466 

Schneider 1506 


Einige Zünfte besaßen gelegentlich zwei Stuben. Die Zunft 
der Gärtner und Fischer hatte drei und melır Trinkstuben. 

Die Trinkstuben der Zünfte waren teils gemietet, teils im 
Eigentum der Zünfte, oft mit Hypotheken belastet. Wollten 
die Zünfte ihre Stuben verkaufen, so war die Zustimmung des 
Rats und der «Einundzwanzig» nötig”. 

Wer in eine Zunft aufgenommen wurde, erwarb mit dem 
Handwerksrecht nicht immer das Stubenrecht. Bei der Schuh- 
macherzunft bedeutete der Kauf des Stubenrechts den Eintritt 
in die Zunft8. In den Zünften, wo es Gewohnheit war, das 


? fol. 215. — 8 UB. VI 563, 
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Handwerk- und Stubenrecht zusammen zu erwerben, zahlte 
man mit dem Eintrittsgeld 1 8 5 Schilling zugleich 15 Schil- 
ling Stubengeld. Das Handwerk, das zwei oder mehr Trink- 
stuben hatte, durfte Stubengesellen, die «sye gerne by inen 
habent», auf einer der Stuben um 15 Schilling aufnehmen 9. 
Die Handwerker durften nur Straßburger in ihr Stubenrecht 
aufnehmen. Auch mußten die Eintretenden geschworen haben, 
der Stadt alle Zölle und Ungeld zu geben!0. Wer auf die 
Zunftstube der Gärtner zugelassen werden wollte, mußte 10 
Schilling und eine Stubenflasche Wein zahlen und versprechen, 
«züchtig, bescheiden, friedsam» zu sein!!. 

Neben den Zunftstuben der Handwerksmeister finden sich 
Trinkstuben der Gesellen (Knechte). So besiegelt im Jahre 1367 
der Ammeister zum Zeichen seiner Einwilligung eine Trink- 
stubenordnung der Schuhmachergesellen !2. In der allgemeinen 
Knechts-Ordnung vom Jahre 1465 wird aber bestimmt, daß 
alle Handwerks- und sonstigen Knechte fernerhin keine Trink- 
stube oder gedingten Häuser, Gärten und gemeinsamen Gesell- 
schaften halten durften «es sy Zeren oder sust»13. Ferner 
hatten einzelne Gewerbe, die für sich allein keine Zunft bilde- 
ten, eigene Trinkstuben, so die Sander, Steuermänner, Markt- 
knechte!4, Im Jahre 1362 schenkten die Sodalen zum Danke 
ihr Haus der Münsterfabrik. Dasselbe sollte niemals mehr eine 
Trinkstube werden. Die zwölf Unterzeichner nennen sich, 
«cives Argentinenses sodales der dringstuben zum Drecke» 15. 
Die Barfüßerannalen berichten zum Jahre 1507, daB an St. Ba- 
stianstag die Brüder St. Bastians ihren Imbiß auf der Stube 
«zum Moerlin» hielten. Man zahlte pro Mann 8 3. Zu Tisch 
waren 110 Personen. 

Die Trinkstube diente der betreffenden Zunft für gesellige 


ae 


9 UB. IV; 41/142. — 19 Eheberg 390. — 11 UB. V. 488 
Ueber einzelne Aufnahmebedingungen s. UB. V 488, 430, 587. 
— 12 UB. IV, 159, UB. V 587. — 13 Brucker 300. — 1 Str. 
G. u. H. 15. — 15 UB. VII 313. Die Urkunden geben keine weiteren 
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Zusammenkünfte und ernste Beratung. Die Gesellen. des Schuh- 
macherhandwerks «gont zusammen durch liebe, durch Frunt- 
schaft und durch Kurzewile unsern pfennig zeren» 16. Schmoller 
sagt: Die Trinkstuben waren die Ratshäuser der Handwerke!?. 
Auf der Zunftstube wurden auch zum großen Teil die Rats- 
Ordnungen verlesen und angeschlagen. Im Jahre 1547 gaben 
die einzelnen Schöffen ihr Votum auf den Zunftstuben ab. Im 
47. Jahrhundert berief der Magistrat nicht mehr sämtliche 300 
Schöffen aus den 20 Zünften zu gemeinsamer Sitzung, sondern 
legte ihnen die zu entscheidenden Fragen auf ihren Trinkstuben 
vor 18, Die Schuhmacher verteilten auf ihrer Trinkstube das 
gemeinsam eingekaufte Leder. Diejenigen Zunftmitglieder, die 
das Stubenrecht nicht erworben hatten, mußten sich beim Ab- 
‚holen des Anteils sofort wieder entfernen. Blieben sie trotzdem 
länger, so zahlten sie 5 Schilling Strafe19. Gelegentlich ver- ` 
teilte der Rat Bewaffnete aus den Reihen der Handwerke und 
den umliegenden Ortschaften auf die einzelnen Zunftstuben, 
die bei etwaiger Gefahr sofort bei der Hand sein sollten. So 
wurden im Jahre 1506 beim Einreiten des Bischofs hundert 
bewaffnete Handwerker auf der Brotbäckerstube verpflegt 20. Auf 
-= Ersuchen konnten die Zunftvorsteher die Stuben zur Abhaltung 
von Hochzeitsfeiern, Primizen und dgl. Festen, ebenso zum 
Tanz verleihen?. Manche Handwerke lielien die Stuben ihren 
Dienern (Hauptkannen) weg, die dann einen regelmäßigen 
Wirtschaftsbetrieb einrichteten%#. Meistens untersagte dies aber 
die Obrigkeit. Im Jahre 1385 setzten Meister, Rat, Schöffen 
‘und Ammann fest, daß alle Handwerke Gastereien auf den- 


Nachrichten. — 16 UB. V 587. — 17 Schmoller, Tucherzunft 404. — 
18 Winckelmann a. &. O. S. 520 Anm. 3. — 19 UB. V 430. — 20 Code 
hist. et dipl. S. 242, 279. — 21 Schmoller S. 58. J. Herrmann, Notes - 
hist. et arch. ed. ReuB 87: «Die Zunftstuben hatten wahrscheinlich 
ehemals sämtlich in ihrem Erdgeschoß einen von einer Balustrade 
eingeschlossenen Raum, wie ich noch einige Zunftstuben gesehen habe. 
Dieser Platz diente zum Tanzen, zur Abhaltung von Hochzeiten. 
Später wurden dann diese Plätze zu Kaffees oder Wirtshäusern um- 
gewandelt». — 22 Brucker 480 M. O. 2 fol. 124. 
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jenigen Trinkstuben abzuhalten hätten, deren Stubenrecht sie 
besäßen. Sie sollten auf keiner andern Trinkstube Wirt sein 
und Haushaltungsgerät dafür herleihen oder schenken wie 
etwa Tisch-, Handtücher, Kannen, Pfannen, sonstiges Geschirr, 
auch kein Geld. Wer diese Ordnung übertrat, zahlte 100 & 
Silber und war für Jahr und Tag verbannt. Eine Ausnahme war 
vorgesehen: Man durfte auf einer fremden Trinkstube Gaste- 
reien abhalten, Geräte oder Geld dafür beisteuern, wenn min- 
` destens 30 Leute desselben Handwerks zusammen auf eine. 
fremde Stube gingen2®. Auf die Gärtnerstube durften z. B.. 
“nur Stubengesellen kommen. Nicht zugehörige Leute mußte‘ 
der Schenk gehen heißen, wenn sie ein oder zwei Glas ge- 
trunken hatten. Fremden, die von Zunftgenossen _ eingeführt 
wurden, sollte man «zucht und ere bieten».. Wer einen Gast 
auf die. Schuhmachertrinkstube mitbrachte, mußte für ihn 
zahlen ?*. Gäste, die mit einem Zunftmitgliede verfeindet waren, 
durften nicht auf die Zunftstube gebracht werden. Manche 
Handwerke luden dann und wann den regierenden, den ge- 
‚ wesenen Ammeister und andere Herrn auf ihre Zunftstube ein 
und bewirteten sie. Dieser allgemein übliche Brauch wurde 
aber der Kosten wegen als drückend im Jahre 1433 abgeschafft. 
Es wurde auch den obrigkeitlichen Personen untersagt, Ein- 
ladungen auf Zunftstuben anzunehmen, damit die Zünfte nicht 
beschwert würden®. Boten sollte man auf den Stuben zu 
essen und zu trinken geben und dann wegschicken. Es war 
verboten, Kinder mit auf Trinkstuben zu bringen26, Knechte 
durften auf den Stuben nur erscheinen, um ihre Herren auf- 
zusuchen. Wer eine fahrende Tochter in das Zunfthaus «ny- 
denan oder ebenan» der Zunftstube mitbrachte, zahlte 5 Schilling 
Strafe. 

Die Zunftstuben waren nicht täglich geöffnet. Wollten Zunft- 
schöffen, sechs oder mehr Mitglieder auf der Stube essen, so mußte 
ihnen der Hauptkann öffnen, nach Wunsch Speise und Trank 
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einkaufen und zubereiten. Gelage durften auf Zunftstuben nur 
an Sonn- und Feiertagen abgehalten werden*?. Nur Sonntags, 
Montags, am Dienstag und Donnerstag sollte die Tucherstube 
gewärmt und aufgetan werden; an einem sonstigen Tag nur 
dann, wenn ein gebotener Feiertag war oder ein Meister oder 
eine Meistersfrau beerdigt wurden und man einen Leichenschmaus 
abhalten wollte 38. Das Abendzehren sollte nach einer Bestimm- 
ung vom Jahre 1628 auf einer Zunftstube mit einmaliger Aus- 
nahme in der Woche Sommers nicht nach 7, Winters nicht 
über 6 Uhr gehalten werden; auch sollten nur kalte Speisen 
verabreicht werden. , 

Den Wein, dessen die Trinkstuben bedurften, besorgten 
die Hauptkannen (s. d.) von den Zapfern und Wirten. Der 
Meister oder einer der Geschworenen bestimmte ein Mitglied, 
den besten Wein zu einem bestimmten Preis zu holen. Zeit- 
weise kauften die Zünfte den Wein faßweise und schenkten 
selbst aus. Der Wein durfte aber in diesem Falle nur auf den 
Zunftstuben selbst getrunken, nicht aber allgemein zum Zapfen 
ausgeschenkt werden. Für den Wein war Ungeld und Hälb- 
lingzoll zu erlegen. Gegen die Beeinträchtigung des Wirtsge- 
werbes dadurch, daß die Zünfte selbst Wein hielten, be- 
schwerten sich die Zapfer, weil sie dadurch verhindert würden, 
guten Wein zu halten. Deshalb bestimmte der Rat, daß die 
Trinkstuben wieder Wein zum Zapfen zu holen hätten. Der 
Ausschank der Zapfer und Wirte wurde aber nicht besser. Die 
Zunftmitglieder brachten ‚teilweise eigenen Wein von zu Hause 
mit auf die Trinkstuben. Die Stadt hatte dadurch aber Schaden 
am Ungeld, weil die Weine nicht zum Verkaufspreis verun- 
geldet waren. Der Rat gab schließlich den beiden Konstofler- 
stuben «zum Hohensteg» und «zum Mühlstein» die Zapferlaubnis; 
sie mußten aber auf das höhere Ungeld verungelten. Die 
übrigen Stuben durften keinen eigenen Wein halten2. Eine 
Ordnung vom Jahre 1463 bestimmt, daß auf den Trinkstuben, 
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auf welchen man Karten spiele und guten Wein ausschenke, 
jedermann auf Verlangen Wein in Flaschen und Kannen ver- — 
abreichen müsse; wie bei den Zapfern und Wirten dürfe für 
die Maß nicht mehr als 4 $ genommen werden 30. 

Das Kartenspiel auf den Trinkstuben soll in Str. um das 
Jahr 1380 aufgekommen sein. Vorher kannte man nur Schach- 
und Brettspiel 31. Eine Spiel-Ordnung vom Jahre 1370 nennt 
es noch nicht3®. Es wurde viel, zeitweise leidenschaftlich ge- 
spielt. | 

Die Trinkstuben-Ordnung der Schuhmacher vom Jahre 
1360 33 verbietet das Spielen auf der Stube von Fastnacht bis 
zwei Wochen nach Ostern. Saladins Chronik erzählt 354, daß 
man auf der Ammeisterstube so häufig spielte, daß man einen 
eigenen Knecht hielt, der die Karten hergab. Das Spielen auf 
der Ammeisterstube mußte aber abgeschafft werden, weil 
morgens die Münstergasse manchmal mit Karten, welche die 
Spielenden im Eifer zum Fenster hinauswarfen, besät war und 
die Kirchgänger daran Aergernis nahmen, Gegen das un- 
mäßige Zechen und Spielen auf den Trinkstuben wandte sich 
später Geiler von Kaysersberg an den Rat. Der Rat mußte 
schon vorher bekennen, daß seine zahlreichen Spiel-Ordnungen 
nichts gefruchtet hätten und daß deshalb das städtische Spiel- 
haus eingerichtet sei. Man durfte nur noch auf dem Spielhaus 
«zum heißen Stein» spielen. Wer während der vierwöchigen 
Messe irgendwo anders als auf dem Spielhaus spielte oder wer 
Lichter und Karten dazu hergab, wurde bestraft36, Gewisse 
Spiele sowie das Spielen um Geld auf den Trinkstuben waren 
in der Regel auch späterhin verboten’?. Untersagt war jeder- 
zeit das Spielen von Zunftgenossen mit Nicht-Stubengenossen 
auf einer Trinkstube. Wie die Spielenden wurden Meister und 
Hauptkann bestraft, wenn sie das Spiel gestaiteten3®. Auf 
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den Zunftstuben nach dem Ausläuten der Neunuhrglocke zu 
spielen war verboten. Der Hauptkann oder Knecht mußte bei 
30 Schilling Strafe die Gäste auf das Läuten aufmerksam ma- 
chen. Sie durften den Zunftmitgliedern bei 3 g Strafe kein 
Licht, keine Würfel oder Karten mehr geben. Spieler, die noch 
nach Mitternacht auf einer Zunftstube betroffen wurden, zahlten 
5 g€ Strafe. Wurden die Kontrollierenden auf ihr Klopfen nicht 
eingelassen, so zahlten die Schuldigen 10 & Strafe 39. Die Taxe 
für die Spielkarten war festgelegt. Der Hauptkann durfte für 
die Karte 2—4 J, für jedes Licht 4 3 nehmen. Der Haupt- 
kann, der sich mehr zahlen ließ, wurde bestraft4. Wollte 
man auf der Trinkstube der Schuhmachergesellen höher spielen 
als um 1 Schilling, so durfte dies nur mit Erlaubnis der vier 
_ houtlüte geschehen, die von der Zunft als Ausschuß für Auf- 
. rechterhaltung der Ordnung gewählt waren. Beim Würfelspiel 
durfte meistens auf allen Stuben kein Gewinn genommen 
werden. 

Die Zerteilung der Speisen besorgte der Hauptkann, der 
Küchenmeister oder ein Zunftmitglied, das der Zunftmeister 
oder ein Geschworener der Zunft bestimmte. Der Stuben- 
genosse, der sich beschwerte, seinen gebührenden Teil nicht 
erhalten zu ‚haben, wurde bestraft. Oft liefen Leute zu den 
Aufwärtern an die Anrichte und vertauschten ihren Teil. Dies 
Benehmen wie das beleidigende Anfahren des Hauptkannen war í 
unter Strafe gesetzt. Das Anschneiden der Speisen durch Nicht- | 
befugte oder das unerlaubte Herausnehmen bei der Verteilung 
mußte unterbleiben. Jede Uebertretung der Stuben-Ordnung 
war mit Strafe belegt. Wer beim Essen auf der Stube oder 
sonstwo seine Speise mutwillig wegwarf, zahlte 1 Schilling. 

Die Strafe von 5 Schilling wurde erhoben, wenn jemand die 
Speise eines andern Genossen wegwarf. Bestraft wurde das 
Verstecken von Geschirren mit Wein, das Wegnehmen gegen 
den Willen des Essenden, das Trinken aus Flaschen und 
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Kannen, bestraft wurde es, einem Zunftboten, der Wein. holte, 
mit oder ohne Geschirr entgegenzulaufen. Niemand durfte ohne 
Erlaubnis der Meister von der Gärtnerstube Essen und Trank 
nach Hause wegtragen. Es war Sitte geworden, daß Zunftmit- 
glieder von Gelägen und sonstigen Mahlen auf der Trinkstube 
ihren Frauen etwas mitnahmen, und zwar bevor man ange- 
richtet hatte. So war oft nicht genug Essen für die Stuben- 
genossen vorhanden und die mitgenommenen Stücke wurden 
nicht bezahlt. Wollte ein Zunftvorsteher dies Mitnehmen nicht 
gestatten, so wurde er wohl noch von den Getadelten, ange- 
fahren. Der Brauch wurde. schließlich verboten. Wollte jemand 
vom Essen etwas mitnehmen, so durfte er erst nach der 
Mahlzeit etwas einstecken, und er mußte das Stück bezahlen. 

Jede Zunftstube besaß einen ansehnlichen Hausrat. Dazu 
gehörten Tische und Bänke, Tisch-, Handtücher, Pfannen aller 
Art, Flaschen, Töpfe, Becher, Herdkessel, Bratrost, Siebchen, . 
Fleisch-, Hackmesser, Schaber, Schüsseln, Teller, Salzfäßchen 
usw., ferner das für ein Haus nötige Arbeitszeug wie Schaufel, 
Spaten, Beil4!. Auf der Gesellenstube des Schuhmacher- 
handwerks zahlte jeder Neueintretende zwei Schilling «an dem 
husrat» der Trinkstube#. Ohne Vorwissen des Meisters und 
des Schenken durfte kein Geschirr, das der Stube gehörte, 
weugetragen werden. Wurde das Entleihen gestattet, so 
mußte das Entliehene an demselben Tag zurückgebracht 
werden. Längere Frist war gegeben, wenn mehrere Zunft- 
mitglieder Teile von dem Hausrat zur Abhaltung von Gesell- 
schaften brauchten. Die Beschädigung der einzelnen Stücke 
war mit bestimmten Geldstrafen belegt. Wer einen Krug 
entzwei warf oder beschädigte, zahlte zwei neue; wer am 
Tisch schnitzelte, Tischtücher zerschnitt, hatte den Schaden | 
zu ersetzen und bis zum folgenden Tag 6 den. zu erlegen 48. 
_ Wer auf der Schuhmacherstube «Zum Schotten» ein Krügel 
wegwarf, zerschnitt oder verbrannte, ein Myol zerschlug oder 
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ein «kruselin» oder ein cgiitterlein»44 zerbrach, wer auf der 
Stube und in deren, «begriff» (d. h. im Zunfthaus) eine Kiste, 
Wand, Decke, ein Türfenster oder einen Schrank aufhob, 


aufstieB oder erbrach oder mit Nachschlüsseln öffnete, wurde ` 


gestraft 45, 

Vorlautes Reden und lärmendes Benehmen, Beleidigung 
in Wort und Tat auf den Trinkstuben war verboten. Ueberaß 
oder betrank sich ein Stubengenosse, so daß seine Mitbrüder 
«betrübet» würden, so wurde er in Strafe genommen. Be- 
schmutzen der Räume wurde sehr strenge geahndet46. Jedes 
erhebliche Schimpfwort, Fluchen und Schwören war mit be- 
stimmten Strafen belegt: Wer einen andern Lügner schalt, 
oder die Mutter eines Genossen beschimpfte, zahlte in Wieder- 
holungsfällen eine immer höhere Strate. Beleidigungen, die an 
die Ehre gingen, kosteten 10 schill. und Abbitte bei dem Be- 
leidigten nach Erkenntnis der Geschworenen. Das Werfen mit 
Geschirr oder das Ziehen von Scheidemessern, Degen und 
sonstigen Waffen war strenge verboten. Niemand durfte aus 
seinem Haus Waffen und Harnische auf die Trinkstuben 
schicken 47. Wer einen Zunftbruder aus der Stube warf, ihn 
schlug, stach oder stieß, wurde bestraft. Derjenige, der einen 
andern ohne Notwehr auf der Zunftstube erstach oder erschlug, 
verlor sein Stubenrecht oder durfte auf keine Zunftstube auf- 
genommen werden. Vergehen gegen die Stuben-Ordnung der 
Schuhmacherzunft wurden dem Meister und dem Zunftgericht 
angezeigt. Der Meister schickte sodann den Gerichtsboten in 
das Haus des Verurteilten und ließ ihm gebieten, die Strafe 
binnen drei Tagen zu zahlen. Geschah dies nicht, so wurde 
die Strafe verdoppelt und dem Betreffenden die Stube ver- 
boten, bis die Buße erlegt war. Die Strafgelder fielen in die 
= Stubenkasse 48. 


4 Myol, (miol) = Pokal, hohes Trinkglas ohne Fuß. (ital.: miolo 
lat.: mediolus. Kruse = Krug. Gütterlin = Fläschchen. — #5 UB. 
V 429, — 46 UB V 429, 489. — 47 UB. V 724. Es war den Bürgern 
erlaubt, beim Nachhausegehen nachts Schwerter zu tragen. — 48 UB. 
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Der Zunftknecht hieß Hauptkann (pincerna stupae 
sociatatis . ..)49. Er wohnte meist im Zunfthaus, manchmal in 
unmittelbarer Nachbarschaft50, In der ältern Zeit versahen 
in manchen Zünften die Neueintretenden eine zeitlang das 
Amt eines Hauptkanns. Das 6. Stadtrecht schafft diese Ge- 
wohnheit für die nicht burggräflichen Gewerbe ab5!. Bei 
Zusammenkünften auf der Schuhmacherstube sollte immer ein 
Mitglied Wirt sein nach der Reihe der Schilders?. War das 
Zunftmitglied, das die Reihe traf, durch Krankheit oder Ab- 
wesenheit von der Stadt verhindert, seiner Pflicht nachzu- 
kommen, so übernahm der folgende in der Reihe ohne Wider- 
spruch die Bewirtung. Der Zurückgekommene oder Genesene 
holte sein Versäumnis nach. Waren viele Gäste auf der Stube, 
so wurde der jeweilige Schenk von den zwei Zunftbrüdern 
unterstützt, an denen zunächst die Reihe war 58. Auf andern 
Zünften wiederum bestimmte der Meister oder einer der Ge- 
schworenen ein Mitglied, das Essen und Trinken für die 
Stube einzukaufen hatte. Hatte der Betreffende kein Geld 
bei sich, so sollte ihm der Meister Geld leihen. Das Regel- 
mäßige war indessen, daß ein Mitglied oder ein sonstiger 
Knecht gegen Entlohnung als Hauptkann angestellt war. So 
wählte das Gericht der Tucherzunft jährlich einen Mann, der 
Hauptkann und Büttel zugleich sein sollte. — Der Hauptkann, 
oft auch seine Frau, mußten beschwören, die Ordnung ein- 
zuhalten, die Zunft zu fördern, Schaden zu verhüten und den 
Anordnungen der Zunftobrigkeit gehorsam zu sein. Wollte 
ein Hauptkann seinen Dienst aufgeben, so mußteer ein Viertel- 
jahr vorher kündigen. Er konnte ohne weiteres entlassen 
werden, wenn er sich gegen die Ordnung verfehlt hatte. Der 
Hauptkann stand dem Zunftmeister zur Verfügung. Er mußte 
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— 134 — 


-sich täglich oder einige Mal in der Woche nach Aufträgen er- 
kundigen, für ihn und den Rentmeister die Zunftbeitrage ein- 
sammeln, dabei die Säumigen dem Meister mündlich oder 
schriftlich anzeigen und die Zunftmitglieder zur Versammlung 
_ aufbieten 54. Starben Zunftbrüder oder deren "Angehörige, so 
ließen die Hinterbliebenen durch den Hauptkann Bekannten 
und Mitbürgern den Todesfall mitteilen. Der Büttel erhielt 
dafür einen Schilling. — Sodann hatte der Hauptkann die 
Aufsicht über Zunfthaus, Inventar und dessen Instandhaltung. 
Er durfte Nichtmitglieder nicht in die Stube einlassen; fehlte 
etwas vom Mobiliar und Hausrat, so haftete er dafür. Daher 
mußte er sich bei Brand oder Aufruhr in der Stadt sofort 
auf die Stube begeben 55. Er zündete dann die Schwebelflamme 
an, holte die Banner hervor und warlete auf weitere Befehle. 
Deshalb durfte er nur mit Erlaubnis der obern Ratsherrn und 
des Zunftmeisters aus der Stadt weggehen und über Nacht 
ausbleiben ; für die Zeit seiner Abwesenheit mußte er für Ver- 
tretung sorgen. Vor allem lag dem Hauptkann ob, die Zunft- 
stube in Ordnung zu halten, sie im Winter zu wärmen, für 
Zucht und Ordnung auf der Stube, für Essen und Trinken zu 
sorgen. Wollten Zunftschöffen, sechs oder mehr Zuntibrüder 
auf der Stube essen, so mußte ihnen der Hauptkann die Türe 
öffnen und Wein und Lebensmittel kaufen und kochen und 
zubereiten. Er war verpflichtet, vom besten Wein zu einem 
bestimmten Preis zu holen. Wurde bei einem Zapfer oder 
Wirt Wein «valler» ausgeschenkt, so mußte er diesen ein- 
kaufen. Was er an Fleisch, Geflügel und Fischen zum Sieden 
und Braten einkaufte, durfte er den Stubengesellen nicht höher 
berechnen als wie er es eingekauft hatte. Da der Hauptkann 
gewöhnlich ein guter Kunde auf dem Markte war, mußte die 
Obrigkeit den Verkäufern auf dem Fischmarkte verbieten, je- 
manden Salmen zu verweigern unter dem Vorwand, dies oder 
jenes Stück sei für einen Hauptkann zurückgelegt. Kein Zapfen 
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oder Wirt durfte Hauptkannen mehr als bis zu 10 Schilling 
borgen, sonst brauchte der Zunftdiener die Schuld nicht zu 
bezahlen, und der Wirt oder Zapfer wurden dazu noch be- 
straft55. Hatte der Hauptkann Hühner nach dem Einkauf 
etwa eine Woche noch gemästet, so durfte er einen Schilling ` 
über den Einkaufspreis nehmen. An Käse sollte er vom Schilling 
einen Pfennig Gewinn haben5?. Brachten die Stubengesellen 
Fleisch mit, so muBte er es zubereiten und in allem Redlich- 
keit walten lassen. In einer Ratsordnung vom Jahre 1523 
wird bestimmt, daB es mit den Preisen auf allen Zunftstuben 
. genau wie auf der Ammeisterstube gehalten werden sollte, der | 
«imbs» für 6 4. Der Hauptkann, der mehr oder weniger 
forderte, zahlte 30 Schilling Strafe. An dem Schillingsbrot auf 
der Tücherstube durfte er nicht mehr als einen Pfennig ver- 
dienen. Bei gemeinsamen Essen wurden die Kosten meistens 
reportiert. Ging die Mahlzeit zu Ende, so zog der Hauptkann 
das Geld von den einzelnen Gästen ein. Gewöhnlich mußte er 
bar oder mit gutem Pfand bezahlt werden. Wer unbezahlt 

wegging, zahlte 4 den. Zahlte ein Mitglied der Gärtnerstube 
seine «ürte» nicht, so sollte der Hauptkann einen Tag warten. 
Der Schuldner, der auch dann nicht bezahlte, wurde bestraft. 
Wollte der Hauptkann oder seine Familie nicht selbst kochen, 
so sollte er einen Koch anstellen und geziemend bezahlen ohne 
Schaden des Handwerks. War für einen Imbiß ein weiterer 
Schenk nötig, so wurde dieser von der Zunft bezahlt. Der 
| Hauptkann mußte Tische, Geschirr und Handtücher waschen 
oder waschen lassen ; er durfte sie nicht mit seiner Familie 
benützen oder sie ohne Erlaubnis des Zunftmeisters wegleihen. 
Reinlichkeit war ihm zur Pflicht gemacht. Die Entlohnung des 
Hauptkannen war auf den verschiedenen Zunftstuben eine ver- 
schiedene. Gewisse Ordnungen gewähren ihm als Jahreslohn 
etwa: 3 & als Jahresgehalt, ebensoviel für Holz, 6 Schilling für 
' Salz, 3 Schilling zu einem Pelzmantel für seine Frau, Freiheit 
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von Fronfasten und Hütegeld, gelegentlich hierfür Mahlzeiten 
und Geldentschädigungen usw. Eine Ordnung vom Jahre 
452558 verbietet den Hauptkannen, fernerhin an Weihnachten 
jemanden einen Kranz aufzusetzen und an Ostern Ostereier 
einzusammeln. Ein Neujahrsgeschenk dürfe ihm gegeben 
werden. Oder es wird als Gehalt eines Zunftkannen gerech- 
net: freie Wohnung im Nebenhaus und freies Holz; dazu er- 
halt er in einer andern Stube noch 12 Schilling fir ein Winter-, 
7 Schilling für ein Sommerkleid, sodann die Asche 59. Daß diese 
nicht wertlos war, zeigt ein Zusatz, der bestimmt, die Fünf- 
männer dürften die Asche nach Belieben für das Handwerk in 
Anspruch nehmen, verkaufen und den Hauptkann sonstwie 
entschädigen. Der Verdienst eines Hauptkannes setzte sich vor 
allem aus dem kleinen, z. T. oben angeführten Gewinne bei 
der Verabreichung von Speise und Trank, der Spielkarten sowie 
aus Geldspenden zusammen, die ihnen bei der Abhaltung von Fest- 
lichkeiten auf der Zunftstube zufielen. Gewöhnlich behielt der 
Hauptkann nach großen Gelagen das übriggebliebene, ange- 
schnittene Brot für sich, ebenso Fleisch und den Wein in 
Gläsern. Manchmal geriet er dabei mit dem Koch in Streilig- 
keiten. Eine Ordnung bestimmte daher, daß die Ueberreste 
der Zunft gehörten, daß daraus das Gesinde gespeist werden 
solle und daß der Hauptkann nur nehmen dürfe, was ihm die 
Küchenmeister davon gäben. War den Stubenzünftigen oder 
sonstigen Bürgern erlaubt, auf der Stube zu tanzen, so sollte 
der Bräutigam dem Hauptkann nicht mehr als zwei Schilling 
für beide Tage geben. Dafür mußte der Zunftdiener an der 
Türe Ordnung halten. 

Nicht selten mieteten Hauptkannen die Stuben von der 
Zunft, richteten einen Wirtshausbetrieb ein und kauften Wein 
faBweise für den Ausschank. Dies wird oft verboten®. Ge- 
meinsame Geschäfte zwischen Hau/ptkannen und Zapfern waren 
untersagt. 
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Ammeisterstu be! 


wurde diejenige Zunftstube genannt, auf welcher der jeweilige 
Ammeister zünftig war. Der rege Besuch der A.stube war 
eine Ehre fiir die Stadt. Hier bewirtete sie fremde Standes- 
personen und Gesandtschaften, und hier trafen sich beim Wein 
und Abendbrot allabendlich Bürger der Stadt. Die fremden 
ehrbaren und hohen Personen kamen auf die A.stube, «das 
sie den prozeß und den geprauch der stub sehen, wie es ge- 
halten wurt». Die Barfüßer-Annalen vermerken zum Jahr 1507 
mit Stolz, daß an St. Getrudentag vier Fürsten mit sehr vielen 
Grafen und Freiherrn bei dem Ammeister «zu der Lucern» 
aßen um zu sehen, wie es auf der Herrenstube gehalten wurde. 
Schlechte Leute, «als nackete knehte oder bübesch lite», die 
auf die Stube kamen um zu zechen oder zu spielen, wurden von 
dem Küchenmeister der Stube oder den Stubenknechten aus- 
gewiesen. Es wurde auf der A.stube viel gespielt (s. Spielen 
unter «Zunftstuben»). Dabei wurden oft unehrbare Leute ge- 
duldet, teilweise des Nutzens wegen, den sie den Gästen 
brachten, indem sie die Kosten des Abends mit der Zunft oder 
gar allein trugen®. Da die achtbaren Bürger deshalb die 
A.stube mieden, erlaubte man nur noch Kartenspiel um wenig 
Geld oder Würfelspiel ohne Geld. Als aber die Spielerlaubnis 
trotzdem immer noch viele Leute anlockte, erhielten die Küchen- 
meister der Stube das Recht, solche Leute auszuweisen 3, 
Bettler, die bescheiden an der Tür warteten, sollte der Rest 
der Mahlzeiten der Stubenknechte gegeben werden4 Freitags 
spielten die Pfeifer und Trompeter auf der A.stube5, — Der 
Ammeister erhielt vom Jahre 1405 an 1 & 8 Schilling für die 
tägliche Verabreichung eines Trunks an die Scharwächter und 
für das Essentragen auf die A.stube. Im Jahre 1433 war er 
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nicht mehr verpflichtet, Essen auf die Stube zu tragen. Er 
erhielt außerdem von der Stadt zehn Körbe Kohlen für den 
Trog, an dem sich die Scharwächter in seinem Hause wärmten®. 
Der Ammeister hatte nichts an den Kosten zu tragen, die 
durch andere Leute auf der A.stube entstanden. Er bezahlte 
seinen Morgen- und Nachtimbiß wie jeder Bürger; aber für 
«obentürtin» und «Schlaftrunk» brauchte er nichts zu bezahlen, 
damit er länger auf der Stube blieb und die Gäste ihm zu 
Ehren sich auch länger auf der Stube aufhielten. Die Am- 
meister durften keine Freimahlzeiten auf ihrer Stube annehmen. 
Solche Mahle wurden öfters von Leuten veranstaltet, die mit 
dem Rat zu tun hatten?. Damit die Zunft, bei der die A.stube 
war, nicht zu sehr beschwert würde, leistete die Stadt einen 
jährlichen Zuschuß von 26 g für Holz, Knechtskleidung usw. 
Da die Zunft, deren Zunftstube zugleich A.stube war, nichts 
von der Verfügung über ihre Stube, die Stubenfreiheit ein- 
büßte, kam die Stadt für Aufbringung des Stubenzinses und 
«gebuwes» (Bauveränderungen) nicht auf; sie lieferte der Stube 
noch 50 Fuder und 1000 Wellen Holz und lieh der Stube auf 
ein Jahr ohne Zins 50—300 @ als Betriebskapital 8. 

Auf der A.stube bediente ein Knecht die Gäste: Im Winter 
leuchtete er auch dem Ammeister nach Hause. Der allzugroße 
‚ Verkehr auf der A.stube brachte aber Unordnung in die Zunft- 
kassen. Deshalb bestimmte ein ErlaB vom Jahre 1464, daß 
von seiten der Stadt ein redlicher Mann als Küchenmeister 
auf mindestens zwei Jahre angestellt werden sollte, der die 
«imbis» zu verrechnen hatte. Vierteljährlich mußte er vor 
einer städtischen Rechnungskommission Rechnung ablegen; die 
dann dem Rate vorgelesen wurde. Bei einem Defizit sprang 
die Stadt ein®. Ein Ratschlagen vom Jahre 1468 schlug vor, 
dem städtischen Küchenmeister einen zünftigen beizugeben, der 


später 8 g Lohn jährlich dafür, «das sie auf einen ammeister warten 
soltent> und daß sie Freitags aufspielten. Sie durften auch für 
sonstige Bürger um Bezahlung spielen. (Eheberg 324.) — 6 Eheberg 
94. — 7 Eheberg 455; 94. — 8 Eheberg 318, 444. — 9 Eheberg 
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vom Ammeister und seiner Zunft bestimmt werden sollte!®. 
Vom Jahre 1482 ab wurden durch Rat und Einundzwanzig 
zwei Küchenmeister vereidigt. Sie hatten die Stube mit Vor- 
. räten an Speise und Trank zu versehen, alles möglichst gut, 
billig und zeitig einzukaufen und gut aufzubewahren, nichts 
davon zu verschenken oder wegnehmen zu lassen. Sie kauften 
auch Geschirr für Küche und Tisch ein und verwahrten es mit 
ihren Knechten. Sie beaufsichtigten, damit es redlich zuging 
und der Stadt kein Schaden erwuchs. Einer von ihnen mußte 
stets «by der stuben sachen sein». Sie achteten auf die un- 
gefähre Besuchszahl der Stube, damit nicht unnötig viel ge- 
kocht wurde. Die Preise für die Mahlzeiten waren obrigkeit- 
lich festgesetzt. Im Jahre 1481 beklagten sich die Küchen- 
meister, die Mahlzeiten nicht mehr zu dem verordneten Preis 
‚von 6 „5 geben zu können!!. Die A.stube durfte soviel Wein 
einkaufen als sie wollte. Der Wein mußte verungeltet werden 1®. 
Die Ungelter hatten besonders darauf zu achten, daß kein Faß 
auf der A.stube angestochen wurde, das nicht zuvor auf der 
Ungeldkasse verungeltet war. Konnten sich die Stubenmeister 
zu Anfang ihrer Tätigkeit nicht recht mit Wein versehen, so 
‘ sollte ihnen der städtische Rentmeister drei bis vier Fuder 
Wein zum Einkaufspreis der Stadt abgeben. Den Küchen- 
meistern unterstanden eine Anzahl Knechte, so Wein-, Keller-, 
‚Küchenmeister- und andere Stubenknechte. Die Küchenmeister 
` konnten die Knechte, mit denen sie unzufrieden waren, ent- 
lassen und neue Bedienstete anstellen. Ungehorsam des Silber- 
oder Schwebelknechts 13 zeigten sie den Ammeistern an, und 
falls diese nicht einschritten, den «Fünfzehnern». Gewinn 
durften die Küchenmeister für sich nicht machen. Unter den 
Ausgaben hatten sie die Zahlungen für Speisen, Getränke, 
Geschirr, Knechtskleidung ohne Aufschlag zu machen. Vor 
Johanni und Weihnachten legten sie einer Kommission, die 


218. — 10 Eheberg 230 f. — 11 Eheberg 311. Ueber außergewöhnlich 
billige Preise auf der A.Stube vgl. Saladin, u. d. G. XXIV 279. — 
12 Eheberg 165. — !3 Vgl. M. d. G. XVIII Dacheux 174. 


— 140 — 


sich aus den «Dreiern auf dem Pfennigturm» und zwei 
Mitgliedern der «fünfzehn» zusammensetzte, Rechnung. Ueber- 
schuß und Defizit war Sache der Stadt. Als Vergütung 
hatten die Küchenmeister ihre Mahlzeiten auf der A.stube um- 
sonst und erhielten je 5 & im Jahr. 

Im 16. Jahrhundert wurde die Einrichtung der A.stube 
von den Zünften lästig gefunden. So klagt im Jahre 1573 die 
Zimmerleutezunft 15, deren Stube damals A.stube war, daß sie 
dadurch sehr beschwert würde. Die Unzufriedenheit rührte 
besonders daher, daß man schon manche Jahre unzeitig von 
und zu Tisch gegangen war. Durch das lange und späte Zehren 
ging mancher «bidermann» lieber auf andere Trinkstuben, wo 
. er schneller wieder weggehen konnte. Da man im Sommer 
erst mit Einbruch der Dunkelheit zu speisen begann, wurde 
auf der Stube nicht viel verzehrt. Das lange Tafeln verhinderte 
den Ammeister an seinem Dienst, so daß das fremde und ein- 
heimische Publikum, das ihn sprechen wollte, wegen des 
Wartens wegging und nicht wiederkam, teils kurz und barsch 
behandelt wurde. Sonntags kamen die Gäste der A.stube erst 
während der Predigt in die Kirche. Daher wurde eine neue 
Ordnung erlassen und bestimmt, daß Ammeister, Stadtemeister 
und andere Herrschaften Sonntags mindestens während des 
Predigtliedes in der Kirche zu erscheinen hätten. Ueberhaupt 
sollte kein Ammeister länger als bis 12 Uhr mittags auf der 
A.stube zu Tisch sitzen. Keine «schenke» (Bankett) sollte über 


drei Stunden dauern; allerdings sollte man des Geehrten wegen . 


nicht allzuschnell «vom disch ufplitzen». Abends mußte um 
6 Uhr angerichtet werden. Dann konnte man auch das Silber- 
geschirr der Stadt von der A.tube noch bei Tag in das Haus 
des Ammeisters zurückbringen. Es war auch häufig vorge- 
kommen, daß die Stubenknechte nach dem ersten und zweiten 
Schank einige Maß Wein aufstellten, so daß die Zehrenden 
nicht mußten, daß der Wein besonders gerechnet wurde. Da- 


14 Eheberg 367. — 15 Eheberg 608. 
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durch stellte sich der Anteil, den der Einzelne zu zahlen hatte, 
Zu hoch. Dies wurde verboten; Wein, der nach dem Essen 
getrunken wurde, mußte besonders bezahlt werden. Probe- 
weise sollte eine kleine Erhöhung der Preise eingeführt werden. 

Winckelmann!6 sagt, daß sicher bis zum Jahre 1522 jähr- 
licher Wechsel der A.stube stattfand, daß man es aber dann 
unbequem fand, daß der Ammeister jedes Jahr an einer andern 
Stelle Haus hielt und daß man deshalb das Zunfthaus zur 
Lucern, das in unmittelbarer Nähe der Pfalz lag, als Ammeister- 
oder Herrenstube einrichtete 17. 


16 a. a. 0. 603. — 17 Schmidt, Str. G. u. H. 85: «Die Laterne 
hieß noch in meiner Jugend die Herrenstube, weil da der Magistrat 
seine Gastmähler gehalten hatte.» 


Kapitel IV. 


Das Herbergswesen. 


I Herbergsmöglichkeiten. 


1. Pilger-Armenherbergen !. 


Das 1. Straßburger Stadtrecht gibt dem Bischof das Recht, 
beim Einritt in die Stadt mit einer größeren Anzahl von Pfer- 
den, diese in die Häuser einzustellen, «ubi peregrinorum so- 
lent esse hospiciay 2. Wahrscheinlich ist an das Hospital für 
Arme und Pilger in der St. Aurelienpfarrei zu denken, für das 
Dekan Engelhard von St. Thomas im Jahre 1182 eine Kapelle 
stiftete. Die «propisores capellae et hospitalis» wurden von St. 
Thomas eingesetzt. Indessen gab das Thomaskapitel diese 
Ellendenherberge schon 1225 an eine Vereinigung geistlicher . 
Schwestern weg‘. Vielleicht ist das Spital des Klosters St. 
Arbogast damit gemeint, das bei seiner günstigen Lage stets 
von zahlreichen Wanderern aufgesucht wurde. In einer Urkunde 
vom Jahre 1371 ist von ihm nur noch als einer «Infirmaria» 
die Rede. — Straßburg besaß zwei Ellendenherbergen. Da die- 
jenige in der Elisabethengasse für die Pilger nicht günstig lag, 
siedelte sie um 1360 an den Weinmarkt über. Um 1380 wurde 


1 Ueber diesen Abschnitt vgl. M. Goldberg, das Armen- und 
_ Krankenwesen des mittelalterl. Str. Fbg. Diss. 1909. S. 13£. — 2 UB. 
1473 § 91. Vgl. Register «Unbekannter Lokalitäten. — 8 UB. I 
97/98. — * Königshofen (Chron. IX 745) setzt die Stiftung ungenau 
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die zweite Ellendenherberge in der Steinstraße mit derjenigen 
am Weinmarkt vereinigt. Diese wurde im Jahre 1575 in ein 
Arbeits- und Armenhaus umgewandelt. Wenn Mone5 erwähnt, 
daß von Johanni 1584 bis Johanni 1585 in der Ellendenherberge 
14018 Personen, im folgenden Jahr. 1585/86: 41058 Leute 
gespeist wurden, so ist zu bedenken, daß die sogen. Ellendenher- 
berge ihrem eigentlichen Zweck entfremdet war, und daß die 
Kriegsunruhen in diesen Jahren ungewöhnliche Menschenmassen 
nach Str. trieben, wo sie z. T. in der Ellendenherberge von 
seiten der Stadt beköstigt wurden®. M. Goldberg sagt von der 
Verpflegung in der Straßburger Ellendenherberge ?: «Es gab 
darin kräftige Kost, wenn auch nur zweimal wöchentlich Fleisch. 
Der Wein fehlte auch hier nicht. Zwei Legate, die kurz nach 
Gründung der Herberge, 1363 und 1377, gemacht wurden, 
sollten den ausgehungert Ankommenden abends eine warme 
Speise gewähren. Eine Erbsensuppe oder prei wird den Frem- 
den jeden Abend gereicht,» 


2. Absteigequartiere der Klöster, 


Auswärtige Klöster besaßen in der Stadt Höfe, die beson- 
dere Freiheiten genossen und in denen die nach Str. kommen- 
den Aebte und Prioren abstiegen 8. Solche Freihöfe besaßen 
_ die Abteien Ebersheimmünster, Marbach, Maursmünster, Neu- 
weiler, Schwarzach, Gengenbach, Schuttern. Für die ihnen 
gewährte Freiheit hatten sie nach dem Stadtrecht «equos ad 
plaustrum vexilli» zu stellen. Daneben gab es eine Menge 
sonstiger Klosterhöfe mit den zugehörigen Oekonomiegebäuden 
in der Stadt; schon um 780 hatte das Kloster Weißenburg 
eine «casa» in der Stadt. Die Höfe auswärtiger Klöster waren 
teilweise an Einwohner in Str.. verpachtet, teils von einem 


auf 1200 fest und erklärt sie als eine solche für erbere frowen und 
closnerin von Anfang an. — 5 ZGORh I 155. — 6 M. d. G. XVIII 
34. — 7 M. Goldberg, a. a. O. 62. — 8 Str. G. u. H. 2. A, S. 85. 
— 9 II. Stadtrecht § 57. | 
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Vogt besetzt. Bischof Konrad von Str. bestätigt im Jahre 1296 
ein Statut des Klosters Maursmünster, das im Jahre 1155 im 
Tausch mit der Propstei in St. Peter einen Hof in Str. er- 
halten hatte!o, daß dieser Hof dem Vogte nicht als Herberge 
dienen dürfe. Bisher hatten Aebte, Mönche und andere Kloster- 
leute, die sich Geschäfte halber in Str. aufhielten, in fremden 
Häusern bei Klerikern und Laien übernachten, Kosten und 
Unannehmlichkeiten auf sich laden, die kanonische Regel über- 
treten müssen, weil das Haus vom Vogt und seiner Familie 
besetzt war!ı. Das Klosser Neuburg besaß schon im Jahre 1292 
einen Hof in Str., der von Eheleuten aus Hagenau bewohnt 
war!2. Im Jahre 1354 flüchtete sich der falsche Abt von 
Neuenburg, Dietrich von Kindweiler und ein Teil der Mönche 
mit gestohlenen Klosterschätzen in den Hof des Klosters zu 
Str. 18, | 
Im folgenden werden die bei Schmidt und Seyboth aufge- 
führten Höfe auswärtiger Klöster mit Nennung ihres ersten 
urkundlichen Auftretens angeführt. Es handelt sich nicht um 
eine Aufführung sämtlicher Höfe der jeweiligen Klöster, son- 
dern nur darum, festzustellen, seit wann von einem Hof der 
"betreffenden Klöster die Rede ist. 


Seyboth Schmidt Jahr 
Zu dem von. Morsmünster (ebenfalls) 1407 14 
Hof derer von Päris » 1358 
domus monast. Boumgarten — 1312 
Hof des Klosters Schuttern (ebenfalls) 1415 15 
» >» Abtes von Meigenminster > 1466 16 
Curia abatissae in Hohenberg E 1312 
Hof des Klosters in Neuburg (ebenfalls) 1374 11 
10 UB. I 85/85. — 1! UB. II 162. — 12 UB. IHI 111. Ein 


<domus monachorum de Neuenburg» in Str. wird schon 1291 
erwähat. (UB. III 80). — 13 UB. V 268. — 14 Hof des Klosters 
schon 1155 erwähnt: UB. I 85. — 15 Schulerhof 1355 (UB. 
VII 227) — 16 UB. VII 395 schon 1369. — 17 UB. lI 180 
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Seyboth ` Schmidt Jahr 
Hof der Aebtissin von Andlau _ 1466 
» der Abtei von Ebersheimmünster (ebenfalls) 1346 ı8 
Curia des Klosters St. Fides in ` > 1200 
'Schlettstadt | 
Hof der Aebtissin von Eschau —_ 1291 19 
Ebersteinmünsterhof (ebenfalls) 1422 20 
Hof des Abtes von Schwarzach » 1220 
>» » » » Stürzelbrunn » | 1292 
» > » » Gengenbach » 1394 31 
-» > » » Selz | — 1466 22 
:» > Klosters Allerheiligen — (ebenfalls) 1297: 
Curia dom. de Altdorf » 1203 38 
Hof des Abtes von Neuweiler 1. Stadt- 
| recht 
» > Stiftes Haslach .* 4546 
Itenweiler ` | 4300 24 
Mediani mon, | 1316 35 
Marbach | 1240 
Stephansfelden = 4479 


Unterlinden in Colmar 


r 


3. Absteigequartiere von Laien. 


Im Allgemeinen war es Grundsatz, daß jeder, der in der 
Stadt «Feuer und Rauch», d. h. eigenen Haushalt hatte, das 
_ Bürgerrecht erwerben mußte; tat er dies nicht, so mußte er 
bei einem «feilen Wirte» zehren und wohnen36. Die Leute 
aber, die ihre «beste und meiste husere im lande hant und 


schon 1291. — 218 Vgl. II. Stadtrecht § 57. — 19 Vgl. UB. I 14 
Anm. 1. — % UB. I 6: 762 curtim in Arg. — *! Gengenbacherhof : 
1380 (UB. VII 553). — % UB. III 294:1322. — % UB. I. 31 Anm. 
vgl. UB. I 118 Anm. — 324 UB. III 138 schon vor 1300. — % Vgl. 
Schmidt 160. — 28 Vgl. für das Folgende O. Winckelmann 
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ouch ir hofe alhie in der stat habent», sollte obige Bestimmung 
nicht berühren2”. Die Stadt hatte dies, darin der allgemeinen 
Tendenz der Städte im 15. Jahrhundert, Ausbürger nur noch 
ausnahmsweise zuzulassen, folgend, im Jahre 1433 beschlossen. 
Diejenigen Herrschaften, die auf dem Lande wohnten, in der 
Stadt daneben Häuser und Höfe als Eigentum und nicht in 
Pacht hatten, und die Bürger oder Schirmverwandte der Stadt 
waren, durften Knechte oder Schaffner in ihre Häuser setzen. 
Diese mußten Bürger und der Obrigkeit gehorsam sein. Sie 
durften bei 5 g Strafe keine andere Leute als ihre Herrschaften 
in die Häuser aufnehmen um sie zu bewirten oder zu beher- 
bergen #8. Schon im Jahre 1260 bewilligen Friedrich und 
Eberhard von Ellendorf Dietrich, ihrem Wirt zu Str. Freiheit 
von neuem Boden auf seinen Lampertheimer Gütern 29. 
Schvepflin zählt als Besitzer solcher Höfe in späterer Zeit, in 
denen die adeligen und fürstlichen Besitzer für kürzere oder 
längere Zeit wohnten, folgende Herren auf: Die Herzöge von 
Württemberg 8°, die Markgrafen von Baden 31, die Pfalzgrafen 
von Zweibrücken, die «Veltentini Principes», die Herrschaften 
von Rappoltstein 83. 2 
1 


4. Unterkunft bei Nicht-Wirten. 


Es war jedem Bürger gestattet, Freunde und Bekannte 
zu beherbergen, aber ohne Entgeld für Essen, Trinken, «geliger», 
Stallmiete und Futter. In der Stadt wohnende Soldaten be- 
durften der besonderen Erlaubnis der Obrigkeit, Freunde zu 
beherbergen. Sie dehnten die Beherbergung oft über die er- 
laubte Zeit aus 33. Erfuhr die Wirtezunft, daß sich ein Bürger 
gegen die obige Ordnung verging, so hatte sie die Schuldigen 
vorzuladen und ihnen das Versprechen abzunehmen, die Be- 


ZGORh. 1903, S. 506f. Eheberg 184. — 27 Eheberg 164. — 38 Fhg. 
Z. 159 (1505); M. O. 32 fol. 58. — 29 UB. 1459. — 8° Vgl. Winckel- 
mann, a. a. O. 509. — 31 Seyboth, Badisch-Markgr. Hof 1580. — 
s? Schoepflin II 305; ebenda in der Anm. über die topogr. Lage. 
83 1668 XXI 153. 
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stimmung nicht mehr zu übertreten. Geschah dies doch, so 
strafte die Zunft die Betreffenden um 3 & — 2/5 fielen der 
Stadt, 1/s der Zunft zu — und zeigte die Bestraften den Un- 
geltern an, «daß sie der stat ihr ungelt auch einbringen, wie 
sich gebürt»3*. Brachten die Bauersleute aus der Umgebung, 
die zu Markte in die Stadt kamen, das Futter für ihre Pferde 
mit, so durften sie die Tiere ohne weiteres bei Bürgersleuten 
einstellen. Den Landleuten durfte aber weder Speise noch 
Trank verabreicht, den Pferden kein Futter, Heu, Stroh ge- 
geben werden. Dies stand allein den offenen. Wirten zu. Die 
Räumlichkeiten, die als Gaststallung dienten, mußten zuvor 
von Ratsherren besichtigt sein, damit die Einstellung ohne 
Gefahr und Schaden geschehen konnte 35. Sehr häufig über- 
nachteten aber die Bauersleute bei Handwerkersfamilien statt 
zu offenen Wirten zu gehen 36, Das Einstellen von Tieren bei 
Nicht-Wirten war aber untersagt, wenn sie Heü und Stroh kaufen 
mußten. Der Straßburger Bürger, der Futter feil hielt, durfte 
überhaupt keine Tiere einstellen 87, Eine allgemeine Pflicht für 
die Bürger, Pferde einzustellen, galt, wenn der Kaiser oder 
König nach Str. kam: «Si autem imperator aut rex intra- 
verint, equi sui ubique hospitabuntur» 88. Niemand durfte in 
Str. «Gastung geben» sowie Leute um Geld beherbergen oder deren 
Zugtiere einstellen, der nicht zuvor ein offener Wirt geworden 
war und mit den Wirten diente. Ein solcher Bürger, der 
«Gastung» hielt, mußte das höhere Ungeld wie die Wirte und 
Gastgeber zahlen oder aber kein Wein einlegen und ihn bei 
Zapfern oder Wirten holen. Verboten war es den Bürgern, 
Fremde in Vorstädten oder in der Nähe gelegenen Ortschaften 
wie Ruprechtsau, Illkirch usw. zu beherbergen oder an sie 
kleine Häuser zu vermieten 3, untersagt war es, Bettler und 
Gesindel über Nacht zu behalten 40. 


1 


34 Fog. Z. 58. — 35M. 0. 12 fol. 320. — 36 1668 XXI 153. — 
87 Fog. Z. 1505. — 38 UB. I 473 § 92. — 39 M. O. 9fol. 10; M. 0.11 
fol. 43. — 40 1612 XVI 377. 
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Als Ausnahme der obigen Bestimmung wurde zugelassen, 
daß Professoren, immatrikulierte Studenten nicht bei offenen 
Wirten zu wohnen brauchten, sodann daß bei großem Fremden- 
zustrom, am Adolfstag, dem Stadtpatronsfest, in kriegerischen 
Zeiten, wo die Wirte nicht genügend Platz hatten, jeder Bürger 
Fremde «umb ein billiges bescheiden gelt» beherbergen, aber 
nicht Speise und Trank an sie verabreichen durfte. Auch durften 
sie während der vierwöchigen Messe und während des Jahr- 
markts die in Straßburg bekannten Kaufleute, die «aufrichtig 
Gewerb und Hantierung treiben», aufnehmen. Sie durften 
ihnen aber ursprünglich keine «imbs und ürten» geben #1, son- 
dern in deren Auftrag einkaufen und kochen. Eigenen Wein 
durften sie den Gästen nur geben, wenn er aufdas Wirts-Un- 
geld verungeltet war4?; sonst mußten sie den Wein zum Zapfen 
holen. Die Bürger, die während des MeBzeit Fremde beher- 
bergen wollten, mußten wenigstens in späteren Jahrhunderten 
bei 10 g Strafe 14 Tage vor Beginn der Messe bei den Ungel- 
tern um die Genehmigung nachsuchen. Nach Beendigung 
der Messen wurden sie nach der Zahl ihrer Gäste und 
dem Ungeld befragt. Länger als eine Woche vor und nach 
der Messe durfte von Nichtwirten nicht Herberge gewährt 
werden 48, Im Allgemeinen durften die Bürger nicht mehr 
Gäste speisen als sie beherbergten. Eine Ratsbestimmung vom 
Jahre 1617 jedoch befiehit Anmeldung beim Ungeldherrn für 
‘Leute, die nicht offene Wirte sind und während der Johannes- 
und Weihnachtsmesse Fremden, die nicht bei ihnen wohnen, 
Speise und Trank verabreichen wollen 44. Wer sich dagegen 
verfehlie, wurde wie derjenige bestraft, der ohne Erlaubnis der 
Obrigkeit eine offene Wirtschaft auftat#. Der Zwang der Ver- 
hältnisse warf diese Ordnungen beiseite, so wenn sich während 
des Bauernkriegs etwa 3000 Personen nach Straßburg flüchteten. 
Diese lagen teilweise im Barfüßerkloster, teilweise wurden sie 


aM. O. 7 fol. 163. — 421601 XXI 282. — 43 M. 0.32fol. 132. — 
44 Eheberg 675. — 45 Wstb. 245. 
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in Bürgershäuser untergebracht und von der Stadt wohl auch 
von den einzelnen Bürgersfamilien, beköstigt 46. 

| Nichtbürger, die nach ihrer Ankunft für sich um den 
Schutz und Schirm der Stadt nachsuchten, durften von Nicht- 
 wirten beherbergt werden4?. Fremde Adelige, fürstliche und. 
städtische Gesandtschaften treffen wir als Gäste in den Her- 
bergen +8. Der König und Kaiser, der die Stadt besuchte, wohnte 
bei angesehenen, wohlhabenden Bürgern. So nahm Rudolf von 
Habsburg im Jahre 1273 sowie sein Sohn Albrecht im Jahre 1300 
bei Burckhard von Mülnheim Wohnung 49, Kaiser Sigismund | 
stieg im Jahre 1414 im sogenannten Lohnherrnhof in der 
Brantgasse ab, bei seinem Besuch im Jahre 1417 in dem Hof | 
von Kirchberg, der auch «hof zu dem von Zollern» hieß 50; 1418 
bewohnte er den Hof des Klaus Spender5!. Kaiser Friedrich III. 
lag im Jahre 1442 in des Küsters Hof zum jungen St. Peter, 
«der hieß der Hiltbolt», im Jahre 1423 hatte er in demselben 
Haus gewohnt52. Sein Nachfolger Maximilian I. hielt sich 
öfters und: länger in Straßburg auf, so im Jahre 1492; im 
Jahre 1496 war er drei Wochen in der Stadt 58. In den 
Jahren 1511 und 1516 stieg er in dem Hof «zu dem von Hessen, 
dem von Brandis ab»5%. Karl V. wohnte 1552 in demselben 
Haus. 

_Im 16. Jahrhundert treffen wir eine Anzahl von. Fürstlich- 
keiten als Gäste in Herbergen bei offenen Wirten. So stieg 
im Jahre 1570 der Herzog von Mecklenburg im «Goldenen 
Schaf» ab 55, der Herzog von Bayern und Markgraf Philipp II. 
von Baden im Wirtshaus «Zum Nesselbach» 56 ; 4578 logierte 
der König Johann von Schweden auf seiner Durchreise im 
«Hirschen». 


. 46 Dacheux, M. d. G. XVIII 16. — 47M. O. 10 fol. 51. — 
48 Brucker 480. — 49 Seyboth 327. — 50 Seyboth 44. — 5! Seyboth 
176. — 52 Seyboth 8; Archiv. Chron., Code hist. II 157. — 53 Ar- 
chiv-Chron. 216. — 54 Seyboth 32, Saladin M. d. G. XXIV 301. — 
55 Chron. Büheler XIII 127. — 56 Chron. Büheler XIII 132. 


— 14150 — 


5. Schlafhäuser. 


Die sogenannten «Schlafhaushalter» in Straßburg waren 
Leute, die mit Erlaubnis der Fünfzehner und nach Einschrei- 
bung in die Freiburger Zunft Landleute: aus der Umgebung, 
die auf den städtischen Markt kamen, später! auch fremde 
Handwerksgesellen und andere Dienstboten beherbergen und 
meist auch ihre Pferde einstellen durften. Eine Ordnung vom 
Jahre 1636 verfügte, daß die Inhaber von Schlafhausern Schil- 
der auszuhängen hätten. Die Schlafhaushalter durften aber 
den Gästen keine Speisen und Getränke vorsetzen, den Pferden 
kein Heu, Stroh und Futter geben, sondern sie hierfür an die 
offenen: Wirte weisen. Auch durften sie nicht zulassen, daß 
die betreffenden Landleute Wein in Logeln, Kannen und Flaschen 
mitbrachten und tranken; denn dadurch wurden Stadt (Ungeld) 
und Wirte geschadigt?. Sie durften den Gästen kein Licht in 
‘ihr Zimmer geben, sondern hatten ihnen, wohl wegen der 
Feuersgefahr, selbst zu leuchten oder leuchten zu lassen. Den 
Gästen durften sie nicht mehr als 4 4 für Schlafgeld abnehmen, 
für ein Pferd nicht mehr als 3 Kreuzer als Stallgeld berechnen. 
Verdächtige Leute sowie Soldaten und Markedenter durften sie 
nicht aufnehmen 3. 

Die Schlafhaushalter waren bei der Freiburger Zunft ein- 
_ geschrieben, d. h. sie dienten mit Geld auf der Wirlezunft. 
Diese strafte Uebertretungen der Schlafhaus-Ordnung. Gegen- 
über den Forderungen der Wirtezunft, daß die Inhaber von 
Schlafhäusern auf ihrer Zunft auch «mit dem Leibe» zu dienen 
hätten, hielt der Entscheid der «Fünfzehner» an der herge- 
brachten Ordnung fest: da die meisten Schlafhaushalter in 
andern Zünften dienten, sollten sie meist mit dem Einkaufsgeld 
an 2 @ bei der Freiburger Zunft und doppeltem Hutgeld be- 
schwert werden. Das Einschreibegeld sollte 10 Schilling, dazu 
für den Schreiber 6 4, der jährliche Beitrag 2 Schilling be- 


1 Fbg. Z. I 67,68. — 2 M. O. 32fol. 78, — 3 Eheberg 699, 717. 
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tragen ; Strafen sollten zur Hälfte der Stadt, zur Hälfte der 
Freiburger Zunft zufallen 4. Lag die Ueberwachung über Ein- 
haltung der Schlafhaus-Ordnung in den Händen der Freiburger 
Zunft, so wachte über die Errichtung und Genehmigung neuer 
sowie die Abschaffung bestehender Schlafhäuser das Kollegium 
der «Finfzehn». So wurden im Jahre 1636, 22 bisher erlaubte 
Schlafbäuser abgetan und nur noch 13 mit Namen aufgeführte 
zugelassen. Einem vierzehnten wurde nur die Beherbergung 
von Personen, nicht aber das Einstellen von Pferden erlaubt. 
Die in diesem Jahre abgeschafften Schlafhäuser durften ihre 
Stallungen nicht weiter vermieten. Um 1700 wurden alle 
Schlafhäuser abgeschafft, weil sich viel Gesindel und schlechtes . 
Volk darin herumtrieb 5. 


6. Herbergen. 


Die eigentlichen Unterkunftsquartiere für Fremde waren die 
Herbergen und Wirtshäuser der offenen Wirte und Gasthalter. 
Die Gasthalter durften keinen Wein über die Gasse und kein 
Pfennigwert geben. Weinschenker durften niemanden um 
Lohn beherbergen’. Der Aufenthalt der Fremden bei frühern _ 
Wirten war im allgemeinen unbeschränkt; denn die Stadt 
verlor dabei weder Ungeld noch sonstige Einkünfte®s. Im 
Interesse des städtischen Ungelds durften die Wirte ihren 
Gästen nicht gestatten, in Flaschen mitgebrachten Wein in 
den Herbergen zu trinken. Wir finden, daß Gäste teilweise 
für längere Zeit bei ihnen wohnten (vgl. unsere sog. Pensionen). 
Im ältesten Tucherbuch (1400—143410) findet sich folgende 
Bestimmung : Kam ein Wollschlagerknecht nach Straßburg, um 
bei einem Meister Wolle zu schlagen, so durfte er sein Hand- 
werk ausüben, brauchte aber trotzdem nicht in die Zunft ein- 
zutreten, wenn er «an einem feylen Würte zu zehrende lag» 


4 Fbg. Z. I 64. — 5M. O. 34 fol. 56. — 6 1604 XXI 301, 330. 
— 71620 XXI 242. — 8M. O. 7fol, 278. — 91668 XXI 15% 
— 10 Schmoller, a. a. O. 29. 
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und keine eigene Haushaltung hatte. Bei offenen Wirten hatten 
die Vertreter fremder Kaufleute aus Städten, die in Straßburg 
zollfrei waren, zu wohnen. Diese Faktoren hielten sich dauernd 
in der Stadt auf, wo sie für ihre Herren im Kaufhaus kauften 
und verkauften. Sie waren, da sie bei dem lebhaften Handel 
Zollfreiheit genossen von der Stadt nicht gern gesehen. Daher 
verbot die Obrigkeit den Herbergswirten, den Filialleitern, die 
bei ihnen wohnten, eine Preisermäßigung zu gewähren. Aus 
demselben Grund durften diese fremden Kaufleute keinen 
Bürger, sondern nur Fremde, welche die Kaufgelegenheiten 
weniger gut kannten, als «nachboten» halten, bei keinem Bürger, 
der nicht Wirt war, wohnen!!. Die offenen Herbergen kamen 
besonders auch für das «Einlager» in Betracht. Aus unsern 
Urkunden sind hierüber kaum Tatsachen zu gewinnen. Bauern, 
die einen Bürger mißhandelt hatten, mußten so lange in Strab- 
burg bei offenen Wirten wohnen und zehren, bis sie die 
Strafe bezahlt hatten!?. Wie Fremde wurden diejenigen Ein- 
wohner hinsichtlich der Beherbergung behandelt, die innerhalb 
festgesetzter Zeit das Bürgerrecht nicht erwarben. Diejenigen, 
die das Bürgerrecht aufgaben, aber noch ihre Wohnung in der 
Stadt hatten, mußten binnen eines Monats wieder das Bürger- 
recht erwerben, wenn sie nicht bei feilen Wirten wohnen 
wollten. Ein Bürger, der nicht Wirt war und solche Leute 
beherbergte, wurde um 5 @ gestraft!3. 

Das gegenseitige «Abspannen und Abpraktizieren» der 
Gäste war im mittelalterlichen Gewerbebetrieb verboten. Den 
Wirten war untersagt, Fremde und Soldaten schon vor den 
Stadttoren durch bestellte Leute an sich zu locken. Gasthalter 
und Vermittler, die. dagegen fehlten, wurden in Strafe ge- 
nommen 14. 

Die offenen Wirte wie die übrigen Bürger und deren Ge- 
sinde wurden gewöhnlich vor bevorstehendem Fremdenzustrom, 


11 Eheberg 380. — 12 UB. IVs, 8. 31. — 13 Eheberg 456. — 
14 M. O. 6 fol. 142. Vgl. Löper, Gesch. des Verkehrs in Elsaß-Lothr. 
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so vor der Messe und vor Turnieren, besonders ermahnt, die 
Gäste gut aufzunehmen und zu beköstigen. Der Rat sorgte, 
daß Metzger, Bäcker und Fischer mit Fleisch, Brot, Fischen 
hinreichend versehen waren. Beleidigungen der Gäste durch 
die Wirte wurden geahndet!5. Namentlich durften die Wirte — 
und Wirtinnen die Gäste nicht übernehmen. So setzt der Rat 
für das Turnier im Jahre 1390 als Taxe für den Imbiß 1 Schil- 
ling fest, 10 4 für einen Knechteimbiß. Für ein Pferd sollte 
nicht mehr als 8 4 berechnet werden, für einen Sester Hafer | 
40 4, für Stroh und Heu für eine Nacht und einen Tag 4 4. 
Der Gast, der sein «mol» bei dem Wirte nahm, brauchte nur 
freiwillig eine Entschädigung für das Nachtlager dem Wirte 
oder seinem Gesinde zahlen 16. 

Die Bestimmung für die Fremden, nur bei offenen Wirten 
abzusteigen, wurde vielfach ‚übertreten, indem die Fremden | 
sofort bei ihrer Ankunft oder auch nachträglich in Stifter, 
‘Klöster, zu Geistlichen und Laien zogen. Besonders kehrten 
fremde Geistliche auch späterhin so gut wie ausschließlich in 
Stiftern und bei Standesgenossen ein, Studenten wohnten schon 
vor der Immatrikulation bei offenen Wirten, Calvinisten, die 
in Wolfisheim zum Abendmahl gingen, übernachteten zuvor bei 
Straßburger Glaubensgenossen!?, Durch diese Uebertretungen 
verlor die Stadt an Ungeld; in bedrängten Zeiten drohte durch 
Verletzung der Gesetze allgemeine Gefahr?8, 

Es ist unmöglich, mit Bestimmtheit alle wirklichen döden 
Herbergen nachzuweisen. «Herberge» dient als Bezeichnung 
für ein «Haus zum Uebernachtbleiben für Fremde» wie fir 
«Wohnung» überhaupt!9. So sprechen die Straßburger Urkunden 
z. B. von der Amtswohnung der städtischen Beamten wie des 
Kaufhausherrn, der Ratsboten usw. als «Herberge» %. Dasselbe 
gilt von dem lateinischen Ausdruck : «hospicia» 21. Ferner wird 


Anhang Nr. 11. — 15 Löper, a. a. O. 109. — 16 UB. VI 318. — 
17 1668 XXI 158. — 18 M. O. 71£0l. 47. — 19 Vgl. Kluge, Etymol. 
Wbeh. 7 A. 205. — 20 Eheberg, Nr. 10 8 63, 117 usw. — ?! Vgl. 
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nicht selten «Wirtshaus» statt «Herberge» geschrieben. Ein 
Verzeichnis der Wirtshäuser 3? in Straßburg führt 93 Häuser 
auf, scheidet aber nicht zwischen Wirtshäusern und Herbergen ; 
zudem läßt sich eine bedeutende Anzahl nicht als Wirtshäuser 
nachweisen%3. Ein zweites Verzeichnis? aus dem Jahre 1482 
zählt 36 Wirte, darunter zwei Wirtinnen auf, die als Herbergs- 
wirte anzusehen sind. Im 16. Jahrhundert scheinen wenig 
neue Herbergen entstanden zu sein. Im folgenden werden die 
Herbergen nach den Angaben von Ch. Schmidt und Seyboth 
mit der am frühsten nachweisbaren Jahreszahl ihrer Existenz 


aufgeführt: | 
Ch. Schmidt . Seyboth Jahr 
Bippernasch 1247 
Rappen 1306 
Zum guldin Schoffe 1312 
Zu dem Capete (ebenfalls) 1320 
Zu dem Wahsmanne 1325 
Zur Wannen 1335 
, Zum Swederiche 1338 
Zu dem Boume 1347 
Zum Vogelsang 1348 
Zur Kannen 4357 
Zu dem Rade Zu dem Rade 1364 
Des Sempaches Hus | 1365 
Zu dem Nesselbach 1366 
Zum Horn 4303 
Zur Spangen 1393 
Zu St. Pülte Zu St. Pülte 1398 
Zu dem Hirzhorn (ebenfalls) 1399 
Zum Hirzen 1400 


Boos, Städtekultur IV 71. — 22 Abgedruckt bei Brucker 590, 591. 
Fünf Wirtshäuser sind weggelassen. — 33 Vgl. Brucker 590, Anm. 
— % Brucker 566. Brucker ließ: claus zum roten löwen und guldin 
schoff. 
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Ch. Schmidt Seyboth Jahr 
Zum Rindesfuß 4400 
Zum Stall (ebenfalls) 1401 
Zum Dannenfels - 41402 
Zum Sternenberg | 4403 
Zum roten Löwen 4403 
Zu dem Löwen am Berg 1407 
(Löwenberg) 

Zur Kuh | 1410 
E Zum Pflug 1410 
Zu Goltburg 1424 
Salmen ` : (ebenfalls) | | 1427 
| ` Zur Kronen 1427 
Sidenfaden 1430 
Zu. Zu dem Schulzen 1434 
Zum Tiergarten Ä 1438 
Zum hl. Geist 1440 
Zu dem Struße . 1444 
Zum Wolf (ebenfalls) 1446 
Zur Ackes 1448 
Zum Grien, spater 1448 

Truwen 
Zum Pfauen (ebenfalls) 1448 
Zum Löwenstein 1449 
Zum Bock (ebenfalls) 1457 
Zum Gertenfischer 1466 
Zum growen Mann 1466 
Zur Linden 1466 
Zum guldin Ringe 1468 
Zum guldin Schaf 1478 
Zum Sternenberg 1479 
Zum wilden Mann | 1479 


Zur alten Pfalz 1479 © 
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Ch. Schmidt Seyboth Jahr 

Zum antvogel a 1488 
Zu dem Sternenberg 1492 

Zu der Kronen 1509 

Zum Vogelsang 4513 

Zum Pflug 1580 
Zum goldenen Beren 7 1580 


Zum Steinmetzen | | 4580 


7. Warenbeherbung. 


Im Jahre 1358 wurde das Straßburger Kaufhaus am Salz- 
hof eröffnet, im Jahre 4389 erweitert. Vor dem Jahre 1358 
fuhr der Kaufmann mit seinem Karren «in weles wirtes . hus 
er wolte» 35. Königshofen bemerkt hierzu: «und geschah im 
dicke schaden von stelende und von ander Dingen». Im Kauf- 
haus waren die Waren sicherer aufgehoben als in den Herbergen; 
zudem durfte im Kaufhaus und Zollkeller kein Gut mit gericht- 
lichem Beschlag belegt werden 26. Vor allem konnte die Obrig- 
keit durch die Einrichtung des Kaufhauses verbotenen Zwischen- 
handel wirksam ausschalten; denn in Herbergen und Wirts- 
häusern war viel gehandelt worden. So sollten in offenen 
Wirtshäusern ohne geschworene Unterkäufer nicht mehr Klein- 
odien und Kleider verkauft und heimlich erworben werden. Ein 
Ratsmandat verbietet, in einer Herberge Käse «uf merschatz» 
“(zum Wiederverkauf) zu kaufen?”. Auch die Bürger halten 
ihre Waren aufs Kaufhaus zu bringen ; wollten sie dieselben 
nach Hause nehmen, so zahlten sie eine Abgahe%. Die Kauf- 
leute mußten anfangs mit Gewalt gezwungen werden, ihre 
Waren in das Kaufhaus zu führen 39%. Keinem Wirt war es 
gestattet, fernerhin Waren bei sich aufzunehmen ; sondern 
diese mußte er bei Tag auf das Kaufhaus führen heißen. Kein 
Unterkäufer noch sonst jemand durfte für jemanden Waren 


25 Königshofen 744. — 26 UB. V 708. — 27 UB. V. 1048. — 
28 UB. V 1007 § 45, Eheberg 680. — 29 Coll. Specl. XIV 66. 


f = (57) 


auBerhalb des Kaufhauses kaufen und verkaufen; der Kauf- 
hausherr durfte Kauf und Verkauf von großen und kleinen | 
Waren außerhalb des Kaufhauses nicht zulassen®. In der 
MeB-Ordnung vom Jahre 1415 wurde aber die Erlaubnis ge- 
geben, für die vierwöchentliche Zeit der Messe die Waren in 
beliebige Wirtshäuser zu führen®!. Am Tage nach Schluß der _ 
Messe hatten die Wirte bei 5 @ Strafe den Gästen zu gebieten, 
ihre Waren innerhalb acht Tagen ins.Kaufhaus zu führen. 
Geschah dies nicht, so mußten sie die Säumigen dem Kauf- 
hausherrn anzeigen, damit der Zoll der ‚Stadt nicht entzogen 
würde. Für die Waren, die nach Beendigung der Messe aufs 
Kaufhaus kamen, aber nicht verkauft wurden, brauchte kein 
Hutgelt bezahlt werden. Wer in einem Wirtshaus oder anderen 
Bürgerhaus während der Messe von dorthin gebrachtem Tuch 
aus Brabant und Flandern kaufte, zahlte von jedem Tuch 4 4 
Abgabe, der Verkäufer nichts. Wer daselbst graues oder weißes 
Tuch aus Trier, Mainz, Köln usw. kaufte, gab pro Tuch 2 4. 
Der Wirt «oder hinter weme das lit», erhielt von diesen Ab- 
gaben die Hälfte; die andere Hälfte fiel der Stadt zu. 

Die Wirte, die vor Errichtung des Kaufhauses Kaufleute 
mit deren Waren beherbergten, mußten schwören, den Zoll 
für den bischöflichen Zollkeller «zu bewarende» $2. Daher ver- 
langte Bischof Friedrich nach Beendigung des Achtkrieges im 
Jahre 1393 u. a. von der Stadt, daß die Wirte der Stadt dem 
Bischof zu schwören hätten, «alle zolle» von ihren Gästen an- 
zuzeigen, «als sich das denne heischet». Sie sollten verhindern, 
daß der Zoll dem Bischof entzogen werde 38. 


Il. Fremden polizei. 


i 1. Anmeldung. 
Eine Verordnung vom Jahre 1490% spricht davon, daß 
‚Gasthalter und Wirte oft versäumt hätten, ihre Fremdenlisten 


rn 


30 UB. V 1041, Eheberg 26 8 66. — 31 Abgedr. bei Löper, 
a. a. 0. 210. — 38 UB. V 383. — 33 UB. VI 412 8 42. — 3i M. O. 
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allabendlich dem regierenden Ammeister einzureichen. Spätestens 
eine Viertelstunde nach Läuten der Torglocke am Abend hatte 
die Anzeige zu geschehen. Blieb ein Gast mehrere Tage, so 
mußte sein Name und Stand trotzdem jeden Abend dem 
Ammeister gemeldet werden 3%. Die Wirte, bei denen Räte 
von Herrn und Städten Herberge nahmen, sollten von ihren 
Gästen «zuhtiglich» zu erfahren suchen, ob sie im Auftrag 
ihrer Herrn und Städte nach Str. kämen. War dies der Fall, 
so teilten die Wirte dies den Ratsboten mit, die daraufhin den 
Gästen städtischen Ehrenwein «schenkwin» brachten3. Kam 
ein Bauer, dem der Aufenthalt in der Stadt wegen einer Gewalt- 
tat verboten war, in ein offenes Wirtshaus, so mußte ihn der 
Wirt sofort anzeigen 37, 

Die Stadt bestellte Leute, die auf die Befolgung der An- 
meldepflicht fleißig aufpassen, manchmal auch Haussuchungen 
‚vornehmen mußten. Mit dem Beginn des dreißigjährigen 
Krieges wurden die Maßnahmen wegen Fremdenpolizei durch- 
gehend verschärft. Gasthalter und Wirte mußten jetzt Namen 
und Herkunft ibrer Gäste eine halbe, später eine Stunde nach 
deren Ankunft, also nicht erst abends, dem regierenden 
Ammeister anzeigen. Außerdem waren die Fremdenlisten abends 
wie vorher einzureichen. Wer einen Gast verschwieg, zahlte 
10 g Strafe. Zugleich wurde angeordnet, daß alle Fremden 
und durch die Stadt reisenden Personen an den Stadttoren 
nach Namen, . Ausgangspunkt und Ziel der Reise und ihrem 
Absteigequartier gefragt werden sollten. Es wurde ihnen ein 
Musketier beigegeben, der sie durch die Stadt oder bis in das 
Wirtshaus zu begleiten hatte, aber nichts fordern durfte. Er 
erhielt von dem Torwächter einen Zettel mit dem Namen des 
Reisenden, den er nach Begleitung des Reisenden ins Wirtshaus 
dem regierenden Ammeister ablieferte. So war die Obrigkeit 
über alle Fremden unterrichtet, die durch die Stadt zogen. _ 


12fol. 20. Vgl. M. O. 2 fol. 144. — 35 1668 XXI fol. 153. — 36 Ehe- 
berg 450. — 37 UB. IV, 31. — 38 M. O. 7fol, 196, 223. 
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Wie die Wirte hatten auch die übrigen Bürger, Laien 
wie Geistliche, die Fremden, welche sie behergten, dem 
Ammeister anzuzeigen 39.‘ Der Bürger, Schutzverwandte, Ein- 
wohner, der einen Gast nach Torglocke nicht mit Nennung 
des Vor- und Zunamens, Standes, der Konfession dem Ammeister 
angemeldet hatte, zahlte 5 æ Strafe und hatte sein Bürger- 
recht verloren“. Allabendlich hatte die Meldung klar und 
deutlich auf einem anständigen Zettel zu geschehen. Solche 
Anmeldeformulare sind uns noch erhalten 42, Entsprechend der 
Kontrolle bei den Wirten war sie auch hier durch Haus- 
visitation der Zunftschöffen eingeführt#. Eine Pflicht zur 
Anmeldung bestand nach der eingangs genannten Ordnung 
vom Jahre 1490 nicht, wenn es sich um Bauersleute handelte, 
die zum Markte schon tags zuvor kamen. Ihr Pferd durfte ohne 
weiteres eingestellt werden. Der Eigentümer des Pferdes mußte 
bei demselben bleiben. Die verschärfte Fremdenpolizei während 
des dreißigjährigen Krieges verbot, Nichtbürger, die in keinem 
Schirmverhältnis zur Stadt standen, aber durch Vorzeigung 
glaubwürdiger Papiere bewiesen, die Erlaubnis der städtischen 
Obrigkeit, in Str. zu bleiben, erhalten zu haben, ohne beson- 
dere Erlaubnis des Ammeisters aufnehmen. Indem man dem 
Ammeister die zugezogenen Fremden anzeigte, hatte man die 
Erlaubnis des Ammeisters zur Beherbergung noch nicht. Durch 
die einfache Anmeldung hatte sich der Fremdenzuzug beträcht- 
lich gesteigert. Dadurch stiegen die Preise der Lebensmittel, 
in der Stadt riß Unordnung ein. Der Bürger, der kein feiler 
Wirt war, bedurfte jetzt besonderer Genehmigung, wenn er 
einen Gast über zwei Tage beherbergen wollte. Die Beherber- 
gung bei offenen Wirten konnte uneingeschränkt lange dauern, 
da die Stadt dabei nichts am Ungeld und sonstigen Einkünften 
verlor. | 


89 M. O. 8fol. 70. — 40 M. O. 7 fol. 163. — 41 M. O. 32 fol. 78. 
— 42 M. O. 12 fol. 868. — 43 M. O. 8 fol. 68, Eheberg 741. — 44 M. 
0. 7 fol. 278; M. O. 9 fol. 62. 


Im Interesse der Sicherheit und Nichtüberfüllung der Stadt 
besonders in kriegerischen Zeiten beschränkte die Stadt den 
Aufenthalt für Fremde in gewissen Zeiten und untersagte für 
einzelne Klassen von Gästen die Beherbergung durch Wirte 
und sonstige Bürger. Bei Beginn des großen Städtekrieges 
1380—88 gebot der Rat allen Fremden, welche weder Bürger 
waren noch ihren Lehensherrn in der Stadt hatten, bei schwerer 
Strafe unverzüglich die Stadt zu räumen und in die Vorstädte 
zu ziehen!, Die Wirte und sonstigen Bürger durften nieman- 
den beherbergen, der ihnen nicht bekannt war?. Landleute, 
die sich nicht mit Vorräten für Jahr und Tag versehen hatten, 
mußten die Stadt binnen einer Woche verlassen®. Eine Ver- 
ordnung um 1400 gestattete den wegen Kriegsgefahr ausge- 
wiesenen 'Landleuten, das in die Stadt geflüchtete Gut in der 
Stadt zu lassen, wenn sich Bürger dafür verbürgten. Diese 
Bauern erhielten dann einen Stempel auf ihre Kleider gedrückt. 
Strenge bestraft wurden diejenigen Leute, die wider das Verbot 
blieben oder ohne Zeichen kamen. Derjenige Straßburger, der 
solche Leute beherbergte, zahlte 100 & und ging zehn Jahre 
in die Verbannung“. Untersagt war den Einwohnern der Stadt 
auch in friedlichen Zeiten «argwöhnische» bewaffnete Leute 
aufzunehmen, die ihre Pferde ließen, Harnische nicht ablegten 
und ihre Armbrust in Bereitschaft hielten5. Solche Leute 
mußten sofort der Obrigkeit angezeigt werden®. Eine Verord- 
nung vom Jahre 1501 untersagte den Wirten, Landsknechte 
länger als eine Nacht zu beherbergen. Dann mußten sie die 
Soldaten auffordern, die Stadt zu räumen. Gehorchte der Soldat 
nicht, so hatten ihn die Wirte beim Ammeister anzuzeigen. 
Im Jahre 1602 wird den Soldaten nur. erlaubt, nur in offenen 
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2. Ausweisung aus der Stadt. Verbot, Fremde zu beherbergen. 


ı UB. VI, 240. — 2 Königshofen 852. — 3 Brucker 232. - 
* Eheberg 362, 366. — 5 UB. IV: 40 § 67. — 5 M. O. 13 fol. 74. 
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= Wirtshiusern einzukehren?, Starke, verdächtige Bettler 
durften überhaupt nicht in die Stadt gelassen werden ; die Be-. 
herbergung von Bettlern, lästigen Gesellen war den Bürgern 
verboten 8. Wirte und Wirtinnen in Stadt und Vorstädten 
durften keine einheimischen und fremden Dirnen über Nacht 
behalten, sondern sie im Sommer beim großen Ave Marialäulen, 
im Winter um 8 Uhr aus dem Hause weisen, sie keines- 
falls nachts einlassen. Solche Personen hatten oft keine 
eigene Wohnung und trieben sich tagsüber in Wirtshäusern, 
Stuben und Gassen herum ®. 


8. Verantwortlichkeit der Wirte für die Gäste. 


Die Wirte waren für das Betragen ihrer Gäste mitverant- 
-wortlich. Sie hatten die Fremden aufzufordern, lange Messer 
wegzulegen. Unterließ der Wirt diese Pflicht, so zahlte er 10 
Schilling Strafe. Behielt der Gast trotz der Aufforderung des Wirts 
seine Waffe, so hatte ihn der Wirt aus dem Hause zu weisen ; 
der Wirt der den Gast behielt, zahlte 2 # Strafe1o, Der Wirt, 
der seinen Gast mit Panzer aus seinem Haus gehen ließ, wurde 
ein Jahr verbannt. Er konnte auch nicht die Schuld auf sein 
Gesinde schieben, da er dies über die Ratsordnungen zu be- 
lehren hattet, Der Wirt, der einem wegen eines Vergehens 
verfolgten Bauern mit Pferden oder sonstigen Mitteln zur Flucht 
“verhalf, wurde mit 5 @ und fünf Jahren Verbannung bestraft 12. 
Während eines Aufruhrs oder eines Brandes mußten Wirte und 

Gasthalter beim Erschallen der Feuerglocke ihren Gästen den 
Grund mitteilen, damit diese das Haus nicht verließen!s. Die 
Gäste hatten in den Herbergen zu bleiben bezw. dorthin zu 
gehen, damit die Bürger bei der Löscharbeit ‚nicht gestört 
würden 14, 


1M. 0.7 fol. 269. — 8M. O. 7 fol. 197; 1612 XXI 377. — 9 Brucker 
466, 565. — 10 Eheberg 421, UB. IV, 10. — 1 UB. IVs, 34. — 
12 UB. IVs 30, 31. — 13 Brucker 153. — 14 Brucker 30, Eheberg 
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4. Städtische Wachorgane., 


Während der Meßzeit wurde eine besondere «taghut» ein- 
gerichtet, die von nachmittags 3 bis 10 Uhr in Stadt und Voi- 
städten besonders vor Wirtshäusern, Stuben und andern Orten, 
wo Gastereien und Gesellschaften abgehalten wurden, patroul- 
lierten, um Streitigkeiten zu verhüten. Eine weitere Abteilung 
hatte von morgens früh 4 Uhr bis abends zu wachen 15. Zug- 
gleich waren für die Nacht neben den Scharwächtern besondere 
Ratshüter eingerichtet, die in Herbergen und Wirtshäusern 
anklopften und nachsahen, ob Ruhe herrschte !6. 


453, Code hist. II 265. — 15 Eheberg 614. — 16 Eheberg 615. 


Verras von J. H. ED. HEITZ (HEITZ & MUNDEL). 


20. 


21. 


Die Festung Bitseh von Hermann Irle. Dritte vermehrte Auflage 
mit einem Anhange enthaltend die Umgebung von Bitsch. Mit 2 Ansichten 


und Plan von Bitsch, nebst Karte der Umgegend. 52 S. 1 50 
Band V. 

Ritter Friedrich Kappler. Ein elsässischer Feldhauptmann aus 

dem 15. Jahrhundert von Theodor Vulpinus, VIII u. 111 S. 3 —- 


22. Die Annexion des Elsass dureh Frankreich und Rückblick 


23. 


89. 
40. 


41. 
42. 


33 S. 2 
. Die Geschichte und Verfassung des Chorherrenstifts 


1 
. Beitr 


auf die Verwaltung des Landes vom Westphälischen Frieden bis zum 
Ryswicker Frieden (1648—1697) von Hermann Freiherr von Mül- 
lenheim u. von Rechberg. 73 S. 2. Aufl. 2 50 
Die politischen Verhältnisse und Bewegen en in Strass- 
bur am Elsass im Jahre 1789 von Dr. Manfred Eimer. hda 
u. 1 ; i _ 
Die Beziehungen König Rudolfs von Habsburg zum Elsas 
von C. Gössgen. 48 S. l 1 50 
Das Bergbaugebiet von Markirch von E. Hausser. Mit einer 
Karte. 48 S. 2. verm. Aufl. 1 50 


Band VI. 


Matthias Erb, ein elsdssischer Glaubenszeuge aus der Reformationszeit. 
Auf Grund archivalischer Dokumente von Dr. H. Rocholl. 36 S. 1 20 
Strassburg als Garnisonstadt unter dem ancien régime von 
Oberlehrer Karl Engel. VII u. 146 S. Mit 6 Kartenskizzen. 4 50 
Die Fahnen der sah date ed Bürgerwehr im 17. Jahrhundert 
von Joseph Gén y. VIII u. 47 S. Mit 12 farbigen Fahnenabbildungen. 4 — 
Der oberelsässische Winterfeldzug 1674.75 und das Treffen 
bei Türkheim. Nach archivalischen Quellen bearbeitet von v. 
Kortzfleisch. Mit 2 Kartenbeilagen. VIII u. 178 S. 3 50 
Der Pfarrer Georg Jakob Eissen, seine Freunde und seine Zeit- 
genossen. Ein Strassburger Zeitbild aus dem 18. Jahrhundert. Auf Grund 
urkundlichen Materials zusammengestellt von Dr. E. Hoepffner. Mit 
einer Silhouette. VI u. 127 S. — 


Band VII. 


. Die Herrschaft Rappoltstein. Ihre Entstehung und Ent- 
gy a 


wickelung von Rudolf Brieger. 78 S. 2 
Die Sesenheimer Lieder. Eine kritische Studie von Dr. Th. Maurer. 


Thann, nach archivalischen Urkunden bearbeitet von Dr. jur. Karl 
Scholly. VIII u. 204 S 


; 8 — 
. Bemerkenswerte mittelalterliche Schenkungen im Elsass 


von E. Herr. VIII u. 82 S. 


. Die Verfassung und Verwaltung der Stadt Ensisheim im 


16. Jahrhundert von Wilhelm Beemelmans. IV u. 9 S. 2 50 
| Band VIII. 


zur SERBPLSOHOR Lage und Frage von Dr. PaulGrün BEER 
| ige zur Geschichte der Markgenossenschaften und 

der Haingeraiden im Mittelrheingebiete von Dr.C.Mehlis. 
Erste Abteilung. VI u. 90 S. Mit 3 Abbildungen. 3 50 


. Chronik von Hunaweier. Ein elsässisches Kulturbild aus vergangenen 


Tagen. Nach den Urkunden herausgegeben von E. Tschaeche. VII u. 
115 S. Mit 1 Abb. 3 — 
Paulus Beck von Strassburg und seine Schicksale. 1705 bis 
1778 von Th. Renaud. Mit einem Porträt 79S. 3 = 
Magister Johann Reinhard Brecht: Historischer Berich 
von der Religions-Veränderung in Düttlenheim i686. 
Ein Beitrag zur elsässischen Kirchengeschichte unter der Regierung 
Ludwigs XIV. Herausgegeben von Rudolf Reuss. 32S. 150 


Band IX. 


Untersuchungen über die Standesverhältnisse . elsissi- 
scher Klöster von Georg Wagner VII u. 37 S. 3 50 
Das ehemalige Frauenkloster Sindelsberg. Urkundenbuch 
mit einleitenden historischen Untersuchungen von E. Herr. V u. 256 S. 12 — 


x 


Vertac von J. H. ED. HEITZ (HEITZ & MÜNDEL). 


43. Aus dem Leben eines strassburger Kaufmanns des 17. u. 
18. Jahrhunderts. «Reiß-Journalund Glücks- und Ungliicksfalle» von 
Johann Eberhard .Zetzner (1677—1735). Nach der ungedruckten 
Originalhandschrift im res mit Anmerkungen herausgegeben von 
Rudolf Reuß. XI u. 235 S 

44. Die Optionsfrage in Elsass-Lothringen. Eine volkerrechtliche 
Studie ven Dr. A. Gérardot. 

45. Quellenkritische und verfassungsgeschichtliche Beiträge 
zur Geschichte der Mark Maursmünster im Elsass von 
Fr. Nieschlag. Mit einer Karte. IX u. 98 S. 3 — 


Band X. 


46. Ulrich Obrecht und die Anfänge der französischen Prätur 
in Strassburg (1684-1701) von Alb. Metzenthin. VIII u. 190 S. 


47. Die Pläne einer Wiedergewinnung Elsass-Lothringens in 

den Jahren 1814 und 1815 von Rob. Brendel. XV und 232S. 10 — 

48. Weinhandel und Wirtsgewerbe im mittelalterlichen Strass- 
burg von Ernst Bender. VII und 102 S. 

49. Die Politik der Stadt Strassburg am Ausgange des Mittel- 

alters in ihren Hauptzügen dargestellt von Karl Stenzel. 

(Unter der Presse.) 


Weitere Hefte sind in Vorbereitung. | 
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Streifzüge und Rastorte im Reichslande nud den angrenzenden 
Gebieten. 


1. Dor Kaiserstuhl, von C. Mündel. Zweite Auflage von: Die Strassen- 
bahn Sırassburg-Markolsheim nebst Ausflügen in den Kaiserstuhl. Mit 
4 Lichtdruckafeln, 6 Abb. im Text und 1 Karte. 
2. Das Wasgaubad Niederbronn und seine umgebung, Von W. 
Kirstein. Mit 11 Illustrationen und 1 Karte. 2. Aufl. 
3. Wanderungen im Breuschtale Von G. Kruh öffer. Mit zahl- 
reichen Illustrationen. t 
4. Rappoltsweiler, das Carolabad und Umgebung. Von M. Kube. 
Mit einem einleitenden Gedicht von W. Jensen. Mit 16 Illustrationen 
und einer Karte. 3. vermehrte Aufl. I 
5. Das Münstertal. Ein Führer für Touristen, hrsg. yon der Sektion 
Münster des Vogesenkl. Mit6 Abb. u. 4 Routenkarten. 2. verb. Aufl. 1 — 
6. Zanorn und Umgebung. Ein Führer für Fremde und Einheimische 
Dr. Hans Luthmer. II. Aufl, herausg von der Sektion Zabern des 
Vereenklubs, bearh. von Dr. Friedr. Wündisch. Mit 14 Illustr. 1 02 
7. Der Donon und seine Altertümer von Dr. O. Bechstein. Mit 
3 Illustrationen. 1— 
8. Drei-Aehren und die Vogesen zwischen Münster- und 
BaySSrSDergsr Tal bis zur Strasse Sulzern-Urbeis von 
Franz. I. Teil. Drei-Aehren, Umgebung und die Seite des Mün- 
lee Mit einer Karte und einer Illustration. 150 
9. Ein Gang über das Schlachtfeld von Wörth von Dr. Wi ‘Th. 
Matthäi. Mit einer Karte enthaltend sämtliche Denkmäler. 1 — 
10. Drei-Aehren und die Vogesen zwischen Münster- und 
Kaysersberger-Tal bis zur Strasse Sulzern-Urbeis von 
Dr. Franz. Il. Teil. Seite des Kaysersberger Tals. Mit 1 Karte und 
2 Illustrationen. 15 
il. Führer für Reichenweier und Umgebung. Herausgegeben 
v. d. Vogesenklub-Sektion Reichenweier. M. 16 Illustr u.3 Karten. 1 50 
12. run für Barr und Umgebung. I. Teil. Nähere Umgebung ah 
erbig. 12 
13. Führer für Barr und Umgebung. Il. Teil. Odilienberg, Hohwald 
und weitere Umgebung von M. Herbig. Mit einer Kartenskizze. 1 20 


Weitere Hefte in Vorbereitung. byw 
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